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54. Sitzung

Berlin, Freitag, den 16. Januar 2026

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen, alle zusammen! Alle sind gut gelaunt; 

das freut mich sehr. Die Sitzung ist eröffnet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe die Tages-
ordnungspunkte 25a und 25b auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 
2023/2854 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Dezember 2023 
über harmonisierte Vorschriften für einen 
fairen Datenzugang und eine faire Daten-
nutzung sowie zur Änderung der Verord-
nung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 
(EU) 2020/1828 

Drucksachen 21/2998, 21/3508
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der EU-Verordnung über 
europäische Daten-Governance (Daten- 
Governance-Gesetz – DGG) 

Drucksache 21/3544
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung (f) 
Innenausschuss 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, und für die Bundesregie-
rung hat der Bundesminister für Digitales und Staats-
modernisierung, Herr Dr. Karsten Wildberger, das Wort. 
Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Karsten Wildberger, Bundesminister für Digita-
les und Staatsmodernisierung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Stellen Sie sich eine Produk-
tion bei einem Automobilzulieferer vor: Hunderte Senso-
ren überwachen jede Komponente, Vibration, Tempera-
tur, Verschleiß. Die Daten wären Gold wert. Man könnte 
Ausfälle vorhersehen, bevor sie passieren, Wartungen 
planen, Verfügbarkeit und Produktivität erhöhen. Doch 
diese Daten bleiben beim Maschinenbauer – verschlos-
sen. Der Zulieferer zahlt teure Servicegebühren, während 
alternative Wartungsverfahren draußen bleiben müssen. – 
Daten, die Ausfälle verhindern können, dürfen nicht hin-
ter Schloss und Riegel liegen.

Oder nehmen Sie ein mittelständisches Unternehmen, 
das vor fünf Jahren seine IT in die Cloud verlagert hat! 
Inzwischen sind die Kosten explodiert, der Service ent-
täuscht, aber ein Wechsel ist praktisch unmöglich. Die 
Daten sitzen so tief im System, dass ein Umzug Hundert-
tausende Euro kosten würde. Das Unternehmen ist ge-
fangen im Cloud Lock-in. Die Cloud darf kein Käfig 
sein – wer zahlt, muss wechseln können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wenn wir über Europas digitale Zukunft sprechen, 
sprechen wir in Wahrheit über eine einfache Frage: 
Wer kann Daten nutzen und wofür? – Und ich sage Ihnen: 
Das wollen wir hier in Deutschland, in Europa. Denn 
Daten sind heute das Rohmaterial für bessere Produkte, 
effizientere Prozesse, neue Services. Daten sind die 
Grundlage für Wohlstand, Wachstum und Jobs. Aber 
viel zu oft liegen sie dort, wo sie entstehen, hinter einer 
Wand – technisch vorhanden, wirtschaftlich wertvoll, 
aber praktisch nur sehr schwer zugänglich. Genau hier 
setzen zwei europäische Verordnungen an, die man zu-
sammendenken muss: der Data Governance Act und der 
Data Act.
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Der Data Governance Act ist das Fundament. Er soll 
Vertrauen und Ordnung schaffen, mit klaren Regeln, wie 
Daten sicher geteilt und wiederverwendet werden können 
und zwischen Unternehmen, Forschung und öffentlichem 
Sektor auch geteilt werden. Er setzt Leitplanken für Da-
tenräume, stärkt neutrale Vermittler und soll Kooperatio-
nen einfacher machen. Vertrauen ist die Währung der 
Datenökonomie.

Der Data Act ist der Hebel für die reale Wirtschaft und 
soll Daten nutzbar machen – für Wettbewerb, für Innova-
tion, für neue Geschäftsmodelle. Er soll Fairness in den 
Zugriff auf Daten bringen, besonders bei vernetzten Pro-
dukten, Maschinen und in der Cloud. Wer ein Gerät nutzt, 
soll nicht um die eigenen Nutzungsdaten bitten müssen, 
und wer digitale Infrastruktur einkauft, soll Anbieter 
wechseln können, ohne in Abhängigkeiten festzustecken.

Beide zusammen senden die klare Botschaft: Wir wol-
len in Europa nicht nur Daten schützen, sondern auch 
Daten sinnvoll nutzbar machen – sicher, fair und skalier-
bar. Darum geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ganz wichtig ist mir, dass der zusätzliche bürokrati-
sche Aufwand und der Nutzen in einem gesunden Ver-
hältnis stehen und dass die Umsetzung hinsichtlich Auf-
wand, Zeit und Pragmatismus genau diese Möglichkeiten 
für Wertschöpfung auch eröffnet. Überbordende Büro-
kratie darf nicht der Preis für Innovation sein.

Die beiden Rechtsakte, die ich gerade skizziert habe, 
müssen nun in Deutschland national umgesetzt werden. 
Mit den beiden Entwürfen für Durchführungsgesetze 
übersetzen wir die europäischen Vorgaben innovations-
freundlich in deutsches Recht, ohne Gold-Plating. Ich 
setze mich mit dem neuen Ministerium, dem BMDS, 
dafür ein, dass Gold-Plating und Sonderlocken ein Ende 
haben. Ich setze mich dafür ein, dass EU-Recht so 
schlank und innovationsfreundlich wie möglich national 
umgesetzt wird, eben ohne Goldrand und ohne Sonderlo-
cken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Im Kern geht es bei den beiden Entwürfen zur natio-
nalen Umsetzung darum, klare Zuständigkeiten zu schaf-
fen. Im Vordergrund steht die Beratung von Unternehmen 
und öffentlichen Stellen, um ihnen eine Orientierung im 
Umgang mit den europäischen Vorgaben zu bieten.

Der Entwurf für das Durchführungsgesetz zum Data 
Act benennt die Bundesnetzagentur als Aufsichtsbehör-
de. Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit übernimmt eine Sonderzuständig-
keit für alle datenschutzrechtlichen Fragen von Unterneh-
men im Anwendungsbereich des Data Act. Damit ma-
chen wir einen ersten Schritt, die Datenschutzaufsicht in 
unserem Land zu vereinfachen. Uns ist bewusst, dass es 
hier Vorbehalte bei Ländern und Landesdatenschutz-
behörden gibt. Es geht uns nicht darum, Datenschutz auf-
zuweichen, sondern darum, ihn zu vereinfachen und da-
durch Innovationen zu befördern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir schwächen Datenschutz nicht, wir machen ihn prak-
tikabel.

Auch der Entwurf für ein Durchführungsgesetz zum 
Digital Governance Act sieht die Bundesnetzagentur 
als zuständige nationale Aufsichtsbehörde vor. Sie wird 
diese Funktion für Datenvermittlungsdienste wahrneh-
men. Die Bundesnetzagentur ist hierfür die richtige Stel-
le. Sie hat große Erfahrungen im Bereich der Datenregu-
lierung. Daneben soll das Statistische Bundesamt zu- 
ständige Stelle und zentrale Informationsstelle für die 
Weiterverwendung geschützter Daten des öffentlichen 
Sektors werden.

Meine Damen und Herren, auch nach Inkrafttreten 
dieser Durchführungsgesetze werde ich genau hinschau-
en: Stehen Bürokratieaufwand und Innovationsmöglich-
keiten in einem gesunden Einklang? Werden die Daten 
ausschließlich für diejenigen nutzbar, für die sie vorgese-
hen sind? – Und wir werden uns ansehen, ob Data Act 
und Data Governance Act in der Praxis auch nutzer-
freundlich, pragmatisch und zeitlich ambitioniert aus-
geführt werden. Gesetze sind nur so gut wie ihre Umset-
zung. Denn am Ende geht es genau darum: dass aus gut 
umgesetzten Regeln Innovation entstehen kann.

Die Forderung der Marktteilnehmer ist klar: Die Be-
stimmung der zuständigen Aufsichtsbehörden soll rasch 
kommen, damit es losgehen kann. Es ist unser Ziel, dass 
unsere Wirtschaft loslegt und damit Wohlstand und Ar-
beitsplätze gesichert werden.

Mehr Datennutzung heißt: mehr Ideen, mehr Wachs-
tum, mehr Jobs. Sehr geehrte Damen und Herren, helfen 
wir dabei! Ich freue mich auf Ihre Beratungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat nun Herr Abgeordneter 

Dr. Michael Kaufmann das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Geehrte Kollegen! Sehr geehrter 

Herr Minister Wildberger! Liebe Bürger da draußen im 
Land, wenn Sie heute zuhören, erleben Sie live, wie de-
mokratische Entscheidungen durch Brüsseler Verwaltung 
ersetzt werden. Denn worüber wir heute reden, ist längst 
beschlossen – nicht von Ihnen, nicht von uns, sondern 
von einer EU, die Parlamente zur Kulisse degradiert.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Was machen 
denn eigentlich Ihre Abgeordneten in Brüs-
sel? – Gegenruf des Abg. Tino Chrupalla 
[AfD]: Sie kontrollieren!)

Ich sage Ihnen jetzt, worum es hier geht. EU-Debatten 
erschlagen einen ja meist schon durch ihre Titel. Aber das 
passt zur EU: kompliziert, intransparent und möglichst 
weit weg vom Menschen.
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Wir sprechen heute über zwei europäische Verordnun-
gen zum Umgang mit Daten, den Data Act und den Data 
Governance Act, und über ihre Einbindung in deutsches 
Recht. In Wahrheit gilt natürlich: Wir binden hier nichts 
mehr ein, wir nicken nur noch ab. Inhaltlich sind beide 
Verordnungen längst geltendes Recht. Die EU hat ent-
schieden, und weder die deutschen Bürger noch wir als 
ihre gewählten Vertreter haben noch irgendetwas zu sa-
gen.

(Zuruf der Abg. Saskia Esken [SPD])
Keiner der Redner heute wird noch etwas an diesen EU- 
Vorgaben ändern.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch auch einfach gar nicht!)

Diese systematische Entmachtung der Parlamente 
sollte man bei jeder neuen EU-Verordnung mitdenken.

(Beifall bei der AfD)
Wer das zu Ende denkt, versteht auch, warum wir als AfD 
darauf bestehen: Die Souveränität gehört zurück in die 
Hände der Nationalstaaten und der Bürger.

(Beifall bei der AfD)
Der Data Act regelt unter anderem, dass Nutzer von 

datenerfassenden Geräten wie Autos, Medizingeräte und 
vieles andere Anspruch auf ihre Daten haben. Er ver-
pflichtet Anbieter, diese Daten so bereitzustellen, dass 
ein Austausch zwischen Diensten möglich ist. Das klingt 
gut, und die Beispiele, die Sie, Herr Minister Wildberger, 
genannt haben, die auch die EU nennt, sind natürlich 
vernünftig. Aber das lässt sich durch eine ganz klare 
und einfache Regel herstellen.

Der Data Act geht aber noch viel weiter. Er erlaubt 
Behörden auch, unter bestimmten Umständen den Zu-
gang zu diesen Daten zu erzwingen – Stichwort „Not-
lagen“. Genannt werden Naturkatastrophen und Pande-
mien. Spätestens hier sollten bei jedem freiheitslieben- 
den Menschen die Alarmglocken schrillen. Wer aus den 
Jahren 2020 bis 2022 irgendetwas gelernt hat, weiß: 
„Notlage“ ist kein Ausnahmebegriff mehr, sondern ein 
politisches Allzweckwerkzeug.

(Beifall bei der AfD – Ronja Kemmer [CDU/ 
CSU]: So ein Unfug!)

Und selbst ohne Notlage: GPS-Daten zur Verkehrs-
steuerung und Bewegungsprofile zur Effizienzsteuerung 
werden zu Vorwänden für immer weiter gehenden Daten-
zugriff. Wer glaubt, Regierungen seien immer nur edel, 
hilfreich und gut, der mag hier entspannt bleiben. Alle 
anderen haben allen Grund zur Sorge.

Der Data Governance Act setzt nun noch einen drauf. 
Er regelt den Zugang zu den bei Unternehmen gespei-
cherten Daten und führt eine neue Bürokratie ein, so-
genannte Datenmittler, also Treuhänder zwischen Daten-
gebern und Datennutzern. Das klingt technisch, ist aber 
hochpolitisch. Wer dabei an die Rolle von NGOs denkt, 
liegt vermutlich richtig. Und wer weiß, wie neutral diese 
von der Regierung bezahlten Organisationen sind und 
agieren, der weiß auch, was das in der Praxis bedeutet: 
Neutralität auf dem Papier, Ideologie im Alltag.

(Beifall bei der AfD)

Ja, es ist sinnvoll, ungenutzte Daten für Forschung und 
Wirtschaft verfügbar zu machen. Davon kann unsere Ge-
sellschaft profitieren,

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Hört! Hört! – 
Zuruf der Abg. Ronja Kemmer [CDU/CSU])

zum Beispiel, wenn medizinische Daten für die For-
schung nutzbar gemacht werden. Doch dafür braucht 
man keine zusätzliche Behörde. In der politischen Reali-
tät ist das hoch riskant. Wir leben in einer Welt, in der 
Regierungen immer wieder bewiesen haben, dass sie 
Macht ausdehnen, wenn man sie lässt.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Ihre Freunde in 
Russland zum Beispiel!)

Genau deshalb ist bei dieser Verordnung höchste Wach-
samkeit geboten.

(Beifall bei der AfD)
Unproblematisch ist alles, was freiwillig mit klaren 

Regeln geschieht. Hoch problematisch ist alles, was mit 
Zwang durchgesetzt wird. Wenn Behörden auf Daten zu-
greifen können, sobald sie nur laut genug „Notlage“ rufen 
oder nebulös vom Gemeinwohl sprechen, dann ist das 
kein Fortschritt, dann ist das eine Einladung zum Miss-
brauch.

(Beifall bei der AfD – Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU]: Haben Sie schon mal was von 
Gerichten gehört, die das überprüfen?)

Und wenn der Zugang zu Daten am Ende von staatlich 
zertifizierten Datenmittlern abhängt, dann ist das keine 
Neutralität, sondern politische Steuerung durch die Hin-
tertür. Wir kennen dieses Spiel ja längst von sogenannten 
Trusted Flaggern und einschlägigen NGOs. Glaubt ernst-
haft jemand, ein von der Regierung abhängiger Daten-
mittler handele hier neutral?

Doch es gibt noch eine andere wesentliche Kritik: Data 
Act und Data Governance Act regulieren etwas, was 
heute schon marktwirtschaftlich funktioniert und was 
sich mit einfachen Regeln weiter ausbauen lässt, ganz 
ohne Einfluss des Staates. Genau das passt aber offenbar 
einigen Verantwortlichen in der EU nicht.

Deshalb wird bei der Bundesnetzagentur eine neue 
Unterbehörde entstehen. 14,6 Millionen Euro kostet al-
lein die Einrichtung; jährlich folgen 1,13 Millionen Euro 
bei der Bundesnetzagentur. Hinzu kommen 2,4 Millionen 
Euro jährlich beim Statistischen Bundesamt, dazu Dut-
zende hochbezahlte Stellen. Und wissen Sie was? Diese 
Experten stehen nicht auf der Straße. Die werden vom 
Staat bei Unternehmen abgeworben. Dieser Bürokratie-
aufbau kostet nicht nur Steuergelder, sondern entzieht der 
Wirtschaft dringend benötigte Fachkräfte.

(Beifall bei der AfD)
Und dabei wird es nicht bleiben. Die Behörde wird 

eine Kette von Datenbeauftragten in den Firmen, staatli-
chen Zertifizierungsstellen usw. nach sich ziehen. Büro-
kratie beschäftigt sich selbst und vermehrt sich unkon-
trolliert weiter.

Doch alle unsere Bedenken nützen sowieso nichts 
mehr. Die Verordnungen gelten bereits – vorgegeben 
von einem Brüsseler Moloch, der das nationale, von 
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den Bürgern gewählte Parlament nur als Staffage betrach-
tet. Wir entscheiden heute nicht über Inhalte, wir ver-
walten Fremdbestimmung. Ein nationales Parlament mit 
dem Spielraum eines Stadtrats: Das ist nicht nur traurig, 
das ist beschämend.

(Beifall bei der AfD – Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU]: Machen Sie doch mal die Kom-
munalpolitiker nicht so verächtlich!)

Auch wir als AfD sagen: Natürlich braucht das digitale 
Zeitalter klare Regeln für den Umgang mit Daten. Richtig 
gemacht schaffen sie Wohlstand, Wissen und Fortschritt. 
Diese Regeln müssen den Zugriff nach marktwirtschaft-
lichen Prinzipien möglichst unbürokratisch gewähren 
und Missbrauch nach menschlichem Ermessen verhin-
dern. Die vorliegenden Verordnungen erfüllen diesen An-
spruch nicht. Es wird Bürokratie geschaffen für etwas, 
das auch ohne Eingriff des Staates funktioniert.

Sehr geehrte Abgeordnete, lassen Sie uns diese Bevor-
mundung nicht hinnehmen! Bundeskanzler und Digital-
minister haben sich den Bürokratieabbau auf die Fahne 
geschrieben. Lassen Sie uns dieses Stück EU-Bürokratie 
an den Absender zurückverweisen! Lassen Sie uns ge-
meinsam diskutieren, was unser Land wirklich voran-
bringt!

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Ja, das ist ja 
toll! – Steffen Bilger [CDU/CSU]: Davon ha-
ben wir gerade nicht so viel gehört! – Zuruf der 
Abg. Ronja Kemmer [CDU/CSU])

Ich spüre – in solchen Debatten wird mir das immer 
wieder klar –, wie sehr dieses Land eine politische Wende 
braucht. Wir müssen wieder Vernunft über Ideologie stel-
len, Freiheit über Kontrolle, Souveränität über Fremd-
bestimmung.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Das waren 
neun Minuten Ideologie bei Ihnen!)

Dafür stehen wir.
Und deshalb sage ich am Ende ganz klar: Es ist Zeit, 

dass Deutschland wieder Politik im Interesse der eigenen 
Bürger macht. Machen wir Deutschland wieder stark!

Danke. 
(Beifall bei der AfD – Ronja Kemmer [CDU/ 
CSU]: Mein Gott! – Dr. Konrad Körner [CDU/ 
CSU]: Ein Armutszeugnis!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete 

Dr. Carolin Wagner das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Werte Gäste auf den Tribünen! Wir sehen 
hier mal wieder: Die AfD verweigert sich einfach der 
Aufgabe, Datennutzungen und Datenzugänge ordentlich 
zu regeln. Das ist ein bisschen komplizierter und kom-
plexer. Das dann gleich als „Bürokratiemonster“ ab-
zustempeln, ist ein Vorgehen, das von der AfD immer 
wieder gern kommt. Sie entwirft Horrorszenarien, und 

am Ende wird nichts geregelt. Denn das ist es, was den 
großen Techkonzernen in den USA am meisten hilft. Die 
Verbindungen kennen wir ja zur Genüge. Von daher muss 
ich einfach sagen: Es war schon sehr trostlos, Herr Kauf-
mann, Sie hier zu hören, ohne Vorschläge, ohne eigene 
Initiativen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, heute Morgen haben viele 
von uns schon Daten erzeugt, ohne darüber nachzuden-
ken: Die Smartwatch hat den Puls gemessen, die Wasch-
maschine hat den Stromverbrauch berechnet, und der 
Sprachassistent hat das Wetter vorgelesen. Die Frage ist 
aber: Wem gehören diese Daten eigentlich, den Men-
schen, die das Gerät nutzen, oder dem Konzern, der das 
Gerät oder die Software liefert? Genau diese Frage be-
antwortet der EU Data Act.

Seit September 2025 finden nun die meisten Regeln 
dieses Data Acts in der Praxis Anwendung. Es ist ein 
zentrales Versprechen Europas für einen fairen Zugang 
zu Maschinendaten, für mehr Wettbewerb in der Cloud, 
für stärkere Rechte für Nutzerinnen und Nutzer von ver-
netzten Produkten und für neue Chancen für Mittelstand, 
Start-ups und Forschung. Kurz: Der Data Act ist ein gutes 
digitalpolitisches Regelwerk. Er bringt Datenschutz, In-
novation und Wettbewerb in ein sorgfältiges Gleichge-
wicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieses Gleichgewicht droht auf europäischer Ebene 
derzeit zu bröckeln. Das erkennt man, wenn man sich 
ansieht, was im Digital-Omnibus teilweise drinsteht – 
nicht nur in Bezug auf den Data Act.

In dieser ganzen Debatte sollten wir nicht vergessen, 
wie hart um diese europäischen Regelwerke, den AI Act, 
die DSGVO und den Data Act, gerungen wurde und wie 
stark die EU weltweit hier als Vorreiter gilt. Andere Län-
der ziehen da nach und sehen in diesen EU-Regelwerken 
ein klares Vorbild. Wir als SPD sagen deswegen klar: Wir 
sind bereit, Harmonisierungen und Klarstellungen in den 
verschiedenen Digitalregelwerken voranzubringen und 
auch an der einen oder anderen Stelle nachzubessern. 
Aber zentrale Schutzmaßnahmen dürfen nicht einfach 
unter dem Deckmantel der Vereinfachung relativiert wer-
den. Dagegen sperren wir uns. Die digitalen Grundrechte 
sind unbedingt zu schützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Jeanne 
Dillschneider [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein Beispiel, wo wir uns ein Nachsteuern anschauen 
müssen: beim Data Act etwa bei der Frage, ob die Vor-
gaben des Data Acts die Wahrung von Geschäftsgeheim-
nissen zwischen Unternehmen als Geschäftspartner so 
regeln, dass sie einerseits Datenzugänge ermöglichen, 
aber andererseits Geschäftsmodelle nicht ad absurdum 
führen.

Meine Damen und Herren, neben dieser Debatte zum 
Digital-Omnibus gilt es aber eben auch, auf nationaler 
Ebene jetzt das vorliegende Durchführungsgesetz zügig 
im Bundestag zu beschließen.
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Gut ist, dass die Bundesnetzagentur – der Minister hat 
es erläutert – als zentrale Anlaufstelle dienen soll. Ein 
Ansprechpartner für Verbraucherinnen und Verbraucher: 
Das ist richtig und sinnvoll und aus der Perspektive der 
Bürgerinnen und Bürger gedacht.

Im parlamentarischen Verfahren sollten wir uns noch 
anschauen, ob wir konkretisieren können, dass die 
BNetzA während der gesamten Dauer eines Beschwerde-
verfahrens als Ansprechpartner gilt. Das hat sich in ande-
ren Bereichen schon als sehr gut erwiesen. Und wichtig 
wird sein, die BNetzA auch mit den angemessenen Res-
sourcen auszustatten. Da dürfen wir nicht pauschal aus 
dem Gedankengang der Verschlankung ansetzen, sondern 
müssen wirklich gucken, die Struktur so aufzusetzen, 
dass sie funktioniert.

Die Kritik hinsichtlich der BfDI als alleinige Daten-
schutzaufsichtsbehörde, die zu hören ist, hat der Minister 
angesprochen. Den Bereich personenbezogener Daten 
gesondert zu regeln, ist richtig. Ein enges Abstimmen 
zwischen der BfDI und der BNetzA wird da ganz essen-
ziell sein.

Und wir müssen eben auch schauen, dass wir hier im 
Zusammenspiel mit den Landesdatenschutzbehörden, die 
eben im Rahmen der DSGVO zuständig sind, keine un-
nötigen Überschneidungen und keine fragmentierten Zu-
ständigkeiten schaffen. Deswegen werden wir uns die 
Stellungnahmen dazu in den Gesprächen im weiteren 
Verlauf ganz genau anschauen und sie überprüfen. Darauf 
freuen wir uns.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun Frau Abgeordnete 

Jeanne Dillschneider das Wort. Bitte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jeanne Dillschneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-
nister Wildberger! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Hier 
heute, Freitag um 9 Uhr, über Daten und Datennutzung zu 
sprechen, erscheint auf den ersten Blick vielleicht tro-
cken, aber das ist es nicht.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Das ist super!)

Die Nutzung von Daten ist in Wahrheit eine große geopo-
litische Machtfrage unserer Zeit. Es geht darum, wer die 
Daten hat, wie sicher sie sind, wer auf sie zugreift, und 
auch, wer diesen Zugriff verhindern kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das fängt bei den Datenkabeln in der Tiefsee an und 
geht bis zur Satellitenkommunikation im All. Aber es 
betrifft auch die digitalen Daten, die eine vernetzte Insu-
linpumpe oder ein Blutdruckmessgerät erhebt. Wir erzeu-
gen unaufhörlich Daten in Autos, Smartphones oder auch 
Smarthomes. Wer von Ihnen heute Morgen schon seine 
Joggingstrecke mit der Smartwatch getrackt hat, seine 

Heizung mit dem Smartphone eingeschaltet hat oder 
sein Auto geladen hat, der hat allein bis zur Plenarsitzung 
geschätzt schon mehr als 20-mal seine Daten geteilt.

Daten offenbaren alles über uns Menschen, und des-
wegen sind sie auch Machtinstrumente, ob sie nun einen 
direkten Bezug auf uns ermöglichen oder auch nur da-
durch, dass man sie miteinander kombiniert. Die Verfüg-
barkeit und der Schutz dieser Daten sind nicht nur eine 
Frage der Regulierung, sondern auch eines starken euro-
päischen Markts, der Innovation und Fortschritt fördert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber nur wer Zugang zu diesen Daten hat, kann auch 
an diesem Fortschritt teilhaben. Genau darum geht es bei 
diesen beiden Datengesetzen, über die wir heute beraten.

Der Data Act gibt uns Menschen ein Stück Entschei-
dungsmacht über unsere erzeugten Daten zurück. Ich 
kann entscheiden, dass die Werkstatt Daten aus meinem 
Auto zur Reparatur verwenden kann, aber auch, dass ein 
Start-up diese Daten für die Weiterentwicklung des auto-
matisierten Fahrens nutzen kann. Mithilfe der Daten aus 
der elektrischen Zahnbürste können Ersatzteile ent-
wickelt, aber auch die Forschung zu Zahngesundheit 
oder Karies unterstützt werden. Die Daten aus dem digi-
talen Blutdruckmessgerät können zur Forschung an Herz-
krankheiten verwendet werden.

Dank des Data Acts können wir Daten aber auch von 
einer Cloud in die andere transferieren, und das ist nicht 
nur praktisch, sondern ein zentraler Baustein für unsere 
digitale Souveränität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir verringern damit die Abhängigkeit von einzelnen 
Anbietern, entscheiden selbst über unsere digitalen Res-
sourcen und stärken damit auch den Wettbewerb.

Der Data Governance Act geht weitere Baustellen an. 
Viele sensible, aber wichtige Daten bleiben ungenutzt, 
weil öffentliche Stellen, Unternehmen und Organisatio-
nen nicht sicher sind, wie sie diese Daten teilen können. 
Das Gesetz beschreibt jetzt nicht nur, wie man diese 
Daten teilen kann, es schafft auch die Infrastruktur für 
neutrale Vermittler und gemeinwohlorientierte Datennut-
zung. Beispielsweise ist das schnelle Teilen von Echtzeit-
daten in Katastrophenfällen wie Waldbränden oder Hoch-
wasser ein Gamechanger für unsere Rettungskräfte, und 
es ist für mich unerklärlich, wie man dagegen sein kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darüber, ob diese Verordnungen am Ende wirklich 
unseren Unternehmen und unserer Gesellschaft helfen 
oder doch nur chinesische Großkonzerne davon profitie-
ren, entscheidet jetzt die nationale Durchführung. Denn 
für unsere Unternehmen ist entscheidend, ob es klare 
Ansprechpartner, Rechtssicherheit und Unterstützung 
gibt. Deswegen muss die nationale Durchführung auch 
gezielte Unterstützung durch Kampagnen und Schulun-
gen für kleine Unternehmen einplanen. Gibt es die nicht, 
stärken wir mit den Gesetzen nur die Starken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Es ist gut, dass der Entwurf mit der Bundesnetzagentur 
eine einheitliche Aufsichtsbehörde vorsieht; aber die 
Bundesnetzagentur muss auch die ausreichenden Res-
sourcen und das Personal bekommen. Die veranschlagten 
Mittel halte ich bisher nicht für ausreichend; denn wir 
lernen auch gerade beim Digital Services Act: Wir brau-
chen nicht nur eine einheitliche Stelle, es muss am Ende 
auch jemand ans Telefon gehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kritisch sehe ich auch, dass die Bundesregierung plant, 
die Zuständigkeit für den Datenschutz beim Data Act 
zentral an die Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit zu übertragen. KMU müss-
ten sich für DSGVO-Fragen, wenn es also um den Schutz 
personenbezogener Daten geht, an die Landesdaten-
schutzbeauftragten wenden, für Fragen, die den Data 
Act betreffen, aber an die BfDI. In der Praxis, in der 
wir ja Doppelstrukturen und Rechtsunsicherheit verhin-
dern wollen, lässt sich das nicht immer sauber trennen. 
Wir dürfen die Stärke der Landesdatenschutzbeauftragten 
als etablierte Ansprechpartner vor Ort nicht verschenken. 
Daher werden wir uns jetzt auch im weiteren Verfahren 
und in den Verhandlungen dafür einsetzen, dass sich die 
Durchführungsgesetze an den Bedarfen unserer Unter-
nehmen und auch des europäischen Markts orientieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, faire Datennutzung 
ist eine Gestaltungsfrage unserer Zukunft und keine tech-
nische Spielerei. Der Data Act und der Data Governance 
Act geben uns die Werkzeuge, Macht fair zu verteilen, 
den Markt zu stärken, Vertrauen herzustellen und unsere 
digitale Souveränität zu sichern. Nutzen wir sie!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete 

Sonja Lemke das Wort. Bitte.

(Beifall bei der Linken)

Sonja Lemke (Die Linke):
Sehr geehrte Zuhörende! Frau Präsidentin! Wir spre-

chen heute über den Data Act und den Data Governance 
Act, beides schon auf EU-Ebene beschlossene Verord-
nungen, die jetzt in die Umsetzung gebracht werden.

Beim Data Act geht es um Daten, die von IoT-Geräten 
erhoben werden, also von Kühlschränken, Fernsehern, 
Smartwatches, Autos und weiteren Geräten, die fleißig 
Daten sammeln und an den Hersteller senden. Auf diese 
Daten sollen Nutzer/-innen jetzt immerhin zugreifen kön-
nen.

Aber weil der Data Act rein wirtschaftlich gedacht ist 
und eben nicht den Menschen im Fokus hat, gibt er den 
Nutzer/-innen nicht das Recht, komplett über ihre Daten 
zu verfügen. Sie haben eben nicht das Recht, den Her-
steller aus der Erhebung der Daten auszuschließen und 
sie nur bei sich zu verarbeiten. So bleiben die meisten 
IoT-Geräte kleine Spione im Wohnzimmer. Dabei sollte 

es doch eigentlich selbstverständlich sein, dass ich, wenn 
ich etwas kaufe und bei mir in die Wohnung stelle, auch 
frei darüber verfügen kann.

(Beifall bei der Linken)
Die zweite Verordnung, der Data Governance Act, soll 

die Bereitstellung von Daten vereinfachen. Dabei geht es 
insbesondere auch um Daten des öffentlichen Sektors. Es 
geht darum, wie er Daten bereitstellt, aber der Data Go-
vernance Act spezifiziert nicht, welche.

Und da ist es umso auffälliger, was alles nicht mit der 
Umsetzung des Data Governance Acts angegangen wird. 
Im deutschen Recht gibt es zwar theoretisch eine Pflicht 
zur Bereitstellung bestimmter Daten als Open Data, aber 
keinen einklagbaren Rechtsanspruch. Ein Rechtsan- 
spruch könnte aber endlich dafür sorgen, dass Informati-
onspflichten nicht nur auf dem Papier stehen, sondern 
Transparenz wirklich gelebt wird.

Schon die Ampel hat sich das vorgenommen und dann 
verschleppt. Jetzt steht es im Koalitionsvertrag, aber vor-
gestern im Ausschuss sagte die Bundesregierung nur, 
dass das leider keine Priorität hat. Also werden mal wie-
der vier Jahre vertrödelt. Das kann es doch wirklich nicht 
sein!

(Beifall bei der Linken)
Apropos „verschleppen“: Genauso ist es dem längst 

überfälligen Transparenzgesetz ergangen. Mit einem 
Transparenzgesetz müssen staatliche Informationen pro-
aktiv zur Verfügung gestellt werden. Das heißt, Dinge 
kommen nicht erst ans Licht, weil irgendjemand fragt 
und Informationen im Zweifel freiklagt, so wie es jetzt 
gerade beim Informationsfreiheitsgesetz der Fall ist, son-
dern Informationen müssen direkt proaktiv veröffentlicht 
werden. Das stärkt Demokratie und Teilhabe.

Das Informationsfreiheitsgesetz wird dadurch weiter-
entwickelt und gestärkt, ein Gesetz, das jetzt schon viel 
für Demokratie und Transparenz getan hat. Zum Beispiel 
kennen wir den Ampelentwurf zum Transparenzgesetz 
nur deshalb, weil er mit diesem Gesetz freigeklagt wurde. 
Den hat die Bundesregierung jetzt leider ganz begraben, 
und selbst für eine Weiterentwicklung des IFG, so wie es 
im Koalitionsvertrag steht, gibt es leider keine Ressour-
cen.

Doch das ist vielleicht auch ganz gut so. Wir erinnern 
uns: Im Koalitionsvertrag stand während der Verhand-
lungen die Abschaffung des Informationsfreiheitsgeset-
zes im Raum, reingeschrieben von Philipp Amthor, des-
sen Lobbyaktivitäten im Mandat für seinen eigenen 
finanziellen Vorteil aufgeflogen sind, eben genau durch 
dieses Gesetz.

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: So ein Unsinn! 
Frechheit, sowas!)

Es war also der Versuch, Gesetze, die einem nicht passen, 
mal eben in Gutsherrenmanier abzuschaffen.

Erst durch massiven Protest ist dieser Satz rausgeflo-
gen. Stattdessen steht dort: Wir wollen das Informations-
freiheitsgesetz reformieren.

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Und zwar völlig 
zu Recht!)
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Angesichts dieser Vorgeschichte muss man das wohl 
als Drohung verstehen.

(Beifall bei der Linken – Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU]: Sie haben dem Bundesrech-
nungshof nicht zugehört!)

Denn die Koalition hat kein Interesse an Transparenz 
oder einer informierten Zivilgesellschaft. Das sieht man 
auch daran, dass immer mehr Ausschüsse nicht öffentlich 
tagen. Das sieht man auch daran, dass unser parlamenta-
risches Fragerecht immer mehr missachtet wird. Immer 
öfter wird die Antwort verweigert; immer öfter antwortet 
die Bundesregierung bei Themen mit irgendeinem Si-
cherheitsbezug nicht nur nicht öffentlich, sondern gleich 
gar nicht. Dabei ist doch auch parlamentarische Kontrolle 
ein Grundpfeiler unserer Demokratie.

(Beifall bei der Linken – Steffen Bilger [CDU/ 
CSU]: Das hat sich verbessert im Vergleich zu 
früher! Verbessert!)

Und dass die Bundesregierung kein Interesse an öffent-
licher Kontrolle hat, sieht man auch an der Umsetzung 
des Data Acts und des Data Governance Acts. Denn als 
Aufsichtsbehörde wird die Bundesnetzagentur einge- 
setzt, diejenige Bundesnetzagentur, der immer mehr Auf-
gaben zugewiesen werden, wie die Umsetzung der KI- 
Verordnung und des DSA, alles wichtige EU-Gesetzge- 
bungen, die unsere Rechte gegen die Techgiganten durch-
setzen soll, während sie gleichzeitig kaum mehr Stellen 
bekommt. So auch hier: Weder die 20 Stellen für den 
Data Act noch die sechs Stellen für den Data Governance 
Act sind im Haushalt hinterlegt.

Und auch das Statistische Bundesamt soll ja künftig 
Stellen dabei unterstützen, den Data Governance Act um-
zusetzen. Aber bis es die Stellen dafür hat, ist 2029. Ein 
Gesetz, das seit 2023 gilt, soll dann also vielleicht, wenn 
nichts mehr dazwischenkommt, sechs Jahre später umge-
setzt werden. So viel also zum handlungsfähigen Staat!

(Beifall bei der Linken)
Gleichzeitig wird davon geredet – mit dem völlig blöd-

sinnigen Ziel, überall Personal einzusparen –, auch die 
Bundesnetzagentur mit einzubeziehen. Und das hat doch 
System: Die Aufsicht wird geschwächt, und neue Gesetze 
werden vom ersten Tag an ausgebremst. Das nutzt den 
Techgiganten, die mit unseren Daten, unserer Privatsphä- 
re und mit unserer Zeit Geld machen wollen, die keine 
Mühe scheuen, uns zu manipulieren, sei es auf ihren 
Social-Media-Plattformen oder mit ihren vernetzten Ge-
räten.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Sind die Linken 
überhaupt auf Social Media?)

Das Leitbild der Bundesregierung ist ein gegenüber 
der Wirtschaft handlungsunfähiger Staat und eine aus-
geschlossene Zivilgesellschaft: Politik für die reichsten 
1 Prozent.

Doch wir brauchen genau jetzt das Gegenteil. Wir 
brauchen gerade jetzt eine starke Zivilgesellschaft, die 
selbstbewusst unsere Demokratie verteidigt und für un-
sere Grundrechte kämpft. Und wir brauchen einen Staat, 
der dieses Selbstbewusstsein nicht als Angriff versteht, 
sondern als Bereicherung, eine Regierung, die keine 

Angst vor Transparenz hat, weil sie eben nicht nur mit 
der Unternehmenslobby redet, einen Staat, der maximal 
transparent handelt und gleichzeitig seine Handlungs-
fähigkeit gegenüber Big Tech und anderen Unterneh-
mensgiganten sichert.

Wir brauchen endlich eine Politik für die Mehrheit der 
Menschen. Dafür kämpfen wir als Linke!

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat Frau Abgeordnete 

Ronja Kemmer das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ronja Kemmer (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „In God we trust. All other must bring data.“ 
Das Zitat von Edwards Deming war seiner Zeit wahr-
scheinlich weit voraus; denn die Bedeutung der Nutzung 
von Daten ist heute unumstritten, sei es für die Wis- 
senschaft, sei es für neue Technologien wie künstliche 
Intelligenz oder sei es auch für den Fortschritt im Ge-
sundheitswesen, zum Beispiel bei der personalisierten 
Medizin.

Mit den beiden Gesetzen zur Durchführung des Data 
Acts und des Data Governance Acts verbessern wir heute 
die Grundlage für eine moderne und souveräne Daten-
ökonomie in Deutschland und in Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Drei Dinge sind dabei entscheidend: fairer Zugang, klare 
Verantwortung und praktikable Strukturen.

Erstens: fairer Zugang. Daten entstehen ja heute über-
all – viele Redner sind darauf schon eingegangen –, in 
Fahrzeugen, in Produktionsanlagen oder auch in smarten 
Haushaltsgeräten. Bisher galt oft: Wer die Technik kon-
trolliert, kontrolliert auch die Daten. Und der Data Act 
ändert das. Er stellt klar: Daten, die durch Nutzung ent-
stehen, müssen am Ende auch Nutzerinnen und Nutzern 
sowie den Unternehmen, gerade auch dem Mittelstand, 
zugutekommen. Das ist ein echter Paradigmenwechsel. 
Er stärkt Wettbewerb und bietet auch Raum für Innova-
tion.

Unsere Aufgabe ist es nun, diese europäischen Regeln, 
Frau Lemke, verständlich und vor allem so schlank wie 
möglich auch in deutsches Recht zu überführen, und ge-
nau das werden wir mit diesen Gesetzen auch leisten, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zweitens: kein Datenwildwuchs, sondern Verantwor-
tung. Fairer Zugang heißt nicht grenzenloser Zugriff. Ge-
schäftsgeheimnisse und auch Cybersicherheit müssen 
natürlich gesichert bleiben. Niemand wird gezwungen, 
sensible Daten preiszugeben, und niemand muss Innova-
tionen gefährden. Stattdessen setzen wir auf klare Ver-
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fahren und faire Vergütung beim Datenteilen. Das schafft 
Vertrauen; denn ohne Vertrauen kann es keine funktionie-
rende Datenökonomie geben.

Drittens. Vertrauen braucht praktikable Strukturen. Mit 
dem DGG schaffen wir die Infrastruktur für neutrale Da-
tenmittler, für Datentreuhänder und für die freiwillige 
Bereitstellung von Daten, gerade auch für die Forschung.

Und gerade öffentliche Daten können, aber sie müssen 
künftig auch besser genutzt werden. Dabei brauchen wir 
neben Regulatorik vor allem in Deutschland auch mal 
einen Kulturwandel, dass wir eben die Chancen von Da-
tennutzung erkennen, statt ständig nur die Risiken zu 
benennen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und diese beiden Gesetze sind auch ein klares Bekennt-
nis zu einem europäischen Weg.

Und, Herr Kaufmann, ich muss an dieser Stelle schon 
mal sagen: Sie haben sich mit der AfD heute Morgen hier 
an dieser Stelle wieder einmal demaskiert. Sie wollen 
raus aus Europa, raus aus dem Euro,

(Zuruf des Abg. Enrico Komning [AfD])

und das kann für eine Exportnation wie Deutschland ein-
fach nur schlecht sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Ruben Rupp 
[AfD])

Deutschland zeigt Verantwortung, indem wir europäi-
sches Recht nicht nur umsetzen, sondern es eben vor 
allem praxistauglich gestalten. Denn bei aller Zustim-
mung stellen wir schon fest: Die europäische Datenregu-
lierung ist ganz schön komplex geworden. Data Act, 
DGG, Datenschutz-Grundverordnung, KI-Verordnung: 
Das alles muss in der Praxis gut zusammenspielen.

Gerade deswegen ist der Digital-Omnibus in diesen 
Tagen in Brüssel auch so entscheidend. Wir unterstützen 
es ausdrücklich, dass dabei am Ende auch Vereinfachun-
gen herauskommen, und die müssen natürlich in die Um-
setzungsgesetze mit einfließen.

Gleichzeitig gilt, dass wir natürlich auch national in 
der Daten-Governance, in der Datennutzung besser wer-
den müssen. Und deswegen sieht der Koalitionsvertrag 
zu Recht vor, dass wir das Datenmanagement verbessern, 
aber vor allem, dass wir die Datenschutzaufsicht verein-
fachen, sodass es eben im besten Fall nur einen An-
sprechpartner und nicht viele Ansprechpartner gibt.

Und auch die Modernisierungsagenten machen zum 
Thema Datennutzung viele Vorschläge, zum Beispiel 
die föderale Modernisierungsagenda oder dass künftig 
auch pseudonymisierte, anonymisierte Daten für KI-Trai-
ning genutzt werden können. Ich finde, das ist ein wirk-
lich innovationsfreundlicher Vorstoß der MPK, im Übri-
gen parteiübergreifend, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von den Grünen; Herr Kretschmann hat das Ganze ja 
noch mitbeschlossen. Wir werden künftig hier in Berlin 
dann auch ganz genau darauf achten, ob Sie eigentlich 

dieser Maßgabe, dass wir beim Datenschutz einfach auch 
mal praxisfreundlicher werden müssen, entsprechend fol-
gen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Matthias David Mieves [SPD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Datengesetze 
sind kein Selbstzweck. Sie sind ein Angebot für Innova-
tion, für freie Märkte, für mehr Vertrauen in die Digitali-
sierung. Lassen Sie uns diese Chance nutzen: für die 
Wirtschaft, vor allem für die Menschen im Land und 
für ein souveränes Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Ruben 

Rupp das Wort. Bitte.
(Beifall bei der AfD)

Ruben Rupp (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geehrte Abgeordnete! 

Bevor ich jetzt tiefer ins Thema einsteige,
(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Können Sie 

das?)
möchte ich nur eines anmerken: Es ist völlig in Ordnung, 
wenn wir hier kontrovers diskutieren, wenn wir polarisie-
rend diskutieren. Gerade als AfD-Vertreter habe ich da-
mit gar kein Problem.

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Ja, das wissen 
wir!)

Aber, CSU-Kollege Dr. Körner – schön, dass Sie hier 
auch vorne sitzen –, Sie haben gestern „on record“ über 
die AfD zum TTIP-Antrag gelogen. Und das geht so 
nicht!

Herr Kollege, Sie haben behauptet, wir als AfD hätten 
entgegen unserem Antrag zur Aufhebung der TTIP-Ver-
ordnung auf EU-Ebene zugestimmt.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Nein, das 
habe ich nicht gesagt!)

– Doch, das haben Sie wörtlich gesagt.
Am 13. März 2024 fand die Abstimmung statt. Es 

stimmt nicht, was Sie gesagt haben. Dass Sie das trotz-
dem behauptet haben, das kann nur bedeuten: Entweder 
haben Sie kalkuliert, wissentlich gelogen oder sich 
schlampig vorbereitet.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schauen Sie sich mal an, was Sie hier 
jeden Tag abziehen!)

Und egal was es davon war: Es lässt Sie nicht gerade in 
einem guten Licht erscheinen. Ich bitte doch, in Zukunft 
zumindest hier im Parlament bei der Wahrheit zu bleiben.

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Unter dem 
Label sollten Sie jeden Tag reden: Bei der 
Wahrheit bleiben!)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Ruben Rupp (AfD):
Sie können gerne eine Frage stellen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich gehe jetzt nicht auf den Begriff „lügen“ ein, weil es 

eine Reaktion gibt. – Bitte.

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Herr Kollege, Sie müssen schon genau zuhören. Ich 

habe nämlich gesagt, die AfD hat dieses Gesetz im Euro-
päischen Parlament nicht abgelehnt. Und nachdem Ihre 
Kollegen in der ersten Lesung damals zugestimmt haben 
und sich in der zweiten Lesung im Europäischen Par-
lament enthalten haben, –

Ruben Rupp (AfD):
Das stimmt nicht. Nein.

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
– ist meine Aussage nach wie vor richtig.
Insofern habe ich da gar nichts zurückzunehmen. Und 

wer hier lügt, das müssen Sie sich dann selber überlegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ruben Rupp (AfD):
Es ist schon dreist, wenn Sie jetzt die Lüge noch mal 

bekräftigen. Ich habe nachgeguckt: Am 13. März 2024 
fand die Abstimmung statt, und alle AfD-Vertreter haben 
abgelehnt. Was erzählen Sie hier eigentlich?

Ich wurde hier gestern vom Vizepräsidenten ermahnt. 
Er prüft, ob ich eine Ordnungsmaßnahme wegen wahr-
heitswidriger Aussagen bekomme. Daher erwarte ich, 
dass diese Aussage von Herrn Dr. Körner auch mit einem 
Ordnungsruf belegt wird. Gleiches Recht für alle!

(Beifall bei der AfD – Joachim Ebmeyer 
[CDU/CSU]: Wer im Glashaus sitzt, sollte 
nicht mit Steinen werfen, ne?)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ganz kurzer Hinweis: Ein Präsidium erfüllt keine Er-

wartungen, sondern die Sitzungsleitung entscheidet nach 
den vereinbarten Regeln, wann es Ordnungsrufe gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Tino 
Chrupalla [AfD]: Trotzdem kann man das ja 
erwarten, oder? Ob Sie das machen, ist noch 
eine andere Sache! – Marcel Queckemeyer 
[AfD]: Trotzdem kann man so was erwarten, 
oder?)

Das machen wir nicht auf Zuruf; nur so als kleine Ori-
entierung.

Ruben Rupp (AfD):
Heute sprechen wir unter anderem darüber, wie Daten 

besser wirtschaftlich nutzbar gemacht werden können. 
An sich ist es keine falsche Idee, dass auch große Kon-
zerne Daten für die breite Wirtschaft zur Verfügung stel-
len sollen. Man denke beispielsweise an die vielen Daten 
von Automobilherstellern, die veröffentlicht für kleine 
und mittlere Unternehmen nützlich sein könnten. Mittel-
ständische Softwareentwickler könnten zum Beispiel 
markenübergreifende Predictive-Maintenance-Software 
entwickeln, also eine effizientere, voraussagende War-
tungssoftware anbieten oder verbesserte Anreizsysteme 
entwickeln und einiges mehr. Dieses Beispiel eines wirt-
schaftlichen Teilbereichs zeigt, dass mehr verfügbarer 
Daten durchaus Vorteile bringen.

Aber die Umsetzung dieses Gesetzes ist wieder einmal 
ein Fall von gut gemeint, schlecht gemacht. Wir haben 
erst gestern über Bürokratieabbau gesprochen. Hier dro-
hen insbesondere Mittelständlern wieder weitere Hürden; 
denn diese wurden im Gegensatz zu Kleinunternehmen 
nicht von den Verpflichtungen zur Datenfreigabe aus-
genommen. Für die AfD gilt: Mit uns ist garantiert kein 
Bürokratieaufbau für die Mittelständler zu machen.

(Beifall bei der AfD)
Zudem ist ein genereller Zwang der Datenfreigabe 

auch immer ein Stück weit eine Enteignung der Unter-
nehmen – das muss uns klar sein –, nämlich eine Ent-
eignung von Daten, die durch das eigene wirtschaft- 
liche Handeln und durch vorausgegangene Investitionen 
erst erlangt wurden. Auch hier sollten wir sehr vorsichtig 
sein. Denn als Partei der Freiheit – im Gegensatz zu 
Linken, Roten und Grünen – reagieren wir als AfD wirk-
lich empfindlich darauf, wenn Enteignungen auch nur 
indirekt drohen.

Und nein, Enteignungen sind nichts Harmloses, auch 
wenn uns die linke Hälfte dieses Parlaments Dinge wie 
die Vermögensteuer

(Zuruf des Abg. Dr. Fabian Fahl [Die Linke])
immer wieder als harmlose Steuereinnahmequelle und 
Gerechtigkeit verkaufen will. Ihr wirtschaftspolitisches 
Verständnis ist so miserabel. Mit Ihren Enteignungsfan-
tasien schaffen Sie keine Gerechtigkeit. Sie vertreiben 
die Innovationskraft, die fleißigen Unternehmer und die 
Leistungsträger aus diesem Land. Und damit verjagen Sie 
Kapital und Hunderttausende Arbeitsplätze aus Deutsch-
land. Das wäre die Folge der Vermögensteuer, die Sie 
fordern.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Saskia 
Esken [SPD])

Diese Logik werden Sie auch in tausend Jahren nicht 
begreifen. Sie haben eben keine Ahnung von guter Poli-
tik. Deswegen stehen Sie als Grüne, SPD und Linke für 
nichts anderes als Bürokratieaufbau und höhere Steuern; 
nichts anderes kommt aus Ihrer Ecke.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Saskia 
Esken [SPD])

Da wundert es uns übrigens nicht, wenn sich die CDU 
jetzt freut, dass ich sie nicht angesprochen habe. Aber das 
sind ja Ihre Koalitionspartner. Ich frage mich da: Handeln 
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Sie wider besseres Wissen, dass Sie mit diesen Leuten 
koalieren? Da wundert es mich auch gar nicht, dass wir 
mittlerweile bei 26 Prozent in den Umfragen stehen, Sie 
nur noch bei 23 Prozent,

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: 28 Prozent!)

die Tendenz bei der AfD steigend. Wir werden diese 
Republik bald anführen, da können Sie sicher sein.

(Beifall bei der AfD)

Und was noch zu klären ist – das wurde auch angespro-
chen –: Ob wir im Rahmen der Anhörung, die wir noch 
durchführen, die Bundesnetzagentur wirklich zur zentra-
len Superbehörde für die Datenmärkte aufbauen wollen, 
das müssen wir prüfen. Denn dann würde sie selbst ver-
mehrt prüfen, beaufsichtigen und sanktionieren müssen: 
mit hohen Bußgeldern, mit Betriebsuntersagungen, mit 
Zwangsgeldern. Das werden wir weiter genau beobach-
ten.

Unser Fazit ist eindeutig: Als AfD sind wir für die 
Datennutzung. Wir sind für mehr dynamische Innovatio-
nen. Wir sind für technologische Souveränität. Aber wir 
sind gegen unausgegorene EU-Verordnungen und Bun-
desgesetze. Und ob diese vorgelegten Gesetze noch zu 
retten sind, das werden wir dann bis zur zweiten Lesung 
geklärt haben.

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: Sie sind auch nicht 
mehr zu retten!)

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Parsa 

Marvi das Wort. Bitte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Parsa Marvi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die heute vorliegenden Gesetze verfolgen ein 
klares Ziel: Daten sollen nicht nur wenigen großen 
Konzernen nutzen, sondern der gesamten Gesellschaft, 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern, dem Mittel-
stand, der Wissenschaft und der öffentlichen Hand; das 
ist für uns der richtige Weg.

Und zu der Rede der AfD, die ich heute gehört habe, 
mit dem Zitat „Der Markt regelt das“, kann ich nur sagen: 
Über solche Aussagen freuen sich die Techkonzerne und 
die US-Administration. Die europäische Souveränität 
landet mit dieser Haltung auf deren Speiseplan. Das 
kann nicht der richtige Weg sein, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir unterstützen das zentrale Ziel des Data Acts, einen 
fairen und wettbewerbsfähigen europäischen Binnen-
markt für Daten zu schaffen und das volle Potenzial un-
genutzter Daten, insbesondere im industriellen Sektor, 
auszuschöpfen. Zugleich regelt dieser Data Act erstmals 

klar, in welchen Fällen der Staat im öffentlichen Interesse 
auf Unternehmensdaten zugreifen kann; dazu haben wir 
heute eine Fülle von Verschwörungsmythen gehört.

Das betrifft insbesondere Krisensituationen, etwa Na-
turkatastrophen wie Hochwasser oder Waldbrände, aber 
auch großangelegte Cyberangriffe. Das ist ein wichtiger 
Schritt. Denn in solchen Fällen kann eine bessere Daten-
lage dazu beitragen, schneller zu reagieren, Schäden zu 
begrenzen und im Zweifel Menschenleben zu retten. Für 
eine moderne, handlungsfähige Verwaltung ist das eine 
große Chance. Wir vertrauen jedenfalls dem demokrati-
schen Staat, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf der Abg. Beatrix von 
Storch [AfD])

Als SPD-Fraktion begrüßen wir für den Data Act aus-
drücklich, dass die BNetzA als zentrale Aufsichtsbehörde 
vorgesehen ist; dafür haben wir uns auch in der letzten 
Legislaturperiode eingesetzt. Ebenso wichtig ist – das ist 
heute angeklungen –, dass bei Fragen des Datenschutzes 
die besondere Expertise der Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit eingebunden 
wird. Entscheidend wird sein, dass die Zusammenarbeit 
zwischen der BNetzA und der BfDI für die Praxis klar 
geregelt wird und effizient und widerspruchsfrei funk-
tioniert, damit Unternehmen wie öffentliche Stellen Ent-
scheidungen schnell bekommen und keine unnötigen 
Reibungsverluste entstehen.

Positiv bewerten wir zusätzlich, dass die Bundesregie-
rung bei der Umsetzung – Herr Minister Wildberger hat 
es gesagt – bewusst auf Gold-Plating verzichtet. Statt auf 
neue Bürokratie setzen wir auf Beratung der Unterneh-
men, auf Serviceorientierung und den gezielten Aufbau 
digitaler Fachkompetenz bei den zuständigen Behörden.

Doch fairer Zugang zu Daten alleine wird nicht aus-
reichen. Wir müssen auch die Spielregeln und die Infra-
struktur dafür schaffen, dass Daten sicher, vertrauenswür-
dig und rechtsklar geteilt werden können. Genau das 
leistet das Daten-Governance-Gesetz.

Viele Behörden verfügen schon heute über wertvolle 
Daten aus Verkehr, Umwelt, Gesundheit oder Energie, 
dürfen diese aber aus guten Gründen nicht einfach weiter-
geben. Das Daten-Governance-Gesetz schafft hierfür 
sichere und klare Verfahren. Es ermöglicht die rechts-
sichere Weitergabe auch geschützter Daten, es regelt so-
genannte Datenvermittler und schafft erstmals einen Rah-
men für freiwillige Datenspenden für das Gemeinwohl, 
den sogenannten Datenaltruismus. So können staatliche 
Entscheidungen stärker auf verlässlichen Daten beruhen. 
Mit dem heutigen Durchführungsgesetz schaffen wir die 
nationalen, organisatorischen und verfahrensrechtlichen 
Grundlagen dafür.

Wir wollen, dass Daten nicht nur wenigen nützen, son-
dern vielen. Dafür setzen wir heute mit diesen beiden 
Gesetzen den richtigen Rahmen. Entscheidend ist nun, 
dass dieser Rahmen wirksam um- und durchgesetzt wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Frau Ab-

geordnete Rebecca Lenhard das Wort. Bitte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Rebecca Lenhard (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge- 

ordnete! Daten sind die strategische Ressource des 
21. Jahrhunderts. Sie sind entscheidend für Wirtschaft, 
Forschung, Mobilität, Energieversorgung und staatliches 
Handeln, doch ein Großteil unserer europäischen Daten 
liegt auf Servern außereuropäischer Konzerne. Drei US- 
amerikanische Techkonzerne, nämlich Amazon, Micro-
soft und Google, kontrollieren den Großteil des Cloud- 
Markts. Das ist eine reale Bedrohung für unsere Wirt-
schaft, aber auch für unsere Sicherheit. Auch deshalb 
sind die europäischen Datengesetze so wichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Data Act ist ein Befreiungsschlag für Europa; denn 
er schafft klare Regeln, wer Daten nutzen darf und unter 
welchen Bedingungen. Wir gewinnen die Kontrolle zu-
rück: über die Daten in unseren vernetzten Geräten und 
industriellen Anwendungen.

Ein zentraler Punkt des Data Acts ist die Interoperabi-
lität zwischen den Cloud-Anbietern. Damit werden Lock- 
in-Effekte abgebaut, Abhängigkeiten reduziert und die 
Verhandlungsmacht gegenüber den Techgiganten endlich 
gestärkt. Echte Wahlfreiheit ist für europäische Unterneh-
men kein Luxus, sondern überlebensnotwendig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Umsetzungsentwurf der schwarz-roten Bundes-
regierung überträgt der Bundesnetzagentur enorme neue 
Aufgaben, ohne dass dafür ausreichend finanzielle Vo-
raussetzungen geschaffen werden. Digitale Souveränität 
entsteht aber nicht auf dem Papier, sondern sie braucht 
klare Zuständigkeiten, handlungsfähige Aufsichtsstruk-
turen und durchsetzbares Recht. Wer eine starke Aufsicht 
will und Datenmärkte ernsthaft regulieren will, muss 
auch bereit sein, die zuständigen Behörden angemessen 
auszustatten.

Der Data Governance Act ist ein weiterer wichtiger 
Schritt. Das Ziel ist es, europäische Datenräume auf-
zubauen, öffentliche Daten weiterzuverwenden und ge-
meinwohlorientierte Innovationen zu unterstützen. Aber 
auch hier gilt: Ohne schnelle und konsequente Umset-
zung bleibt all das ein leeres Versprechen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Data Act und Data Governance Act sind wichtige 
Instrumente, aber sie sind am Ende nur so stark wie 
ihre Umsetzung. Deswegen geht es heute auch um eine 
Grundsatzentscheidung: Schaffen wir es, europäische 
Daten in europäischen Händen zu behalten? Schaffen 
wir es, dass unsere Unternehmen fair miteinander kon-
kurrieren können, ohne erpressbar zu sein? Und schaffen 
wir es, dass unsere Demokratie stark und souverän bleibt, 
statt von Techoligarchen abhängig zu sein?

Jeder Tag ohne diese Umsetzung ist ein Tag, an dem 
unsere Abhängigkeiten wachsen und Europa den An-
schluss verliert. Weitere Verzögerungen können wir uns 
nicht leisten. Denn eines ist klar: Wer heute über Daten 
entscheidet, entscheidet auch über unsere Zukunft.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat Herr Abge-

ordneter Joachim Ebmeyer das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Joachim Ebmeyer (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In Deutschland denken wir beim Thema Daten 
meistens zuerst an Datenschutz, noch bevor wir uns über-
haupt bewusst machen, welches Potenzial in Daten 
steckt. Damit ziehen wir regelmäßig selber die Hand-
bremse und blockieren Chancen, bevor sie entstehen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen endlich 
aufhören, an der Lebensrealität beim Datenschutz vorbei-
zulaufen.

Mit dem Durchführungsgesetz zum europäischen Da-
ten-Governance-Act und der Datenverordnung setzen wir 
einen Perspektivwechsel um. Wir stellen nicht Verbote an 
den Anfang, sondern ermöglichen Nutzung auf einer si-
cheren Grundlage. Es geht darum, Daten aus öffentlichen 
und privaten Bereichen sicher, transparent und freiwillig 
besser nutzbar zu machen: für die Verwaltung, für For-
schung, Wirtschaft, Innovation.

Daten sind für die digitale Wirtschaft das, was Öl für 
die Industriegesellschaft war: ein zentraler Rohstoff. 
Aber ein Rohstoff entfaltet seinen Wert nur, wenn er ver-
antwortungsvoll genutzt wird. Unsere Herausforderung 
ist nicht ein Mangel an Daten. Unsere Herausforderung 
ist, dass wir sie oft nicht nutzen, weil ein Datenschutz-
recht, Unsicherheit und fehlende Strukturen im Weg ste-
hen.

Ein Beispiel zeigt, welchen wirtschaftlichen Stellen-
wert Daten heute schon haben: Digitale Plattformen er-
zielen einen erheblichen Teil ihrer Umsätze, indem sie 
Nutzungsdaten auswerten für personalisierte Angebote, 
für Werbung oder Produktverbesserungen. Auf dieser 
Grundlage lässt sich der wirtschaftliche Wert der Daten 
einer einzelnen Person auf einer Plattform auf bis zu 
200 Euro pro Jahr beziffern, natürlich abhängig davon, 
wie intensiv und systematisch diese Daten genutzt wer-
den.

Dieser Wert entsteht nicht automatisch. Er entsteht erst 
dort, wo Daten zusammengeführt, analysiert und in kon-
krete Anwendungen übersetzt werden, etwa in effizien-
tere Prozesse, bessere Dienstleistungen oder neue Ge-
schäftsmodelle. Deshalb braucht Datennutzung klare 
Regeln und verlässliche Strukturen.

Genau hier setzt dieses Gesetz an. Sein Kern ist einfach 
und klar: Datennutzung ja, aber auf einem Fundament aus 
Datensicherheit und Vertrauen. Wir schaffen Regeln, die 
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Nutzung ermöglichen, statt sie zu verhindern. So wie es 
in der Industrie nie darum ging, Öl zu verbieten, sondern 
es sicher zu fördern, zu transportieren und zu verarbeiten, 
so geht es heute darum, Daten kontrolliert und geschützt 
zugänglich zu machen.

Datensicherheit bremst Datennutzung nicht aus, sie 
schafft die Grundlage dafür. Wer Daten teilt, braucht 
klare Zugriffsregeln, Schutz von Geschäftsgeheimnissen 
und verlässliche Standards gegen Missbrauch. Daten-
sicherheit bedeutet nicht nur Datenschutz. Sie bedeutet 
auch Schutz vor Industriespionage, vor unberechtigtem 
Zugriff und vor Vertrauensverlust, gerade für unsere Un-
ternehmen, aber auch für unsere öffentlichen Stellen.

Deshalb ist es richtig, Zuständigkeiten zu bündeln und 
klare Ansprechpartner zu schaffen. Einheitliche Verfah-
ren und eine verlässliche Aufsicht sorgen dafür, dass 
Sicherheit nicht zur Hürde wird, sondern Planungssicher-
heit schafft.

Der Data Act ergänzt diesen Ansatz sinnvoll. Er stellt 
sicher, dass Daten aus vernetzten Produkten fair genutzt 
werden können. Wer Maschinen, Geräte oder Anlagen 
betreibt, muss sie warten, verbessern und effizient ein-
setzen können. Der Landwirt produziert auf dem Acker 
nicht nur hochwertige Lebensmittel, sondern mit Land-
technik auch Daten. Hier sind eindeutige Verfügungs-
rechte und Zugriffe notwendig: beim Landwirt, beim 
Landtechnikunternehmen aus Mannheim oder beim Ern-
temaschinenhersteller aus Ostwestfalen. Das stärkt Wett-
bewerbsfähigkeit, Innovation und Effizienz. Dabei gilt 
stets: nur so viel Zugriff wie nötig und so viel Schutz 
wie möglich.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir Europa 
und Deutschland digital wettbewerbsfähig machen wol-
len, brauchen wir drei Dinge: erstens Tempo, damit 
schnell Rechtssicherheit entsteht; zweitens Kohärenz, da-
mit Digitalgesetze zusammenspielen; und drittens Si-
cherheit als Leitplanke und nicht als Bremse.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Matthias 

David Mieves das Wort. Bitte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Matthias David Mieves (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wenn man den Reden einiger hier zuhört, 
dann könnte man meinen, dass die Europäische Union 
sich nur darum kümmert, Bürokratie zu erhöhen

(Ruben Rupp [AfD]: Ja! Zu 90 Prozent!)

oder einen neuen Regelungswust über uns zu bringen. 
Die Realität ist allerdings, dass die EU einiges regelt, 
was für uns alle das Leben an wesentlichen Stellen ein-
facher und besser macht.

(Tino Chrupalla [AfD]: Da bin ich mal ge-
spannt!)

Ein Beispiel für eine solch konkrete Verbesserung ist der 
Data Act, den wir heute hier besprechen.

Was genau bringt uns der Data Act? Er bringt mehr 
Transparenz. Denn schon heute ist es so, dass zahlreiche 
Produkte auf dem Markt sind, die wir alle nutzen, die 
jeden Tag permanent Daten generieren. Und diese Daten 
stehen im Moment nur den Unternehmen zur Verfügung, 
die die Produkte verkaufen und in den Markt bringen. Die 
Einzigen, die nichts von diesen Daten mitbekommen, 
sind wir als Nutzer, die jeden Tag diese Daten generieren. 
Und genau das ändert der Data Act. Er führt dazu, dass 
wir als Nutzerinnen und Nutzer endlich die Möglichkeit 
haben, Transparenz über diese Daten zu bekommen. Das 
ist ein Riesenfortschritt; denn er bringt die Datenhoheit 
dorthin, wo sie hingehört, nämlich zu uns als Nutzerinnen 
und Nutzer dieser Produkte.

(Beifall der Abg. Parsa Marvi [SPD] und 
Dr. Konrad Körner [CDU/CSU])

Das ist aber nicht das Ende der Möglichkeiten des Data 
Acts. Es wird über die Transparenz hinaus die Möglich-
keit geschaffen, aus diesen Daten auch Nutzen zu gene-
rieren. Wenn wir uns vorstellen, welche Produkte Daten 
generieren, dann erkennen wir schnell, dass es bei der 
Waschmaschine anfängt, über die Zahnbürste und Smart-
watches bis hin zu Medizinprodukten geht. Denn auch 
dort entstehen unglaublich viele Daten.

Ein Herzschrittmacher generiert jeden Tag permanent 
Daten über meinen Körper, über meine Körperfunktio-
nen. Diese Daten können in Zukunft bereitgestellt wer-
den, und sie können ihren Weg in die sichere digitale 
Patientenakte finden. Diese Daten können dann wiede-
rum unseren Ärztinnen und Ärzten zur Verfügung gestellt 
werden, um ein besseres Bild über unseren Gesundheits-
zustand zu bekommen. Das ist ein echter Fortschritt und 
nur der erste Schritt in Richtung einer besseren, indivi-
duelleren Versorgung im Gesundheitswesen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wenn wir uns die Kombination aus einer besseren 
Transparenz über Daten und den neuen Potenzialen einer 
Datennutzung für uns alle und für unser persönliches 
Wohl vorstellen, dann wird deutlich, dass der Data Act 
ein Riesendurchbruch ist, der in den nächsten Jahren un-
glaubliche Potenziale freisetzen wird, die uns allen zugu-
tekommen werden.

Deshalb sagen wir: Der Data Act bedeutet einen riesi-
gen Fortschritt, den es gilt jetzt in nationales Recht um-
zusetzen. Denn an dieser Stelle hat die Europäische 
Union etwas geschaffen, was den Menschen zugute-
kommt. Deshalb werden wir das in vollem Umfang unter-
stützen.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat Herr Dr. Konrad 

Körner das Wort. Bitte sehr.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich hatte mir bei diesem 

Thema zum Ende der Woche eigentlich vorgenommen, 
eine rein positive Rede zu halten, weil das Thema so gut 
ist, weil die Daten für unsere Wirtschaft so wichtig sind.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Aber wie immer muss ich mir dann leider die Reden von 
ganz rechts und ganz links anhören. Ich frage mich, wie 
man so negativ sein kann

(Enrico Komning [AfD]: Genau! Habt doch 
mal gute Laune!)

und wie man vor allem das System, in dem wir leben und 
das uns Wohlstand garantiert, so verächtlich machen 
kann. Herr Kaufmann, Sie haben in neun Minuten – 
neun Minuten! – Redezeit nicht einmal auf die Vorteile 
hingewiesen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Ist doch gar nicht wahr!)

Vielmehr haben Sie Behörden verächtlich gemacht, 
indem Sie in jeder staatlichen Maßnahme einen Übergriff 
sehen,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
obwohl wir hier die Bundesnetzagentur ins Felde führen, 
die in der Wirtschaft – wenn Sie mit Unternehmern reden, 
dann wird das klar – als Regulierungsbehörde hoch aner-
kannt ist.

(Enrico Komning [AfD]: Wie bitte? Mir sagen 
die Unternehmer was anderes!)

Diese Behörde besteht nicht aus hysterischen Daten-
schützern, wie Sie meinen, sondern ermöglicht Techno-
logie.

Sie haben die Justiz verächtlich gemacht, als Sie von 
staatlicher Allmacht geredet haben, ohne darauf hin-
zuweisen, dass unsere Justiz jede staatliche Maßnahme 
kontrolliert, und das zu Recht. Sie nutzen diese Themen 
zudem – das merkt man wieder –, um Europa verächtlich 
zu machen,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
weil Sie jede europäische Maßnahme als „nicht gewählt“ 
oder „nicht demokratisch“ darstellen. Ich frage Sie: Was 
machen denn dann Ihre Kollegen im Europäischen Par-
lament eigentlich?

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Tobias Ebenberger [AfD]: Ihnen auf die Finger 
gucken!)

Sind sie nicht gewählt? Haben sie da nichts zu melden? 
Vielleicht nicht – zum Glück! Aber sie machen da an-
scheinend gar nichts. Warum treten sie überhaupt zu 
den Wahlen an, wenn das alles so undemokratisch ist?

(Zurufe des Abg. Tino Chrupalla [AfD])
Es ist schon beachtlich, dass Sie, Frau Lemke, und Sie, 

Frau Lenhard, angesichts der großen Herausforderungen 
ohne Differenzierung von Techkonzernen sprechen, ohne 

auch nur einmal den Mittelstand in den Blick zu nehmen. 
Frau Lemke, Sie haben einen mittelständischen Betrieb 
vielleicht noch nicht von innen gesehen. Aber hochspe-
zialisierte Zulieferer in meinem Wahlkreis, die in eine 
Cloud investiert haben, sagen, sie brauchten den Data 
Act, weil er ihnen endlich Möglichkeiten bietet, weiter-
hin Wohlstand und Arbeitsplätze zu generieren. Da kann 
man doch nicht sagen, dass das alles eine bösartige Re-
gulierung von Techkonzernen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

der AfD-Fraktion zu?

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Ja.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte, Frau von Storch.

Beatrix von Storch (AfD):
Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 

Zum Thema „Demokratie und EU-Parlament“: Das EU- 
Parlament besteht aus 720 Abgeordneten; 96 davon sind 
Deutsche.

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr gut; da haben Sie recht.

Beatrix von Storch (AfD):
Sind Sie mit mir der Meinung, dass die deutsche Be-

völkerung nicht die volle demokratische Legitimation 
dieses Parlamentes ausmacht

(Zuruf von der CDU/CSU: Oah!)
und dass jenseits der 96 Abgeordneten alle anderen nicht 
von Deutschland gewählt werden

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie raus aus Europa, oder was? 
Das ist der Sargnagel für die Wirtschaft!)

und dass wir deswegen nicht davon sprechen können, 
dass wir volle Demokratie im Europäischen Parlament 
haben, weil wir eben nur einen ganz kleinen Teil der 
Abgeordneten direkt wählen? Hier sind alle Abgeordnete 
durch den deutschen Wähler legitimiert, aber in Brüssel 
eben nur ein kleiner Teil. Die Franzosen, die Spanier und 
die Italiener stellen dort die Mehrheit und die Polen und 
wir nur einen kleinen Teil. Wir kritisieren, dass das mit 
demokratischer Legitimierung gleichgestellt wird. Sind 
Sie der Meinung, dass das völlig unzulässig ist, oder 
finden Sie, dass das, was in Brüssel stattfindet, genauso 
demokratisch legitimiert ist wie das, was wir hier im 
Deutschen Bundestag haben?

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Frau von Storch, das soll nicht in ein europarechtliches 

Oberseminar ausarten. Aber dass Demokratie auch die 
Proportionalität beeinflusst, stelle ich immer wieder fest, 
wenn ich sehe, dass der Freistaat Bayern im Bundesrat 
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leider nicht so viele Stimmen hat, wie ihm der Bevölke-
rungszahl nach eigentlich zustehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Aber Ich kann es nicht ändern. Das gehört nun mal dazu; 
das ist in jeder Demokratie so. Oder finden Sie den US- 
Senat, in dem jedes Bundesland mit zwei Senatoren re-
präsentiert ist, demokratischer?

(Beatrix von Storch [AfD]: Ich rede nicht von 
der zweiten Kammer, sondern von der ersten!)

– Das ist in diesem Fall völlig unerheblich, weil wir eine 
Kammer in Europa haben.

Präsidentin Julia Klöckner:
Entschuldigung, hier gibt es eine klare Regelung: Sie 

haben eine Frage gestellt, Frau von Storch. Dann ant-
wortet der Abgeordnete. Sie haben dann nicht mehr das 
Wort, sondern er ist dran. – Bitte. Haben Sie die Frage 
beantwortet?

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Ich habe die Frage gerne beantwortet. – Europa kann 

immer demokratischer werden. Aber es als völlig unde-
mokratisch darzustellen,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

zeigt Ihre Geisteshaltung. Sie wollen das europäische 
Projekt zerstören.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Enrico Komning [AfD]: Schon 
mal was von Freiheit und Gleichheit der Wah-
len gehört?)

Wenn Sie unsere Wirtschaft fragen, dann erhalten Sie 
die Antwort: Natürlich brauchen wir einen Data Act und 
Regeln für die Datennutzung, damit wir etwas generieren 
können, und zwar auf europäischer Eben.

Es wäre natürlich realitätsfremd, so zu tun, als gäbe es 
zum Data Act nur Applaus. Jedes Gesetz ist verbes-
serungswürdig und muss diskutiert werden. Es ist gut, 
dass unser Minister und sein neues Ministerium, das 
noch in den Kinderschuhen steckt, zusammen mit der 
gesamten Bundesregierung letztes Jahr Vorschläge für 
den Digital-Omnibus unterbreitet haben, damit sich die 
Bundesrepublik mit einer gewichtigen Stimme einbrin-
gen kann. Wir machen es einfacher und besser. Viele 
dieser Vorschläge werden jetzt umgesetzt. Es liegt nun 
am Europäischen Parlament, diese Verschlankungspläne 
effektiv umzusetzen.

Wir leisten hier, was wir leisten können. Wir bestim-
men eine Behörde, nämlich die Bundesnetzagentur, für 
die Umsetzung des Data Act. Wir beenden die Kleinstaa-
terei, damit sich nicht mehr jeder Unternehmer fragt, wer 
eigentlich zuständig ist.

Ich freue mich auf die Beratungen, damit wir Deutsch-
land voranbringen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schließe hiermit 

die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe 

auf den Drucksachen 21/2998 und 21/3544 sowie der 
Drucksache 21/3508 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es dazu ander-
weitige Vorschläge? – Ich sehe und höre, das ist nicht der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 26a bis 26e auf: 
a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 

Carolin Bachmann, Marc Bernhard, Sebastian 
Münzenmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
Kommunen, Landschaft und Natur schüt-
zen – Keine Sonderrechte für Windkraft-, 
Solar- und Wasserstoffanlagen
Drucksache 21/3147
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Federführung strittig

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andreas Bleck, Marcel Queckemeyer, 
Dr. Michael Blos, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 
Insektenbiomasse und ‑vielfalt vor weite-
rem Ausbau der Windindustrie schützen
Drucksache 21/3597
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Marcel Queckemeyer, Andreas Bleck, 
Dr. Michael Blos, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 
Vogel- und Fledermaussterben beenden – 
Ausbau von Windindustrieanlagen stop-
pen
Drucksache 21/3598
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Marcel Queckemeyer, Andreas Bleck, 
Dr. Michael Blos, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 
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Transparenz, Sicherheit und Umwelt-
schutz in den deutschen Offshore-Wind-
parks verbessern
Drucksache 21/3599
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Verkehrsausschuss

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Carolin Bachmann, Marc Bernhard, Olaf 
Hilmer, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
Zerstörung der Lebensräume verhindern – 
Wind- und Photovoltaikindustrie zurück-
drängen
Drucksache 21/3146
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Federführung strittig

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart. Ich werde gleich den ersten Redner aufrufen 
und bitte, relativ zügig zu wechseln, damit wir auch Auf-
merksamkeit auf die Rednerinnen und Redner legen und 
nicht auf den Wechsel von Plätzen. Bitte sehr. – Ich 
danke.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die AfD- 
Fraktion Herr Abgeordneter Andreas Bleck. Bitte.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Bleck (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Werte Damen und Herren! Die 

Altfraktionen behaupten, sowohl das Klima als auch die 
Umwelt zu schützen. Sie behaupten, die Klimakrise und 
die Artenkrise gleichrangig und gleichwertig zu behan-
deln. Doch nirgendwo liegen Anspruch und Wirklichkeit, 
Sein und Schein so weit auseinander wie in Ihrer Klima- 
und Umweltpolitik.

(Beifall bei der AfD)
Die Wahrheit ist: Die Energiewende ist die heilige Kuh 
der Altfraktionen. Sie opfern die Umwelt auf dem Altar 
der Klimareligion.

(Beifall bei der AfD)
Sie haben 2 Prozent der Fläche Deutschlands für Wind-

räder ausgewiesen. Sie haben Windräder zum überra- 
genden öffentlichen Interesse und sogar zum Fall für 
die öffentliche Sicherheit erklärt. Sie haben die Zahl der 
kollisionsgefährdeten Brutvogelarten auf nur 15 begrenzt 
und die Abstände von Windrädern zu ihnen drastisch 
reduziert. Und Sie haben die Umweltverträglichkeitsprü-
fung für LNG-Terminals abgeschafft und für Windräder 
eingeschränkt. Das, werte Damen und Herren, waren die 
größten Anschläge auf den Umweltschutz seit Gründung 
des Bundesumweltministeriums.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Im Spannungsfeld der Zielkonflikte zwischen Klima-
schutz auf der einen und Umweltschutz auf der anderen 
Seite haben Sie mehr Schlagseite als die „Titanic“. Für 
diese Maßnahmen waren zwei Kapitäne des Untergangs 
verantwortlich: der ehemalige Bundesumweltminister 
Robert Habeck

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der war gar nicht Umweltminister!)

und die ehemalige Bundesumweltministerin Steffi 
Lemke. Damit haben Sie sich im wahrsten Sinne des 
Wortes wie die Axt im Wald verhalten. Seitdem weiß 
jeder: Lieber einen grünen Wald als einen Grünen im 
Wald.

(Beifall bei der AfD – Sebastian Roloff [SPD]: 
Da haben Sie lange geübt für, oder?)

Werte Damen und Herren, mit unseren Anträgen wol-
len wir diese Maßnahmen zurücknehmen. Wir wollen, 
dass der Wald wieder Lebensraum für Tiere und Pflanzen 
und Erholungsraum für Menschen ist. Wir wollen, dass 
die Auswirkungen von Windrädern auf die Insektenbio-
masse und Insektenvielfalt erforscht werden.

(Zuruf der Abg. Dunja Kreiser [SPD])
Und wir wollen Flächenschonung statt Flächenfraß; denn 
Deutschland hat viele Flächennutzungskonflikte in Wäl-
dern zwischen Forstwirtschaft und der Jagd, auf Äckern 
zwischen Landwirtschaft und dem Artenschutz. Diese 
Flächennutzungskonflikte werden durch Anlagen für 
Wind- und Sonnenenergie noch weiter verschärft. Statt-
dessen müssen wir mit unseren knappen und kostbaren 
Flächen verantwortungsvoll umgehen. Daher ist der Bau 
von Anlagen für Flächenverbrauchsenergien abzulehnen.

(Beifall bei der AfD)
Bei Eingriffen in die Umwelt müssen Nutzen und 

Schaden abgewogen werden. Zu Industrie und Gewerbe, 
Straßen und Brücken gibt es keine Alternative. Zu den 
Flächenverbrauchsenergien gibt es hingegen eine Alter-
native,

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])
eine Alternative, die nicht nur flächenschonend, sondern 
auch CO2-neutral und grundlastfähig ist – eine eierle-
gende Wollmilchsau. Es war eben „ein schwerer strategi-
scher Fehler, aus der Kernenergie auszusteigen“.

(Beifall bei der AfD)
– Ich frage mich, warum die Kolleginnen und Kollegen 
der Union nicht geklatscht haben; denn das war immerhin 
ein wörtliches Zitat Ihres Bundeskanzlers Friedrich 
Merz.

(Beifall bei der AfD)
Wenn Merz seine Wahlversprechen nicht so schred-

dern würde wie Windräder Vögel, Fledermäuse und In-
sekten, könnten wir ihn ja beim Wort nehmen. Allerdings 
folgen seinen Worten keine Taten. Seine Klima- und Um-
weltpolitik beschert uns die höchsten Strompreise in Eu-
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ropa und tötet jährlich Zehntausende Vögel und Hundert-
tausende Fledermäuse. Das ist keine grüne, sondern blut-
rote Politik.

(Beifall bei der AfD)
Dieser Irrweg ist völlig unverantwortlich.

(Zuruf des Abg. Sebastian Roloff [SPD])

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Redezeit ist abgelaufen. Sie haben überzogen und 

müssen die Rede beenden.

Andreas Bleck (AfD):
Ziehen Sie die Segel ein!

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Redezeit ist schon seit Längerem abgelaufen. Bit-

te!

Andreas Bleck (AfD):
Werfen Sie den Motor an! Setzen Sie einen neuen 

Kurs! Und kehren Sie um, solange Sie noch können!
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion CDU/CSU hat Herr Abgeordneter 

Klaus Mack das Wort. Bitte.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Klaus Mack (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Ich war im Jahr 2022 auf der Weltnaturschutzkonferenz 
in Montreal dabei.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Was hat’s ge-
nützt? Nichts!)

190 Staaten dieser Erde waren dort vertreten. Und ich 
werde nicht vergessen, dass Vertreter von Inselstaaten 
dort ans Mikrofon getreten sind – von Ländern, deren 
Küsten buchstäblich im Meer versinken – und uns an-
gefleht haben, endlich gemeinsam etwas gegen den Kli-
mawandel zu tun. Dann kommt man nach Deutschland 
zurück und muss sich hier von rechter Seite im Deutschen 
Bundestag anhören, der menschengemachte Klimawan-
del existiere gar nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist pure Realitätsverweigerung und schlichtweg ver-
antwortungslos, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

Genau hier beginnt das Problem der AfD-Anträge. Sie 
geben vor, sich um Insekten, Fledermäuse und Vögel zu 
sorgen; aber es geht Ihnen doch in Wirklichkeit nicht um 
Artenvielfalt.

(Carolin Bachmann [AfD]: Doch! Es geht um 
Artenvielfalt!)

Es geht Ihnen darum, Zweifel zu säen, Angst zu schüren 
und am Ende wieder dort zu landen, wo Sie immer lan-
den: bei Ihren ewiggestrigen energiepolitischen Fan-
tasien.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Fragen Sie mal 
die anderen Länder auf der Welt!)

Schauen wir mal auf die Fakten. Der Deutsche Bun-
destag hat im Jahr 2011 mit breiter Mehrheit den Weg der 
Energiewende beschlossen. Damals wurde entschieden: 
raus aus der zentralen fossil-nuklearen Stromversorgung, 
hinein in ein dezentrales System mit erneuerbaren Ener-
gien.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Da ist Ihr Kanzler 
sogar schon weiter als Sie!)

Die Kernkraftwerke wurden nach und nach abgeschaltet. 
Das kann man nun gut oder schlecht finden. Aber eines ist 
doch völlig unstrittig:

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Ihre Rede bringt 
uns ja schon wieder plus 5 Prozent!)

Jetzt diesen Prozess wieder zurückzudrehen, jetzt wieder 
Milliarden Euro in zentrale Großkraftwerke, neue Netze 
und neue Abhängigkeiten zu stecken, wäre volkswirt-
schaftlich doch der größte Unsinn, liebe Kolleginnen 
und liebe Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Dr. Rainer 
Kraft [AfD])

Deutschland braucht eine bezahlbare, saubere und zu-
verlässige Energieversorgung.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Ja! Atomstrom! – 
Marcel Queckemeyer [AfD]: Die CDU regiert 
mit Scheuklappen!)

Genau dazu leisten regenerative Energien ihren Beitrag.

(Andreas Bleck [AfD]: Die höchsten Strom-
preise in Europa haben wir, Herr Mack! Woher 
kommen die denn? Die Kernenergie ist doch 
abgeschaltet! Die kann es doch nicht sein!)

Und ja, wir haben in der Vergangenheit erlebt, dass man-
ches überambitioniert, zu ideologisch, zu wenig prakti-
kabel war. Aber genau deshalb setzt unsere Wirtschafts-
ministerin jetzt auf einen pragmatischen Kurs: mehr 
Systemstabilität, schnellere Genehmigungen, techno-
logieoffene Lösungen, ohne den Kurs der Energiewende 
zu verlassen. Das, liebe Kollegen, ist eben der Unter-
schied zwischen Regierungsverantwortung und Opposi-
tionsgetöse.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion zu?
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Klaus Mack (CDU/CSU):
Ich glaube, der Kollege sollte erst mal zuhören, was ich 

sage.
(Karsten Hilse [AfD]: Da kommt ja nichts!)

Dann kann er sich danach gerne noch mal melden.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Also nein.

Klaus Mack (CDU/CSU):
Nun zum Kern Ihrer Anträge: das angeblich massen-

hafte Artensterben durch Windenergie. Ja, es gibt Vogel-
schlag. Ja, es gibt Konflikte, die ernst genommen werden 
müssen. Deshalb gibt es Abschaltzeiten, Artenschutzpro-
gramme, Standortprüfungen und Monitoring.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Ja, die bringen 
aber nichts!)

Aber hören Sie doch auf, den Menschen etwas vorzu-
machen. Fakt ist: Rund 100 Millionen Vögel sterben jähr-
lich in Deutschland durch Kollisionen mit Glasscheiben.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist es!)

Durch Windräder sollen es ungefähr 100 000 sein. Des-
halb meine ernstgemeinte Frage an die Kollegen der AfD: 
Wollen Sie jetzt auch Glasfassaden verbieten?

Beim Insektensterben ist es ähnlich. Die von Ihnen 
zitierte Zahl von 1 200 Tonnen Insektenbiomasse stammt 
aus einer theoretischen Modellrechnung, nicht aus Mes-
sungen.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Genau wie Ihre 
Klimamodelle!)

Selbst die Autoren sagen ausdrücklich: Es gibt keinen 
Nachweis, dass dies populationsrelevant ist. Die Haupt-
ursachen des Insektensterbens sind Pestizide, Flächen-
versiegelung, Klimawandel. Aber darüber schweigen 
Sie. Und warum? Weil man mit ehrlicher Ursachenbe-
kämpfung eben keine Angstkampagnen betreiben kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Bundesregierung hingegen investiert Milliarden 
Euro in echten Naturschutz, Genannt seien das Aktions-
programm Natürlicher Klimaschutz und das Artenhilfs-
programm. Konkreter Schutz statt symbolischer Empö-
rung, meine Damen und Herren!

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Treten Sie 
gleich noch bei den Grünen ein, wenn Sie fer-
tig sind mit Ihrer Rede?)

Noch ein Wort zu den Kommunen. Ihre Forderungen 
würden nicht zu mehr, sondern zu weniger kommunaler 
Steuerung führen. Ohne Vorranggebiete gibt es überall 
Anträge, mehr Bürokratie, mehr Rechtsunsicherheit, 
mehr Belastung für die Rathäuser. Das ist genau das 
Gegenteil dessen, was Sie behaupten. Sie bieten wieder 

vermeintlich einfache Lösungen an; in Wahrheit würden 
Sie unser Land ins Chaos stürzen, liebe Kolleginnen und 
liebe Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Du liebe Zeit! – Manuel Krauthausen [AfD]: 
Das haben Sie doch schon getan! – Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Noch weiter ins Chaos 
kann man dieses Land nicht stürzen!)

Meine Damen und Herren, die AfD benutzt den Natur-
schutz – da können Sie noch so oft reinrufen – als Tarn-
kappe für eine energiepolitische Rolle rückwärts. Sie in-
strumentalisieren mit Ihren Anträgen Biodiversität, um 
den Klimaschutz zu sabotieren.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wer braucht schon 
eine Wirtschaft, gell?)

Wir als Koalition sagen ganz klar: Naturschutz und Ener-
giewende gehören zusammen. Wer Arten schützen will, 
muss den Klimawandel bekämpfen. Wer Verantwortung 
für kommende Generationen übernimmt, darf sich eben 
nicht in die Vergangenheit flüchten. Deshalb lehnen wir 
Ihre Anträge entschieden ab.

Haben Sie herzlichen Dank und ein schönes Wochen-
ende.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Jens Spahn [CDU/CSU]: Wo-
chenende? – Zuruf von der AfD: Jetzt schon 
Wochenende?)

Präsidentin Julia Klöckner:
Um keine falschen Hoffnungen zu schüren: Aufs Wo-

chenende müssen wir noch warten. Wir haben noch ein 
bisschen Arbeit vor uns.

Es gab den Wunsch – weil keine Zwischenfrage zuge-
lassen worden ist – nach einer Kurzintervention von 
Herrn Dr. Ingo Hahn. Bitte.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Mack, da Sie 

meine Zwischenfrage während Ihrer Rede nicht zulassen 
wollten, stelle ich sie nun im Rahmen einer Kurzinter-
vention. Ich habe Ihnen sehr gut zugehört und möchte die 
Privilegierung der Windkraftanlagen ansprechen.

Nach dem Baugesetzbuch ist es tatsächlich so, dass in 
der Praxis Projekte häufig einfach durchgedrückt werden, 
und zwar gegen den Willen der Bevölkerung, gegen den 
Willen der Kommunen. Das heißt, die Menschen vor Ort 
haben gar nicht mehr die Möglichkeit, sich dagegen zu 
wehren.

(Zuruf von der SPD: Völliger Murks!)
Es gründen sich immer mehr Bürgerinitiativen, die das 
versuchen; aber sie werden einfach übergangen, weil die 
Genehmigungsverfahren das kaum zulassen. Die Men-
schen in den Kommunen haben also kein Gewicht. Der 
gesetzliche Vorrang der Windkraft führt – Sie von der 
CDU/CSU wissen das – zu wachsendem Unmut in der 
Bevölkerung. Politikverdrossenheit ist ja etwas, wogegen 
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Sie sich immer wehren. Es findet ein massiver Akzep-
tanzverlust in der Bevölkerung statt. Das wird man auch 
in Bayern bei der bevorstehenden Kommunalwahl sehen.

Meine Frage an Sie lautet: Halten Sie es vor diesem 
Hintergrund politisch und gesellschaftlich überhaupt für 
verantwortbar, Windkraftprojekte trotz des Bürgerwider-
stands durchzudrücken und durch ein privilegiertes Pla-
nungsrecht quasi zu erzwingen?

(Beifall bei der AfD)

Klaus Mack (CDU/CSU):
Herr Kollege, ich bin Vorsitzender des Regionalver-

bands Nordschwarzwald. Wir sind gottfroh, dass wir 
mit dem Teilregionalplan Windenergie relativ schnell 
Vorranggebiete ausweisen können; denn damit beseitigen 
wir den Wildwuchs. Es wird klar, wo Windräder entste-
hen und wo nicht.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Tausende neue 
Windräder im Schwarzwald!)

Das findet eine sehr breite Akzeptanz in der Bevölkerung. 
Nur, diejenigen, die laut sind, sind nicht diejenigen, die 
die Mehrheit der Bevölkerung vertreten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN] – Marcel Queckemeyer [AfD]: Wir 
schenken Ihnen alle, die in Niedersachsen ste-
hen! Können Sie alle nach Baden-Württem-
berg holen!)

– Jetzt rede ich!
Das Geschäftsmodell der AfD bedeutet grundsätzlich: 

Sie versprechen den Menschen, dass wir eine vermeint-
lich heile Welt der 1990er-Jahre irgendwie wiederhaben 
können.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das geht!)

Diese Welt gibt es aber nicht mehr. Die Herausforderun-
gen sind groß, die Aufgaben sind komplex. Mit den ewig-
gestrigen Antworten, die Sie ständig bieten, kommen Sie 
am Ende nicht weiter; denn die Dinge sind einfach kom-
plizierter, als Sie es immer behaupten. Es ist auch nicht 
patriotisch, was Sie tun. Sie verschließen die Augen vor 
der Realität, und das ist fahrlässig. Das gefährdet unsere 
Gesellschaft, und deswegen wird Ihr Geschäftsmodell 
sehr bald scheitern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Da werden wir am 8. März mal sehen, was 
die Bevölkerung davon hält! – Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Sie haben das Ding kom-
plett in den Mist gefahren, und jetzt wundern 
Sie sich! Noch verblendeter sein und mehr 
Scheuklappen aufhaben kann man nicht! – Ge-
genruf von der CDU/CSU: Jetzt Ruhe mal da 
drüben!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Nun ist Frau Uhlig für Bündnis 90/Die Grünen dran, 

und zwar ausschließlich.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wenn Gegnern der erneuerbaren Energien, 
wenn Klimaleugnern nichts anderes mehr als Argument 
einfällt, dann kommt das Argument, dass erneuerbare 
Energien der Umwelt schaden,

(Manuel Krauthausen [AfD]: Ja, ist ja auch 
Fakt!)

Vögel und Fledermäuse getötet werden, Flächen versie-
gelt werden, das Landschaftsbild zerstört wird.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Wollen Sie das 
etwa leugnen?)

Dann spielen Sie sich als Umweltschützer auf,
(Marcel Queckemeyer [AfD]: Das sind Sie ja 

schon lange nicht mehr!)
wo Ihnen die Umwelt, wo Ihnen unsere Lebensgrund-
lagen, wo Ihnen der Schutz der Schöpfung ansonsten 
wirklich egal ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die Linke])

Leider waren in den vorliegenden Anträgen dann doch 
ein paar zu viele Argumente, die komisch waren, um mit 
allen aufräumen zu können; aber lassen Sie mich auf ein 
paar eingehen.

Beginnen wir mit dem Thema Vogelschutz. Ich freue 
mich, wenn sich Menschen in unserem Land für Arten-
schutz und Artenvielfalt starkmachen; denn wir haben ein 
massives Artenaussterben,

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Da ist das 
Schreddern ja auch egal!)

das mehr als besorgniserregend ist. Deshalb ist das Ak-
tionsprogramm Natürlicher Klimaschutz richtig. Deshalb 
brauchen wir mehr Mittel für nationale Artenschutzpro-
gramme, wir brauchen geschützte Flächen, und wir brau-
chen eine Stärkung der bestehenden Flächen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich als Energiepolitikerin setze mich auch dafür ein, dass 
Windenergiestandorte geprüft werden, dass wir beim Bau 
von Freiflächenphotovoltaikanlagen Biodiversität immer 
mitdenken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber wenn Artenschutz nur als Vorwand dienen soll, 

um anderes zu verhindern und nicht ernst gemeint ist, 
dann ist das unehrlich. Denn wer von Ihnen kennt denn 
die Top Drei, die Vögel in diesem Land töten: Fenster-
scheiben, Katzen sowie Straßen- und Bahnverkehr.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Windräder 
braucht man nicht, Fenster schon!)
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Ich habe in diesem Haus noch nie einen Antrag gesehen, 
der verlangt, dass Häuser keine Fensterscheiben mehr 
haben oder dass wir aufhören, Bundesfernstraßen oder 
Autobahnen zu bauen.

(Andreas Bleck [AfD]: Aber Bundesfernstra-
ßen brauchen wir, Windräder nicht!)

Das ist doch unehrlich an dieser Stelle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das heißt nicht, dass wir bei Windenergieanlagen und bei 
Strommasten nicht genau hinschauen müssen, wo wir 
diese planen und wo wir diese hinsetzen.

Ein weiteres Thema, das Ihnen wichtig zu sein scheint, 
ist die Flächennutzung. Waren Sie in der Lausitz oder im 
Rheinischen Revier? Haben Sie sich angeguckt, was dort 
mit unserer Umwelt, mit unserem Wasser, mit den land-
wirtschaftlichen Böden passiert?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Sie sprechen von kommunaler Selbstverwaltung. Glau-
ben Sie, die Tagebaue sind dahin gekommen, weil die 
Menschen der betroffenen Dörfer gerne umziehen oder 
wollen, dass ihre Dörfer abgerissen werden? Nein, das 
waren politische Entscheidungen für unsere Energiever-
sorgung, die auf Landes- und Bundesebene getroffen 
wurden. Genauso verhält es sich bei den erneuerbaren 
Energien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Enrico Komning [AfD]: In der Lausitz haben 
wir alle Direktmandate gewonnen!)

Ich möchte aber gar nicht meine gesamte Redezeit 
damit verschwenden, auf die kruden Argumente der vor-
liegenden Anträge einzugehen. Ich wünsche mir mehr 
Konstruktivität. Werte Kolleginnen und Kollegen von 
CDU, CSU und SPD, problematisch ist, dass Ihre erste 
Antwort auf alles immer zu sein scheint, die Umweltstan-
dards zu schleifen, weil das aus Ihrer Sicht das Einfachste 
ist. Es gibt so viele Ansatzpunkte, um Planungsverfahren 
und Bürokratie zu vereinfachen und um die Energie-
wende genauso wie den Wirtschaftsstandort besser auf-
zustellen, die nichts mit Umweltstandards zu tun haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist anstrengend, das anzugehen; ich weiß das. Ich gebe 
Ihnen auch gerne Hinweise dazu, was wir in der letzten 
Legislaturperiode nicht geschafft haben. Aber setzen Sie 
sich für die Umweltstandards ein; denn der Schutz unse-
rer Umwelt ist kein Nice-to-have, das man geflissentlich 
vergessen und zu dem man populistische Forderungen 
aufstellen kann. Es ist möglich, Bürokratie abzubauen, 
ohne den Umweltschutz zu vernachlässigen. Es ist unred-
lich – das sage ich besonders in Richtung CDU und 
CSU –, von der Bewahrung der Schöpfung zu sprechen 
und gleichzeitig Umweltstandards abzubauen.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter 

Dr. Philipp Rottwilm das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Philipp Rottwilm (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben heute fünf Anträge der AfD zu beraten, die 
alle in die gleiche Richtung gehen: Für unsere Land-
schaft, Natur und Artenvielfalt ist kein Platz mehr, und 
schuld daran sind natürlich die Wind- und Solarenergie-
anlagen.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: So ist es!)

Es ist doch amüsant, dass die AfD über Nacht zur Natur-
schutzpartei wird,

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Nee! Das sind 
wir schon seit Beginn an!)

Nicht dass sich die Kolleginnen und Kollegen von den 
Grünen hier noch Gedanken machen müssen.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nee! Keine Sorge!)

Ich habe natürlich fairnesshalber alle fünf Anträge 
nach guten Argumenten durchsucht. Das war wirklich 
nicht einfach; das muss man sagen. Ein halbes habe ich 
gefunden. Dabei geht es um den Zielkonflikt zwischen 
dem Erhalt unserer schönen Landschaft und den Bedürf-
nissen einer modernen Gesellschaft. Diesen Zielkonflikt 
kennen wir seit über hundert Jahren. Er gilt für Straßen 
und Schienen, für Schifffahrtswege, für den Flugverkehr, 
und er gilt natürlich genauso heute für die Energiever-
sorgung. Der technische Fortschritt verändert unsere Ge-
sellschaft und damit natürlich auch die Natur und die 
Landschaft. Die entscheidende Frage ist, wie wir mit 
diesem Konflikt umgehen.

Die Antwort der Kollegen der AfD ist: Zurück in die 
gute, alte Zeit! Auf der einen Seite denunziert sie jede 
neue Infrastruktur als Zerstörung, und auf der anderen 
Seite verteidigt sie alle negativen Auswüchse der Indus-
triegesellschaft, solange sie nur schon in der alten Bun-
desrepublik existiert haben. Verbrennungsmotoren, die 
unsere Städte mit Abgasen und Feinstaub belasten, gelten 
der AfD als schützenswertes Kulturgut. Saubere, leise 
Elektroautos dagegen sind für sie ein Angriff auf unsere 
Heimat. Darauf muss man erst mal kommen!

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Meine Damen und Herren, die AfD will zurück ins 
Gestern, in die heile Welt. Dabei übersieht sie: Das Ges-
tern war nicht idyllisch. Es war fast immer ärmer, 
schmutziger und ungesünder als unsere heutige Welt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn wir im 19. Jahrhundert so gedacht hätten wie Sie, 
dann gäbe es heute kein Eisenbahnnetz in Deutschland,

(Carolin Bachmann [AfD]: Es geht ja auch 
nicht um Eisenbahnen!)
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und unsere Wohnungen hätten kein fließendes Wasser. 
Wenn wir in den 60er-Jahren so gedacht hätten, dann 
besäßen wir heute kein Autobahnnetz und keine flächen-
deckende Stromversorgung. Und wenn wir heute so den-
ken würden wie Sie, dann verspielten wir unsere Zukunft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ich war über die Feiertage 
zu Besuch in Singapur

(Manuel Krauthausen [AfD]: Super fürs Kli-
ma!)

bei der Familie meiner Frau und in China. Es ist atembe-
raubend, mit welcher Geschwindigkeit die Energiewende 
mittlerweile in Asien vorangetrieben wird, und zwar, weil 
sie auch wirtschaftlich sinnvoll ist – sauber, günstig und 
autark. China zum Beispiel hat allein im ersten Halb-
jahr 2025 doppelt so viel Photovoltaikkapazität instal-
liert, wie Deutschland insgesamt besitzt.

(Zuruf des Abg. Marc Bernhard [AfD])

Auf den Straßen von Shenzhen, einer kleinen 18-Millio-
nen-Stadt neben Hongkong, sehen Sie keinen Verbrenner 
mehr. Da fahren jetzt schon über 70 Prozent E-Autos. Das 
könnten Sie sich vielleicht mal angucken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Während wir uns hier mit Ihnen im Kulturkampf ver-
heddern, wird dort der Wettbewerb um die Zukunft ent-
schieden. Wir waren bei E-Mobilität, bei PV, bei Wind-
kraft vorne, und wir müssen aufpassen, dass wir diese 
Position nicht Stück für Stück verlieren, meine Damen 
und Herren. Diese Märkte warten nicht auf uns. Deswe-
gen dürfen wir in diesem Hohen Haus ganz bestimmt 
nicht auf die AfD hören.

Wir brauchen das Gegenteil dessen, was in den Anträ-
gen gefordert wird: massive Investitionen in erneuerbare 
Energien und vor allem in unsere Netzinfrastruktur. Da-
bei müssen wir die Bevölkerung mitnehmen. Wir dürfen 
nicht stehen bleiben; wir müssen mit voller Kraft voraus-
gehen. Tun wir dies nicht, dann werden wir von anderen 
abgehängt. Und es wird Sie jetzt nicht verwundern, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

(Zuruf von der AfD: Gott sei Dank!)

Dr. Philipp Rottwilm (SPD):
– dass wir diese rückwärtsgewandten Anträge natür-

lich ablehnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf von der AfD: Echt? Das 
hätte ich jetzt nicht gedacht!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für Die Linke hat Herr Abgeordneter Lorenz Gösta 

Beutin das Wort. Bitte.

(Beifall bei der Linken)

Lorenz Gösta Beutin (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Seit ich die AfD im Deutschen Bundestag erlebe, ist es 
immer wieder das gleiche Schauspiel: Leugnen wissen-
schaftlicher Fakten, Fake News, rechte und rassistische 
Hetze und Politik gegen die Mehrheit der Bevölkerung.

(Zuruf von der AfD: Oijoijoi!)
Wie es der ehemalige Pressesprecher der AfD formulier-
te: „Je schlechter es Deutschland geht, desto besser für 
die AfD.“ Aber drehen wir den Satz einmal um.

(Zuruf von der AfD)
Umgekehrt bedeutet es: Je schlechter es der AfD geht, 
desto besser für Deutschland. Das ist doch ein Ziel!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Auch heute wieder erleben wir die Politik der AfD in 
diesem Sinne. Sie wollen das gesamte Bundes-Klima-
schutzgesetz, das Erneuerbare-Energien-Gesetz und 
quasi alle Maßnahmen für wirksamen Klimaschutz ab-
schaffen.

(Beifall des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Klar, dass Sie das Ganze nicht ohne die übliche Lüge 
hinbekommen: Sie behaupten nämlich, der Klimawandel 
sei nur eine Annahme, die empirisch keine Grundlage 
habe.

(Enrico Komning [AfD]: Ja!)
Das ist widerlegt; er ist ein wissenschaftlicher Fakt.

(Zuruf von der AfD: Nein!)
Wir sehen die Auswirkungen Jahr für Jahr, nicht nur in 
Deutschland, sondern weltweit: mit Extremwettern, mit 
Dürren und anderen Folgen des Klimawandels.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Diese Dürre-
katastrophe haben wir gesehen!

Dagegen müssen wir angehen, genauso wie gegen Ihre 
Politik.

(Beifall bei der Linken)
Als ein Argument gegen die Energiewende nennt die 

AfD 500 Milliarden Euro, die seit 1999 für den Ausbau 
der Erneuerbaren ausgegeben worden sind. Das mag auf 
den ersten Blick viel klingen, aber ich will es kurz ins 
Verhältnis setzen: Laut Umweltbundesamt belaufen sich 
die fossilen Subventionen auf etwa 65 Milliarden Euro 
jährlich. Hinzu kommen die Kosten für den Import von 
Öl und Gas; das sind jährlich etwa 70 Milliarden Euro. 
Und dazukommen natürlich die Kosten für die Atomkraft 
bis zum Atomausstieg, die Kosten für klimabedingte Ex-
tremwetterereignisse und die Kosten für die Klimaanpas-
sung. Das sind mehrere Billionen Euro seit 1999 für das 
Verheizen unserer Lebensgrundlagen, für das Anheizen 
des Klimawandels. Und das ist es, was wir stoppen müs-
sen. Das ist die Politik der AfD.

(Beifall bei der Linken)
Was die AfD hier fordert, ist also nicht nur menschen-

feindlich; es ist lebensfeindlich, und es ist extrem teuer. 
Es ist gegen die Mehrheit unserer Bevölkerung gerichtet 
und nützt letztlich nur den fossilen Konzernen, die sich 
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mit diesem dreckigen Geschäftsmodell ihre Taschen voll-
machen. In Zeiten, in denen Putin und Trump der Welt 
zeigen, dass Energieabhängigkeit vielleicht nicht die 
klügste Idee ist, die man verfolgen kann, will die AfD 
mit Öl und Gas und natürlich mit der Atomkraft Deutsch-
land in die vollkommene Energieabhängigkeit von auto-
ritärer Willkür führen,

(Manuel Krauthausen [AfD]: Das haben wir 
jetzt schon!)

und das ist der komplett falsche Weg. Das schadet der 
Politik in Deutschland.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Was für eine 
Traumtänzerei!)

Als Linke sagen wir, was wir schaffen müssen: Wir 
müssen raus aus der Logik des Marktes. Wir brauchen 
einen sozial gerechten und demokratischen Klimaschutz 
in den Händen der Menschen, mit Netzen in öffentlicher 
Hand, mit Wärme- und Stromversorgung in öffentlicher 
Hand, mit der Verstaatlichung von Übertragungsnetzen 
und Übertragungsnetzbetreibern.

(Zurufe der Abg. Dr. Michael Blos [AfD] und 
Georg Schroeter [AfD])

Denn de facto sind das Monopole mit staatlich garan-
tierten Gewinnen. Wenn wir den Netzausbau in Deutsch-
land zweckdienlich machen wollen, müssen wir ganz klar 
sagen: Netze gehören in die öffentliche Hand; der Netz-
ausbau gehört in die öffentliche Hand.

(Beifall bei der Linken)

Und in den Kommunen brauchen wir Rekommunali-
sierung statt Profitmaximierung. Wir brauchen eine Ener-
giewende, die in den Händen der Menschen ist, die in den 
Händen der Kommunen ist, die in den Händen der Stadt-
werke ist. Denn wir wissen ganz klar: Es ist ein Unter-
schied, ob ein Windrad von einem Aktienprojektierer auf 
den Acker gestellt wird oder ob ein Windpark, ein Solar-
park, in den Händen der Menschen, in den Händen der 
Kommunen ist. Nur Energie in öffentlicher Hand, in den 
Händen der Menschen, stärkt die Akzeptanz, stärkt letzt-
lich auch die Demokratie und ist ein Mittel gegen die 
Menschen- und Demokratiefeinde von rechts.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Herr Abgeord-

neter Lars Rohwer das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Mit Ihrem aufbrausenden Agieren hier im Ple-
num erweisen Sie von der AfD der politischen Debatte 
in unserem Land wieder mal einen Bärendienst. Auf- 
brausend und polemisch agieren Sie und stellen Ihre 
Diagnose einer angeblich gescheiterten Energiewende 
in den Raum.

(Andreas Bleck [AfD]: Angeblich? – Manuel 
Krauthausen [AfD]: Wie würden Sie das denn 
nennen?)

Ich möchte den ehemaligen hochverehrten Bundestags-
präsidenten Wolfgang Schäuble zitieren und Sie fragen: 
„Diagnosen kann jeder stellen. Wo bleibt die Therapie?“

(Andreas Bleck [AfD]: Aber Ihre Diagnose ist 
doch falsch!)

Die AfD entdeckt in der heutigen Debatte den Umwelt-
schutz für sich und fordert ein Moratorium von Wind-
kraftanlagen, bleibt uns aber die Antwort schuldig, auf 
welche Art und Weise wir das Energiesystem im An-
schluss an dieses Moratorium forttreiben wollen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Den schweren strate-
gischen Fehler des Kernkraftausstiegs behe-
ben! Ganz einfach!)

Die AfD inszeniert sich als Rechtsstaatspartei und fordert 
zum wiederholten Male den unmittelbaren Eingriff in 
millionenfache Investitionen von Unternehmen in die 
längst eingeleitete Energiewende.

(Zuruf von der AfD: Die völlig falsch ist!)

Das ist Enteignung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – La-
chen bei Abgeordneten der AfD – Zuruf von 
der AfD: Was für ein Traumtänzer!)

Ihre Co-Sprecherin beschreibt Sie als „libertäre“ Partei. 
Wo bleibt denn die staatliche Enthaltung in Ihren Auf-
forderungen zum Moratorium für Windkraftanlagen?

(Manuel Krauthausen [AfD]: Sechs, setzen! – 
Weiterer Zuruf von der AfD: Beim Sozialis-
mus kann man sich nicht enthalten!)

Sie erklären die Energiewende für gescheitert. 
Schlüsse ziehen Sie daraus keine. Über eine baurecht-
liche Gleichstellung von Windrädern mit Atomkraftanla-
gen hinaus – das muss man sich mal auf der Zunge zer-
gehen lassen – liefern Sie keinen einzigen Beitrag dazu, 
wie das gelingen kann.

Die Sicherheit der Versorgung mit Energie in Deutsch-
land muss gewährleistet werden, und deswegen, glaube 
ich, sind wir hier in der Koalition besser unterwegs. So 
stellt die CDU/CSU gemeinsam mit der SPD von nun an 
die Systemdienlichkeit im weiteren Ausbau der Erzeu-
gungsanlagen her: durch eine Synchronisation von Netz- 
und Kraftanlagenbau. So reagiert die CDU/CSU gemein-
sam mit der SPD auf den Mangel an grundlastfähigen 
Kraftwerken in unserem Strommarkt: durch eine Kraft-
werksstrategie nach europäischem Rechtsrahmen. So 
bringt die CDU/CSU den bundesweit benötigten Ausbau 
der erneuerbaren Energien in Einklang mit den Bedarfen 
der kommunalen Familie: durch laufende Kommunika-
tion und Integration in die Gesetzgebungsprozesse. Drei 
Diagnosen, drei Therapien, die wir hier gemeinsam auf 
den Weg bringen.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Und trotzdem 
stirbt der Patient am Ende!)
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Die AfD ist exemplarisch auf diese konstruktive Arbeit 
im Parlament nicht vorbereitet, weil sie immer mit den 
alten Kamellen um die Ecke kommt. Uns geht es nicht um 
Schlagworte wie „technoide Zerstörung“ oder „geraubte 
Heimat“. Uns geht es um ganz praktische Fragen nach der 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Industrie. Wir vertrauen 
unseren Unternehmen, die mittlerweile bewusst und frei-
willig Kooperationen mit Windparkbetreibern für ihre 
Stromversorgung eingehen. Wir vertrauen unserer Ver-
waltung in der Abwägung verschiedener umwelt- und 
wirtschaftspolitischer Interessen. Und wir arbeiten gegen 
populistische Kräfte, die ganze Marktsegmente abwürgen 
wollen, weil sie sich um die Verdrahtung und Versparge-
lung sorgen.

Liebe Kollegen der AfD, Sie wollen stoppen, aber 
nicht steuern. Sie wollen Therapien, aber nicht behan-
deln. Damit kann man keinen Staat machen. Damit wird 
kein Problem gelöst. Die AfD agiert erneut gegen den 
Konsens von Forschung, Praxis und Wirtschaft. Auch in 
dieser Haltung trennen uns Welten; denn Sie liefern zwar 
Diagnosen, aber Sie liefern eben keine Therapie. Deswe-
gen lehnen wir Ihre Anträge ab.

Vielen Dank und Glück auf!
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Carolin 

Bachmann das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Carolin Bachmann (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Windindustrie ist 

kein Klimaschutz. 2 Prozent der Fläche für Windindustrie 
bedeuten 100 Prozent Natur- und Landschaftszerstörung.

(Beifall bei der AfD – Dr. Fabian Fahl [Die 
Linke]: Na, eben nicht!)

Fahren Sie doch mal raus, dorthin, wo die Windindustrie-
anlagen stehen! Machen Sie einen Spaziergang in der 
Natur! Früher: Felder und Wälder, so weit das Auge 
reicht, bis zum Horizont. Heute: die Landschaft zer-
schnitten; Windräder 100 bis 250 Meter hoch. Bedrohlich 
laut rauben die Windmonster vor Ort Naherholung und 
Ruhe.

(Zuruf der Abg. Katrin Uhlig [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wo es früher Kornfelder und Lebensmittelproduktion 
gab, stehen heute 100 Hektar große Photovoltaikanlagen. 
Unsere Landschaft ist teils bis zur Unkenntlichkeit ver-
spargelt und verspiegelt. Es muss endlich Schluss sein 
mit der Verschandelung unserer Heimat.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie alle hier haben unsere Landschaft, unsere Natur 
Ihrer unsinnigen und bereits gescheiterten Energiepolitik 
geopfert. Nicht umsonst wird sie als „dümmste Energie-
politik der Welt“ bezeichnet.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Seit 25 Jahren verfolgen Sie die Erzählung der sogenann-
ten Energiewende. Das Ergebnis: Die höchsten Strom-
preise der Welt, Unternehmen wandern ab, Arbeitsplätze 
gehen verloren. Aber Ihnen ist das wohl völlig egal.

(Katrin Uhlig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was für ein Quatsch! – Zuruf des Abg. Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und, meine Damen und Herren, zu Ihrem angestrebten 
Ziel der Klimaneutralität und dazu, dass es Ihnen darum 
geht, CO2 zu reduzieren:

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Davon verstehen Sie doch gar nichts!)

Diese dumme Energiepolitik zeigt sich genau darin, aus-
gerechnet die sicheren, sauberen deutschen Kernkraft-
werke alle abgeschaltet zu haben.

(Beifall bei der AfD)
Es war ein schwerer Fehler, 17 sichere Kernkraftwerke 
abzuschalten.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Heuchelei mit 
eurem Klimaschutz! – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist un-
erhört! – Gegenruf des Abg. Andreas Bleck 
[AfD]: Die Wahrheit ist unerhört! – Tarek Al- 
Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Haben 
Sie mal einen Braunkohletagebau gesehen?)

Es war ein noch größerer Fehler, den Ausbau von 
Wind- und Photovoltaikanlagen über Sonderrechte und 
über Privilegierungen im undemokratischen beschleunig-
ten Verfahren gegen Natur, Landschaft und Bürger durch-
zudrücken.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo ist denn das Kornfeld am Tagebau?)

Dafür haben Sie sogar Natur- und Landschaftsschutz-
gebiete geopfert – alles mit Grünen, CDU/CSU und 
SPD –,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Waren Sie mal im Rheinischen Revier? 
Waren Sie mal in der Lausitz? Wie sieht’s denn 
da aus?)

FFH-Gebiete geopfert, Natura-2000-Flächen geopfert. 
Schämen Sie sich, vor allem Sie von den Grünen!

(Beifall bei der AfD)
Außerdem haben Sie alle hier über Jahre mit Ihrer 

desaströsen Politik die Kommunen finanziell ausgehun-
gert, und nun spielen Sie sich alle vor Ort auf, machen die 
Kommunen abhängig

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Viel Meinung und keine Ahnung!)

und locken sie zu Ihren angeblichen Einnahmen aus 
Windenergie und Photovoltaik. Es ist schäbig. Und ich 
muss es noch mal sagen – es ist längst klar –: Diese 
Energiewende ist gescheitert, und das weiß die ganze 
Welt,

(Beifall bei der AfD – Katrin Uhlig [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir haben über 
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60 Prozent Erneuerbare im Stromnetz! Da ist 
nix gescheitert!)

aber Sie nicht.
Sie zwingen die Länder, 2 Prozent der Fläche mit 

Windindustrie auszubauen – 2 Prozent deutsche Kultur-
landschaft! Das ist achtmal die Fläche der Insel Rügen, 
das sind 715 000 Hektar.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie viel Fläche ist denn Braunkohle 
zum Opfer gefallen? Rechnen Sie mal nach!)

Heute stehen auf 0,5 Prozent der Fläche rund 
30 000 Windindustrieanlagen. Ihr 2-Prozent-Ziel bedeu-
tet bis zu 120 000 Einzelanlagen, 250 bis über 300 Meter 
hoch, flächendeckend über unser Land verteilt. Ich sage 
es noch mal: Das ist keine Energiewende; das ist die 
totale Verschandelung unserer Heimat.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Dunja 
Kreiser [SPD])

2 Prozent der Landesfläche mit Windindustrie sind 
100 Prozent Landschaftszerstörung, und damit muss end-
lich Schluss sein! Das wusste im Wahlkampf sogar Kanz-
ler Merz.

Wenn Sie wissen wollen, wie die 2 Prozent aussehen, 
dann kommen Sie zum Beispiel mal zu mir nach Mittel-
sachsen; da haben wir fast 2 Prozent. Deswegen haben 
wir im Kreistag ein Windindustriemoratorium beschlos-
sen.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
2 Prozent sind nicht 100 Prozent, oder? – Zuruf 
des Abg. Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Selbst der Planungsverband sagt: Kein weiterer Zubau, 
keine weitere Ausweisung für die 2-Prozent-Flächen!

(Dunja Kreiser [SPD]: Das stimmt so nicht! 
Wird erweitert auf 3,5!)

Und sogar die Kollegen von SPD und CDU vor Ort 
wissen: Es reicht. Es ist schlimm genug.

(Andreas Bleck [AfD]: Gibt es sie überhaupt 
noch, die SPD in Sachsen?)

Deswegen, meine Damen und Herren, ist es an der 
Zeit, diesem Ihren Treiben endlich ein Ende zu setzen. 
Unsere Forderungen sind klar und eindeutig: das EEG 
streichen,

(Beifall bei der AfD)

das Klimaschutzgesetz streichen, das Windenergieflä-
chenbedarfsgesetz – alles ersatzlos streichen.

(Klaus Mack [CDU/CSU]: Und wo bleibt dann 
die bezahlbare Energie? – Lars Rohwer [CDU/ 
CSU]: Und dann? Wo sind denn Ihre Konzep-
te? Das alles abschaffen, aber keiner weiß, was 
Sie dann machen! Wo sind Ihre Konzepte? Wo 
sind Ihre Therapien?)

Und wenn Sie unsere beiden Anträge genau gelesen ha-
ben, dann sehen Sie: Das sind noch 40 weitere konkrete 
Änderungsvorschläge im BauGB etc.

Wir fordern außerdem, eine Lebenszyklusbetrachtung 
für Wind und PV vorzubereiten, Landschaftsbildanalyse 
in den Genehmigungsverfahren mitzuberücksichtigen 
und endlich die Planungshoheit an Land und Kommune 
zurückzugeben.

(Beifall bei der AfD – Lars Rohwer [CDU/ 
CSU]: Wie wollen Sie die Energieversorgung 
regeln? Wie wollen Sie sie sicherstellen?)

Liebe Kollegen, die Bürger brauchen sichere und be-
zahlbare Energieversorgung.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist abgelaufen.

Carolin Bachmann (AfD):
Das sichert den Wohlstand von uns und unseren nach-

folgenden Generationen. Die Bürger brauchen Heimat.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit. Bitte.

Carolin Bachmann (AfD):
Schützen wir unsere Landschaft vor 100 Prozent –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist wirklich schon länger abgelaufen.

Carolin Bachmann (AfD):
– Zerstörung durch die Windindustrie.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der SPD hat Herr Abgeordneter 

Helmut Kleebank das Wort. Bitte.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Helmut Kleebank (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die heute vorliegenden Anträge der 
AfD-Fraktion folgen einem durchsichtigen Muster: Sie 
instrumentalisieren den Natur- und Artenschutz, um im 
Kern nichts Geringeres – und das haben wir ja gerade 
noch mal gehört – als den energiepolitischen Rückzug 
Deutschlands in das letzte Jahrhundert zu fordern. Wer 
aber Naturschutz ernst nimmt, darf ihn nicht als Blockade 
gegen die Zukunft missbrauchen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Diese Instrumentalisierung des Natur- und Umwelt-
schutzes lässt sich ganz einfach belegen. Die AfD fordert 
den Ausbau der Kohleverstromung. Sie nimmt damit die 
massive Zerstörung ganzer Landschaften durch Tagebaue 
und den Ausstoß zahlreicher Schadstoffe wie Quecksil-
ber und Stickoxide in Kauf, die zum Beispiel unsere 
Gewässer direkt belasten.
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(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, aber es funktio-
niert!)

Da haben also für die AfD Umwelt- und Naturschutz 
keinerlei Wert. Ich bitte Sie, das zu beachten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Die AfD ignoriert völlig die zerstörerische Kraft der 
CO2-Emissionen

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

und des Klimawandels, der das Artensterben antreibt und 
noch halbwegs funktionierende Biotope endgültig zer-
stört.

(Carolin Bachmann [AfD]: Das ist doch völ-
liger Quatsch!)

Aber ich vergaß: Der Klimawandel existiert für die AfD 
ja nicht – wahlweise gab es ihn schon immer, alternativ 
könnten wir nichts dagegen tun, und die CO2-Emissionen 
sind sowieso nicht schuld. Sie folgen also dem Motto: 
„Lieber die Wahrheit nicht sehen, nichts hören“. Mir 
wäre es am liebsten, Sie würden dazu auch gar nichts 
mehr sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Zweites Beispiel: Sie fordern die Renaissance der 
Kernkraft.

(Enrico Komning [AfD]: Euer Koalitionspart-
ner hat das auch gefordert!)

Sie fordern neue Kernkraftwerke und die Reaktivierung 
der stillgelegten. Die Gefahren für Natur und Umwelt 
durch radioaktive Emissionen in der gesamten Wert-
schöpfungskette – vom Uranbergbau über den Urantrans-
port, die Anreicherung, die Herstellung der Brennele-
mente,

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: … sind minimal!)

den Betrieb eines Kernkraftwerks, die Gefahren durch 
megalanglebige, hochradioaktive und zudem höchst gif-
tige Abfälle –: All das nehmen Sie billigend in Kauf.

(Georg Schroeter [AfD]: Technisch keine Ah-
nung! – Carolin Bachmann [AfD]: Das ist das, 
was die Bürger wollen!)

Keine Idee für die Endlagerfrage; wir hören lediglich 
unausgereifte Schreibtischideen fernab jeder realisti-
schen Perspektive auf Umsetzung.

(Zuruf des Abg. Enrico Komning [AfD])

Das alles nimmt die AfD mit ihrer Forderung nach Kern-
kraft in Kauf und beschwert sich hier über die Umwelt-
auswirkungen von Windrädern. Das wäre lächerlich, 
wäre es nicht so tragisch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Mareike Hermeier 
[Die Linke])

Drittes Beispiel: Ob Europäische Union oder interna-
tionale Abkommen, wenn es nach der AfD geht, sollten 
wir am liebsten aus allem austreten. Aber Umweltpro-
bleme machen nicht an Landesgrenzen halt.

(Andreas Bleck [AfD]: Windkraftanlagen 
schon! – Zuruf der Abg. Carolin Bachmann 
[AfD])

Ob Zugvögel oder die Luftreinhaltung, Meeresströmun-
gen, Niederschläge und atmosphärische Zirkulation – der 
Ruf nach nationalen Alleingängen schwächt den Schutz 
unserer Naturräume. Dieser Schutz kann nur durch inter-
nationale Verträge und die Zusammenarbeit in der Euro-
päischen Union dauerhaft gesichert werden. Auch hier 
sind Sie auf dem Holzweg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Fazit: Es ist ein logischer Fehlschluss und geradezu 
absurd, Insekten- oder Vogelschutz bei den Erneuerbaren 
vorzuschieben, während man gleichzeitig eine Politik 
fordert, die die größte Bedrohung für alle Arten inklusive 
des Menschen – nämlich den ungebremsten Klimawan-
del – vollständig ignoriert. Das ist absurd,

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
und deswegen werden wir das alles ablehnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Mareike 
Hermeier [Die Linke])

Präsidentin Julia Klöckner:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat Herr Abgeordneter 

Harald Ebner das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Frau Bachmann, so viele Vögel kann ein Windrad 
gar nicht schreddern, wie Sie mit Ihrer Rede abgeschos-
sen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Enrico Komning [AfD]: Es ist doch noch gar 
nicht Karneval! – Marcel Queckemeyer [AfD]: 
Das ist das erste Mal, dass sich ein Grüner fürs 
Vogelschreddern ausspricht! Irre!)

Faktenignoranz und Doppelmoral zeigen sich auch in 
diesem grotesken Antragssammelsurium der AfD, mit 
dem Sie den Eindruck erwecken wollen, Ihnen läge das 
Wohl von Insekten, Vögeln und Fledermäusen am 
Herzen – ausgerechnet der AfD, der die Tiere doch nur 
wichtig sind, wenn es gegen die Windkraft geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Carolin Bachmann [AfD]: Eine Lüge, was Sie 
sagen! – Zuruf des Abg. Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Die Realität sieht ganz anders aus. Sie haben doch das 
Verbot der insektenschädlichen Neonicotinoide abge-
lehnt, genauso wie ein Glyphosat-Verbot.

(Hans Koller [CDU/CSU]: Das hat aber nichts 
mit den Vögeln zu tun, lieber Herr Kollege!)

In Bayern haben Sie gegen das „Rettet die Bienen“-Ge-
setz geklagt. Ihre Partei ist bei jeder Schandtat, die natur-
schützenden Regelungen in der Landwirtschaft zu zer-
stören, vorne mit dabei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die 
Linke] – Dr. Paul Schmidt [AfD]: Nicht bei 
der Windkraft!)

Und zum Wolf höre ich von Ihnen auch nur: Schießen, 
schießen, schießen. Auch da ist Ihnen doch der Natur-
schutz völlig egal.

(Carolin Bachmann [AfD]: Wir brauchen nicht 
noch eine Lüge! – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Der Wolf ist bedrohlich und Windräder auch!)

Sie bekämpfen die Verordnung zur Wiederherstellung 
der Natur, obwohl die hilft, das Artensterben zu stoppen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Mareike Hermeier [Die Linke])

Aber wenn es um die Windkraft geht, zitieren Sie eine 
groteske Grobrechnung aus der Raumfahrt, wie viele In-
sekten von den Windrädern geschreddert werden – sage 
und schreibe 1 200 Tonnen im Jahr. Wissen Sie eigent-
lich, wie viele Tonnen Insekten von den Vögeln im Wald 
gefressen werden?

(Manuel Krauthausen [AfD]: Das ist ja auch 
normal! – Marcel Queckemeyer [AfD]: Wie 
kann man so einen Blödsinn erzählen! Un-
glaublich!)

Das sind 400 000 Tonnen. 400 000 Tonnen! Also, das 
steht doch in keinem Verhältnis.

Diejenigen, die sich wirklich um den Schutz von Um-
welt und Natur kümmern, werden von Ihnen noch be-
schimpft und bekämpft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Umweltverbände leisten einen unverzichtbaren Bei-
trag zur Artenvielfalt. Aber Sie vergleichen ja die Unter-
stützung von Umweltverbänden mit Schutzgelderpres-
sung und all diesen Dingen. Wenn der Naturschutz 
solche Freunde wie Sie hat, dann braucht er keine Feinde 
mehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

der Fraktion der AfD zu?

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, danke. – Von Doppelmoral und Faktenfreiheit 

zeugt ja auch, dass Sie die Erneuerbaren als Flächenfres-
ser darstellen. Zur Kohle ist schon so viel gesagt worden. 
Aber für den Braunkohleabbau wird dreimal so viel Flä-

che benötigt wie für die Erneuerbaren, und die Erneuer-
baren liefern uns dauerhaft Energie.

(Enrico Komning [AfD]: Und was ist, wenn 
kein Wind weht? – Marcel Queckemeyer 
[AfD]: Das ist dauerhafte Energie?)

Und wenn Sie weiter aus Kohle Energie gewinnen wol-
len, dann müssen Sie mehr Fläche verbrauchen. Aber 
zum Kohleausstieg habe ich von Ihnen noch nichts ge-
hört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Oder die Infrastruktur, zum Beispiel die Verkehrsflä-
chen: 1,8 Millionen Hektar werden für Verkehr genutzt, 
das 30-Fache der Fläche, die Erneuerbare brauchen. Kri-
tik am Naturzerstörungsgesetz des Verkehrsministers 
habe ich aus Ihren Reihen aber auch noch nicht gehört.

(Zuruf des Abg. Dr. Michael Blos [AfD])

Autobahnen sind Ihnen an der Stelle heilig.
All das schadet Natur und Landschaft. Das stört Sie 

nicht. Aber bei der Windkraft schwurbeln Sie von 
100 Prozent Landschaftszerstörung. Das ist schlechte Re-
alsatire.

Hier faseln Sie auch immer noch davon, dass es keine 
Klimakrise und keinen Klimawandel gibt. Das ist kom-
plett kontraproduktiv.

(Zuruf von der AfD: Gibt es nur in Deutsch-
land!)

Die Klimakrise und die Klimaveränderung gefährden 
doch gerade unsere Artenvielfalt, und wir kämpfen mit 
den Erneuerbaren dagegen an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie scheren sich keinen Deut um die Zukunft unserer 
Heimat, um die Zukunft der Menschheit. Was wir nicht 
brauchen, ist eine rechtsextreme Abstiegspartei für 
Deutschland, die nur hetzen und spalten kann, aber ab-
solut keine Lösungen für die Zukunft hat.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Zuruf von der AfD: Wiedersehen!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Herr Abgeordneter 

Dr. Fabian Fahl das Wort.

(Beifall bei der Linken)

Dr. Fabian Fahl (Die Linke):
Frau Präsidentin! Ich tue jetzt mal so, als ginge es hier 

im Saal ernsthaft um den Schutz von Insekten und Vö-
geln, und komme zu Fakten.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Was sind die Ursachen für das sechste Massenausster-
ben? Pestizide, Klimawandel, manchmal auch Katzen.

(Zuruf des Abg. Andreas Bleck [AfD])
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Wir Linken setzen uns für Verbote von gefährlichen Pes-
tiziden ein. In Brüssel kümmert sich allerdings eine 
rechts-rechtsextreme Koalition um den kompletten Weg-
fall jeglichen Schutzes der Natur – faktisch eine Politik, 
die vor allem reichen Konzernen dient. 2017 machte die 
Bayer AG mit Pestiziden allein 9,6 Milliarden Euro Um-
satz. 31 Prozent der Insektenarten sind vom Aussterben 
bedroht. „Heimatschutz“ geht anders.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch das ist Teil des Vogelsterbens. Wir bekommen 
wieder einen stummen Frühling.

(Zuruf des Abg. Dr. Ingo Hahn [AfD])
Wenn es der AfD um die 100 Schreiadler geht – nahelie-
gend –, dann empfehle ich einfach mal, sich mit guter 
Regionalplanung von Windparks auseinanderzusetzen. 
Und als Aachener sage ich jetzt nichts zur Ästhetik von 
Kohleindustrie und Wind- und Solaranlagen. Das ist 
wirklich nicht quantifizierbar.

(Beifall bei der Linken)
Katzen bedrohen ebenfalls Vogelarten. Eigentlich soll-

ten Sie dann dafür sein, dass Jäger weiterhin Katzen 
erschießen. Ach warte, außer uns sind hier im Saal alle 
dafür, dass Jäger weiter Katzen erschießen. Aber auch 
hier gibt es andere Lösungen. Empfehlungen für einen 
verantwortungsvollen Umgang gibt beispielsweise die 
Stiftung Vier Pfoten.

Fossile Energien sind teuer und unwirtschaftlich. Fos-
sile Energien machen Deutschland abhängig von Schur-
kenstaaten wie Russland, den USA und Saudi-Arabien. 
Sie wollen sich Trump und Putin unterwerfen. Erneuer-
bare Energien bedeuten Unabhängigkeit. Nicht zuletzt ist 
der Klimawandel ein entscheidender Faktor, wenn es um 
das Massenaussterben geht. Es braucht Klimaschutz: ra-
dikal, sozial. Genug so getan!

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktionen der CDU/CSU hat Herr Abgeord-

neter Hans Koller das Wort. Bitte.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Hans Koller (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Allwöchentlich haben wir hier in den Sitzungs-
wochen ein sich wiederholendes Schauspiel, wo man mit 
billigen populistischen Phrasen für seine Ziele Debatten 
führt, um die sozialen Medien zu füttern. Es ist billige 
Politik, die Sie hier betreiben. Es sind Anträge, die aber 
vollkommen an der Realität vorbeigehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Manuel Krauthau-
sen [AfD]: Das ist Ihre Politik!)

Sie haben nur das eine Ziel, mit irgendwelchen Fake 
Videos die Menschen zu verunsichern und Angst zu schü-
ren – und dann auch noch unter dem Deckmantel von 
Artenschutz und Vogelschutz. Das ist doch lächerlich. 

Sagen Sie doch einfach – wie es die Kollegin Bachmann 
gesagt hat –: Sie wollen radikal raus aus der Energie-
wende,

(Manuel Krauthausen [AfD]: Ja! Wollen wir 
auch!)

raus aus den Heimatenergien. Nur wie es weitergehen 
soll, das sagen Sie uns nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Manuel Krauthausen [AfD]: 
Atomkraft!)

Ich habe von der Kollegin Bachmann nur gehört, was Sie 
alles nicht mehr wollen.

Ja, und jetzt sagen Sie, Sie wollen zurück zur Kern-
energie.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Das will ja 
selbst der Kanzler! Da sollten Sie mal zuhören 
in der Fraktionssitzung!)

Nur werden wir morgen nicht den Schalter umlegen kön-
nen.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Das werden 
Sie!)

– Nein, Herr Queckemeyer, für Sie ist es dann vielleicht 
auch schwierig, den Bürgerwillen umzusetzen, wo wir 
wieder eintreten.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Wenn wir in Re-
gierungsverantwortung sind, werde ich Ihnen 
das beweisen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie sich plötz-
lich für den Rotmilan, für die Fledermaus und für sons-
tige Vögel einsetzen, dann ist das einfach nicht glaubwür-
dig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Karsten Hilse [AfD]: „Fleder-
maus und sonstige Vögel“, herrlich!)

Jede Anlage – und das wissen Sie so gut wie wir – wird in 
aufwendigen Genehmigungsverfahren auf ihre Auswir-
kungen auf Vögel, Insekten und Fledermäuse hin unter-
sucht. Schutzmaßnahmen, Abschaltzeiten während der 
Flugaktivität von Fledermäusen, Monitoring und vieles 
andere mehr sind Standard. Ich glaube, kein anderes 
Land hat so aufwendige Verfahren, wie wir sie haben.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

den Reihen der AfD zu?

Hans Koller (CDU/CSU):
Ja.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Dr. Malte Kaufmann. Bitte.

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen, 

Herr Koller. – Sie haben jetzt in Ihrer Rede rekurriert, 
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wir würden Anträge machen, um die sozialen Medien zu 
füttern – allwöchentlich, haben Sie uns unterstellt.

(Hans Koller [CDU/CSU]: Täglich!)

– Täglich sogar, okay. – Würden Sie der Opposition zu-
gestehen, dass wir hier Sacharbeit machen, dass wir An-
träge einbringen, Anfragen einbringen? Das haben wir 
auch mit diesen Anträgen gemacht. Wir haben nicht nur 
kritisiert, sondern auch Lösungsvorschläge gebracht.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Ich habe keine ge-
funden! – Gegenruf des Abg. Karsten Hilse 
[AfD]: Das ist aber nicht unsere Schuld, 
wenn Sie nichts finden!)

Das ist eine ganz normale Arbeit der Opposition. Stim-
men Sie da zu?

Hans Koller (CDU/CSU):
Ich gebe Ihnen recht: Natürlich hat die Opposition das 

Recht, Anträge zu stellen. Aber die Anträge sollten nicht 
so durchsichtig sein wie dieser, den Sie unter dem Deck-
mantel von Vogelschutz und Artenschutz einbringen.

(Carolin Bachmann [AfD]: Das ist kein Deck-
mantel!)

Ich habe es schon gesagt: Sagen Sie doch einfach – und 
das tun Sie ja –: Es geht gegen die eingeleitete Energie-
wende.

(Zuruf von der AfD: Ja!)

Dass bei der Energiewende Fehler gemacht worden 
sind, stelle ich doch gar nicht in Abrede.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Hört! Hört! 
Aha!)

Deshalb muss man auch immer wieder den Mut haben, 
entsprechende Anpassungen vorzunehmen. Und das pas-
siert gerade auch.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Carolin Bachmann [AfD]: Sie ma-
chen es immer schlimmer!)

Es passiert gerade, dass wir dort, wo die Energiemengen 
gebraucht werden, bedarfsgerecht entsprechende Anpas-
sungen vornehmen, statt blind zuzubauen. Gerade das ist 
ja auch das Konzept dieser Bundesregierung.

Aber noch mal zu Ihrer Frage zurück: Natürlich ist es 
Ihr Recht, Anträge zu stellen. Ich kann Ihnen auch zu-
gestehen – weil ich diese Anträge gelesen habe –, dass Sie 
sich viel Arbeit gemacht haben.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Danke!)

Letztendlich geht es Ihnen aber nicht um die Sache.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf von der AfD: 
Das ist eine Unterstellung!)

Sie wollen einfach die Menschen verunsichern. Wir ha-
ben uns auf den Weg der Energiewende gemacht. Da 
können wir nicht mehr zurück, sondern wir können – –

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Natürlich kann 
man das! Man muss nur den Mut dazu haben!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Entschuldigung! Ich halte auch die Zeit jetzt an. – 

Können wir uns auf eine sehr banale Grundlage einigen? 
Wenn eine Fraktion eine Frage stellt, hat sie das Wort. 
Wenn die Antwort gegeben wird, hat der Antwortgeber 
das Wort. Und zwischendrin ist es, glaube ich, nicht so 
schwer, wenn man zuhört.

Herr Kaufmann, Sie bekommen noch Ihre Antwort bis 
zum Ende, und dann fahren wir fort. Bitte.

Hans Koller (CDU/CSU):
Wir müssen die Wege dorthin also immer wieder neu 

überdenken. Ein großes Schlagwort dabei ist Techno-
logieoffenheit; damit zusammen hängt Forschung und 
immer wieder auch Anpassung. Das tut diese Bundes-
regierung. Ihre Anträge hier dienen dagegen nur einer 
Schaufensterpolitik, aber nicht einer vernünftigen und 
zukunftsorientierten Politik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Lorenz Gösta 
Beutin [Die Linke] – Enrico Komning [AfD]: 
Rhetorische Glanzleistung!)

Sie wollen erneuerbare Energien abschaffen. Damit 
würden Sie auch vertragsbrüchig werden; denn Energie-
anlagenbetreiber haben entsprechende Verträge. Sie kön-
nen doch den Menschen nicht erzählen, wir könnten diese 
Anlagen jetzt alle wieder abbauen und abschalten.

(Zurufe von der AfD – Abg. Dr. Paul Schmidt 
[AfD] meldet sich zu einer Zwischenfrage)

– Nein, jetzt keine Frage mehr. Jetzt reicht’s. Denn das 
bringt uns in der Sache nicht weiter.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, werden Sie eine Zwischenfrage 

zulassen?

Hans Koller (CDU/CSU):
Nein, habe ich gerade schon gesagt. Eine reicht aus der 

Ecke.
Meine Damen und Herren, Deutschland kann sich 

glücklich schätzen, eine Koalition der Mitte zu haben.

(Beifall des Abg. Lars Rohwer [CDU/CSU] – 
Zurufe von der AfD)

Denn es gibt nicht nur schwarz oder weiß. Es gibt nicht 
nur die eine extreme Antwort. Wenn ich von links oder 
von rechts und teilweise auch von anderen höre, dass man 
Anträge nur stellt, um seine Narrative zu bedienen, ist mir 
das zu wenig, meine Damen und Herren! Das ist keine 
Politik, die im Angesicht der politischen Entwicklungen 
für Deutschland zielführend und richtig ist.

Wir wollen eine Energiewende verantwortungsvoll 
mitgestalten und sie auch immer wieder anpassen. Dabei 
sind erneuerbare Energien ein ganz wesentliches Ele-
ment: von Windenergieanlagen über Solar bis hin zur 
Biomasse. Auf diesem Weg sind wir. Diesen Weg werden 
wir auch konsequent weitergehen.

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
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Vor allen Dingen werden wir diesen Weg so gehen, dass 
wir bedarfsgerecht und bedarfsorientiert zum Wohle der 
Entwicklung unseres Landes handeln und dem Klima-
wandel, dem Artenschutz und vielen anderen Bedürfnis-
sen auch Rechnung tragen. Wir sind auf einem guten 
Weg, und den gehen wir weiter.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich dem Abgeordneten 

Marcel Queckemeyer das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Marcel Queckemeyer (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bun-

desregierung spricht gern von Klimaschutz. Wir sprechen 
heute über Naturschutz,

(Beifall bei der AfD)

und zwar über den, der gerade unter die Rotorblätter 
gerät. Denn während diese Bundesregierung draußen in 
Sonntagsreden Biodiversität beschwört, wird diese in der 
Realität zermahlen – verdrängt und verschwiegen – durch 
einen rücksichtslosen Ausbau der Windindustrie auf 
Land und auf See. Windkraft wird als grün etikettiert; 
aber grün ist sie nur auf dem Papier, nicht im Wald, nicht 
im Meer.

(Beifall bei der AfD)

Allein an Land werden jährlich Milliarden Insekten 
getötet, die Grundlage unserer Ökosysteme,

(Enrico Komning [AfD]: Und von den Vögeln 
gefressen!)

Insekten, ohne die es keine Vögel, keine Bestäubung und 
keine Landwirtschaft gibt. Das ist kein Randproblem, das 
ist ein ökologischer Blindflug. Hinzu kommen 100 000 
getötete Fledermäuse, Opfer von Barotrauma, und tau-
sendfach geschützte Vogelarten, deren Lebensräume 
durch Windparks zerschnitten oder zerstört werden.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wer das ignoriert, betreibt keinen Naturschutz, Herr 
Ebner, sondern Artenvernichtung mit Genehmigungs-
stempel.

(Beifall bei der AfD – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Alles andere interes-
siert Sie doch gar nicht bei der Natur!)

Und auf See? Dort setzt sich das gleiche Muster fort: 
Offshore-Windparks werden massiv ausgebaut ohne un-
abhängiges Umwelt-Monitoring, ohne transparente Mel-
desysteme, ohne vollständige Erfassung von Öl, Hydrau-
lik und Metalleinträgen. Die Kontrolle überlassen Sie 
weitgehend den Betreibern selbst. Das ist, als würde 
man den Wolf zum Hüter einer Schafsherde machen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sagen klar: Naturschutz endet dort, wo das EEG 
beginnt. Wir stehen für Naturschutz ohne Doppelmoral – 
anders als die Grünen, die hier gestern mit Herrn 
Dr. Gesenhues das Ende der F-Gase verkündeten, die 
aber gleichzeitig die Windkraftanlagen feiern, die ohne 
diese Stoffe so nackt dastünden wie ein Mast ohne Rotor-
blätter.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt doch gar nicht! Glau-
ben Sie einmal an die Innovationskraft der 
deutschen Unternehmen! Die können das 
schon längst!)

Klimarettung propagieren, aber bitte nur, solange die 
Physik mitspielt. Ein bisschen klingt das, als würde 
man Zucker verbieten, aber den Kuchen zum Grundnah-
rungsmittel erklären.

Liebe Grüne, SPD und CDU/CSU, Ihre Energiewende 
ist heuchlerisch. Sie sollten sich in diesem Hause alle 
schämen.

(Beifall bei der AfD – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben einfach 
nicht zugehört!)

Deshalb legen wir einige Initiativen vor, nicht gegen 
Energieversorgung, sondern für Verantwortung und 
Augenmaß. Wer wirklich nachhaltig denkt, der schützt 
Meere, Wälder, Artenvielfalt und ökologische Gleichge-
wichte und hört auf, industrielle Großanlagen als Natur-
retter zu verkaufen.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richten Sie Ihre Politik an anderer 
Stelle auch an der Natur aus?)

Sie warben bei Ihrer Energiewende um Akzeptanz. Doch 
diese Akzeptanz ist beim Bürger schon lange verspielt; 
denn eine Energiewende, die Natur zerstört, Versorgung 
unsicher macht und Preise explodieren lässt, ist keine 
Erfolgsgeschichte, sondern Ihr Armutszeugnis.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir von der AfD stehen für Naturschutz ohne Ideo-
logie, für Technik mit Verantwortung und für eine Politik, 
die nicht erst reagiert, wenn das letzte Insekt verschwun-
den ist. Naturschutz ist Heimatschutz, meine Damen und 
Herren!

(Beifall bei der AfD – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber mehr interes-
siert Sie ja nicht!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Dunja Kreiser das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Allerlei der 
Anträge der AfD, die einen wissenschaftsfreien und völ-
lig verschobenen Blick auf erneuerbare Energien haben, 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 54. Sitzung. Berlin, Freitag, den 16. Januar 2026                                  6486 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Hans Koller 



sage ich nun besonders etwas zu dem Antrag der AfD mit 
dem Titel „Zerstörung der Lebensräume verhindern – 
Wind- und Photovoltaikindustrie zurückdrängen“. Der 
Antrag stellt einen unverantwortlichen Angriff auf unsere 
Energiewende dar – was bei den Antragstellern wenig 
verwundert –,

(Manuel Krauthausen [AfD]: Ihre Energie-
wende ist ein Anschlag! – Zuruf der Abg. 
Carolin Bachmann [AfD])

auf eine Energiewende, die unser Land wirtschaftlich 
stärkt, unsere Wirtschaft zukunftsfit macht und Arbeits-
plätze schafft.

(Zuruf von der AfD: Jeden Tag sieht man das!)
Den Ausbau der erneuerbaren Energien zu stoppen, Sub-
ventionen zu streichen und das Klimaschutzgesetz auf-
zuheben, das würde Deutschland in eine katastrophale 
Energiekrise stürzen. Das sind die Fakten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Windenergiebranche ist ein Eckpfeiler unserer 
Wirtschaft. In Deutschland sind über 100 000 hochqua- 
lifizierte Arbeitsplätze direkt in der Produktion von 
Windanlagen gesichert, und der Sektor wächst weiter. 
Deutschland rangiert weltweit auf Platz 3 als Produzent 
von Windanlagen, was Tausende von Ingenieurinnen und 
Ingenieure, Menschen in der Montage und Zulieferer in 
Regionen wie Mecklenburg-Vorpommern oder Nieder-
sachsen ernährt.

(Zuruf von der AfD)
Ihre Forderungen würden diese Jobs massiv gefährden, 
wahrscheinlich vernichten, und ganze Standorte wie etwa 
Rostock und Cuxhaven dem Untergang weihen. „Was 
haben Sie eigentlich gegen die Menschen in Rostock 
und Cuxhaven?“, fragen wir uns.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zurufe von der AfD)

Ähnlich vital wie in der Windenergiebranche sieht es 
in der Photovoltaikbranche aus, die trotz früherer Rück-
schläge einen enormen Aufschwung erlebt. Heute schafft 
sie Zehntausende Arbeitsplätze in der Fertigung, Instal-
lation und Wartung. Allein 2025 wurden Tausende neue 
Stellen hinzugefügt, getrieben durch sinkende Kosten 
und steigende Nachfrage. Das ist doch super!

Unsere Wärmepumpenhersteller im Land gelten als 
Technologieführer in Europa. Es wurden Milliarden in 
Produkte und Fachkräfte investiert. Davon profitieren 
auch unsere Handwerksbetriebe. Sie wollen das alles in 
Trümmer legen. Sie wollen unser Handwerk, Sie wollen 
unser Land augenscheinlich in Trümmer legen.

(Zuruf von der AfD)
Die Erneuerbaren treiben Deutschlands Wirtschaft 

nach oben. Der Sektor generiert Milliarden Euro an Wert-
schöpfung, reduziert Energieimporte und schafft Stabili-
tät inmitten globaler Krisen. Die AfD ignoriert, wie so 
oft, diese Fakten und setzt auf veraltete Kernkraftfan-
tasien, die weder wirtschaftlich noch realistisch sind.

(Zuruf von der AfD)

Von den ausgehenden Gefahren der Kernkraft, den 
großen Schwierigkeiten und Kosten der Zwischen- und 
Endlagerung von Atommüll habe ich in den letzten Wo-
chen schon genug berichtet. Ich könnte es an dieser Stelle 
auch wieder tun; aber ich lasse es.

Wir fordern stattdessen: mehr Investitionen in Wind 
und PV, in Stromnetze, in Speicher, in Smart Meter, La-
desäulen, Wasserstoffinfrastruktur, in schnellere Geneh-
migungen sowie Schutz und Ausbau der Jobs – tarifge- 
bundener Jobs natürlich!

Noch eins: Sehr geehrte Damen und Herren, ich bleibe 
dabei, die AfD führt die Menschen hinter die Fichte.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Sie haben doch 
gar keine Fichten mehr! Die sind doch alle weg 
wegen der Windkraft! – Zuruf der Abg. 
Carolin Bachmann [AfD])

Allein der Beitrag von Frau Bachmann zeigt, dass sie 
jahrelang von der Windindustrie profitiert hat. Sie hat in 
einem entsprechenden Unternehmen gearbeitet und hat 
damit ihren Lebensunterhalt bestritten, sehr geehrte Da-
men und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der SPD: Hört! Hört!)

Ihr Antrag ist wirtschaftsfeindlich und visionär bank-
rott. Wir lehnen ihn ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU-CSU-Fraktion darf ich Dr. Maria-Lena 

Weiss das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Mit Ihren Anträgen, liebe AfD, haben Sie heute 
Morgen wieder einmal den Tarnumhang als Naturschutz-
partei aus dem Schrank genommen. Sie versuchen, sich 
als tapfere Kämpfer für die Heimat zu geben, als Anwälte 
der Menschen gegen die angeblich so schlimmen erneu-
erbaren Energien, gewissermaßen als moderner Robin 
Hood, der Wälder und Landschaften von bösen Wind-
rädern befreien will. Doch Sie sind nicht Robin Hood, 
und Ihre Politik ist keine ernsthafte Umweltpolitik, son-
dern reine Inszenierung, genau so, wie wir es von Ihnen 
kennen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Bei dem, was Sie hier vorlegen, geht es nicht um Na-
turschutz.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Doch! Natürlich 
geht es um Naturschutz! Um was denn sonst?)

Sie missbrauchen die Natur als Trojanisches Pferd für 
Ihren ideologischen Kampf gegen erneuerbare Energien, 
gegen Klimaschutz und letztendlich auch gegen unsere 
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Energieversorgung. Zum Glück bleiben Ihre Anträge 
nach Debatten wie dieser politische Folklore und landen 
im Papierkorb. Denn würden sie Realität, dann hätten wir 
ganz andere Probleme bei der Versorgungssicherheit, bei 
Arbeitsplätzen und bei unserem Wohlstand.

Sie sprechen von Heimatverlust, von Zerstörung, von 
sogenannten Nicht-Orten. Was Sie zeichnen, ist ein düs-
teres Zerrbild, jedoch nicht, um Lösungen zu finden, 
sondern um Angst zu schüren. Mittlerweile sitzen Sie 
seit über acht Jahren im Bundestag. Die Lernkurve, 
muss ich sagen, ist leider überschaubar. Denn Politik 
bedeutet, Probleme zu lösen, nicht, sie zu instrumentali-
sieren.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
So, wie Sie es machen –

(Abg. Dr. Ingo Hahn [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

– ich mache weiter, danke –, Debatte um Debatte, macht 
man keine verantwortungsvolle Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin Weiss, ich verstehe Sie so, dass Sie 

keine Zwischenfrage zulassen.

Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Genau. Ich mache weiter.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Danke.

Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Ihre Anträge gehen auch inhaltlich an der Realität vor-

bei. Wenn wir ehrlich über Naturschutz sprechen wollen, 
dann müssen wir doch darüber sprechen, was unsere Na-
tur wirklich bedroht. Die größte Gefahr für unsere Wäl-
der, unsere Artenvielfalt und unsere Landschaft ist doch 
nicht die Windkraft, sondern das ist der Klimawandel.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Na klar!)
Unsere Wälder bedecken rund ein Drittel der Fläche 
Deutschlands. Nur jeder fünfte Baum gilt heute noch als 
gesund. Hitze, Dürre, Schädlingsbefall setzen ihnen mas-
siv zu. Auch beim Insektensterben biegen Sie es sich 
zurecht. Langzeitstudien zeigen einen Rückgang der 
Fluginsektenbiomasse um rund 75 Prozent. Aber dieser 
Rückgang begann schon lange vor dem heutigen Ausbau 
der Windenergie. Deshalb gilt für uns ganz klar: Natur-
schutz ohne Klimaschutz ist ein Widerspruch in sich. Wer 
wie Sie den Klimaschutz bekämpft, der gefährdet Wäl-
der, Arten und Landschaften erst recht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und der Abg. Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie beklagen den Verlust von Heimat. Sparen Sie sich 
doch diese Krokodilstränen! Denn Sie gefährden genau 
die Regionen, die unsere Heimat prägen:

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sie glauben doch 
selber nicht, was Sie da ablesen!)

den Schwarzwald, den Bayerischen Wald, den Thüringer 
Wald. Ohne wirksamen Klimaschutz werden diese Wäl-
der nicht bewahrt, sondern sie werden dauerhaft geschä-
digt.

Ganz widersprüchlich bei Ihren Anträgen finde ich, 
dass Sie zwar mehr Forschung fordern, aber die Ergeb-
nisse vorwegnehmen. Sie verlangen ein Monitoring. Ihr 
einziges Ziel dabei soll aber ein Moratorium sein. Und 
Sie verschließen die Augen vor der Realität: Es gibt keine 
Atomkraft mehr in Deutschland.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Es gibt aus 
Frankreich nach wie vor Atomkraft!)

Dafür gibt es Gründe. Man kann das gut, man kann das 
schlecht finden. Aber entscheidend ist doch: Selbst wenn 
wir heute sofort wieder einsteigen würden, würde das die 
Herausforderungen in der Energieversorgung der nächs-
ten 10, vielleicht sogar 20 Jahre nicht lösen.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Deshalb gehen wir als CDU/CSU-Fraktion einen an-
deren Weg. Für uns ist Klimaschutz keine Ideologie, son-
dern eine Frage von Verantwortung.

(Zuruf von der AfD: Wie war das im Wahl-
kampf?)

Wir setzen in der Tradition von Ludwig Erhard auf markt-
wirtschaftliche Instrumente, auf Investitionsanreize statt 
Rückbau, auf Planungssicherheit für Unternehmen und 
Kommunen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir verbinden Klimaschutz mit Klimaanpassung: zu-
kunftsfeste Wälder, die Renaturierung von Mooren als 
CO2-Senken, mehr Wasserrückhalt und klimaangepasste 
Städte.

Für uns sind Klimaschutz und Energieversorgung 
keine Gegensätze. Denn wir setzen auf einen techno-
logieoffenen Energiemix, auf moderne Gaskraftwerke, 
auf netzdienliche Speicher, auf intelligente Netze, auf 
neue Technologien wie CCS und CCU, auf Effizienz 
und auf Innovation. Denn Klimaschutz gelingt nicht, 
wie Sie das wollen, durch Rückschritt, sondern durch 
Fortschritt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Jetzt fasse ich es zusammen. Ihre Politik soll sein: EEG 
weg, Klimaschutz weg, Windflächenplanung weg.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Exakt! – Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Richtig!)

Die Konsequenzen wären: 400 000 Arbeitsplätze weg, 
Investitions- und Planungssicherheit weg,

(Zuruf von der AfD: Und Hunderttausende 
neue!)

Wertschöpfung weg, 60 Prozent unserer Stromproduk-
tion weg. Das heißt, mit Ihrer Politik würden nicht nur 
in Teilen Berlins die Lichter ausgehen, –
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin, die Stimme hinter Ihnen meldet sich.

Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
– ich komme zum Schluss –, sondern sofort im ganzen 

Land. Sie würden Deutschland in Abhängigkeit führen 
und der Versorgungssicherheit schweren Schaden zufü-
gen. Für den Naturschutz wären Sie nicht Robin Hood, 
sondern der Sheriff von Nottingham.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin, die Redezeit.

Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Sie geben vor, für das Gute zu kämpfen. In Wahrheit 

verweigern Sie Verantwortung.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der Aussprache 

hatte die SPD-Abgeordnete Kreiser die AfD-Abgeord-
nete Frau Bachmann angesprochen, und ich erteile Frau 
Bachmann für eine Kurzintervention das Wort.

Carolin Bachmann (AfD):
Herzlichen Dank. – Sie sprachen das an, was ich vier 

Jahre von meinen 20 Jahren Berufserfahrung gemacht 
habe. Ja – man mag es kaum glauben –, ich habe vier 
Jahre in der Erneuerbare-Energien-Branche im Bereich 
„Planungen und Finanzierung von Windindustrieanla-
gen“ gearbeitet. Daher weiß ich auch, dass sich nicht 
einer in der Windindustriebranche damit beschäftigt und 
darin investiert, weil das so toll das Klima schützt. Die 
alle machen das, weil es so lukrativ ist.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist für die Grundstückseigentümer leider so lukrativ, 
weil Sie die Landschaft so unattraktiv gemacht haben. Es 
ist für Investoren so attraktiv, weil 20 Jahre lang hohe 
Rendite erzielt werden und somit in der Windindustrie 
und der PV-Industrie risikofrei Kapital investiert werden 
kann.

(Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wird ja immer schlimmer! Also 
das Geld nehmen Sie! – Weitere Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben alles andere kaputtgemacht. Deswegen suchen 
die Leute dort Investitionsmöglichkeiten; ich weiß das.

Sie brüsten sich damit, dass dann, wenn unsere Pläne 
gegen die Erneuerbare-Energien-Branche umgesetzt 
würden, hier in Deutschland viele Arbeitsplätze wegfal-
len würden.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Gegenruf des Abg. Enrico Komning [AfD]: 
Was schreien Sie da rum?)

Dazu sage ich Ihnen: In Deutschland sind ungefähr 
100 000 Menschen in der Erneuerbare-Energien-Branche 
beschäftigt. Allein letztes Jahr, in einem Jahr, hat Ihre 
Politik 120 000 Arbeitsplätze in Deutschland unwiderruf-
lich zerstört. Das müssen Sie sich mal anschauen.

(Beifall bei der AfD)

Und bezüglich Ihrer Sorge um Arbeitsplätze richte ich 
Ihnen als direkt gewählte Abgeordnete aus dem Wahl-
kreis Mittelsachsen, aus Freiberg, liebe Grüße aus.

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

SolarWorld, Meyer Burger – das waren PV-Magnaten –: 
alle insolvent, alle weg. In Deutschland gibt es nicht mehr 
einen, der flächendeckend viel PV produziert.

(Zuruf des Abg. Tarek Al-Wazir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ihre Industrie, die Sie uns aufzwingen, kommt aus dem 
Ausland. Und warum kommt die aus dem Ausland? Ganz 
klar: wegen Ihrer dummen Energiepolitik. Sie von der 
SPD haben 1998 in Ihren Koalitionsvertrag den Kern-
kraftausstieg aufgenommen. Sie von Grünen und SPD 
haben ihn beschlossen, haben 17 Kernkraftwerke abge-
schaltet und die Ampel unter SPD-Führung in der letzten 
Legislaturperiode noch die letzten.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin, eine Kurzintervention endet nach zwei 

Minuten.

(Zuruf von der AfD: Eine persönliche Erklä-
rung!)

Carolin Bachmann (AfD):
Das ist der Grund für diese Misere.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Das war keine persönliche Erklärung. Verzeihen Sie, 

es ist mir als Kurzintervention angezeigt worden, und so 
rufe ich es auch auf. Und ich bitte Sie darum, nicht die 
Handlung des Präsidenten zu kommentieren.

(Enrico Komning [AfD]: Machen wir doch gar 
nicht!)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident, herzlichen Dank. – Frau 

Bachmann, als ehemalige Betriebsleiterin eines Ver- und 
Entsorgungsunternehmens weiß ich, wie problematisch 
manchmal Fluktuationen sind, welch Kommen und Ge-
hen es in Unternehmen gibt. Ich kenne Ihre Vita natürlich 
nur aus dem Kürschner, den wir alle hier in der Schublade 
haben und in dem die Informationen von Abgeordneten 
nachzulesen sind. Diesen Kürschner können im Übrigen 
auch die Bürgerinnen und Bürger vom Bundestag bekom-
men; dann wissen sie Bescheid. Das sind Transparenz-
informationen.
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Aus den Erfahrungen meiner 30-jährigen Tätigkeit 
kann ich jedenfalls sagen: Wenn jemand im Nachhinein 
so von seinem ehemaligen Job berichtet, hatte er oder sie 
in der Regel einen schlechten Abgang dort.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Alter Schwede! 
Das ist schon dreist, was Sie da erzählen! Un-
verschämt!)

Die Information, warum Sie gewechselt haben, kenne ich 
nicht; aber das scheint für Sie ja durchaus mit sehr starken 
Emotionen verbunden zu sein.

Sie müssten sich dann auch schon mal einigen. Sie 
haben gerade gesagt, dass wir nicht in Windkraft inves-
tiert haben. Das war eine verpasste Zeit; das ist gar keine 
Frage. Jetzt tun wir das. Sie sollten Ihrem ehemaligen 
Arbeitgeber eigentlich sehr stark verbunden sein, weil 
Sie sehen, dass wir etwas für unser Land tun. Gleichzeitig 
stellen Sie das Abschalten der Atomenergie infrage. 
Wollten Sie jetzt nur in der Windenergie arbeiten, oder 
wollten Sie in der Atomindustrie arbeiten?

(Carolin Bachmann [AfD]: Sie haben es nicht 
verstanden!)

Sie müssen sich schon entscheiden.
Auf jeden Fall ist es schon eine Entscheidung, seinen 

Arbeitsplatz nach vier Jahren – das ist ja auch nicht ge-
rade kurz – zu wechseln. Irgendwas muss da also passiert 
sein.

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Was für ein unqualifi-
zierter Beitrag! – Weitere Zurufe von der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir Marc 

Bernhard von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sie wollen 

2 Prozent der Fläche Deutschlands mit Windindustrie-
anlagen zupflastern. Das bedeutet, dass zu den 30 000, 
die wir heute schon im Land haben, weitere 90 000 Mons-
teranlagen dazukommen. Den Menschen erzählen Sie das 
Märchen: Wenn wir immer nur mehr Windindustrieanla-
gen und Solaranlagen bauen, dann gibt es irgendwann 
Strom im Überfluss, billig und jederzeit verfügbar. – 
Die Realität ist aber genau das Gegenteil: Wind- und 
Solaranlagen produzieren Strom nicht dann, wenn wir 
ihn brauchen, sondern dann, wenn zufällig der Wind 
weht oder die Sonne scheint.

(Beifall bei der AfD – Dr. Fabian Fahl [Die 
Linke]: 60 Prozent! – Zuruf der Abg. Bettina 
Hagedorn [SPD])

Wenn zum Beispiel im August mittags um zwölf die 
Sonne brutzelt, produzieren die Solar- und Windindus-
trieanlagen viel zu viel Strom.

(Enrico Komning [AfD]: So ist es!)

Deswegen müssen wir dann regelmäßig unsere Nachbar-
länder anrufen und sie anbetteln,

(Zuruf der Abg. Dunja Kreiser [SPD])

dass sie uns doch bitte den Strom abnehmen, damit bei 
uns das Stromnetz nicht zusammenbricht.

(Beifall bei der AfD)

Deren Reaktion: Sehr gerne nehmen wir euren Strom. 
Aber wie viel bezahlt ihr uns denn dafür?

(Zuruf von der AfD: Genau!)

Und am selben Tag nachts um zwölf produzieren die 
Solaranlagen genau null Kilowatt Strom. Und wieder 
müssen wir unsere Nachbarn anflehen: Bitte liefert uns 
Strom, damit bei uns der Laden nicht zusammenbricht.

(Beifall bei der AfD – Mark Helfrich [CDU/ 
CSU]: Blödsinn! – Zuruf des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und deren Reaktion: Sehr gerne, nur eben zum zehnfa-
chen Preis. – Das ist ein Wahnsinn, der uns allein letztes 
Jahr 8 Milliarden Euro gekostet hat.

(Zuruf des Abg. Mark Helfrich [CDU/CSU])

8 Milliarden Euro nur für das Verklappen von Solar- und 
Windstrom und für den Import zu Mondpreisen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Mark 
Helfrich [CDU/CSU])

Hören Sie endlich auf, den Menschen Märchen zu erzäh-
len! Jede weitere Solaranlage, jede weitere Windindus-
trieanlage macht unser Stromnetz instabiler und den 
Strom noch teurer.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/3147 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung 
ist jedoch strittig. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
wünschen Federführung beim Ausschuss für Wirtschaft 
und Energie. Die Fraktion der AfD wünscht Federfüh-
rung beim Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, 
Bauwesen und Kommunen.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungsvor- 
schlag der Fraktion der AfD. Wer stimmt für den Über-
weisungsvorschlag, den die AfD beantragt hat? – Die 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Alle anderen. Stimment-
haltungen? – Kann ich nicht erkennen. Damit ist der 
Antrag abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD: Federfüh-
rung beim Ausschuss für Wirtschaft und Energie. Wer 
stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? – Das sind 
Die Linke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU/ 
CSU. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Wer möchte sich enthalten? – Das ist niemand. Damit ist 
der Überweisungsvorschlag so angenommen.
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Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 26b bis 
26d. Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 21/3597, 21/3598 und 21/3599 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Gibt es weitere Vorschläge? – Das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Tagesordnungspunkt 26e. Interfraktionell wird die 
Überweisung der Vorlage auf Drucksache 21/3146 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Die Federführung ist allerdings strittig. Die 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD wünschen Federfüh-
rung beim Ausschuss für Wirtschaft und Energie. Die 
Fraktion der AfD wünscht Federführung beim Ausschuss 
für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der AfD. Wer stimmt für diesen Überweisungs-
vorschlag? – Das ist die AfD. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind alle anderen. Möchte sich jemand der Stimme ent-
halten? – Das kann ich nicht erkennen. Damit ist der 
Überweisungsvorschlag abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD: Federfüh-
rung beim Ausschuss für Wirtschaft und Energie. Wer 
stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? – Die Linke, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Möchte sich je-
mand enthalten? – Kann ich nicht erkennen. Damit ist 
der Überweisungsvorschlag angenommen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 27a und 27b: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Fünften Geset-
zes zur Änderung des Straßenverkehrs-
gesetzes und anderer straßenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften 

Drucksache 21/3505
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Swantje Henrike Michaelsen, Victoria 
Broßart, Tarek Al-Wazir, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Parken fair gestalten – Nachhaltig, digital 
und sozial gerecht

Drucksache 21/3610
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten ver-
einbart.

Ich darf die Aussprache eröffnen. Für die Bundesregie-
rung darf ich dem Parlamentarischen Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr Christian Hirte das Wort er-
teilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Christian Hirte, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren Kolleginnen und Kollegen! Die Bundes-
regierung mit Minister Schnieder treibt gemeinsam mit 
den Fraktionen von CDU/CSU und SPD die Digitalisie-
rung von Verwaltung und Verkehr entschlossen voran – 
für einen handlungsfähigen Staat und eine moderne In-
frastruktur, die den Alltag der Menschen in unserem Land 
erleichtert.

Der Gesetzentwurf macht die Digitalisierung spürbar; 
denn er enthält Maßnahmen, die unser Leben konkret 
verbessern. Ich möchte vier Punkte herausziehen.

Erstens. Der Gesetzentwurf legt die Rechtsgrundlagen, 
damit wir den digitalen Führerschein einführen können. 
Künftig kann der Kartenführerschein oder der „alte Lap-
pen“ zu Hause bleiben, weil das Dokument über das 
Smartphone abrufbar sein wird und somit überall digital 
verfügbar ist. Das erleichtert vieles, etwa wenn ganz 
spontan Mietwagen- oder Carsharingangebote genutzt 
werden wollen. Ziel ist es, den nationalen digitalen Füh-
rerschein noch in diesem Jahr auf den Weg zu bringen, 
das heißt deutlich vor dem in der ganzen Europäischen 
Union angestrebten Einführungsdatum 2030. Selbstver-
ständlich haben wir dabei die technischen Vorgaben für 
die EUDI-Wallet gleich mitgedacht. Damit gestalten wir 
den Weg hin zu einer zukunftsfähigen bürgernahen Ver-
waltung und Mobilität.

Das gilt genauso für den zweiten Punkt, den ich an-
sprechen möchte: die digitale Parkraumkontrolle. Damit 
schaffen wir die Grundlage für ein modernes und effi-
zientes Parkraummanagement. Wenn künftig statt Papier-
parkschein das Nummernschild gescannt wird, spart das 
Zeit und Arbeit für die Kommunen. Die Kontrolle geht 
schneller und ist genauer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Swantje Henrike 
Michaelsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir bekommen also eine Win-win-Situation: bessere 
staatliche Leistungen bei gleichzeitig niedrigerem Per-
sonaleinsatz. Und wir sichern dabei den Datenschutz: 
durch engere Speicherfristen, eine klare Zweckbindung 
und indem videobasierte Kontrollen deutlich gekenn-
zeichnet werden.

Mit dem Gesetzentwurf schaffen wir drittens eine zeit-
gemäße digitale Leistung innerhalb der Bundesverwal-
tung. Konkret wird auf der Internetseite des Kraftfahrt- 
Bundesamtes ein einfacher Zugang für jedermann ein-
gerichtet, um auf technische Fahrzeugdaten zugreifen 
zu können. Die Eingabe der Fahrzeugidentifikationsnum-
mer genügt künftig, um Daten abzurufen – im Sinne eines 
Open-Data-Managements. Aber – auch ganz wichtig – 
personenbezogene Halterdaten sind dabei ausdrücklich 
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nicht erfasst. Schon heute kann man etwa auf der KBA- 
Webseite Informationen zur Fahrzeugrückrufen verfüg-
bar haben. Aber künftig geht das eben nutzerfreundlicher 
und individueller. Mit der Fahrzeugidentifikationsnum-
mer lässt sich dann innerhalb kürzester Zeit herausfinden, 
ob etwa das eigene Auto oder das zum Kauf angebotene 
Gebrauchtauto von einem Rückruf betroffen ist.

Vierter und letzter Punkt, den ich ansprechen möchte. 
Der Gesetzentwurf fördert den digitalen Datenaustausch 
innerhalb der Verwaltungen und baut dadurch Bürokratie 
ab. Die Daten zu zugelassenen Fahrzeugen aus dem Zen-
tralen Fahrzeugregister können künftig auch dem Um-
weltbundesamt automatisiert zur Verfügung gestellt wer-
den. Um etwa die Treibhausgasminderungsprämie für E- 
Fahrzeuge zu erhalten, muss das Bundesumweltamt da ja 
künftig entsprechend bescheinigen. Mit den Daten aus 
dem Zentralen Fahrzeugregister geht das künftig ein-
facher und schneller. Ebenso können die Daten dem 
BAFA zur Verfügung gestellt werden. Das erleichtert 
die künftig geplante E-Auto-Förderung; das ist vielleicht 
für das Umweltministerium ganz wichtig. Außerdem soll 
die Bundesanstalt für Straßen- und Verkehrswesen die 
Daten nutzen können. Auch hier können wir also sicher-
stellen, dass wir das Once-Only-Prinzip für uns in der 
Verwaltung nutzbar machen.

Langer Rede kurzer Sinn: Mit diesem Gesetzesentwurf 
schlägt die Bundesregierung einen großen Schritt vor hin 
zu einer modernen Verwaltung, die den Bürgern dient, 
und zu einem sicheren, effizienten Verkehrssystem. Las-
sen Sie uns das gerne gemeinsam auf den Weg bringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Maximilian Kneller das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Maximilian Kneller (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Die Parkraumbewirtschaftung in Deutschland 
soll digitalisiert werden. Wir können allerdings nur digi-
tal bewirtschaften, was analog noch vorhanden ist. Park-
plätze sind in Zeiten links-grünen Autohasses inzwischen 
Mangelware. Das bedeutet auch: Eine digitale Mangel-
wirtschaft bleibt eine Mangelwirtschaft.

Ausgerechnet die Grünen fordern nun in ihrem Zusatz-
antrag eine sozialere Parkraumbewirtschaftung. Das ist 
schon verwunderlich; denn Sie selbst waren es, die in 
den Innenstädten Parkraum verknappt und verteuert ha-
ben und Autofahrer Schritt für Schritt an den Rand der 
Belastbarkeit drängen. Immerhin erkennen Sie an, dass 
Ihre Politik berichtigt werden muss.

(Beifall bei der AfD)

Doch zurück zum Gesetzentwurf der Bundesregierung. 
Ja, es ist richtig, analoge Prozesse zu überprüfen. Ja, es ist 
richtig, rechtliche Vorgaben zu vereinheitlichen. Aber 

zukunftsfähige Verkehrspolitik erschöpft sich nicht in 
digitalisierten Formularen und redaktionellen Anpassun-
gen von Gesetzestexten.

Ein gutes Beispiel hierfür ist das automatisierte Fah-
ren. Im Gesetz ändern sich Begriffe, aber keine Inhalte. 
Aus „hoch- und vollautomatisiert“ wird schlicht „auto-
matisiert“. Das ist politisch mutlos; denn automatisiertes 
Fahren hat viel mehr Potenzial: den Verkehr sicherer 
machen, Staus reduzieren, Pendler entlasten und Mobili-
tät im ländlichen Raum verbessern. Woanders ist das 
längst Realität: in China, Japan, Südkorea und den 
USA. Diese Technologienationen schaffen klare Regeln, 
geben Industrie und Forschung Planungssicherheit. In 
Deutschland: Fehlanzeige.

Ein anderes Beispiel: Die Bundesregierung will beim 
neuen Verbrennerverbot light auch über 2035 hinaus 
hocheffiziente Verbrenner zulassen. Was sind nun hoch-
effiziente Verbrenner? Staatssekretär Hirte stellte diese 
Woche im Ausschuss dazu klar: Alle heute in Deutsch-
land produzierten Verbrenner sind hocheffizient. – Dafür 
danke, Herr Hirte. Und was ist jetzt neu? Ich kann ab 
2035 automatisiert im hocheffizienten Verbrenner fahren, 
aber nicht hochautomatisiert im effizienten Verbrenner. 
Schluss mit dieser Wortklauberei! Individuelle Mobilität 
ist Freiheit. Infrastruktur ist ein zentraler Standortfaktor. 
Wir brauchen keine staatlichen Verbote, wir brauchen 
Offenheit.

(Beifall bei der AfD)

Einen Verbrenner zu fahren, muss genauso möglich 
sein, wie ein E-Auto zu fahren. Es ist nicht Aufgabe des 
Staates, mündigen Bürgern ihr Verkehrsmittel vorzu-
schreiben.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der Linken: 
Doch!)

– Nein, ist es nicht. Falsch! – Es ist aber sehr wohl Auf-
gabe des Staates, den richtigen Rahmen zu setzen. Neben 
Tesla als in Deutschland produzierendem Unternehmen 
ist Mercedes-Benz als deutsches Unternehmen in einem 
Joint Venture mit Nvidia führend bei autonomem Fahren. 
Hierfür gilt genau wie bei Magnetbahn und Kernkraft: 
Wer Zukunftstechnologien nur exportiert, sie aber im ei-
genen Land verhindert, gibt den Standort preis – nicht aus 
technischer Notwendigkeit, sondern aus politischer Mut-
losigkeit.

(Beifall bei der AfD)

Erst wenn es darum geht, die Bürger gläsern zu ma-
chen – Stichworte „digitale Dokumente“, „digitaler Füh-
rerschein“ und „digitale Parkraumbewirtschaftung durch 
Überwachung“ –, wird die Regierung plötzlich ehrgeizig. 
Wir sagen klar: Digitalisierung und Bürokratieabbau, ja; 
Zwang und Überwachung, nein. – Was als harmloses 
Angebot anfängt, mutiert oft zu einer bürokratischen Vor-
schrift, wie in meiner Heimatstadt Bielefeld: Dort gibt es 
in Bussen und Bahnen keine Papiertickets mehr. Wer kein 
Handy besitzt oder es vergessen hat, muss also schwarz-
fahren; wenig inklusiv, gerade für ältere Leute. So was ist 
unausgewogen, unausgereift und setzt auch die falschen 
Schwerpunkte – wie die Gesetzespläne der Bundesregie-
rung. Darum lehnen wir sie ab.
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Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Truels Reichardt das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Truels Reichardt (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Straßenverkehrsgesetz ist ein Gesetz, das 
uns alle betrifft und vor allem einem Ziel dient: der Si-
cherheit aller Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteil-
nehmer. Für die anstehenden Änderungen sind mir dabei 
drei Punkte ganz besonders wichtig.

Der erste Punkt ist der konsequente Kampf gegen den 
Punktehandel. Punkte sind kein Strafzettel mit Rabatt-
option, sondern ein Instrument, um Mehrfachsünder zu 
identifizieren und Gefahren vom Straßenverkehr fern-
zuhalten. Wenn sich Menschen mit Geld aus diesem Sys-
tem herauskaufen können, wenn Onlineportale offen 
damit werben, Punkte zu übernehmen, dann wird Ver-
kehrssicherheit untergraben und der Rechtsstaat lächer-
lich gemacht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb ist es richtig, dass wir mit diesem Gesetz nicht 
nur die Täuschung selbst, sondern ausdrücklich auch 
das Anbieten und Bewerben von Punktehandel verbie- 
ten, und das mit spürbaren Bußgeldern von bis zu 
30 000 Euro. Das ist kein Symbolrecht. Das ist notwen-
dig, um ein Geschäftsmodell zu beenden, das auf Kosten 
der Sicherheit aller geht und bei dem der Staat veräppelt 
wird.

Der zweite wichtige Baustein des Gesetzes ist der di-
gitale Führerschein. Er ist eine sinnvolle Ergänzung zum 
Kartenführerschein. Zukünftig kann dieser zu Hause blei-
ben, wenn man die digitale Version hat. Das reduziert 
Bürokratie, erleichtert Kontrollen und bildet den tatsäch-
lichen Fahrerlaubnisstatus ab. Aber dabei möchte ich aus-
drücklich anmerken: Wenn wir den digitalen Führer-
schein einführen, dann sollten wir ihn von Anfang an 
vollständig denken. Dazu gehört aus meiner Sicht auch, 
dass der digitale Führerschein auf das begleitete Fahren 
ab 17, BF17, ausgeweitet wird, was bisher so nicht vor-
gesehen ist. Es würden sich nämlich alle freuen, wenn 
dieser olle Papplappen namens Prüfungsbescheinigung 
nicht mehr mitgeschleppt werden müsste.

Das gibt mir wiederum die Gelegenheit, auch noch ein 
anderes Thema anzusprechen: das begleitete Fahren ab 
16, BF16. Die Erfahrungen mit BF17 zeigen eindeutig: 
Mehr Fahrpraxis unter Begleitung erhöht die Verkehrs-
sicherheit. Gerade für junge Menschen im ländlichen 
Raum kann das ein echter Gewinn an Mobilität sein. Es 
verbessert das Gefühl der Eltern, wenn sie ihre Kinder ab 
dem 18. Geburtstag alleine losschicken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sehr schön also, dass die CSU bei unserer langjährigen 
Forderung zur Einführung von BF16 nun dabei ist! Wir 
können jetzt geschlossen auf EU-Ebene für diese Mög-
lichkeit werben; denn junge Menschen sollten mit 16 
Auto fahren und wählen dürfen, Letzteres dann aber bitte 
unbegleitet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Beim dritten Punkt geht es um das Parken. Mit der 
digitalen Parkraumüberwachung können Kommunen 
Falschparker effizienter ahnden und Personal sparen. 
Das wird den Falschparkerinnen und Falschparkern unter 
Ihnen nicht sonderlich gefallen, ist aber trotzdem richtig. 
Außerdem schaffen wir mehr Spielraum dafür, wer wo 
parken darf. Künftig sind Parkausweise nicht mehr aus-
schließlich auf Bewohnerinnen und Bewohner be-
schränkt, sondern können durch Länder und Kommunen 
auch auf weitere Gruppen ausgedehnt werden, zum Bei-
spiel auf Pflegekräfte, Handwerksbetriebe oder Carsha-
ringfahrzeuge. Das ist dann kein Automatismus, sondern 
ein kommunaler Gestaltungsspielraum. Die Entschei-
dung bleibt vor Ort, aber sie wird rechtlich endlich klar 
abgesichert.

Insofern freue ich mich auf die weiteren Beratungen, 
wünsche allen ein schönes Wochenende und bedanke 
mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Swantje Henrike 

Michaelsen das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! In Deutschland sind knapp 50 Millionen Autos 
zugelassen. Das führt in vielen Kommunen zu überfüllten 
Parkflächen, zu Falschparken vor Kreuzungen, in zweiter 
Reihe oder auf Radwegen. Das macht nicht nur den öf-
fentlichen Raum allzu oft unattraktiv, sondern es gefähr-
det auch Fußgängerinnen und Radfahrer, es behindert den 
ÖPNV, und es erschwert die Arbeit von Rettungsdiensten 
durch blockierte Zugänge.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu kommt: Parkraumkontrolle ist personalintensiv. 
Gleichzeitig kämpfen viele Kommunen mit Personal-
mangel. Die meisten Verwaltungen verfügen nicht über 
ausreichend Kräfte, um flächendeckend und konsequent 
zu kontrollieren. Deshalb bleibt das Parken oft ein unge-
löstes Konfliktfeld, das die Lebensqualität in unseren 
Städten mindert.

Ich freue mich über die Worte des Parlamentarischen 
Staatssekretärs; denn es ist erst drei Jahre her, dass das 
Bundesverkehrsministerium uns erklärt hat, dass die di-
gitale Parkraumüberwachung verfassungswidrig sei. 
Man sieht: Politischer Druck wirkt!
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dank jahrelanger hartnäckiger Arbeit von Grünen so-
wohl im Bund als auch in den Ländern, besonders in 
Hamburg und Baden-Württemberg, hat sich das Blatt 
nun gewendet. Die jetzt vorgelegte Novelle zum Straßen-
verkehrsgesetz ermöglicht es Kommunen, Scancars zur 
Kontrolle von Parkplätzen einzusetzen. Das bedeutet: 
Kommunen erhalten einen größeren Handlungsspiel-
raum. Die digitale Kontrolle von Parkplätzen ist schneller 
und erfordert weniger Personal. Verstöße können zuver-
lässiger registriert und geahndet werden. Das schafft ein 
gerechteres System, vor allem für diejenigen, die sich an 
die Regeln halten. Und weniger blockierte Radwege be-
deuteten weniger Unfälle und mehr Sicherheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir Bündnisgrüne unterstützen dieses Gesetz aus-
drücklich. Es ist ein wichtiger Schritt für eine bessere 
und gerechtere Nutzung des öffentlichen Raumes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Doch die Digitalisierung der Parkraumüberwachung 
allein bewältigt nicht alle Herausforderungen, vor denen 
die Kommunen bei der Gestaltung des öffentlichen Rau-
mes stehen. Deshalb fordern wir mit unserem Antrag 
mehr Spielräume für die Kommunen bei den Gebühren; 
denn in vielen Kommunen wird über Parkgebühren in-
tensiv diskutiert.

Kommunen können Parkgebühren bereits nach Fahr-
zeuggröße staffeln, aber sie können keine sozialen Krite-
rien berücksichtigen. Dabei würden sie das sehr gerne 
tun. Nicht umsonst fordern das nicht nur viele Kom-
munen, sondern auch alle drei kommunalen Spitzenver-
bände.

Kommunen sollten zudem über die Höhe von Gebüh-
ren für das Anwohnerparken selbst entscheiden können; 
denn es gibt keinen sinnvollen Grund, dass der Bund die 
Gebühren bei rund 30 Euro pro Jahr deckelt. Auch das 
fordern im Übrigen der Deutsche Städtetag, der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund und der Deutsche Landkreis-
tag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es stimmt: Auch die Länder können das freigeben, aber 
das tun bisher nicht alle. Dann leiden zum Beispiel baye-
rische Kommunen unter der restriktiven Politik ihrer 
Landesregierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die digitale Parkraumüberwachung ist ein großer Fort-
schritt. Sie schafft Ordnung, Entlastung und Sicherheit. 
Jetzt muss aber auch die soziale Dimension aufgenom-
men werden. Ermöglichen Sie die Staffelung von Gebüh-
ren nach sozialen Kriterien, damit die Debatten übers 
Parken vor Ort befriedet und kluge Parkraumbewirtschaf-
tung einen Beitrag für lebenswerte Städten und Gemein-
den leisten kann.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Jorrit Bosch das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der Linken)

Jorrit Bosch (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Und ganz besonders: Liebe Schülerinnen und 
Schüler des Gymnasiums im Schloss Wolfenbüttel! Weil 
das hier sicherlich nicht ganz einfach zu verstehen ist, 
wenn der eine über Parken redet und die andere über 
elektronische Führerscheine, dachte ich, ich erzähle 
noch mal ganz kurz, worum es hier eigentlich geht.

Dieses Gesetz thematisiert insgesamt sieben verschie-
dene Aspekte, die nicht viel miteinander zu tun haben. Es 
geht primär um Unfälle, elektronische Fahrzeugpapiere, 
Punktehandel und Parken. Also es geht eigentlich um 
Straße, checkt ihr?

(Heiterkeit bei der Linken)
Stellt euch vor, jemand ist mit Kinderwagen oder Rol-

lator unterwegs: Stressig sind dann enge Gehwege, Aus-
weichen auf die Straße und Autos, die dicht aneinander 
parken. Öffentlicher Raum ist knapp wie nie, und deswe-
gen werden in vielen Orten Anwohnerparkgebühren er-
höht. Aber teilweise kann man immer noch für weniger 
als den Preis eines Kaffees einen Monat lang auf öffent-
lichem Grund parken. Gleichzeitig zahlen andere für eine 
Einzelfahrt mit dem ÖPNV 4 Euro. Übersetzt heißt das: 
Wer viel Platz blockiert, zahlt fast nichts, wer klima-
freundlich unterwegs ist, zahlt drauf. Das ist unlogisch 
und ungerecht; denn ein Auto kann sich einfach nicht jede 
und jeder leisten.

(Beifall bei der Linken – Maximilian Kneller 
[AfD]: Dank Ihnen!)

Dabei wäre die Lösung so einfach: sozial gestaffelte 
Parkgebühren für Anwohner. Große Autos zahlen mehr 
als kleine, wer viel hat, trägt mehr; denn öffentlicher 
Raum ist Gemeingut, kein Privileg für denjenigen mit 
der größten Karre vor der Tür. Wer wenig hat, darf nicht 
stärker belastet werden.

(Beifall bei der Linken)
Dieses Ungleichgewicht zieht sich bis zu den Bußgel-

dern durch. Gleiche rote Ampel, gleiche Tat, aber völlig 
unterschiedliche Folgen. Der eine steigt aus dem Luxus- 
SUV, das Konto prall gefüllt. Für ihn ist das Bußgeld ein 
Achselzucken. Die Strafe juckt ihn einfach nicht. Die 
andere: Eine Pflegerin auf dem Weg zur Arbeit. Für sie 
reißt dieselbe Strafe ein Loch ins Monatsbudget. Gleiche 
Tat, völlig unterschiedliche Wirkung – das ist doch keine 
Gerechtigkeit!

(Beifall bei der Linken)
In Skandinavien ist man viel weiter: Dort richten sich 

Bußgelder nach dem Einkommen. So trifft die Strafe 
wirklich alle gleich. Und ja, das heißt: deutlich höhere 
Bußgelder für Überreiche. Und ja, das ist fair.

(Beifall bei der Linken)
Denn das Geld fließt zurück in unsere Städte, in sichere 
Wege, in gute Schulen, in lebenswerte Kommunen.
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An der Stelle möchte ich die SPD einmal daran er-
innern, dass ihr Verteidigungsminister Boris Pistorius 
2016 genau das gefordert hatte: eine sozial gerechte Staf-
felung von Bußgeldern. Aber Sie blinken ja sehr gerne 
links, wenn mal wieder wichtige Wahlen anstehen. Des-
wegen verwundert mich auch nicht, dass das dann doch 
nicht realisiert wird. Ich denke, die Erbschaftsteuer wird 
im Endeffekt auch nicht umgesetzt.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Erklären Sie 
doch mal den Schülern den Zusammenhang 
zwischen Parken und Erbschaftsteuer!)

Weil mir leider nur drei Minuten Redezeit bleiben und 
ich zum Schluss kommen will, noch mal direkt an Sie 
alle, liebe Kolleginnen und Kollegen: Übernehmen Sie 
endlich Verantwortung für Deutschland, und liefern Sie 
sozial gerechte Staffelungen bei Bußgeldern und beim 
Parken! Fangen Sie endlich an, Maßnahmen wenigstens 
ein bisschen sozial zu denken! Ich habe einen Vorschlag: 
Wir schreiben Ihnen dazu einen Antrag, Sie nehmen ihn 
an, und wir sind alle happy.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Günter 

Baumgartner das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Kommen wir wieder zurück zum Verkehrs-
recht. Wir sprechen heute über ein Gesetz, welches einen 
grundlegenden Modernisierungsschub für unser Straßen-
verkehrsrecht bedeutet. Mit dem Gesetz schaffen wir in 
vielerlei Hinsicht Grundlagen für Digitalisierung, Grund-
lagen für Innovation und damit Grundlagen für Erleich-
terungen im Verkehrsbereich.

Ich will zwei Themen aus dem Änderungsgesetz nä- 
her beleuchten. Diese Gesetzesänderung setzt – Herr 
Reichardt hat es angesprochen – unter anderem beim 
widerrechtlichen Handel mit Punkten in Flensburg ein 
klares Signal. Meine Damen und Herren, wer Verkehrs-
verstöße begeht, soll sich künftig nicht mehr so einfach 
von den Punkten freikaufen können. Verkehrssicherheit 
darf kein Geschäftsmodell sein. Mit hohen Bußgeldern 
gegen solche Praktiken schützen wir künftig die Glaub-
würdigkeit unseres Rechtsstaates und sorgen damit für 
mehr Sicherheit auf unseren Straßen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein weiteres Thema ist die Anpassung der Begrifflich-

keiten wie hoch- oder vollautomatisierte Fahrfunktionen 
an europäische Standards. Damit wird auch die rechtliche 
Grundlage für Mobilität der Zukunft in unserem Land, 
insbesondere für automatisiertes und autonomes Fahren, 
gelegt.

In meinem Wahlkreis in Bad Birnbach startete bereits 
2017 der erste autonom fahrende Bus Deutschlands – ein 
riesiges Medienecho, Sie können es sich sicherlich vor-
stellen –, inzwischen aber ist dieses Projekt leider ein-
gestellt. Das Pilotprojekt in Bad Birnbach hat auf der 

einen Seite eindrucksvoll gezeigt, wie autonomes Fahren, 
autonome Shuttlebusse den öffentlichen Verkehr im länd-
lichen Raum sinnvoll ergänzen können. Jedoch musste 
auf der anderen Seite in dieser Pilotphase im Bus immer 
noch ein Fahrbegleiter mitfahren. Mit dieser Gesetzes-
änderung wollen wir dem Innovationsstandort Deutsch-
land für autonomes Fahren kräftigen Schub verleihen, 
damit Projekte wie in Bad Birnbach in absehbarer Zeit 
vollständig autonom, ohne Begleitpersonal und damit 
wirtschaftlich betrieben werden können.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion gestatten?

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Nein. – Dies wäre gerade dort, wo klassische Linien-

verkehre an ihre Grenzen stoßen, eine sehr gute, eine 
sinnvolle Ergänzung des ÖPNV.

Abschließend will ich Ihnen sagen: Dieses Änderungs-
gesetz ist ein wichtiger Baustein für eine moderne, für 
eine digitale und damit für eine zukunftssichere Ver-
kehrspolitik. Ich freue mich auf die Beratungen im Ver-
kehrsausschuss.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Alexander Arpaschi das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Alexander Arpaschi (AfD):
Herr Präsident! Verehrte Kollegen! Liebe Zuschauer! 

Der vorliegende Antrag der Grünen zeigt wieder einmal 
deren Scheinheiligkeit. Jeder weiß, dass das Ziel der Grü-
nen die Abschaffung des automobilen Individualverkehrs 
ist.

(Lachen des Abg. Tarek Al-Wazir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Der vorliegende Antrag gibt vor, die Verteilung des 
Parkraums fair gestalten zu wollen. Das Parken im öffent-
lichen Raum soll gerechter werden. Wenn aus grünem 
Mund die Worte „fair“ und „gerecht“ ertönen, da ist es 
nicht mehr weit zu den Floskeln „vielfältig“ und „bunt“. 
Daher habe ich mich schon gewundert, dass in Ihrem 
Antrag keine Parkplatzquoten für irgendwelche echten, 
behaupteten oder eingebildeten Minderheiten gefordert 
werden.

(Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Meine Güte! Sie sind wirklich so 
schlicht! – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Reden Sie doch mal zum Thema!)

Dass ausgerechnet Sie sich dafür einsetzen wollen, 
dass Autofahrer mit geringem Einkommen bei den Park-
gebühren entlastet werden sollen, ist an Frechheit kaum 
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zu überbieten. Es war doch Ihre Politik, die dafür gesorgt 
hat, dass einkommensschwächere Autofahrer sich inzwi-
schen gar kein Auto mehr leisten können.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben die Spritpreise mit Ihrer Luftsteuer, genannt 
CO2-Bepreisung, hochgetrieben,

(Zurufe der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Tarek Al-Wazir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie wollen, dass nur noch hochpreisige Elektroautos ge-
kauft werden können, und Sie sind es, die, wenn Sie in 
einer Kommune das Sagen haben, immer den Parkraum 
verknappen.

(Zuruf des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Da können Sie schreien, wie Sie wollen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich schreie doch gar 
nicht!)

– Da: Schreien!
Das beste Beispiel dafür ist unsere schöne Bundes-

hauptstadt: Mit dem Aufstellen von Parklets haben Sie 
den Parkraum verknappt. Dass daraus inzwischen ver-
dreckte, vermüllte und rattenverseuchte Schandflecke ge-
worden sind, das stört Sie nicht weiter.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was?)

Ich kann mich noch gut an Ihren Wahlkampfschlager 
„Klimageld“ erinnern. Sie versprachen wörtlich:

„Alle Menschen mit niedrigen und mittleren Ein-
kommen bekommen zum Ausgleich einen Großteil 
der Einnahmen der CO2-Bepreisung von Gebäude-
wärme und Transport als Klimageld zurück.“

Zitat Ende.
In der Ampel haben Sie keinerlei Anstalten gemacht, 

Ihren Worten Taten folgen zu lassen: Sie haben kassiert, 
aber nicht zurückgegeben,

(Beifall bei der AfD)

mit dem Ergebnis, das einkommensschwachen Autofah-
rern noch mehr Geld abgenommen wurde. Wie gesagt, 
Sie sind die Partei der Scheinheiligkeit.

Nähmen Sie es ernst mit der Entlastung einkommens-
schwacher Autofahrer, dann müsste in Ihrer verqueren 
Logik Ihr nächster Antrag lauten: „Spritpreise fair gestal-
ten“ oder „Kfz-Steuer fair gestalten“ oder auch „Ver-
sicherungsprämien fair gestalten“. Unter dem Deckman-
tel der Fairness wollen Sie den Sozialismus einführen.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

In der Endstufe von Fairness und Gerechtigkeit legen die 
Grünen dann noch die Lebensmittelpreise und die Miet-
höhen in Abhängigkeit vom Einkommen fest.

Hier wird Ihr Politikansatz überdeutlich. Sie sind so-
zialistische, absolut staatsgläubige Vorschriftsfetischis-
ten.

(Beifall bei der AfD)
Wir, die Alternative für Deutschland, sind dagegen die 
Garanten der Freiheit. Nehmen Sie Ihren Antrag und 
tun Sie ihn dahin, wo er hingehört: in den Mülleimer.

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Wähler sehen 
das aber anders!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Stefan Zierke das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Stefan Zierke (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Ich möchte auch über den Grünenantrag spre-
chen, und ich freue mich, dass ihr einen Antrag ein-
gebracht habt; denn von einigen Rednern, die vor mir 
gesprochen haben, erwarte ich keinen Antrag. Es ist 
gut, im Plenum über solche Anträge zu reden. Und von 
daher: Danke. Zum Parlamentarismus gehört eben auch, 
dass wir uns Anträge anschauen, dass da Ideen diskutiert 
werden, und zwar sachlich und fachlich diskutiert wer-
den, aber nicht so, wie die AfD es eben getan hat mit 
beleidigenden Aussagen. Von daher ist es schon toll, 
dass ihr das gemacht habt.

Euer Antrag drückt aus, für Gerechtigkeit und Fairness 
zu stehen. Ich finde es aber nicht fair, dass ihr sagt, die 
Gebühren könnten sozusagen bis ins Unendliche angeho-
ben werden, weil es da keine Grenze gäbe. Gebühren 
sollen eigentlich dazu dienen, dass die Parkraumbewirt-
schaftung in der Verwaltung kostenmäßig ausgeglichen 
ist und nicht dazu, dass die Kassen entsprechend gefüllt 
werden, um Dinge zu finanzieren, über die man sich 
vielleicht woanders nicht einigen kann.

Wir müssen auch zwischen den Anwohnerparkauswei-
sen in Relation zu den Parkgebühren unterscheiden. Das 
wurde eben alles ein bisschen durcheinandergebracht, 
und Kollege Truels Reichardt hat es ja schon gesagt, 
dass wir auch jetzt zukünftig eben andere dort mit dem 
Parkausweis, mit dem Anwohnerausweis reinbringen 
möchten.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

von Bündnis 90/Die Grünen gestatten?

Stefan Zierke (SPD):
Ja. – Ich habe bloß noch 36 Sekunden. Ich wollte noch 

viel mehr sagen.
(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Till Steffen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das kannst 
du ja jetzt!)
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Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Vielen Dank, Herr Kol-
lege, dass Sie die Frage zulassen. – Zwischen „keine 
Obergrenze“ und der aktuell herrschenden 30-Euro- 
Obergrenze liegt ja ein ziemlich großer Spielraum. Hal-
ten Sie es für richtig, dass der Bund eine Gebührenober-
grenze von 30 Euro festsetzt, obwohl in vielen Kom-
munen vor Ort darüber gesprochen wird, dass der 
öffentliche Raum mehr wert ist, und die Kommunen sel-
ber andere Gebühren erheben wollen?

Und mit Blick auf die Obergrenze: Sind Sie dann dafür, 
einfach eine höhere Obergrenze als die 30 Euro anzuset-
zen, und werden Sie sich in den Beratungen dafür ein-
setzen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Zierke (SPD):
Vielen Dank für die Frage. – Genau das meinte ich ja. 

Und ich glaube, wir müssen Parkgebühren auch weiterhin 
fair in dem Parkbewirtschaftungsraum gelten lassen. Wir 
können eben nicht mit Gebühren bestimmte Haushalte 
ausgleichen. Der bewirtschaftete Parkraum soll den An-
wohnern, den Pflegekräften, den Handwerkern zur Ver-
fügung gestellt werden, und er soll nicht dazu dienen, 
dass es hier auch noch höher geht. Ich weiß, in Berlin 
wurde ja mal diskutiert, auch hier sehr hohe Gebühren 
für Anwohnerparkausweise zu erheben. Das, finde ich, ist 
der falsche Weg.

Bei den Parkgebühren für die, die Parkraum nutzen, 
aber keine Anwohner sind, muss natürlich die Höhe der 
Parkgebühr entsprechend anders bewertet werden; das ist 
richtig. Aber auch sie darf nicht ins Uferlose gehen.

Und da finde ich es richtig, dass wir als Bund hier 
gewisse Grenzen einführen, auch insofern Grenzen, 
dass wir deutschlandweit auch ein relativ klares Regle-
ment haben, damit wir nicht selbst in den Ländern von 
Kommune zu Kommune ein Durcheinander haben. Das 
ist vor allem für die wichtig, die sich vor Ort nicht aus-
kennen. – Das ist meine Antwort darauf.

(Beifall bei der SPD)
Ich will aber noch meine verbleibenden 30 Sekunden 

nutzen. Wieso steht Bürokratieentlastung bei Ihnen im 
Antrag? Das sehe ich nicht so. Sie wollen, dass alle ihre 
Einkommensteuerbescheide wahrscheinlich alle ein oder 
zwei Jahre zur Verfügung stellen, um dann die Gebühren 
zu berechnen. Ich finde, das belastet die Kommunen. 
Natürlich kann man dafür dann wieder mehr Gebühren 
nehmen, um das auszugleichen. Aber ich finde, das ist ein 
falscher Ansatz.

Wir wollen Bürokratieentlastung haben, und von da-
her: Wir reden in den Ausschüssen darüber – meine Re-
dezeit ist vorbei –, ich freue mich auf die Diskussion, und 
wir gucken dann in der zweiten Lesung, was wir umset-
zen und was wir dann auf den Weg bringen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in dieser Aussprache hören wir für 

die CDU/CSU-Fraktion Alexander Jordan.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Jordan (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Gäste! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Führer-
schein im Portemonnaie, Fahrzeugschein im Handschuh-
fach sowie weitere Mitführpflichten für Berufskraftfah-
rer – das passt nicht mehr zum Alltag der Menschen, der 
zunehmend digital wird. Wir schaffen jetzt die Grund-
lagen für zeitgemäße digitale staatliche Leistungen im 
Straßenverkehrsrecht.

Ein zentraler Schritt ist die Digitalisierung von Fahr-
zeugschein und Führerschein. Damit bringen wir spür-
bare Vereinfachungen für gewerbliche Nutzer, Flotten-
betreiber, Autovermieter, aber auch für Privatpersonen 
wie Sie und mich.

Meinen Führerschein hier habe ich 1999 ausgehändigt 
bekommen; der läuft in diesem Jahr ab, und ich muss mir 
einen Termin besorgen, um ihn zu erneuern. Der neue hält 
dann auch wieder 15 Jahre. Und diesen Aufwand haben 
Millionen Führerscheininhaber jedes Jahr. Damit soll nun 
Schluss sein. Der Nachweis der Fahrerlaubnis wird zu-
künftig per App auf dem Smartphone möglich sein. Der 
digitale Führerschein vereinfacht den Alltag der Men-
schen und reduziert Verwaltungsaufwand.

Wir schaffen außerdem einen klaren rechtlichen Rah-
men für digitale Parkraumkontrollen, Kommunen erhal-
ten moderne Instrumente zur Überwachung des ruhenden 
Verkehrs – effizient, rechtssicher und kostensparend.

Mit dem ausdrücklichen Verbot des Punktehandels 
schließen wir eine seit Langem existierende Rechtslücke 
und stärken die Verkehrssicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mit dem fahrzeugbezogenen Zugang zu technischen 
Fahrzeugdaten und Rückrufinformationen der Hersteller 
über das Kraftfahrt-Bundesamt stärken wir Verbraucher-
vertrauen und Sicherheit. Der Gesetzentwurf ist ein guter 
Anfang, und klar ist: Der Maßstab ist Bürokratieabbau.

Und wir beraten auch über einen Antrag der Grünen 
mit dem Titel: „Parken fair gestalten – Nachhaltig, digital 
und sozial gerecht“. Ich weiß nicht, woran es liegt, aber 
immer, wenn Sie etwas fair gestalten möchten, dann en-
det das irgendwie darin, dass es dann doch teurer wird, 
weil Sie das, was Sie nicht verbieten können, dann ein-
fach teurer machen.

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Maximalgebühr beim Anwohnerparken – es wurde 
schon angesprochen – war früher bundesweit auf 
30,70 Euro pro Jahr festgelegt. Die Ampel hat die Ge-
bührenhoheit in ihrer Regierungszeit an die Länder wei-
tergegeben, und infolgedessen sehen wir heute Gebühren 
bis zu 360 Euro pro Jahr, also im schlimmsten Fall eine 
Verzwanzigfachung.
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Wir kennen Ihre Haltung zum Automobil; wir können 
sie sehen. Auf Ihr Betreiben ist die individuelle Mobilität 
in Deutschland in den vergangenen Jahren stark verteuert 
worden. Und das ist nun ein weiterer Anlauf, an der Preis-
schraube zu drehen, um das Auto noch unattraktiver zu 
machen. Das nennen Sie fair. Ich nenne es überflüssig.

Wir als Union stehen dazu: Deutschland ist und bleibt 
Autoland Nummer eins.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!)
Das gilt insbesondere für meinen Wahlkreis Helmstedt – 
Wolfsburg. Zum Straßenverkehrsgesetz gehen wir jetzt 
einen Schritt in die richtige Richtung, hin zu digitaler 
Zukunft der individuellen Mobilität in Deutschland.

Ich danke Ihnen und freue mich auf die weiteren Be-
ratungen im Ausschuss.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit darf ich die Aussprache zum Tagesordnungs-

punkt 27 schließen.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

Drucksachen 21/3505 und 21/3610 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind 
Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 8: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Cansu 
Özdemir, Desiree Becker, Gökay Akbulut, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 

Solidarität mit den Menschen in Iran – Men-
schenrechte und Demokratie stärken, humani-
täre Unterstützung für die Zivilbevölkerung 
ausweiten

Drucksache 21/3612
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten ver-
einbart worden.

Ich darf die Aussprache eröffnen und für die Fraktion 
Die Linke Cansu Özdemir das Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Cansu Özdemir (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Jetzt in diesem Moment werden im Iran und in 
Ostkurdistan Menschen hingerichtet, erschossen und ge-
foltert, systematisch, mit voller staatlicher Gewalt. 
Gleichzeitig schaltet das Regime das Internet ab. 90 Mil-
lionen Menschen sind abgeschottet von der Welt, von 
ihren Familien, von ihren Liebsten. Aber diese Menschen 
gehen seit Jahren auf die Straße und kämpfen gegen das 
Regime. Und sie wissen: Wenn sie auf die Straße gehen, 
könnten sie auch an diesem Tag sterben. Es sind Händ-

lerinnen, es sind Arbeiterinnen ohne Lohn, es sind Frau-
en, die sich dieser Gewalt nicht mehr unterwerfen möch-
ten. Es sind Belutschinnen, Kurdinnen, Iranerinnen, 
Araberinnen, Lurinnen, Afghaninnen, sie alle zusammen. 
Und ihr Ruf ist: „Jin, Jiyan, Azadî“, „Zan, Zendegi, Aza-
dî“ – Frau, Leben, Freiheit.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Politische Gefangene schweben in den Gefängnissen 
in Lebensgefahr, weil ihnen medizinische Versorgung 
verwehrt wird: Varisheh Moradi, Zeynab Jalalian, Motal-
leb Ahmadian, sie sind aus Protest gegen das Regime in 
einen Hungerstreik getreten. Aber sosehr das Regime 
versucht, diese Stimmen zu verstummen: Wir hören euch, 
wir sehen euch, und wir stehen an eurer Seite.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Aber wir sehen und benennen auch die zentrale Struk-
tur dieser mörderischen Repression, und zwar die Revo-
lutionsgarden. Sie organisieren auf der Straße die Gewalt 
gegen die Demonstranten. Sie kontrollieren die Gefäng-
nisse, die Wirtschaft und die Repressionsapparate. Sie 
sind Terror gegen die eigene Bevölkerung. Wer Men-
schenrechte ernst meint, darf hier nicht ausweichen. Des-
halb gehören die Revolutionsgarden auf die EU-Terror-
liste, und zwar jetzt sofort.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Die Bundesregierung kritisiert das iranische Regime 
zu Recht. Aber Sie schweigen gleichzeitig zu den Ver-
brechen des Julani-Regimes in Syrien. Das HTS-Regime 
hat in der vergangenen Woche in Aleppo schwere Ver-
brechen begangen: Vertreibungen, Folter, Morde an Kur-
dinnen. Und Sie haben geschwiegen und rollen am Mon-
tag den roten Teppich für einen Verbrecher wie Julani 
aus, wohl wissend, dass Khamenei und Julani Brüder 
im Geiste des Islamismus sind. Menschenrechte, meine 
Damen und Herren, sind nicht selektiv, und so muss auch 
die Position der Bundesregierung sein, nicht je nach geo-
politischer Lage oder politischem Kalkül. Menschen-
rechte sind universell. Deshalb muss sich Deutschland 
hier auch entscheiden: Opportunismus oder Prinzipien. 
Deshalb heißt Klarheit gegenüber Teheran auch Klarheit 
gegenüber Damaskus. Und Klarheit heißt in dieser 
furchtbaren Situation auch, schnell Verantwortung zu 
übernehmen. Das tun wir mit unserem Antrag und for-
dern, dass die Abschiebungen in den Iran sofort gestoppt 
werden.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Isabel 
Cademartori [SPD])

Wir fordern, die humanitäre Hilfe für die Zivilbevölke-
rung deutlich auszuweiten. Und wir fordern Sie auf, sich 
in dieser Zeit stärker und lauter für die politischen Ge-
fangenen, –
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Cansu Özdemir (Die Linke):
– denen eine Hinrichtung droht, einzusetzen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Johannes 

Volkmann das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Johannes Volkmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Die letzten Tage haben uns noch mal unmiss- 
verständlich vor Augen geführt: Ein Regime, das seine 
Macht nur noch durch das Niederschießen seines eigenen 
Volkes sichert, hat jeden Anspruch auf internationale Le-
gitimation verloren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Pascal Meiser [Die 
Linke])

Die Dimensionen des Verbrechens am iranischen Volk 
lassen einen innehalten. Hier in diesen Plenarsaal mit 
Besuchertribüne passen bei voller Besetzung etwas 
mehr als 1 200 Personen. Viele Schätzungen gehen davon 
aus, dass in den vergangenen Tagen ein Vielfaches, ja, ein 
Zehnfaches dieser Anzahl an Menschen auf iranischen 
Straßen ermordet wurde – ermordet, weil sie eine Selbst-
verständlichkeit, ein Leben in Würde, einfordern. Weitere 
Tausende wurden verhaftet und sind in den Gefängnissen 
des Regimes akut von Folter und Hinrichtung bedroht.

Wir dürfen vor der Unmenschlichkeit und der Grau-
samkeit der Islamischen Republik nicht die Augen ver-
schließen. Wir dürfen nicht wegschauen bei dem Leid, 
dem ein Volk von 90 Millionen Menschen ausgesetzt 
ist. Wir sind aufgerufen, die Stimmen derjenigen zu sein, 
die das Regime durch Gewalt und Medien-Blackout vor 
der Weltöffentlichkeit versucht zum Schweigen zu brin-
gen. Ich wünschte, unsere Solidaritätsgesten würden aus-
reichen, um den notwendigen Wandel zu bewirken. Aber 
zur Wahrheit gehört, dass ein Mullah-Regime, das bereit-
willig Tausende seiner eigenen Bürger massakriert, den 
Wirkungskreis diplomatischer Protestnoten längst verlas-
sen hat. Der Wandel wird nur aus dem Iran selbst kom-
men können. Aber wir sind nicht dazu verdammt, tatenlos 
zuzusehen. Wir sind aufgerufen, zu handeln. Die Revo-
lutionsgarden als Vollstrecker des Regimes müssen end-
lich europaweit als Terrororganisation gelistet werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Und ich möchte Herrn Außenminister Wadephul sehr für 
seinen Einsatz in Brüssel danken. Mir fehlt das Verständ-
nis dafür: Wenn wir der Geiseldiplomatie Teherans nach-

geben, wenn wir uns erpressen lassen, weil europäische 
Staatsbürger in Teheran in Haft sind, wird das künftig nur 
zu mehr Willkür gegen Europäer im Iran führen.

Zweitens. Der Sanktionsdruck wirkt, und er muss 
wachsen. Die Reaktivierung des Snapbacks im Herbst 
war richtig, und auch da möchte ich dem Außenminister 
für seine Führung danken. Aber es ist wichtig, dass wir 
die Schlupflöcher, die im Sanktionsregime bestehen, 
schließen und die Umgehungsmöglichkeiten über Dritt-
staaten verhindern. Der deutsche Handel mit dem Iran ist 
in unserer Außenhandelsbilanz unter das Niveau von 
Liechtenstein gefallen. Das zeigt: Wir meinen es ernst 
mit der Isolierung dieses Regimes.

Und drittens. Wir brauchen gezielte Sanktionen, die 
nicht das iranische Volk, sondern die Täter und die 
Schreibtischtäter der Repression persönlich treffen. Die 
Verantwortungsträger für diese Verbrechen müssen 
Einreisesperren bekommen. Ihre Konten in Europa und 
Nordamerika müssen eingefroren werden. Und wir soll-
ten die iranische Opposition bei ihren Bemühungen un-
terstützen, einen Tribunalmechanismus einzurichten und 
das umfassende Anlegen von Täterlisten vorzunehmen. 
Das ist wichtig, damit sich niemand sicher fühlen kann, 
der auf sein eigenes Volk schießt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Die Botschaft an Irans Eliten muss eindeutig sein: Lasst 
euch nicht mit einem scheiternden Regime in den Ab-
grund ziehen!

Ich möchte an dieser Stelle auch an die Opfer des ira-
nischen Regimes auf deutschem Boden und die zahlrei-
chen ermordeten Europäer in der Ukraine, die den Droh-
nenlieferungen des Mullah-Regimes zum Opfer gefallen 
sind, erinnern. Es ist in unserem eigenen Sicherheitsinte-
resse, dass es zu einem Wandel im Iran kommt. Wir ver-
neigen uns vor dem Mut der iranischen Demonstranten. 
Wir gedenken all derer, die im Einsatz für die Freiheit des 
Irans ihr Leben gelassen haben. Und wir sind entschlos-
sen, ihre und eure Stimme zu sein. Ob heute oder morgen: 
Die Freiheit wird auch im Iran siegen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 

bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Dr. Alexander Wolf das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Alexander Wolf (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Das iranische Volk ruft nach Freiheit. Seit Ende 
Dezember 2025 toben landesweite Proteste von noch nie 
dagewesenen Ausmaßen – ein Aufschrei gegen ein mör-
derisches Regime, das die eigene Bevölkerung als Geisel 
hält, ein Aufbegehren gegen die islamistische Diktatur, 
die dieses stolze, altehrwürdige Volk und Land – mit 
einer traditionsreichen Geschichte – seit 1979 knechtet, 
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ein Aufbegehren gegen eine Theokratie, die Frauen un-
terdrückt, Minderheiten verfolgt und den Nahen Osten 
mit Terror überzieht. Wir wünschen, dass das Regime 
fällt – von innen heraus, durch die mutigen Proteste der 
Iraner, damit das wirklich nachhaltig ist.

(Beifall bei der AfD)

Die bisherige Bilanz ist erschütternd. Wie viele Tote es 
sind, kann niemand genau sagen, da die Mullahs das 
Internet abgeschaltet haben. Die Zahl dürfte in die 
Tausende gehen, darunter Frauen und Kinder, die von 
den Revolutionsgarden niedergemäht werden. Die Zahl 
der politischen Häftlinge im Land soll sich um mehr als 
10 000 erhöht haben. Aufnahmen zeigen Leichensäcke in 
Massen und Brände in den Straßen. Die Iraner bluten für 
ihre Freiheit. Und Bundeskanzler Merz? Der ruft die 
Mullahs dazu auf – Zitat – „ihre Bevölkerung zu schüt-
zen, statt sie zu bedrohen“, Zitat Ende. So lau, so 
schwach. Merz hat den Schuss offenbar noch nicht ge-
hört.

Wir müssen hier über Heuchelei sprechen; denn der 
vorliegende Antrag der Linken schafft es, auf vier Seiten 
Text das Wort „islamistisch“ nur zweimal zu verwenden. 
Ross und Reiter werden nicht beim Namen genannt, statt-
dessen ist von Aufnahmeprogrammen die Rede.

(Zurufe von der Linken)

Es handelt sich um eine offenkundige Heuchelei; denn 
dieser Antrag stammt aus ebenjener Fraktion, deren Vor-
sitzender Lafontaine seinerzeit jahrelang nichts Besseres 
zu tun hatte, als das iranische Atomprogramm zu legiti-
mieren.

(Mirze Edis [Die Linke]: Der ist jetzt gerade 
beim BSW! – Weitere Zurufe von der Linken)

Was auf die Fraktion der Linken zutrifft, gilt für alle 
Kräfte links der Mitte. Die mörderischen Mullahs konn-
ten auf die Unterstützung vieler europäischer Linker zäh-
len;

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja, ist so!)

daran müssen wir erinnern. Der erzgrüne Joschka Fischer 
hat 1979 die islamische Revolution sogar angepriesen: 
sie richte sich ja zu Recht – Zitat – „gegen das Eindringen 
des konsumistischen Atheismus der westlichen Industrie-
gesellschaften“,

(Zuruf des Abg. Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

so Fischer allen Ernstes. Ja, wir reden hier über linke 
Heuchelei und Doppelmoral.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja! – Boris Mija-
tović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 1979! 
Respekt!)

Auch um die SPD steht es nicht viel besser. Jahr für 
Jahr schickte Bundespräsident Steinmeier dem Mullah- 
Regime herzliche Glückwünsche zum Jahrestag ihrer 
blutigen Revolution.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihre Glückwünsche gehen nach Mos-
kau! Und zwar heute!)

Und beim Neujahrsempfang im Schloss Bellevue nannte 
er doch tatsächlich die Mullahs und Präsident Trump in 
einem Atemzug und beklagte um sich greifende Rück-
sichtslosigkeit.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das sagt alles!)

Während die Iraner für die Freiheit sterben, stellt 
Steinmeier ihre Mörder auf eine Stufe mit einem demo-
kratisch gewählten Präsidenten.

(Beifall bei der AfD – Hubertus Heil [Peine] 
[SPD]: Hören Sie auf, den Bundespräsidenten 
zu beleidigen!)

Das ist ebenjener Bundespräsident, der sein Amt beschä-
digt, indem er Demokratie predigt, aber einem Verbot der 
größten Oppositionspartei das Wort redet.

(Zurufe der Abg. Hubertus Heil [Peine] [SPD] 
und Heidi Reichinnek [Die Linke])

Die vereinigte Linke mit ihrem moralischen Zeigefin-
ger bleibt seltsam still, wenn es gegen eine islamistische 
Diktatur geht. Außer ein paar Exiliranern und bürger-
lichen Unterstützern geht hier kaum jemand auf die Stra-
ße. „Free Palestine“, „Free Gaza“ überschwemmten 
Deutschland und Westeuropa, „Free Iran“ sehe ich ganz 
selten.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vor einer Stunde vorm PLH West! 
Herr Wolf, Sie müssen mal hingucken!)

Wir sind für einen freien Iran. Wir stehen an der Seite 
der mutigen Opposition, die für Freiheit und Demokratie 
demonstriert und sich für einen freiheitlichen Iran ein-
setzt – die Opposition in ihrer ganzen Bandbreite mit 
Reza Pahlavi und vielen anderen.

Dabei geht es hier auch um unser ureigenes Interesse. 
Die Islamische Republik hat in ihrer Verfassung den Re-
volutionsexport als Staatsziel festgelegt. Das Mullah-Re-
gime mischt sich in die Angelegenheiten etlicher anderer 
Staaten ein, unterstützt Hamas und Hisbollah, bedroht 
Israels Existenz und finanziert die Huthi-Rebellen im 
Jemen, die nicht zuletzt auch unseren Seehandel bedro-
hen. Der Iran ist ein destabilisierendes Element nicht nur 
für die Region, sondern für die ganze Welt.

Liebe Kollegen, wir reden keiner Intervention das 
Wort. Aber die mutigen Iraner, von denen in den ver-
gangenen Tagen schon Tausende ums Leben gekommen 
sind, verdienen unsere volle Unterstützung.

(Beifall bei der AfD – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und die aus 
Moskau!)

Wir müssen iranische Einflussversuche unterbinden. Wir 
haben jahrelang für das Verbot des IZH gekämpft, bis das 
nach Jahren und langem Sträuben der Linken endlich 
erfolgte. Und wir fordern Konsequenzen: Die Isla-
mischen Revolutionsgarden müssen endlich als Terror-
organisation eingestuft werden!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Gabriela Heinrich das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gabriela Heinrich (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Regime in Teheran hält sich nur noch mit 
Gewalt am Leben. Aus Angst vor dem Machtverlust wird 
die Bevölkerung verhaftet, gefoltert, ermordet. Wir ken-
nen die genauen Zahlen nicht, aber es ist zu befürchten, 
dass Tausende mutige Demonstrantinnen und Demons-
tranten ermordet wurden, womöglich Zehntausende ver-
haftet – als Feinde Gottes, im 21. Jahrhundert, in einem 
großen Land. Die Menschen in Iran leiden aktuell wohl 
unter einem der blutigsten Regime weltweit. Lassen wir 
uns nicht täuschen: Es drohen weiter Hinrichtungen von 
Menschen, die einfach nur frei sein wollen.

Wir alle hier, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben 
mit großer Wahrscheinlichkeit in unseren Wahlkreisen 
Angehörige, die sich aktuell große Sorgen machen. Sie 
berichten von Morden und Verhaftungen in ihrem fami-
liären Umfeld. Bei mir war es Maede Soltani, die Tochter 
des iranischen Menschenrechtsverteidigers Abdolfattah 
Soltani. Ihr Onkel wurde erschossen, die Familie musste 
ihn unter einer Vielzahl lebloser Körper suchen. Auch 
wenn die Proteste aktuell abflachen mögen, Maede Sol-
tani sagt: Die Hoffnung ist groß, Mut ist ansteckend, und 
die Menschen fühlen sich stärker denn je.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die eklatanten Men-
schenrechtsverletzungen der Mullahs dürfen nicht so 
weitergehen. Auch wir sind jetzt aufgerufen, zu handeln. 
Wir müssen unsere Solidarität mit den Menschen in Iran 
mit konkreter Politik zeigen. Wir unterstützen den Au-
ßenminister dabei, auf EU-Ebene den Druck auf das Re-
gime zu erhöhen und die Revolutionsgarden endlich als 
Terrororganisation zu listen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Darüber hinaus müssen wir die Sanktionen ausweiten, 
Wege finden, die Sperrung des Internets zu durchbrechen, 
und dürfen nicht zulassen, dass die Täter straflos bleiben – 
auch die Täter, die hier bei uns Iranerinnen und Iraner 
bedrohen und angreifen. Als SPD-Bundestagsfraktion 
fordern wir humanitäre Visa für besonders gefährdete 
Personen. Und es sollte klar sein, dass zum jetzigen Zeit-
punkt niemand nach Iran abgeschoben werden kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Die Menschen in Iran werden schon viel zu lange unter 
dem Vorwand der Religion unterdrückt. Sie haben ein 
Recht auf ein freies Land und auf ihre Menschenrechte. 
Der Weg dorthin muss vom iranischen Volk selbst gestal-
tet werden – mit aller Hilfe, die wir geben können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Luise Amtsberg 

das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Stel-

len Sie sich vor, dass Sie jedes Mal, wenn Sie auf die 
Straße gehen, nicht wissen, ob Sie zurückkehren werden, 
dass eine Verhaftung, ein Schlag, ein Schuss Ihr Leben 
und das Leben Ihrer Familie für immer aus der Bahn 
werfen oder beenden kann. Genau das ist gerade die 
Realität der Menschen im Iran, nicht nur derer – und 
das ist ganz wichtig zu verstehen –, die sich aktiv den 
Protesten anschließen. In Gefahr ist jede und jeder, die 
oder der dieses brutale Regime nicht stützt.

Im Iran sterben gerade Menschen, weil sie Freiheit 
fordern – nicht abstrakt, nicht irgendwann, sondern jetzt. 
Und sie protestieren nicht leichtfertig. Sie protestieren 
aus wirtschaftlicher Not und weil sie wissen, dass 
Schweigen am Ende für sie noch gefährlicher ist. Dafür 
werden sie verfolgt, verhaftet, gefoltert und getötet. Die 
Videos und Bilder, die uns erreichen, sind nicht zu ertra-
gen. Und wir wissen: Was wir sehen, ist nur ein Bruchteil 
dessen, was tatsächlich geschieht.

Und wenn man in diesen Tagen mit Iranerinnen und 
Iranern spricht, dann hört man vor allen Dingen eine 
Bitte: Sprecht über das Ausmaß der Gewalt, und lasst 
euch nicht blenden von den Versprechen dieses ira-
nischen Regimes!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Marja-Liisa Völlers [SPD])

Dieses Regime mordet und, um seine Willkür und Skru-
pellosigkeit zu verschleiern, schaltet das Internet ab,

(Beatrix von Storch [AfD]: Dank Elon Musk 
gibt es wenigstens ein bisschen!)

auch um zu verhindern, dass man sich organisiert, gegen-
seitig schützt und Verbrechen dokumentiert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es reicht nicht, wenn 
der Bundeskanzler Prognosen über die Zukunft für den 
Iran abgibt. Er muss sagen, was konkret unternommen 
wird, und Maßnahmen ergreifen, die zeigen, wo er steht. 
Und das beginnt bei der Innenpolitik. Gerade jetzt 
braucht es doch Gewissheit und Rechtssicherheit für Ira-
ner/-innen, die hier bei uns Schutz suchen, deren Visa 
auslaufen und denen die Abschiebung droht. Warum 
gibt es denn noch keinen bundesweiten Abschiebestopp? 
Ihr Schweigen aus der Bundesregierung dazu ist ohren-
betäubend. Man kann Schleswig-Holstein und Rhein-
land-Pfalz dankbar sein, dass sie hier einspringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)
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Wir haben es gehört: Die Vorgängerregierung hat die 
Terrorlistung der iranischen Revolutionsgarden auf den 
Weg gebracht. Sie müssen jetzt die Blockade auf euro-
päischer Ebene auflösen.

Und noch etwas: Wir als Grüne haben vor drei Jahren 
die Fact Finding Mission zur Dokumentation der Men-
schenrechtsverletzungen im Iran durchgesetzt. Parallel 
dazu haben wir hier Menschenrechtsverteidiger/-innen 
aufgenommen, die im Rahmen dieser Fact Finding Mis-
sion ausgesagt haben, um die Verbrechen zu dokumen-
tieren. Dieses vereinfachte Verfahren haben Sie jetzt auf 
Eis gelegt. Das kann doch wirklich nicht wahr sein! Wir 
erwarten von Ihnen, dass Sie zum vereinfachten Verfah-
ren zurückkehren und sich mit der gleichen Verve für die 
Fortführung dieser Mission einsetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Cansu Özdemir [Die Linke])

Und um das noch mal zu verdeutlichen, möchte ich 
Ihnen kurz von Ghazal Abdollahi erzählen, einer Künst-
lerin, einer jungen Frau, einer der vielen mutigen Stim-
men. Sie wurde bei den „Frau Leben Freiheit“-Protesten 
angeschossen, geschlagen und beinahe verhaftet. Ihre 
Mutter saß jahrelang im Gefängnis, nur weil sie als Jour-
nalistin die Wahrheit sagte.

Ghazal konnte unter großem politischen Einsatz nach 
Deutschland kommen. Seitdem setzt sie ihre politische 
und künstlerische Arbeit von hier aus fort – für die Men-
schen, die im Iran zum Schweigen gebracht werden sol-
len. Sie lebt, viele andere aber nicht.

Deshalb muss uns an dieser Stelle auch klar sein: Jede 
Entscheidung, die wir hier treffen – über Schutz, Auf-
nahmeprogramme, Abschiebungen, Visa, Sanktionen –, 
entscheidet mit darüber, ob Menschen wie Ghazal eine 
Zukunft haben oder nicht. Das ist die Verantwortung, der 
wir hier gerecht werden müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Abschließend noch ein Gedanke. Dass Menschen nach 
Jahren der Repression noch immer aufstehen, ist kein 
politischer Reflex. Das ist ein Akt von Würde. Und es 
ist ein Mut, der uns verpflichtet. Deshalb, an all die Men-
schen, die im Iran gerade in Dunkelheit sitzen, gerichtet: 
Ihr seid nicht allein. Wir sehen, was euch angetan wird. 
Wir sehen euch, und wir stehen an eurer Seite.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Ellen Demuth das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Ellen Demuth (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Im Iran werden unschuldige Menschen gerade 
aus nächster Nähe erschossen – ins Gesicht, auf offener 
Straße, und das nicht im Krieg, sondern bei Demonstra-

tionen. Diese Gewalt, die im Iran gerade herrscht, ist 
nicht vom Himmel gefallen, sondern das Ergebnis jahr-
zehntelanger Unterdrückung durch ein Terrorregime, das 
Menschen entrechtet, zum Schweigen bringt und jede 
Hoffnung auf Freiheit im Keim erstickt.

Menschen protestieren im Iran aus höchster Not. Sie 
protestieren, weil ihr Einkommen nicht mehr für ausrei-
chend Nahrung reicht, weil Familien hungern, weil sie 
nicht wissen, wie sie ihre Kinder noch satt bekommen 
sollen und weil sie endlich ein selbstbestimmtes Leben 
führen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die Antwort des Regimes 
ist aber nicht etwa Verständnis für die Situation der armen 
Menschen, sondern Gewalt – Kugeln statt Gespräche und 
Folter statt Recht. Demonstranten wird mit Hinrichtung 
gedroht. Und wir wissen aus der Geschichte: Wenn dieses 
Terrorregime mit Hinrichtung droht, dann meint es das 
auch ernst.

Die Gewalt richtet sich dabei gegen alle: gegen Frauen 
wie Männer, gegen junge wie alte Menschen, gegen Kin-
der, gegen ethnische und religiöse Minderheiten. – Ak-
tuelle Berichte sprechen von Tausenden Toten und Zehn-
tausenden Verhafteten. Die tatsächliche Zahl kennen wir 
aber nicht; denn das Regime – wir haben es heute schon 
gehört – hat das Internet abgeschaltet. Meine Damen und 
Herren, ich frage Sie: Wie feige ist das bitte? – Es ist feige 
von diesem Regime, weil es vor der Welt auch noch ver-
stecken will, was es seinem eigenen Volk antut.

Der Deutsche Bundestag hat reagiert.

(Zuruf des Abg. Omid Nouripour [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Der iranische Botschafter wurde einbestellt, und der Bun-
deskanzler und der Außenminister haben klare Worte 
gefunden. Das war richtig. Ich unterstreiche diese Forde-
rungen noch mal.

Erstens: Internetfreiheit für den Iran, damit die Welt 
sieht, was dort geschieht und stattfindet. Zweitens: der 
sofortige Stopp der Hinrichtungen und der Scheinprozes-
se. Drittens: sichere Ausreisewege für Dissidentinnen 
und Dissidenten. Viertens: eine Erhöhung der Sanktio-
nen. Und fünftens: die Listung der Revolutionsgarden 
auf der EU-Terrorliste.

Zum Schluss, meine Damen und Herren, möchte ich 
gerne mein Wort an Sie richten, liebe Exiliranerinnen und 
-iraner hier auf unserer Tribüne und auch draußen vor 
dem Bundestag: Wir sehen Sie. Wir hören Sie. Schön, 
dass Sie heute bei uns sind und hier ein Zeichen setzen. 
Es muss schrecklich für Sie sein, dass Sie nicht wissen, 
wie es Ihren Familien im Iran gerade geht. Sie sind die 
Stimme derer hier in Deutschland, die im Iran gerade um 
die Freiheit kämpfen. Ich sage Ihnen ganz klar: Wir ste-
hen an Ihrer Seite. – Danke, dass Sie hier sind.
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Uns ist bewusst, dass es im Iran derzeit keine trag-
fähigen demokratischen Strukturen gibt. Gerade deshalb 
ist es wichtig, Strukturen gemeinsam mit Ihnen frühzeitig 
vorzubereiten, damit ein möglicher Wandel geordnet 
stattfindet.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin.

Ellen Demuth (CDU/CSU):
Herr Präsident. – Denn unser Ziel ist klar: Wir möchten 

mit Ihnen zu einem freiheitlichen und friedlichen Iran 
beitragen.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Achim Köhler das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Achim Köhler (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Schauen wir auf die Menschen im Iran: Hundert-
tausende kämpfen auf den Straßen für Freiheit, für Wür-
de, für ein Leben ohne Angst. Und was bekommen sie? 
Gewaltsame Unterdrückung und die Aussicht auf eine 
Hinrichtung. Zehntausende Iraner wurden bisher verhaf-
tet; Tausende junge Menschen liegen ermordet auf den 
Straßen. Und was kommt aus Berlin? Schaufensteran- 
träge und schöne Worte.

Der Bundespräsident Dr. Steinmeier hat vor einiger 
Zeit dem Mullah-Regime, das seine Bürger foltert und 
ermordet, ein Glückwunschtelegramm zum 40. Jahrestag 
der islamischen Revolution gesendet. Das ist eine Ver-
harmlosung brutalster Gewalt.

(Beifall bei der AfD)
Und Claudia Roth gibt bei der Münchener Sicherheits-

konferenz dem iranischen Botschafter ein High Five, eine 
Geste, die Nähe signalisiert, wo klare Distanz nötig ge-
wesen wäre. Solche Gesten sind ein Schlag in die Gesich-
ter der heutigen Opfer.

Meine Damen und Herren, die AfD sagt klar: Men-
schenrechte sind nicht verhandelbar.

(Beifall bei der AfD)
Wer sein eigenes Volk brutal unterdrückt und die freie 
Presse verbietet, kann kein Partner für eine freiheitliche 
Demokratie sein.

Wir fordern ganz klar die Benennung der Schuldigen, 
gezielte Sanktionen gegen die Täter und nicht gegen die 
Bevölkerung, echte Solidarität statt Symbolpolitik. Echte 
Unterstützung heißt: den politischen Islam bekämpfen, 
Tatsachen benennen und handeln, aber nicht applaudie-
ren oder gar gratulieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Parsa Marvi das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Parsa Marvi (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sehen in diesen Tagen schreckliche Bilder 
aus dem Iran: Tausende verletzte und tote Zivilistinnen 
und Zivilisten, viele hinterrücks erschossen von fanati-
sierten Milizen. – Das iranische Regime, das die eigene 
Bevölkerung wie einen inneren Feind behandelt, zeigt 
seine ganze Skrupellosigkeit und Brutalität.

Die Bilder von unzähligen Leichensäcken, von Treib-
jagden auf Verwundete in den Krankenhäusern machen 
uns fassungslos. Ein Menschenleben zählt für die Macht-
haber in Teheran ganz offensichtlich nichts. Es ist wie ein 
niemals endender Albtraum.

Die aktuellen Proteste, die auf dem Großen Basar in 
Teheran begonnen und sich auf das ganze Land erstreckt 
haben, sind der verzweifelte Schrei der Iraner/-innen, der 
Familien, denen man alles genommen hat – die wirt-
schaftliche Existenz, die Freiheit und viel zu oft das Le-
ben.

Was für ein Hohn, was für ein Kontrast, wenn man sich 
das Leben in Saus und Braus der Günstlinge, der Eliten 
dieses Systems, zum Beispiel auf Videos der sogenannten 
Rich Kids of Tehran, anschaut, und das in einem Land, 
das grundsätzlich ein enormes Potenzial – Stabilität und 
Perspektiven – für diese Region im Nahen Osten bieten 
würde. Das Land hat Rohstoffe und eine junge Bevöl- 
kerung mit viel Know-how. Es ist ein atemberaubend 
schönes Land mit Hochkultur, das von diesem Regime 
seit Jahrzehnten systematisch unterdrückt wird.

Dieses Leid ist die Fortsetzung dessen, was im Sep-
tember 2022 eine neue Stufe mit der Bewegung „Zan, 
Zendegi, Azadi!“ – „Frau, Leben, Freiheit!“ erreicht 
hat. Das ist kein bloßes Schlagwort; es ist das Erbe eines 
jahrzehntelangen Kampfes, der zur universellen Hymne 
für einen freien Iran geworden ist.

Ich bin mir sicher, dass dieses Land unter diesem Re-
gime nicht mehr zur Ruhe kommen wird. Das Fenster zur 
Freiheit, es beginnt, sich zu öffnen. Die Bevölkerung ist 
mit diesem System durch.

Wir in Deutschland und in Europa sind gefordert, die 
Menschen im Iran, die diese Freiheit wollen, mit Maß-
nahmen, die die Regierung direkt treffen, zu unterstüt-
zen – wir haben es heute mehrfach gehört. Jeder Tag, 
an dem die sogenannten Revolutionsgarden nicht auf 
der europäischen Terrorliste stehen, ist ein schlechter 
Tag für die iranische Freiheitsbewegung. Das muss jetzt 
erfolgen. Und alle, die sich an Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in diesem Land beteiligt haben, ob in 
der Justiz, im Staatsapparat, in Milizen, müssen wissen, 
dass sie sich irgendwann für ihre Verbrechen vor demo-
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kratischen Gerichten bis hin zum Internationalen Straf-
gerichtshof werden verantworten müssen. Die Welt wird 
nicht zuschauen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wirtschaftliche Verflechtungen, die den Regierungs-
eliten dieses Regimes zugutekommen, müssen noch kon-
sequenter gekappt werden, ohne die Grundversorgung 
der Zivilbevölkerung mit elementaren Gütern wie im me-
dizinischen Bereich zu gefährden. Es geht um den Schutz 
der iranischen Exilcommunity vor Übergriffen des Re-
gimes, um humanitäre Visa für besonders gefährdete 
Gruppen und selbstverständlich um den Stopp jeglicher 
Abschiebungen in den Iran.

Den Menschen im Iran sage ich zum Schluss: Wir 
sehen euren Schmerz, wir hören eure Rufe. Euer Kampf 
für ein freies Leben ist auch unser Kampf.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Dr. Reza Asghari.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Reza Asghari (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Bundesminister Wadephul! In die-
sen Tagen bin ich sehr aufgewühlt. Ich musste in jungen 
Jahren die Brutalität des Regimes und der Revolutions-
garden am eigenen Leibe erleben und über zweieinhalb 
Jahre in den Gefängnissen des Iran sitzen. Gott sei Dank 
habe ich in Deutschland politischen Schutz und Entfal-
tungsmöglichkeiten bekommen. Ich bin diesem Lande 
unendlich dankbar.

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich muss und ich möchte mich verneigen vor den mu-
tigen Iranerinnen und Iranern, die unter Lebensgefahr auf 
die Straße gehen und nach Freiheit und Demokratie rufen. 
Schätzungsweise gab es bislang 12 000 Tote. Wir in Eu-
ropa dürfen nicht passive Zuschauer sein. Es muss 
Schluss sein mit Appeasement-Politik!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das Regime ist so brutal, dass es bei der Übergabe der 
Leichname von Opfern von den Familien verlangt, dass 
sie schriftlich bestätigen, dass die Todesursache natürli-
chen Ursprungs gewesen ist. Und es verlangt ein Patro-
nengeld von umgerechnet 6 000 Euro, in einem Land, wo 
ein einfacher Arbeiter 100 Euro im Monat verdient.

Meine Damen und Herren, gestern Abend wurde in 
Karadsch, einer Großstadt in der Nähe von Teheran, of-
fiziell der Ausnahmezustand ausgerufen, und Militärfahr-
zeuge patrouillieren in der Nacht. Menschen dürfen ihre 
Häuser nicht verlassen. Die Besonderheit dieses Aufstan-

des ist, dass auch alle kleinen Städte involviert sind. In 
einer mittelgroßen Stadt wie Ilam mit 120 000 Einwoh-
nern sind 50 000 Menschen auf die Straße gegangen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, angesichts dieser 
humanitären Katastrophe haben wir ein Interesse, dass 
das islamische Regime abgeschafft wird. Ohne das isla-
mische Regime hätte es den barbarischen Überfall auf 
Israel am 7. Oktober 2023 nicht gegeben. Ohne das Mul-
lah-Regime hätte es keinen Gazakrieg gegeben. Ohne das 
Mullah-Regime hätte es keine Hisbollah, keine Huthi- 
Rebellen und keine Parallelarmee namens Al-Haschd 
asch-Schabi im Irak gegeben. Das islamische Regime 
destabilisiert diese Region. Und ich begrüße die Ankün-
digung der USA, durch gezielte militärische Anschläge 
die Mordmaschinerie im Iran zu zerstören und die ira-
nische Bevölkerung zu schützen. Ohne Unterstützung 
aus dem Ausland haben die gewaltlosen Menschen im 
Iran keine Chance.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Dr. Reza Asghari (CDU/CSU):
Nun erlaube ich mir, aus Solidarität zwei Sätze 

auf Persisch zu sagen: Mā az mobārezāt-e mardom-e 
Irān barāye demokrāsi va āzādi hemāyat mikonim va 
omidvārim ke harče zudtar mellat-e Irān be xāstehā-ye 
bar-haq-e xod beresad.

(Beifall des Abg. Omid Nouripour [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir haben einen weiteren Abgeordneten, der im Iran 

geboren ist: Um eine Kurzintervention hat Herr Omid 
Nouripour gebeten.

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Kurzinter-

vention zulassen. – Ich bin sehr dankbar für diese Debat-
te, weil sie Aufmerksamkeit schafft und weil die Men-
schen im Iran verdient haben, dass man jetzt hinschaut 
nach all diesen Wochen des kalten Grauens, bei dem das 
Regime eine sogar für seine Verhältnisse neue Qualität 
von Rücksichtslosigkeit und Gewalt angewandt hat – mit 
einer fünfstelligen Zahl von Toten. Und ich bin vor allem 
Ihnen, Herr Asghari, sehr dankbar für die Rede, die Sie 
gerade gehalten haben, auch für die letzten Worte, womit 
Sie noch einmal die Solidarität mit dem iranischen Volk 
und unseren Beistand angesprochen haben. Das bedeutet, 
glaube ich, nicht nur mir sehr viel. Herzlichen Dank 
dafür.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der Linken)
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Gleichzeitig muss ich zugeben, dass bei mir ein biss-
chen Ratlosigkeit herrscht. Die AfD sagt, sie stehe auf der 
Seite des iranischen Volkes, beschreibt die Gräueltaten 
und sagt zum Abschiebestopp „Nein, danke“. Gleichzei-
tig wird kein Wort darüber verloren, dass es eine Haupt-
schutzmacht des Regimes gibt, und das ist Russland. Es 
hat vielleicht Gründe, warum Sie das nicht ansprechen. 
Und auch die Drohnen und andere Unterstützung des 
Irans, die in der Ukraine massiv Schaden und Leid mit 
sich bringen, sind nicht angesprochen worden. Ich muss 
aber auch sagen: Es verwirrt mich, wenn der Kollege 
Volkmann, den ich sehr schätze, hier präzise beschreibt, 
was zu tun ist. Sie regieren – machen Sie!

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie hätten es auch 
schon machen können!)

Ich bin sehr dankbar, dass der Außenminister nach 
zehn Tagen sein Schweigen gebrochen hat und die Bun-
desregierung nun bereit ist, sich in Brüssel wieder ein-
zusetzen für eine Listung der Revolutionsgarden, die als 
Terrororganisation das Rückgrat der Unterdrückung im 
Iran sind. Das ist ein schwieriger Weg, und ich wünsche 
wirklich das Beste, damit das gelingt. Aber auf dem Weg 
dahin gibt es noch einiges, was man tun kann. Ich will 
hier nur eines sagen, und ich bitte darum, dass das pas-
siert:

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Der Innenminister kann mit einem Federstrich ein Betäti-
gungsverbot für diese terroristische Organisation in 
Deutschland verhängen, und zwar heute. Bitte tun Sie 
das! Ich frage mich, warum das nicht passiert ist. Ein 
Betätigungsverbot für die Revolutionsgarden braucht 
man nicht in Europa abzustimmen; das kann man heute 
sofort machen. Bitte kommen Sie ins Tun!

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD – Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit beende ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/3612 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das kann ich nicht erken-
nen. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 9 bis 11: 

ZP 9 Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Lieferkettensorgfaltspflichtengeset-
zes – Entlastung der Unternehmen durch 
anwendungs- und vollzugsfreundliche Umset-
zung 

Drucksache 21/2474
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss

ZP 10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Robert 
Teske, René Springer, Peter Bohnhof, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz abschaf-
fen
Drucksache 21/3613
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

ZP 11 Beratung des Antrags der Abgeordneten Desiree 
Becker, Katrin Fey, Janine Wissler, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion Die Linke 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz erhalten 
und verbessern – Umweltstandards, Men-
schenrechte und globale Solidarität stärken
Drucksache 21/2574
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich darf die Aussprache eröffnen. Für die Bundesregie-
rung darf ich der Parlamentarischen Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin für Arbeit und Soziales Kerstin 
Griese das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin bei der Bundes-
ministerin für Arbeit und Soziales:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Worum geht es heute ganz konkret? Ich nenne 
Ihnen ein Beispiel. Arbeiterinnen und Arbeiter auf einer 
Bananenplantage in Costa Rica, in Mittelamerika, haben 
sich erfolgreich dagegen gewehrt, hochgiftige Pestizide 
einzusetzen. Letztes Jahr fiel die Entscheidung: Der 
Einsatz dieser Mittel während der Arbeitszeit wurde ver-
boten. Die Beschäftigten haben Entschädigungszahlun-
gen erhalten. – Das wäre ohne unser deutsches Liefer-
kettengesetz nicht gelungen; denn es ging um Bananen, 
die wir alle hier in Deutschland in einem großen Super-
markt kaufen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Oder ein zweites Beispiel. In Textilfabriken in Pakistan 
wurden nach Hinweisen zu Arbeitsrechtsverletzungen 
endlich wirksame Maßnahmen ergriffen, um diese ab-
zustellen. Davon profitieren besonders die Arbeiterinnen; 
denn dort arbeiten hauptsächlich Frauen. Gewerkschaften 
aus dem Globalen Süden berichten uns, dass ihre Mög-
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lichkeiten, sich für die Rechte von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern einzusetzen und Arbeitsbedingungen 
zu verbessern, gestiegen sind.

Diese Beispiele zeigen ganz deutlich: Verantwortung 
zu übernehmen, wirkt und hilft ganz konkret den Men-
schen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

In einer globalen Wirtschaft dürfen Menschenrechte 
nicht unter die Räder kommen. Ausbeutung, Zwangs-
arbeit und Kinderarbeit dürfen niemals Geschäftsmodelle 
sein – nirgendwo auf der Welt. Das ist auch unser An-
spruch an unsere soziale Marktwirtschaft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb ist es ein Erfolg, dass mit dem Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz ein verbindliches Rahmenwerk für 
unternehmerische Sorgfaltspflichten in Lieferketten gilt. 
Deutschland hat hier eine Vorreiterrolle eingenommen; 
denn wir alle kaufen jeden Tag Produkte, die in aller 
Welt hergestellt werden, vom Kaffee über das T-Shirt 
bis hin zum Smartphone.

Gleichzeitig gibt das Lieferkettengesetz den Unterneh-
men Rechtssicherheit und Rückenwind, nämlich denjeni-
gen, die sich aktiv um Menschenrechtsschutz kümmern. 
Das ist auch ein Teil von Fairness im Wettbewerb. Uns ist 
aber klar: Die Wirtschaft hat Anspruch auf praxisnahe 
und gut handhabbare Rahmenbedingungen, ohne dabei 
relevante Schutzstandards abzusenken.

Mit dem Gesetzentwurf, den ich hier und heute ein-
bringe, passen wir das Lieferkettengesetz an, um die Um-
setzung für die Wirtschaft zu vereinfachen. Die Berichts-
pflicht entfällt, auch rückwirkend; die Sorgfaltspflichten 
bleiben aber bestehen. Sanktionen greifen nur noch bei 
schweren Verstößen als letztes Mittel.

Inzwischen ist auch die EU-weite Lieferkettenricht-
linie – für eine solche hat sich Deutschland ja immer 
starkgemacht – beschlossen worden. Die Richtlinie wer-
den wir in Deutschland fristgerecht bis 2028 in einem 
Gesetz über die internationale Unternehmensverantwor-
tung umsetzen. Dieses Gesetz wird das Lieferkettenge-
setz ablösen. Bis dahin gilt das Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz mit den Änderungen, die wir hier 
vorschlagen und Sie hoffentlich beschließen werden, fort.

Es gibt keine Phase ohne Sorgfaltspflichten; das ist uns 
wichtig. So schaffen wir Rechtssicherheit für deutsche 
Unternehmen und sichern unserer Wirtschaft eine gute 
Startposition im internationalen Wettbewerb. Zugleich 
übernehmen wir als eine der größten Volkswirtschaften 
Verantwortung für Menschenrechte, für anständige Ar-
beitsbedingungen weltweit und damit für Produkte, die 
unsere Verbraucherinnen und Verbraucher hier guten Ge-
wissens kaufen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Lars Ehm 
[CDU/CSU])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Robert Teske das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Robert Teske (AfD):
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Neues Jahr, altes Leid: Das Lieferkettensorgfaltspflich-
tengesetz, das die Regierung nun anwendungsfreundli-
cher gestalten möchte, belastet immer noch eine Vielzahl 
deutscher Unternehmen. Wir wollen daher nicht an den 
Mängeln herumdoktern. Wir wollen die nationale und die 
europäische Lieferkettengesetzgebung ersatzlos abschal-
ten.

(Beifall bei der AfD)
Zwar wurde aktuell die Berichtspflicht ausgesetzt. 

Doch dies ist wieder mal nur eine temporäre Maßnahme, 
die künftig auf EU-Ebene wieder durch neue Verordnun-
gen geregelt werden soll. Und das sind eigentlich genau 
die Wettbewerbsbenachteiligungen deutscher Unterneh-
men, gegen die Sie, werte Damen und Herren der Großen 
Koalition, eigentlich kämpfen sollten. Herr Merz hat ja 
bereits im Mai 2025 beim Wirtschaftsrat davon gespro-
chen, dass die Regierung das Lieferkettengesetz abschaf-
fen würde und auch die Richtlinie der EU aufgehoben 
werden müsse. Was ist seitdem passiert?

(Bernd Rützel [SPD]: Nichts!)
Wieder mal gar nichts.

(Bernd Rützel [SPD]: Gott sei Dank!)
Gut, Herr Merz hat seinen Büroleiter ausgetauscht, um 
angeblich mehr wirtschaftliche Kompetenz ins Kanzler-
amt zu holen. Aber ob damit die große Reform kommt, 
darf bezweifelt werden.

Vielleicht sollten Sie – wie so oft an dieser Stelle – 
einfach mal mit Praktikern sprechen. Bei mir im Wahl-
kreis hat der Präsident der IHK Südthüringen dazu näm-
lich Treffliches formuliert. „Gerade angesichts der jüngs-
ten Nachrichten zur Krise der deutschen Wirtschaft“, so 
sagt es Torsten Herrmann, „brauchen wir ein Signal aus 
Berlin“. Das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtenge-
setz müsse ausgesetzt und die Umsetzung der EU-Richt-
linie so lange wie möglich hinausgezögert werden. Viel-
leicht hören Sie endlich mal auf Menschen mit 
Fachexpertise.

(Beifall bei der AfD)
Der US-amerikanische Anthropologe David Graeber 

sprach passend dazu ja vom ehernen Gesetz des Libera-
lismus. Ihre Reformen, die Bürokratie abbauen sollen, 
führen zu mehr Bürokratie. Derlei Kritik kommt also 
nicht nur von uns, sondern auch aus der Wissenschaft.

Oliver Nachtwey und Carolin Amlinger weisen in ih-
rem Buch „Zerstörungslust“ darauf hin, dass das Liefer-
kettengesetz als Reaktion auf die Globalisierung entstan-
den ist. In der Folge explodierte die Bürokratie. 2014 
galten in Deutschland 1 671 Gesetze mit 44 000 Einzel-
normen. 2024 waren es schon 1 800 Gesetze mit mehr als 
52 000 Einzelnormen. Und jetzt kommt der Clou: Die 
Angaben dazu stammen aus einer Antwort auf eine An-
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frage meiner Fraktion. Ich zitiere mit Erlaubnis des Prä-
sidenten Nachtwey und Amlinger: Dass die Anfrage 
nicht von einer linken Partei kam, ist ein Signum unserer 
Zeit.

Werte Genossen der Linksfraktion, Herr Nachtwey 
kann Ihren Jahresauftakt so oft, wie er will, mit seinen 
Reden beglücken. Die harten Fakten, die er braucht, fin-
det er dank uns; Sie leisten das nicht.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Katrin 
Fey [Die Linke])

Was Sie ebenso wenig können – da sind die Linken 
nicht anders als die Union –, ist, die Arbeitsbedingungen 
in Deutschland, in der EU und in Drittländern spürbar zu 
verbessern. Wir brauchen keine Lieferkettenbürokratie; 
wir brauchen spürbare Entlastungen für die breite Mehr-
heit unseres Volkes. Und was wir auch brauchen, ist eine 
neue Art, zu produzieren und zu konsumieren. Es gibt im 
Hohen Haus genug Abgeordnete, die gerne mal ihr mora-
lisches Gewissen aufbessern. Sie und ich, wir können uns 
vielleicht Patagonia-Jacken und Fair-Trade-Kaffee leis-
ten. Der Konsum nachhaltiger Produkte schützt Men-
schen und Umwelt, hat aber in der Regel einen hohen 
Preis. Und genau darum muss es doch gehen: dass sich 
auch normale Arbeitnehmer solche Produkte leisten kön-
nen. Und was brauchen Sie dafür? Mehr Netto vom Brut-
to.

Höhere Kaufkraft stärkt Unternehmen und sichert 
faire Löhne entlang der gesamten Lieferkette. Weniger 
Ausbeutung im Globalen Süden, weniger „Billig und 
Schnell“, mehr Qualitatives und Nachhaltiges,

(Katrin Fey [Die Linke]: Aber nicht auf frei-
williger Basis!)

das geht nicht mit ein paar Verbesserungen an Bürokratie-
monstern, das geht nur mit großen Reformen im Denken 
und Handeln – und das geht wieder mal nur mit der AfD.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Lars Ehm das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Lars Ehm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Verantwortung in einer globalisierten 
Welt heißt nicht: immer mehr Vorschriften. Verantwor-
tung heißt, dort wirksam zu handeln, wo Einfluss tatsäch-
lich besteht. Genau davon lässt sich der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zum Lieferkettensorgfaltspflichten-
gesetz leiten.

Deutsche Unternehmen tragen Verantwortung für ihre 
Beschäftigten, für ihre Waren und für die Achtung der 
Menschenrechte entlang globaler Lieferketten; dazu ste-
hen wir ausdrücklich. Aber ebenso klar ist für uns: Ver-
antwortung entsteht nicht durch Papierberge und Be-
richtspflichten, sondern durch praktikable Regeln. Mit 
einer Importquote von knapp 40 Prozent haben deutsche 

Unternehmen erheblichen Einfluss auf internationale 
Lieferketten. Diesen Einfluss dürfen wir nicht kleinreden. 
Und wir dürfen uns dieser Verantwortung nicht entzie-
hen, so wie es der Antrag der AfD fordert. Freier Handel 
und Menschenrechte sind kein Widerspruch. Sie gehören 
zusammen. Wir müssen allerdings ehrlich bilanzieren: 
Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz in seiner bishe-
rigen Ausgestaltung hat gezeigt, wie gute Absichten in 
übermäßige Bürokratie umschlagen können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
„Gut gemeint“ ist nicht automatisch „gut gemacht“. 

Und viele Betriebe, insbesondere Mittelständler und Fa-
milienunternehmen, wurden überfordert. Der administra-
tive Aufwand war enorm, der tatsächliche Nutzen nicht 
immer messbar. Das Ergebnis war nicht mehr Verantwor-
tung, sondern meist mehr Aufwand und mehr Bürokratie. 
Aus diesen Erfahrungen muss Politik lernen.

Der Antrag der Fraktion Die Linke allerdings geht 
genau in die entgegengesetzte Richtung: noch mehr 
Pflichten, noch mehr Bürokratie, vor allem für den Mit-
telstand,

(Katrin Fey [Die Linke]: Mehr Schutz!)
ohne dass dadurch ein zusätzlicher realer Schutz von 
Menschenrechten erkennbar wäre. Verantwortung ent-
steht nicht durch Aktenordner.

Unser Ziel ist es, den Schutz von Menschenrechten 
entlang der Lieferkette zu wahren, ohne die Unternehmen 
unverhältnismäßig zu belasten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb haben wir gehandelt. Mit der aktuellen Über-
gangsregelung entlasten wir die Unternehmen gezielt, 
bis eine neue Regelung in Umsetzung der CSDDD ge-
schaffen ist. Konkret heißt das: Die bisherigen Berichts-
pflichten des Lieferkettengesetzes entfallen – Unterneh-
men werden von rein formalen Vorgaben befreit –, und 
Sanktionen konzentrieren sich auf tatsächliche men-
schenrechtliche Verstöße. Und genau darauf, auf die 
Ahndung dieser menschenrechtlichen Verstöße, kommt 
es an.

(Zuruf der Abg. Katrin Fey [Die Linke])
Das schafft Rechtssicherheit und Entlastung für die Be-
triebe und zugleich Raum für echte Verantwortung. Diese 
Korrektur ist übrigens kein Rückzug aus sozialer Verant-
wortung, sondern aus ökonomischer Vernunft geboten 
und zum Abbau von Bürokratie notwendig.

Lassen Sie mich an dieser Stelle auch klar sagen: Wir 
verbessern Verantwortung; wir schaffen sie nicht ab. Da-
bei ist eines klar: Dieses nationale Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz ist eine Übergangsregelung, die mit Blick 
auf die CSDDD unserer Wirtschaft nicht erst morgen 
hilft, sondern sie schon heute entlastet. Ziel ist es aber, 
im nächsten Schritt – vollzugsfreundlich und bürokratie-
arm – ein neues Gesetz zur Unternehmensverantwortung 
in Umsetzung der EU-Richtlinie zu gestalten.

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir müssen 
sicherstellen, dass künftige Regelungen dort ansetzen, wo 
Risiken tatsächlich bestehen und nicht pauschal ganze 
Branchen oder Unternehmensgrößen unter Generalver-
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dacht stellen. Denn unser Ziel ist, den wirksamen Schutz 
von Menschenrechten entlang globaler Lieferketten zu 
gewährleisten

(Zuruf der Abg. Katrin Fey [Die Linke])

und zugleich die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unter-
nehmen, insbesondere unseres Mittelstandes, zu bewah-
ren. Unsere Politik folgt dabei drei klaren Prinzipien: 
Verantwortung dort, wo sie getragen werden kann, Sorg-
falt vor Schnelligkeit und Bürokratie abbauen, nicht Ver-
antwortung abschaffen. Das ist christlich-soziale Politik 
in der Praxis.

(Desiree Becker [Die Linke]: Ist es halt nicht!)

Wir übernehmen Verantwortung, ohne Unternehmen und 
Beschäftigte mit Bürokratie zu erdrücken. Denn eines ist 
klar: Die Würde des Menschen ist nicht verhandelbar, 
Bürokratie schon.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Ricarda Lang das 

Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! An die Herren der AfD: Wenn Sie nicht nur 
Titel lesen würden, hätten Sie vielleicht auch mitbekom-
men, dass Oliver Nachtwey und Carolin Amlinger ein 
Buch geschrieben haben über demokratischen Faschis-
mus und damit niemand anderen meinen als Ihre Partei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vielleicht ist heute ein guter Moment, um mal daran zu 
erinnern, woher dieses Lieferkettengesetz eigentlich 
kommt; das hat nämlich kein Grüner erfunden. 2013 
kam es in der Textilfabrik Rana Plaza zu einem Unfall, 
bei dem über 1 100 Frauen ihr Leben verloren aufgrund 
von mangelnden Arbeitsschutzstandards. Es war Gerd 
Müller – ein Entwicklungsminister, der verrückterweise 
den christlichen Parteinamen noch ernst genommen hat –, 
der hier im Juni 2021 stand und seine Rede zum Liefer-
kettengesetz begann mit: „Nie wieder Rana Plaza!“

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken)

Dieses Land hat sich damals entschieden, dass wir nie 
wieder in Kauf nehmen wollen, dass Menschen so leiden, 
nur damit wir hier billig Mode konsumieren können. Man 
muss sich heute fragen, ob sich dieser Gerd Müller ei-
gentlich schämt, wenn er sieht, wie Sie in Brüssel und 
hier im Deutschen Bundestag Stück für Stück daran ar-
beiten, dass Menschenrechtsverletzungen wieder zum ak-
zeptablen Teil unserer Lieferketten werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Peter 
Aumer [CDU/CSU]: Frau Lang! Also!)

Das Ganze passiert unter dem Deckmantel des Büro-
kratieabbaus. Statt an sinnvollen Verfahren oder der 
Digitalisierung der Verwaltung zu arbeiten, werden Men-
schenrecht und Arbeitsschutz einfach zum nervigen Bal-
last erklärt. Aber was soll man auch erwarten von einem 
Bundeskanzler, der das Arbeitszeitgesetz komplett ab-
schaffen und dieses Land damit beim Arbeitsschutz um 
über 150 Jahre in die Vergangenheit katapultieren möch-
te?

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht!)

Man muss aber sagen, dass es hier eine Sache gibt, bei der 
Friedrich Merz bereit ist, Deutsche und Menschen im 
Ausland gleich zu behandeln: Wenn es um die Abschaf-
fung von Arbeitsschutz geht, dann wird selbst Friedrich 
Merz zum Universalisten; denn da zahlen alle Beschäf-
tigten den Preis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Peter Aumer [CDU/CSU]: Das ist doch billig, 
Frau Lang!)

Es gibt natürlich einen Grund, warum wir so viel über 
das Lieferkettengesetz reden: Wenn man nichts für die 
Wirtschaft tut, dann will man immer so tun, als würde 
man etwas für die Wirtschaft tun. Nachdem Friedrich 
Merz im Wahlkampf großspurig die Wirtschaftswende 
angekündigt hatte, kam es im letzten Jahr zu einem 20- 
Jahre-Hoch an Insolvenzen.

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Das Erbe 
von Habeck!)

Das ist für die CDU natürlich ein Problem; denn jetzt, wo 
man plötzlich in Verantwortung ist, da reicht es eben 
nicht mehr, zu sagen: Das war der Habeck. – Wenn das 
davor aber fünf Jahre lang der Ersatz für jedes wirt-
schaftspolitische Konzept war, dann wird es jetzt ganz 
schön blank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Peter Aumer [CDU/CSU]: Wer war Wirt-
schaftsminister? – Dr. Reinhard Brandl 
[CDU/CSU]: Das Erbe von Robert!)

Eine Strategie zu mehr Unabhängigkeit von China und 
Batterieproduktionen hier in Europa? Fehlanzeige! 
Katherina Reiche reagiert auf eine neue Weltordnung 
mit den Rezepten aus den 90ern, hat es dabei aber immer-
hin geschafft, in einem Jahr Große Koalition die Fort-
schritte von Herrn Habeck beim Klimaschutz zu halbie-
ren. Friedrich Merz geht zu Donald Trump und sagt: 
„Lieber Donald, wenn nicht mit den Europäern, dann 
doch bitte schön mit Deutschland“, und schwächt damit 
auch wirtschaftlich die Europäische Union.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Migration wird wieder zur Mutter aller Probleme erklärt,

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Das Pro-
blem ist gelöst!)

obwohl wir in diesem Land Fachkräfteeinwanderung 
brauchen.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Zum Lieferketten-
gesetz!)
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Und mit der Abschwächung des Lieferkettengesetzes 
bestrafen Sie doch genau die Unternehmen, die in den 
letzten Jahren bereits vorangeschritten sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Sie wissen doch auch – das steht sogar in der Begründung 
des Gesetzes –, dass das, was wir heute besprechen und 
Sie wahrscheinlich auch beschließen werden, nur 4 Mil-
lionen Euro einbringt. Das sind 577 Millionen Euro we-
niger, als Sie allein diese Woche als übermäßige Aus-
gaben im Haushaltsausschuss einbringen, weil Sie bei 
der Gasumlage aus Versehen die Umsatzsteuer vergessen 
haben.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! Schau an!)

Kann ja mal passieren! Die Umsatzsteuer ist ja eher eine 
neue Erfindung. Das waren bestimmt auch die Ampel 
und der Habeck. Und neben superprivaten Gipfeltreffen 
mit Sebastian Kurz bleibt am Ende auch einfach wenig 
Zeit zum Rechnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich kann aber verstehen, dass Sie über all das weniger 

gerne reden als über das Lieferkettengesetz. Deshalb 
muss man zusammenfassend sagen: Das Lieferkettenge-
setz gerät unter die Räder, weil Sie wirtschaftspolitisch 
nichts auf die Kette bekommen. Und die Menschenrechte 
werden zum Opfer Ihrer wirtschaftlichen Inkompetenz.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Desiree Becker das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der Linken)

Desiree Becker (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Nächster Akt im Drama des Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetzes. Man fragt sich immer wieder: 
Wann hören SPD und CDU eigentlich endlich auf, Men-
schenrechte mit Füßen zu treten und die Stimmungs-
mache von rechts zu kopieren? Die SPD will nun auch 
die weitere Entkernung des Lieferkettengesetzes.

(Bernd Rützel [SPD]: Das wollen wir nicht! 
Aber wir machen’s!)

Was sagen eigentlich Ihre Kolleginnen und Kollegen im 
EU-Parlament dazu? Die haben gegen die weitere Ab-
schwächung der EU-Lieferkettenrichtlinie gekämpft, ge-
gen den Zusammenschluss von konservativ und extrem 
rechts.

(Beifall bei der Linken)
Das deutsche Lieferkettengesetz ist seit 2023 in Kraft. 

Sein Ziel war klar: menschenrechtliche und ökologische 
Sorgfaltspflichten. Erfolge sind dokumentiert, insbeson-
dere durch die Arbeit zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen. Und was macht die Bundesregierung? Das Bundes-

ministerium für Wirtschaft legt die Prüfung der Unter- 
nehmensberichte durch das BAFA still. Machen wir uns 
doch mal ehrlich! Ein Gesetz, das nicht kontrolliert wird, 
ist kein Bürokratiemonster; es ist ein Feigenblatt. Das ist 
auch keine Verantwortung.

(Beifall bei der Linken)

Ja, das Gesetz hat Defizite, und deshalb haben wir 
diesen Antrag geschrieben. Es muss nachgebessert wer-
den, etwa in Bezug auf die zivilrechtliche Haftung, auf 
den Einflussbereich, in Bezug auf Transparenz, die Betei-
ligung Betroffener und die Durchsetzung ihrer Interessen. 
Der nun vorliegende Entwurf zur Änderung des Gesetzes 
zielt aber in die entgegengesetzte Richtung. Er setzt den 
Aushöhlungskurs, den wir überall erleben, fort. Berichts-
pflichten sollen ersatzlos gestrichen werden, Bußgeldtat-
bestände reduziert werden – all das angeblich, um das 
Gesetz bürokratieärmer zu machen. In Wahrheit wird es 
einfach wirkungslos. Wie wollen Sie denn schwere Ver-
stöße ahnden, wenn es keine Berichte gibt? Ich verstehe 
das nicht.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Ricarda 
Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben deshalb einen eigenen Antrag beigelegt. Die 
selbsternannten Freundinnen und Freunde des Men-
schenrechts in diesem Haus sollten diesen nutzen, um 
ein Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz auf den Weg zu 
bringen, das seinen Namen verdient. Zentral sind die 
Berichtspflichten. Der Geltungsbereich darf nicht weiter 
eingeschränkt werden. Und vor allem: Ohne die zivil-
rechtliche Haftung bleibt das Gesetz ein zahnloser Tiger. 
Was wir brauchen, ist ein Lieferkettengesetz, das Unter-
nehmen tatsächlich verpflichtet, Menschenrechte und 
Klimaschutz entlang ihrer gesamten Lieferketten zu prü-
fen, Verstöße zu verhindern, Schäden zu beheben und 
gegebenenfalls auch zu sanktionieren. Alles andere ist 
Symbolpolitik auf Kosten derjenigen, die am Anfang 
globaler Lieferketten stehen und deren Rechte hier gerade 
zur Disposition gestellt werden.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Bernd Rützel das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bernd Rützel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Sehr verehrte Damen und Herren! Unser 
deutsches Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz wirkt. Es 
funktioniert: Es schützt Menschenrechte, und es prangert 
Zwangsarbeit an. Es bekämpft Kinderarbeit, Sklaven-
arbeit, Zwangsarbeit. 138 Millionen Menschen weltweit 
sind davon betroffen. Ich will zwei Beispiele nennen: Ein 
kleiner Bub gehört nicht in einen Bergwerksstollen, um 
seltene Erden herauszuholen, und ein junges Mädchen 
gehört auch nicht 14 Stunden an die Nähmaschine ge-
setzt, um in den Fabriken Kleidung zusammenzunähen. 
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Beide gehören in die Schule, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es wurde uns oft berichtet von Frauen in den Fabriken, 
die sich den ganzen Tag über nicht auf die Toilette trauen, 
weil sie die Gefahr sehen, dass sie dort oder auf dem Weg 
dahin vergewaltigt werden. Die Frau Staatssekretärin hat 
berichtet, wie es auf Bananenplantagen in Costa Rica 
zugeht, dass die Menschen dort arbeiten müssen und 
gleichzeitig ein Flugzeug über sie hinwegfliegt und Pes-
tizide spritzt. Das hat ein Ende. Das hat uns die Bananen-
gewerkschaft – nicht darüber lachen; es gibt ganz viele 
Menschen, die dafür sorgen, dass wir unsere Bananen 
kaufen können – berichtet; sie war hier im Deutschen 
Bundestag und hat uns das erklärt. Das hat ihr Leben 
verbessert.

Sich freiwillig um Menschenrechtsverletzungen zu 
kümmern, haben bis dahin nämlich nur wenige Unterneh-
men gemacht. Das geschah vielleicht gar nicht so sehr aus 
Absicht, aber aus Bequemlichkeit, vielleicht auch auf-
grund des Konkurrenzdrucks. Deswegen haben wir am 
11. Juni 2021 – das ist jetzt fast fünf Jahre her – in diesem 
Hause zusammen mit einem bärenstarken Hubertus Heil 
als Minister und mit einem ebenso bärenstarken Gerd 
Müller als Minister diese wichtige Sache auf den Weg 
gebracht.

Für mich ist es heute wirklich nicht einfach – ich sage 
das hier deutlich –, zwei Regelungen zu ändern: Wir 
werden die Berichtspflichten entfallen lassen. Es wurde 
lange und ausführlich über die Bürokratie geschimpft. 
Das spart jetzt 4 Millionen Euro im Jahr in ganz Deutsch-
land ein. Außerdem wird nur noch bei schweren Verstö-
ßen sanktioniert. Aber wir beschließen das. Wir sind ver-
tragstreu. Die CDU/CSU wollte das so. Wir haben das im 
Koalitionsvertrag vereinbart, und heute haben wir die 
erste Lesung zu diesem Gesetz.

Aber ich sage auch deutlich: Das deutsche Liefer- 
kettensorgfaltspflichtengesetz gilt weiterhin. Denn der 
Zweck des Gesetzes bleibt: die Verhinderung von 
Zwangs- und Kinderarbeit, der Schutz von Menschen-
rechten und der Kampf gegen Ausbeutung. Unsere Ver-
antwortung, liebe Kolleginnen und Kollegen, und die 
Verantwortung der Unternehmen dürfen nicht am Werks-
tor enden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Malte Kauf-

mann für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Die Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland ist seit 
vielen Jahren im Niedergang. Und wenn man fragt, wo-

ran das liegt: Es sind hauptsächlich drei Gründe: Das sind 
die viel zu hohen Steuern und Abgaben in Deutschland, 
das sind die viel zu hohen Energiepreise – das haben wir 
heute Morgen diskutiert –, und das ist die viel zu große, 
die überbordende Bürokratie in unserem Land, die Gän-
gelung durch den Staat. An diese Bürokratie müssen wir 
endlich ran.

(Beifall bei der AfD)

Wenn Sie Unternehmen fragen: „Welches Gesetz ge-
hört dringend abgeschafft?“, dann sagt man Ihnen uni-
sono: Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz gehört 
weg.

(Katrin Fey [Die Linke]: Wer sagt das?)
Das gehört nicht irgendwie abgeschwächt. Die Linken 
wollen es sogar noch weiter verschärfen.

(Katrin Fey [Die Linke]: Ja! Menschenrechte 
schützen!)

Wir, die AfD-Fraktion, sind die einzige Fraktion, die 
einen Antrag im Deutschen Bundestag einbringt, dieses 
Gesetz komplett und ersatzlos zu streichen.

(Beifall bei der AfD)
Und, Herr Rützel, wenn Sie die Menschenrechtslage in 

verschiedenen Ländern ansprechen: Da gehen wir ja mit. 
Wir sind als Partei der Menschenrechte, der Demokratie, 
der Grundrechte

(Lachen bei Abgeordneten der Linken – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ja-
wohl!)

selbstverständlich auch dafür, dass Menschenrechte über-
all, in der ganzen Welt eingehalten werden; die Redner in 
der Irandebatte haben das heute eindrucksvoll unter Be-
weis gestellt.

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])
Aber es kann doch nicht sein, dass einzig und allein 
deutsche Unternehmen verantwortlich gemacht werden 
für die Einhaltung von Menschenrechten auf der ganzen 
Welt.

(Desiree Becker [Die Linke]: Das sind schon 
europäische Unternehmen!)

Das ist die Verantwortung von souveränen Staaten und 
internationalen Organisationen, aber nicht von deutschen 
Unternehmen.

(Beifall bei der AfD)
Wenn sich deutsche Unternehmen aus diesen Märkten 

zurückziehen – ich habe das auf zahlreichen Reisen von 
Unternehmern gehört; die sagen: „Wir wollen hier gar 
nicht mehr investieren“ oder: „Wir wollen nicht mehr 
nach Deutschland liefern, aus Angst vor Haftung in 
Deutschland“ –, dann ist der Menschenrechtslage auch 
nicht geholfen; denn diese Lücke füllen dann andere Län-
der, andere Unternehmen – aus China, aus Asien oder 
sonst wo.

Und der Aberwitz bei dieser ganzen Geschichte mit 
dem Lieferkettengesetz ist folgender: Sie von der CDU 
haben doch die ganze Zeit im Wahlkampf gefordert, das 
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Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz abzuschaffen. Jetzt 
haben Sie sich von den Sozialdemokraten wieder über 
den Tisch ziehen lassen

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Einmal mehr! – 
Pascal Meiser [Die Linke]: Schön wär’s!)

und es nicht abgeschafft, sondern nur abgeschwächt.
(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, im Angesicht des Super-
wahljahres muss man einfach mal konstatieren: Jede 
Stimme für die CDU bringt am Ende doch nur links- 
grüne Politik. Eine echte, wahre Wirtschaftswende, 
meine Damen und Herren, geht nur mit der patriotischen, 
konservativen AfD.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Pascal 

Meiser [Die Linke])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Debatte ist 

Peter Aumer für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Politik bedeutet oftmals, einen Spagat zu ma-
chen. Man merkt bei der AfD: Die beiden Redner schaf-
fen wohl nur sehr eindimensionale Politik.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Die Abschaffung 
haben Sie doch auch gefordert im Wahl-
kampf!)

Das ist der Unterschied zu dem, was Verantwortung für 
die Welt und Verantwortung für unser Land bedeuten: 
beides im Blick zu haben, die Wettbewerbsfähigkeit 
und den Schutz der Menschenrechte.

(Beifall bei der CDU/CSU – Leif-Erik Holm 
[AfD]: Sie wollten es doch abschaffen!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der AfD, 
Ihre Reden sind ein kleines bisschen billig. Wir als CDU/ 
CSU stellen uns der Verantwortung. Das ist keine links- 
grüne Politik, sondern es ist verantwortungsvolle Politik,

(Leif-Erik Holm [AfD]: Sie wollten es ab-
schaffen!)

dass wir auf der einen Seite mit den Unternehmerinnen 
und Unternehmern reden und auf der anderen Seite die 
Menschenrechte im Blick haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unsere Ver-
antwortung ist natürlich, beide Seiten im Blick zu haben; 
Haltung alleine schützt Menschenrechte nicht. Für uns ist 
es wichtig, Regelungen zu treffen, die tatsächlich auch 
Wirkung entfalten, und da hat das nationale Lieferketten-
gesetz, das wir im Deutschen Bundestag beschlossen ha-
ben, leider seine Schwächen.

Die große Schwäche ist die Bürokratie. Vorhin ist Gerd 
Müller von Ihnen, Frau Lang, zitiert worden. Ich habe ein 
anderes Zitat. Vielleicht sollten Sie die Rede ganz lesen

(Ricarda Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Habe ich!)

und nicht nur die Dinge herausnehmen, die für Sie wich-
tig sind. Er hat auch gesagt: Angestrebt wird eine mittel-
standsfreundliche Regelung, die Unternehmen nicht 
überfordert. – Sie haben in der Zeit der Ampel, sehr 
geehrte Frau Lang, ein Gesetz entworfen, das tatsächlich 
genau das geschafft hat: den Mittelstand zu überfordern. 
Ich lade Sie gerne ein, mal mit mir zu Unternehmen in 
meinem Wahlkreis zu gehen. Danach würden Sie eine 
andere Rede halten als die, die Sie heute gehalten haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ricarda Lang 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir können 
auch in meinen Wahlkreis gehen! – Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir 
gehen auch zu Unternehmen im Wahlkreis!])

– Ich glaube, dann geht ihr nicht zu den Unternehmen, die 
ich meine.

(Ricarda Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vielleicht gehen wir zu denen, die das 
gerade umgesetzt haben!)

Denn tatsächlich ist nicht nur bei den Wirtschaftsunter-
nehmen, sondern auch bei den Sozialunternehmen der 
Aufwand groß, was das Lieferkettengesetz betrifft. Des-
wegen ist es notwendig, dass wir heute diesen Vorschlag 
einbringen. Sehr geehrte Frau Ministerin, ich bin auch 
sehr dankbar, dass das heute auf die Tagesordnung – –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Aumer, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Ab-

geordneten Meiser von der Linken?

Peter Aumer (CDU/CSU):
Nee.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie fort.

Peter Aumer (CDU/CSU):
Vielleicht später, wenn er noch Fragen hat, aber im 

Moment nicht. – Wir wollen den bürokratischen Auf-
wand senken. Wir wollen auch die große Rechtsunsicher-
heit, die bei den Unternehmerinnen und Unternehmern 
entstanden ist, abbauen, damit der Mittelstand entlastet 
wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir müssen 
auch für uns realisieren, dass wir als Staat nicht in der 
Tiefe der Lieferketten alles kontrollieren können. Wir 
müssen das Ziel auf die Tagesordnung setzen, und das 
ist uns, glaube ich, gelungen. Sorgfaltspflichten bleiben 
mit der Änderung erhalten, die Berichtspflichten entfal-
len,

(Katrin Fey [Die Linke]: Sanktionen entfallen 
auch!)

Sanktionen gibt es nur noch bei schweren Verstößen – das 
wissen Sie, wenn Sie es genau gelesen haben, Frau Kol-
legin –,
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(Katrin Fey [Die Linke]: Habe ich gelesen!)

und im Vollzug setzen wir stärker auf Beratung und Dia-
log.

Ich habe ein Zitat von Rainer Dulger gefunden, dem 
Präsidenten der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände, der aus meiner Sicht sehr treffend 
gesagt hat, dass Menschenrechte nicht durch immer 
mehr Berichtspflichten geschützt werden, sondern allein 
durch wirtschaftliche Stärke und stabile Lieferketten, und 
genau das muss unser Ansatz sein. Und der Sonderweg 
Deutschlands kann nicht unser Ansatz sein, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, sondern ein europäischer 
Weg.

Ich bin froh, dass man auch in Europa im Rahmen einer 
sogenannten Omnibus-Verordnung diese Lieferketten-
richtlinie geändert und mehr auf Praxisnähe, bessere Um-
setzbarkeit und weniger Bürokratie gesetzt hat.

(Desiree Becker [Die Linke]: Mit Rechts-
extremen!)

– Und weil Sie, liebe Kollegin der Linken, dazwischen-
gerufen haben: „Mit Rechtsextremen!“:

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])

Man kann auch Wahrheiten verdrehen. Schauen Sie sich 
doch diese Ergebnisse einmal an!

(Lachen der Abg. Desiree Becker [Die Linke] – 
Desiree Becker [Die Linke]: Mit den Rechts-
extremen! Wow!)

– Sie brauchen jetzt gar nicht lachen. Schauen Sie sich 
doch die Ergebnisse an! Wir haben mit den Stimmen der 
Mitte, den Christdemokraten und den Liberalen, in Eu-
ropa eine Mehrheit bekommen – ohne die Rechten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Julia Schneider 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt 
einfach nicht! – Ricarda Lang [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie lügen! Aus Ita-
lien! – Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die 
Linke])

Auch wenn Sie hier die Wahrheit verdrehen – die Frau 
Lang hat das im Ausschuss ja auch gesagt –, das stimmt 
tatsächlich so. Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
auch das ist ein Punkt, über den man reden muss. Sie 
können – –

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das waren wahrlich keine lupenreinen Demo-
kraten! – Weiterer Zuruf der Abg. Ricarda 
Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Bitte? Renew hat auch zugestimmt. Sie können gerne 
eine Zwischenfrage stellen, wenn Sie wollen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Aumer, Sie haben hier das Wort, und gerne kön-

nen Sie Ihre Rede halten.

Peter Aumer (CDU/CSU):
Ja, das mache ich sehr gerne, Herr Präsident.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Und wenn Sie Zwischenfragen wollen, dann müssen 

Sie sie zulassen. Aber erst müssen sie gestellt werden.

Peter Aumer (CDU/CSU):
Ich komme zum Schluss. – Europa steht im globalen 

Wettbewerb. Diesem Wettbewerb müssen wir nachkom-
men. Es geht darum, dass wir Menschenrechte verbes-
sern; es geht aber auch darum, dass wir in unserem 
Land Arbeitsplätze erhalten und schaffen, und das, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, sollte unser Ziel sein. 
Wir haben jetzt einen kleinen Wirtschaftsaufschwung, 
der noch stärker werden muss, und da müssen wir alle 
Mechanismen in die Hand nehmen, sodass wir in unse-
rem Land wettbewerbsfähig sind.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Meiser von der Fraktion Die 
Linke.

Pascal Meiser (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Intervention 

zulassen. – Herr Kollege Aumer, wir haben ja jetzt die 
Situation, dass die Entkernung des deutschen Lieferket-
tengesetzes zu der von Ihnen erwähnten Entkernung des 
europäischen Lieferkettengesetzes parallel läuft. Und ich 
gestehe: Ich fand das, was auf europäischer Ebene ver-
abredet wurde, immer deutlich besser als das, was damals 
von der Großen Koalition in Deutschland gemacht wur-
de. Insofern konnte ich dem Argument, dass das, was aus 
Europa kommt, das deutsche Gesetz ersetzen soll, immer 
viel abgewinnen.

Nun wurden aber zwei zentrale Sachen auf euro- 
päischer Ebene geändert: Erstens wird die Reichweite 
verringert – es wird künftig nur noch eine niedrige drei-
stelliger Zahl von großen Konzernen überhaupt erfasst –, 
und zweitens wird die Möglichkeit, dass Betroffene von 
schwersten Menschenrechtsverletzungen – wie beispiels-
weise auch im Fall von Rana Plaza – gegenüber den ver-
antwortlichen Unternehmen zivilrechtlich Schadens-
ersatzanspruch geltend machen können, gestrichen. Das 
heißt im Ergebnis: Wir haben auf dem Papier noch eine 
Regelung, die schön aussieht, aber keinerlei Biss, keine 
Wirkung mehr hat.

Und meine Frage ist: Wie können Sie das vertreten? 
Ich nehme das C und das S in den Namen Ihrer Parteien ja 
durchaus ernst; denn ich weiß, da gibt es auch Aufrichtige 
bei Ihnen. Wie können Sie das dann ernsthaft so hier 
vertreten, wo doch damals – es wurde vorhin schon er-
wähnt – ein CSU-Minister sich hierhingestellt hat und 
gesagt hat: „Wir müssen was tun!“? Wie können Sie 
ernsthaft vertreten, dass künftig große Unternehmen, 
große Konzerne wieder ohne Rücksicht hier ihr Geschäft 
machen können? Das ist an dieser Stelle meine Frage an 
Sie, und ich meine das sehr ernst.
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Vielleicht auch noch: Der letzte Besuch in der Rana- 
Plaza-Textilfabrik liegt einige Zeit zurück. Alle, die da-
mals aus allen Fraktionen vor Ort waren, haben nach ihrer 
Rückkehr gesagt: Wir brauchen dieses Lieferkettenge-
setz. Wäre es nicht gut, wenn sich jetzt erneut eine Dele-
gation aus dem Deutschen Bundestag diese Textilproduk-
tionsstätten anschauen würde, um zu sehen, wie dort 
gearbeitet wird?

(Beifall bei der Linken)
Denn unter das neue EU-Lieferkettengesetz fallen noch 
nicht einmal mehr alle der Unternehmen, die damals von 
der Rana-Plaza-Textilfabrik profitiert haben.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Herr Kollege.

Pascal Meiser (Die Linke):
Ich finde, wir müssen uns das alle selbst anschauen, 

damit wir alle wieder wissen, wie die Realität in der Welt 
aussieht und was hier passieren muss, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Herr Aumann, möchten Sie erwidern?

Peter Aumer (CDU/CSU):
Ja.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann bitte.

Peter Aumer (CDU/CSU):
Herr Meiser, ich habe versucht, deutlich zu machen, 

dass beide Aspekte gesehen werden müssen: Wettbe- 
werbsfähigkeit und unsere Verantwortung in der ganzen 
Welt. Sie sind bei einer Gewerkschaft angestellt gewesen. 
Sie haben auch eine Verantwortung für die deutsche Wirt-
schaft. Und wir merken: Deutsche Sonderwege sind nicht 
erfolgsversprechend; das Lieferkettengesetz hat es ge-
zeigt. Wir hatten in Deutschland mit dem Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetz im Vorgriff auf Europa eine Ent-
scheidung auf den Weg gebracht und sind jetzt mit einem 
EU-Lieferkettengesetz zu einer gemeinsamen Entschei-
dung auf europäischer Ebene gekommen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Noch verschärft!)
Aus meiner Sicht ist es eine gute und kluge Entscheidung, 
um die Wettbewerbsfähigkeit Europas wieder in den 
Blick nehmen zu können. Lassen Sie uns gemeinsam 
dafür kämpfen! Werden Sie Ihrer Verantwortung gerecht, 
indem Sie den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in 
unserem Land und in Europa die Chance geben, ihre 
Arbeitsplätze zu erhalten. Das wird auch eine Debatte 
sein, die wir führen.

Deswegen: Verengen Sie die Diskussion nicht so sehr, 
wie es die AfD macht. Ich glaube, man muss beide As-
pekte sehen: die Wettbewerbsfähigkeit und die Verant-
wortung in der Welt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor. Dann schließe ich diese Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/2474, 21/3613 und 21/2574 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das sehe ich nicht. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 30a und 30b: 
a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 

Sylvia Rietenberg, Hanna Steinmüller, 
Kassem Taher Saleh, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
Wirksame Instrumente gegen Schrott-
immobilien

Drucksache 21/3614
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Katalin Gennburg, Luigi Pantisano, Doris 
Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion Die Linke 
Wohnraum sichern, Immobilien nutzbar 
machen – Stopp von sogenannten Schrott-
immobilien

Drucksache 21/3615
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Diese ist aber erst dann möglich, wenn hier ausrei-
chend Ruhe für eine fokussierte Debatte vorherrscht. 
Deshalb bitte ich alle, die uns verlassen, das zügig zu 
tun. Sollten Sie nicht wiederkommen wollen, wünsche 
ich Ihnen eine erholsame Zeit am Wochenende; aber 
trotzdem bitte schneller rausgehen. Und alle, die der De-
batte beiwohnen wollen, mögen sich platzieren. – Vielen 
Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Sylvia 
Rietenberg für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sylvia Rietenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir haben in den letzten Wochen und 
Monaten hier sehr viel über die Wohnungsnot in nahezu 
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allen Städten unseres Landes gesprochen. Wir werden es 
auch in Zukunft tun müssen; denn das, was die Koalition 
bislang zur Lösung dieses Problems geliefert hat, ist nicht 
einmal der berühmte Tropfen auf den heißen Stein des 
überhitzten Mietmarkts.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Statt, wie von uns mit dem Entwurf eines Faire-Mie-

ten-Gesetzes vorgeschlagen, wirksame Maßnahmen zu 
ergreifen, um den Anstieg der Mieten wirksam zu begren-
zen,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Es geht 
doch um Schrottimmobilien!)

versuchen Sie, zu suggerieren, es bräuchte nur mehr Bau-
genehmigungen, egal wo und wie. Leitplanken in Rich-
tung von mehr bezahlbarem Wohnraum sucht man bei 
Ihnen leider vergeblich. Die finden sich weder in dem 
bereits verabschiedeten Gesetz zur Beschleunigung des 
Wohnungsbaus noch bei den Maßnahmen, die Sie als 
große Reform angekündigt haben. Bei Ihnen regiert vor 
allem das unerschütterliche Vertrauen in die Kraft des 
ungezügelten Immobilienmarktes. Den muss man, wenn 
es nach Ihnen geht, nur von allen Fesseln befreien, dann 
wird es schon laufen.

Gerade vor diesem Hintergrund muss der Gegenstand 
der heutigen Debatte den Hunderttausenden Menschen da 
draußen, die sich in den Städten teilweise jahrelang ver-
zweifelt auf Wohnungssuche befinden, doch wie Hohn 
vorkommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das ist die 
falsche Rede, Frau Kollegin! Es geht um 
Schrottimmobilien!)

Stellen Sie sich vor, Sie suchen verzweifelt eine Woh-
nung, und nebenan steht ein ganzes Wohnhaus leer, mo-
dert vor sich hin und verfällt immer weiter – teilweise 
auch noch in bester Wohnlage. Oder stellen Sie sich 
vor, wie es ist, als Mieter/-in in einer solchen Wohnung 
leben zu müssen. Der Eigentümer ist nicht erreichbar und 
lässt die Immobilie systematisch verkommen – kaputte 
Heizungen teilweise über Wochen hinweg. Das Leben 
mit Schimmel oder sogar Ungeziefer in der Wohnung 
ist für viele Mieter/-innen in Schrottimmobilien Alltag. 
Und das darf so nicht weitergehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Gerade weil es so augenfällig ist, dass hier so ziemlich 

gar nichts funktioniert – denn weder der Markt scheint zu 
regeln, noch kann anscheinend der Staat etwas unterneh-
men –, erzeugt das bei den Menschen ein Gefühl von 
Ungerechtigkeit, und das erschüttert den Glauben an die 
Funktionsfähigkeit unseres Staates. Genau das untergräbt 
letzten Endes auch das Zutrauen in unsere Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katalin Gennburg [Die Linke])

Und eines möchte ich noch einmal klarstellen: An den 
Kommunen und an den Gemeinden liegt es nicht. Für sie 
sind diese Gebäude ein permanenter Stachel im Fleisch. 
Sie wollen entschieden dagegen vorgehen, aber ihnen 
sind viel zu oft die Hände gebunden, und es fehlen ihnen 

auch die finanziellen Mittel. Deshalb fordern wir Sie 
mit unserem Antrag auf, den Kommunen endlich die 
Handhabe zu geben, solche Missstände abzustellen und 
Schrottimmobilien jetzt schneller zu sanieren. Kom-
munen sollen Schrottimmobilien leichter zu fairen Prei-
sen statt zu überhöhten Marktpreisen ankaufen können. 
Die Vorkaufsrechte für Kommunen müssen gestärkt und 
ausgeweitet werden.

Bei Häusern, die als Wohnungseigentümergemein-
schaft aufgeteilt sind oder bei Share Deals, wenn ganze 
Immobiliengesellschaften den Eigentümer wechseln, ha-
ben die Kommunen heute oft keine Handhabe. Die städ-
tebaulichen Gebote wie Bau- und Instandsetzungsgebote 
müssen deutlich praktikabler ausgestaltet werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es braucht klarere Regeln bei der Grundsteuer C zur 
leichteren Besteuerung von Schrottimmobilien und nicht 
zuletzt eine entschiedene finanzielle Unterstützung der 
Kommunen.

Wir Grüne wollen dafür sorgen, dass Eigentümer ihrer 
Verantwortung für das Gemeinwohl gerecht werden und 
dass aus Schrottimmobilien wieder lebenswerte Orte für 
die Menschen werden. Deshalb werbe ich heute hier sehr 
um Ihre Zustimmung zu unserem Antrag.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Michael Kießling 

von der Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Sehr geehrte Frau Rietenberg, die Vor-
gängerregierung, der die Grünen angehörten, hat in der 
letzten Legislaturperiode auch nicht dazu beigetragen, 
dass mehr gebaut wurde, eher, dass weniger gebaut wur-
de. Und wir versuchen jetzt mit unserer Politik und ge-
meinsam mit der SPD dort wieder Schwung hineinzube-
kommen; denn Entlastung für den Mietwohnungsmarkt 
gibt es nur, wenn auch Wohnungen gebaut werden. Des-
halb müssen wir sowohl Sozialwohnungen bauen als 
auch privates Kapital wieder in den Baubereich lenken.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
2025 hat das noch nicht geklappt! Da waren 
die Zahlen noch schlecht!)

Denn ohne Wohnungen kommt der Mietwohnungsmarkt 
zum Erliegen, und es findet auch kein Wechsel statt, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Hendrik Bollmann [SPD])

Jetzt zum Thema Schrottimmobilie. Schrottimmobilie 
ist nicht gleich Problemimmobilie. Da muss man diffe-
renzieren. Das kommt mir in den Gesprächen auch viel zu 
kurz. „Schrott“ heißt kaputt, „Problem“ heißt, es kann 
Schrott oder kaputt sein, und wir haben zusätzlich auch 
noch kriminelle Handlungen oder Missbrauch. Beidem 
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müssen wir entgegenwirken. Ich bin den Kollegen von 
der SPD sehr dankbar, dass wir in den Gesprächen zur 
Baugesetzbuchänderung, die wir vorbereiten, darüber 
ausführlich diskutiert haben und versuchen, auch Erleich-
terungen für die Kommunen zu erzielen. Während bei 
„Schrott“ das Baurecht greift, müssen wir bei „Problem“ 
auch Straf-, Ordnungs- und Polizeirecht nutzen. Das 
muss man also differenziert betrachten, meine Damen 
und Herren.

Klar ist auch: Jeder, der kommunale Verantwortung hat 
oder hatte, kennt diese Projekte, diese Schrottimmobilien 
und auch Problemimmobilien. Fakt ist aber auch, dass 
mit der heutigen Gesetzeslage beides gelöst werden 
könnte – mit dem Baurecht für die Schrottimmobilie 
und mit dem Straf-, Ordnungs- und Polizeirecht für die 
Problemimmobilie. Aber wie gesagt: Wer kommunale 
Verantwortung hatte, der weiß auch, dass die Hürden 
und der Aufwand dafür sehr hoch sind und es meistens 
von den Kommunen nicht vollzogen werden kann, weil 
die Dokumentations- und Nachweispflichten zu hoch 
sind. Deshalb werden die Anträge von Bündnis 90/Die 
Grünen und den Linken den Problemen nicht gerecht. 
Wir brauchen, was das Baurechtliche betrifft, wirklich 
umfassende Lösungen im Baugesetzbuch. Bei den ande-
ren Problemen greift man zum Beispiel zum Ordnungs-
recht.

Zum Antrag der Linken. Bei den Linken ist es immer 
so: Wenn man nicht mehr weiterweiß,

(Katalin Gennburg [Die Linke]: …, dann 
gründet man einen Arbeitskreis!)

dann kommt ein altbekanntes Muster. Dann kommt im-
mer der Ruf nach Enteignung, nach Marx. Wir wissen 
alle: Marx ist Murks. Das funktioniert nicht, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Caren Lay [Die Linke])

Damit ist den Kommunen nicht geholfen.
Wir in der Koalition versuchen natürlich, die Kom-

munen zu unterstützen; denn wir kennen die Themen. 
Auch in der SPD-Fraktion gibt es Kommunalpolitiker, 
die die Änderung des Baugesetzbuchs mitverhandeln. 
Ich selbst war auch mal Bürgermeister. Wir kennen die 
Herausforderungen und möchten unsere Kommunen so 
unterstützen, dass dieser städtebauliche Missstand leich-
ter behoben werden kann.

In den Beratungen zum Baugesetzbuch werden wir 
sicherlich noch über Ihren Antrag reden. Aber ich kann 
jetzt schon sagen: Wir müssen uns bemühen, praktikable 
Lösungen zu finden. Wir müssen unterscheiden zwischen 
Strafrecht, Polizeirecht und dem Baurecht und dürfen 
diese nicht miteinander vermischen. Ich glaube, da brau-
chen wir eine klare Differenzierung.

Zum Antrag der Grünen. Sie können das Vorkaufsrecht 
fordern; aber viele der Kommunen haben finanzielle Pro-
bleme. Viele Kommunen sind nicht in der Lage, das 
Vorkaufsrecht zu ziehen, weil es letztendlich an Geld 
fehlt.

(Sylvia Rietenberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht auch in unserem Antrag!)

Und zu den Altschulden der Kommunen schreiben Sie in 
Ihrem Antrag nur einen lapidaren Satz. Dazu sage ich: 
Das ist zu kurz gesprungen. Damit können wir den Kom-
munen nicht helfen.

Vor diesem Hintergrund freue ich mich auf die Bera-
tungen zum Baugesetzbuch. In der Koalition werden wir 
uns auch über die Finanzierung der Kommunen unter- 
halten. Der „Zukunftspakt von Bund, Ländern und Kom-
munen“ soll dabei helfen, die Kommunen langfristig und 
nachhaltig aufzustellen.

Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende. Herz-
lichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Otto Strauß für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Otto Strauß (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Ich wäre fast auf die Idee gekommen, zu sagen: 
Meine Rede hat sich erledigt, weil der CSU-Mann im 
Prinzip genau das Gleiche fordert wie wir.

(Caren Lay [Die Linke]: Hört! Hört!)
Doch niemand in diesem Haus bestreitet, dass sogenannte 
Schrottimmobilien ein reales Problem sind. Verwahrloste 
Gebäude, leerstehende Häuser, Missbrauch zulasten von 
Mietern und Kommunen, das alles ist natürlich inakzep-
tabel.

Aber Schrottimmobilien werden in einzelnen Fällen 
gezielt als Infrastruktur für Organisierte Kriminalität 
missbraucht: für illegale Untervermietung, Scheinanmel-
dungen und systematischen Sozialleistungsbetrug. Diese 
Immobilien werden mit einer Anzahlung erworben und 
die laufenden Kredite dann bewusst eingestellt. Dank der 
verschachtelten Firmen- und Eigentümerkonstruktionen 
sind die Verantwortlichen für die Behörden faktisch nicht 
greifbar. Und genau hier versagt der Staat. Er schaut zu, 
statt die Herkunft der Gelder zu prüfen und durchzugrei-
fen. Parallel werden Mieter bar abkassiert, am Finanzamt 
vorbei, zulasten der ehrlichen Steuerzahler. Das ist kein 
Randproblem, das ist staatliches Wegsehen.

(Beifall bei der AfD)
Aber was die Grünen und Die Linke hier vorlegen, ist 

kein seriöser Lösungsansatz. Es ist ein weiterer Versuch, 
ein komplexes Problem ideologisch zu instrumentalisie-
ren, um den nächsten Schritt in Richtung Enteignungs-
staat zu gehen. Sie zitieren Artikel 14 des Grundgesetzes. 
Ja, Eigentum verpflichtet – sagen Sie das mal zu den 
Clankriminellen! –; aber Eigentum steht auch unter dem 
Schutz unserer Verfassung. Und genau diesen Schutz 
greifen Sie systematisch an.

Ihr Antrag folgt einem einfachen Muster: Private Ei-
gentümer gelten als Verdächtige, Kommunen als bessere 
Unternehmer und der Staat als allwissender Problemlö-
ser. Sie fordern ausgeweitete Verkaufsrechte, Zugriffs-
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möglichkeiten vor Zwangsversteigerungen, Enteignun-
gen bei angeblichen Verstößen gegen das Allgemeinwohl 
und neue Kontrollregister bis hin zu öffentlichen Mel-
destellen. Woher kommt dann aber bitte schön das Geld 
für die Kommunen? Meine Damen und Herren, das ist 
kein Rechtsstaat auf Augenhöhe. Das ist Misstrauen per 
Gesetz.

(Beifall bei der AfD)

Dabei verschweigen Sie bewusst, warum viele Immo-
bilien überhaupt verfallen: explodierende Sanierungskos-
ten, immer neue Bau- und Energiestandards, überforderte 
Eigentümer in strukturschwachen Regionen. Statt diese 
Ursachen anzugehen, wollen Sie Eigentum einfach um-
verteilen. Besonders problematisch ist Ihr Umgang mit 
Enteignungen. Sie tun so, als sei das ein technisches Ver-
waltungsinstrument. In Wahrheit ist es der schärfste Ein-
griff, den unser Rechtsstaat kennt. Wer heute Schrott-
immobilien enteignet, enteignet morgen leerstehende 
Gebäude und übermorgen Immobilien mit politisch un-
erwünschter Nutzung. Das ist eine gefährliche Rutsch-
bahn. Da machen wir nicht mit.

(Beifall bei der AfD)

Hinzu kommt: Sie überfordern die Kommunen, die Sie 
angeblich stärken wollen. Kommunen sind keine Immo-
bilienkonzerne. Sie brauchen Rechtssicherheit, Planungs-
spielräume und Investitionen, keine neuen Haftungsrisi-
ken und Sanierungsruinen in öffentlicher Hand. Ja, wir 
müssen Missbrauch bekämpfen. Ja, wir müssen geltendes 
Recht konsequent durchsetzen. Aber wir brauchen dafür 
Vollzug, nicht neue ideologische Werkzeuge. In erster 
Linie gilt es, die organisierten kriminellen Strukturen 
des Schleppertums in diesem Bereich zu bekämpfen. 
Wir lehnen diesen Antrag ab.

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht Hendrik Bollmann 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hendrik Bollmann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sogenannte 
Schrottimmobilien sind kein Randproblem, sie sind ein 
Alarmsignal für unsere Städte, für ganze Quartiere und 
Nachbarschaften und nicht zuletzt – es wurde gerade an-
gesprochen – für das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit 
des Staates. Wer durch das Ruhrgebiet geht, sieht, was 
das konkret bedeutet. Der Weiße Riese in Duisburg ist 
dafür zum traurigen Symbol geworden. Aber auch außer-
halb des Ruhrgebiets, etwa in der Groner Landstraße in 
Göttingen, zeigt sich dasselbe Muster: jahrelange Ver-
wahrlosung, soziale Verdrängung und am Ende das Ge-
fühl vieler Menschen, dass der Staat einfach nur weg-
schaut. Genau dieses Gefühl dürfen wir nicht zulassen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren.

Zu den Begrifflichkeiten, lieber Kollege Kießling, 
müsste man mal ins Gespräch kommen. Ich empfehle 
einen Blick nach Herne. Meine Stadtverwaltung unter-
scheidet zwischen Risiko- und Problemimmobilien. Sie 
führte ein Scoringsystem ein, was den Gegenstand rechts-
sicherer machte, und entwickelt dezernatsübergreifende 
Strategien, von der Baubehörde bis zum Sozialdezernat. 
Es geht hier schließlich nicht nur um Gebäude. Am Ende 
geht es hier auch um Menschen.

Deshalb war es richtig und überfällig, dass der Koali-
tionsvertrag von SPD und Union das Thema Problem-
immobilien ausdrücklich aufgreift. Kommunen brauchen 
mehr Möglichkeiten, um gegen Verwahrlosung, spekula-
tiven Leerstand und verantwortungsloses Eigentum vor-
zugehen. Es geht um gute Nachbarschaften, um stabile 
Quartiere und um starke Städte.

Eines will ich klar sagen: Diese Debatte kommt nicht 
aus dem Elfenbeinturm. Sie kommt aus der kommunalen 
Praxis, vor allem aus Städten, die seit Jahren mit den 
Folgen kämpfen: aus Dortmund, Duisburg, Gelsenkir-
chen, Essen, Hagen oder auch meiner Heimatstadt Herne. 
Diese Debatte kommt aus Städten mit SPD- und auch 
CDU-Oberbürgermeisterinnen und -Oberbürgermeistern, 
die immer gesagt haben: „Gebt uns endlich die Instru-
mente, die wir brauchen!“ Das haben sie auch in einem 
gemeinsamen Brief Ende des letzten Jahres unterstrichen. 
Auch Bärbel Bas hat als Sozialministerin und nicht zu-
letzt auch als Duisburgerin diesen Austausch mit den 
Kommunen gesucht und vorangetrieben. Das zeigt: Die 
Realität vor Ort ist der Maßstab für unsere Entscheidun-
gen hier im Bundestag.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken)

Deswegen sage ich deutlich: Die Vorschläge der 
Linken greifen zu kurz. Ein pauschales Abrissverbot bei-
spielsweise für intakte Gebäude mag gut klingen, hilft 
aber in der Praxis oft nicht weiter. Es gibt Fälle, in denen 
Abriss und Neubau absolut sinnvoll, ja sogar geboten 
sind – aus städtebaulichen und aus Sicherheitsgründen. 
Ein starres Verbot hilft weder den Kommunen noch den 
Menschen, die dort leben.

(Zuruf der Abg. Caren Lay [Die Linke])
Der Antrag der Grünen setzt an einem wichtigen Punkt 

an: am kommunalen Vorkaufsrecht. Ja, dieses Instrument 
ist wichtig. Ja, wir kämpfen seit Jahren für seine Stär-
kung. Das ist auch kein Sozialismus durch die Hintertür,

(Katalin Gennburg [Die Linke]: Richtig!)
sondern die Selbstbehauptung des Rechtsstaats gegen 
verantwortungslose und häufig kriminelle Geschäfts-
modelle.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Aber wir müssen ehrlich sein: Ein starkes Vorkaufs-
recht allein löst das Problem nicht. Denn was nützt ein 
Recht, wenn die Kommune es sich nicht leisten kann? 
Wenn Städte vor der Wahl stehen, entweder eine Schule 
zu sanieren oder eine Problemimmobilie zu kaufen, dann 
bleibt jedes Eingriffsrecht ein Papiertiger. Genau deshalb 
ist es richtig, dass wir die Mittel der Städtebauförderung 
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bis 2029 verdoppeln und auf einen Rekordwert von über 
1,5 Milliarden Euro heben. Dieses Geld können die be-
troffenen Kommunen auch einsetzen, um Problemimmo-
bilien zu sichern, zu sanieren und neu zu entwickeln. 
Durch die Städtebauförderung können Städte und Quar-
tiere widerstandsfähig gegen die Entstehung neuer Pro-
blemimmobilien gemacht werden.

Genauso wichtig sind stärkere Eingriffsrechte, schnel-
lere Verfahren, niedrigere Hürden, wirksamere Sanktio-
nen. Wer jahrelang Miete kassiert, aber nicht investiert, 
wer Wohnraum verkommen lässt und Menschen gefähr-
det, darf sich nicht länger hinter Bürokratie und endlosen 
Rechtswegen verstecken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb haben wir bereits in der letzten Wahlperiode 
unter SPD-Führung ein Gesetz gegen missbräuchliche 
Ersteigerungen von Schrottimmobilien auf den Weg ge-
bracht. Und deswegen meine Bitte an Länder und Kom-
munen: Nutzen Sie die Möglichkeit der gerichtlichen 
Verwaltung bei solchen Fällen!

Meine Damen und Herren, Problemimmobilien sind 
das Ergebnis falscher oder fehlender Regeln. Wenn wir 
Quartiere stabilisieren, Nachbarschaften schützen und 
Städte stärken wollen, dann müssen wir den Kommunen 
vertrauen und sie ausstatten. Der Koalitionsvertrag weist 
in die richtige Richtung. Jetzt kommt es darauf an, ihn 
mutig umzusetzen.

Die Beschlüsse des Koalitionsausschusses Ende des 
letzten Jahres haben den Willen von SPD und Union 
unterstrichen, hier große Schritte nach vorne zu gehen. 
Die anstehende Novelle des Baugesetzbuchs ist der rich-
tige Ort, um das Thema Problemimmobilien entschlossen 
und ganzheitlich anzugehen und damit Vertrauen in die 
staatliche Handlungsfähigkeit zurückzugewinnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Linken und Grü-
nen, wir lehnen Ihre heutigen Vorstöße ab. Gehen Sie 
jedoch den beschriebenen Weg mit uns mit! Daran, dass 
Sie es ernst meinen, habe ich in der Tat keinen Zweifel. 
Denn es gibt hier in diesem Haus nur eine politische 
Kraft, die von verwahrlosten Quartieren und staatlicher 
Ohnmacht profitiert. Ich darf mit Ihrer Erlaubnis, Herr 
Präsident, den früheren Pressesprecher der AfD, Herrn 
Lüth, von 2020 zitieren: „Je schlechter es Deutschland 
geht, desto besser für die AfD.“

Die Koalition will das Gegenteil. Sie will dieses Land 
voranbringen. Lassen Sie uns deswegen zeigen: Der Staat 
kann handeln, auch und gerade bei offensichtlichem 
Missbrauch, wie Problemimmobilien – für die Menschen, 
für unsere Städte, für den Zusammenhalt.

Vielen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile als Nächster das Wort 

Katalin Gennburg für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Katalin Gennburg (Die Linke):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Die SPD sagt, unsere 

Vorschläge greifen zu kurz, die CSU sagt, sie gehen zu 
weit. Ich sage Ihnen was: Wir stehen als Linke mit beiden 
Beinen auf dem Grundgesetz und haben genau die rich-
tigen Vorschläge.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das wäre 
mir neu!)

Sie können dem einfach folgen.

(Beifall bei der Linken)

Wir legen heute hier ganz im Rahmen des Baugesetz-
buches und der bundesdeutschen Baupolitik einen Antrag 
vor, wie wir mit Schrottimmobilien umgehen können. 
Denn – gestern stand es groß in der Presse – 1,4 Millionen 
Wohnungen fehlen bundesweit. Das ist doch ein Skandal, 
meine Damen und Herren! Allein in Berlin sind jetzt, in 
diesem bitterkalten Winter, ungefähr 6 000 Menschen 
ohne Obdach.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Und 
100 000 Menschen ohne Strom, weil es einen 
linksextremistischen Anschlag gab!)

Demgegenüber gibt es bundesweit Zehntausende leere, 
verwahrloste Häuser. Wie kann es eigentlich sein, dass 
Sie darüber schweigen und uns hier erzählen, wir müss-
ten einfach nur bauen, bauen, bauen? Das ist doch para-
dox, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben in Deutschland ein Wohnungsproblem. Wir 
haben aber auch ein Leerstandsproblem. Und ja, meine 
Damen und Herren, ich sage es Ihnen: Wir haben auch ein 
Eigentumsproblem.

(Beifall der Abg. Isabelle Vandre [Die Linke] – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Dass Sie 
Eigentum problematisch finden, das wussten 
wir schon immer!)

Denn es gibt kein Recht auf Leerstand, und es kann nicht 
sein, dass Eigentümer mit den Häusern machen, was sie 
wollen, und sie verkommen lassen.

(Beifall bei der Linken)

Deswegen hat sich auch der Städte- und Gemeinde-
bund an uns gewandt und gesagt: Bitte unterstützen Sie 
uns; die Bundesregierung muss endlich handeln! – Wir 
wollten den Austausch im Ausschuss. Sie haben sich dem 
verweigert. Jetzt haben wir die Debatte hier im Bundes-
tag.

Ich habe den Leuten aus Gelsenkirchen, den Expertin-
nen und Experten, gut zugehört, die uns sehr klar gesagt 
haben, wie es aussieht, wenn die Stadt schrumpft und 
immer mehr Immobilien leerstehend werden. Die Stadt-
bauräte sagen, sie brauchen Instrumente gegen Schrott-
immobilien, sie brauchen Rückbaugebote, Modernisie-
rungsgebote, Enteignung und Beschlagnahme. Das ist 
kein Sozialismus; das ist bundesdeutsches Baurecht, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)
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Deswegen gibt es ganz klare Forderungen, die auf dem 
Tisch liegen, und wir haben uns die Mühe gemacht, das 
jetzt mal in diesen Antrag zu gießen. Ich verrate Ihnen, 
was die entscheidenden Punkte sind:

Wir fordern die Bundesregierung auf, endlich zu han-
deln und es nicht auf die lange Bank zu schieben. Es 
braucht einen Leitfaden für die Kommunen, damit sie 
wissen, wie sie rechtssicher mit diesen Schrottimmobi-
lien umgehen können.

Wir sagen auch: Die Vorkaufsrechte müssen ausgebaut 
werden. Das hat ja schon die Ampel verpennt. Jetzt wird 
es Zeit, dass hier endlich mal ein Gang zugelegt wird.

(Beifall bei der Linken)
Und es braucht echte Durchgriffsrechte, weil Eigentü-

mer mit den Immobilien eben nicht machen können, was 
sie wollen. Es braucht daneben richtig fett Geld für die 
Kommunen; das ist kein Geheimnis. Die Kommunen 
haben riesige Finanzsorgen, und das schlägt natürlich 
nicht nur im Ruhrpott, zum Beispiel in Herne, zu Buche, 
sondern auch im gesamten Osten und möglicherweise 
auch in Bayern.

Wir haben ein riesiges Leerstandsproblem, weil wir 
nicht wissen, wer die Eigentümer sind. Deswegen ist 
auch Transparenz auf diesem dubiosen Immobilienmarkt 
ein riesiges Thema. Wir brauchen eine Leerstandserfas-
sung und ein Leerstandsverbot.

(Beifall bei der Linken)
Deswegen: Wenn Sie, liebe CDU, was für das Stadt-

bild tun wollen, dann enteignen Sie Immobilienspekulan-
ten!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Katja 

Strauss-Köster für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Katja Strauss-Köster (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer kennt sie 
nicht, die Bauruinen, die heruntergekommenen Fassaden, 
kurz gesagt: die Schrottimmobilien? Sie stehen sinnbild-
lich für das sogenannte Broken-Windows-Prinzip: Wird 
ein Schaden nicht behoben, entsteht der Eindruck, dass 
sich niemand kümmert. Das zieht weitere Verwahrlosung 
nach sich: mehr Müll, mehr Graffiti, mehr Vandalismus 
und Kriminalität. Die Folgen treffen zuerst die unmittel-
bare Nachbarschaft, dann das Stadtquartier und am Ende 
die ganze Stadt.

Als Politik tragen wir die Verantwortung, diesen Kreis-
lauf zu durchbrechen. Das kann nur im Zusammenspiel 
von Bund, Ländern und Kommunen geschehen. Nord-
rhein-Westfalen hat beispielsweise mit seinen Modellvor-
haben zu Problemimmobilien gezeigt, wie wirksam ein 
koordiniertes Vorgehen ist. Die Lehren daraus sind ein-
deutig: frühes Eingreifen, klare Zuständigkeiten und ein 
konsequentes Zusammenwirken von Bauaufsicht, Ord-

nungsbehörden und Sozialverwaltungen. Deshalb dis-
kutieren wir zu Recht über praxistaugliche Baugebote, 
über die Weiterentwicklung des kommunalen Vorkaufs-
rechts und über weitere zusätzliche Instrumente.

Im November des vergangenen Jahres haben wir im 
Ausschuss das Gespräch mit dem Deutschen Städtetag 
gesucht. Die Botschaft war eindeutig: Schrottimmobilien 
sind kein Problem einzelner Großstädte; sie kommen in 
Kommunen jeder Größe vor. Besonders kritisch sind Ei-
gentums- und Finanzierungsstrukturen, bei denen Immo-
bilien mit geringem tatsächlichen Wert hoch belastet sind 
und faktisch jeder Gestaltungsspielraum fehlt.

Hinzu kommt eine weitere, sehr ernste Dimension: 
Viele Kommunen berichten von massiven Missständen 
in solchen Immobilien. Kriminelle Vermietungsprakti-
ken, extreme Überbelegung, Schwarzarbeit, illegale Ver-
mietung und der Missbrauch von Sozialleistungen sind 
keine Einzelfälle. Teilweise werden armutsgeprägte Zu-
wanderer aus Südosteuropa systematisch unter unwürdi-
gen Bedingungen untergebracht, während die überhöhten 
Mieten über staatliche Leistungen refinanziert werden. In 
einigen Fällen haben diese Strukturen einen organisierten 
Charakter.

Genau hier setzt die Novelle des Baugesetzbuches 
an. Sie soll den Kommunen rechtssichere und wirksame 
Instrumente an die Hand geben. Dabei ist klar: Eigen- 
tum steht unter dem Schutz des Grundgesetzes; aber Ei-
gentum verpflichtet. Verantwortung endet nicht an der 
Grundstücksgrenze. Wer Immobilien verkommen lässt 
und Menschen ausbeutet, kann sich nicht dauerhaft hinter 
formalen Eigentumsverhältnissen verstecken.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Ziel ist klar: 
Wir wollen Städte, in denen Ordnung und Sicherheit 
herrscht und Verantwortung übernommen wird. Dafür 
lohnt sich diese Debatte. Dafür lohnt sich der Einsatz.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Volker 

Scheurell für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Volker Scheurell (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Mein geschätzter Kollege Otto Strauß hat für die 
AfD die Problematik der Schrottimmobilien aus Sicht der 
alten Bundesländer thematisiert, und ich möchte sie aus 
der Sicht der neuen Bundesländer thematisieren.

Was ist in den neuen Ländern nach der Wende mit den 
Schrottimmobilien passiert? Spottbillig sind die Immobi-
lien verkloppt worden. Vor allem Heuschrecken haben 
zugeschlagen und durch Denkmalschutzvorschriften 
und Fördermaßnahmen teilweise bis zu 65 Prozent För-
dermittel bekommen. Damit wurden Dächer und Fassa-
den saniert, und die Immobilien wurden trotzdem brach 
gelassen. 10 bis 15 Jahre später hat man sich gedacht, 
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man könnte sich das versilbern lassen, und wollte es ver-
kaufen. Doch das war dann leider nicht so, und der Steu-
erzahler hat alles bezahlt.

Die Rechnung ging nicht auf, da auch wir nach der 
Wende im Osten eine Deindustrialisierung hatten und 
somit die Fachkräfte, meist Mieter, aus den neuen Bun-
desländern in die alten Bundesländer gezogen sind, um 
dort ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. Und das ist die 
kommende Katastrophe – auch in den alten Bundeslän-
dern –: die Deindustrialisierung.

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften sind mit 
diesen Objekten überfordert, weil die Baukosten einfach 
zu hoch sind – ein Teufelskreis. Niemand investiert in den 
Altbestand. Es lohnt einfach nicht mehr, weil der Miet-
spiegel in den neuen Bundesländern wesentlich niedriger 
ist, und die völlig überhöhte energetische Bausanierung 
kommt noch dazu. Daher müssen die Baukosten runter, 
heißt: günstigere Energie.

(Zuruf der Abg. Katalin Gennburg [Die 
Linke])

Die beiden Anträge der Linken und der Grünen greifen 
also die eigentlichen Probleme nicht auf.

(Beifall bei der AfD)

Vielmehr geht es Ihnen um Verstaatlichung; Otto Strauß 
hat es „Enteignung“ genannt. Diesen Sozialismus kenne 
ich schon: wo aus Mangelwirtschaft wieder Schrott-
immobilien werden.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Kapitalismus ist 
gescheitert! – Zuruf der Abg. Katalin 
Gennburg [Die Linke])

In dem Antrag der Linken wird nur ein Problem the-
matisiert: Sie möchten in Wirklichkeit Schrottimmobilien 
verstaatlichen und enteignen und dadurch die Folgen ih-
rer unkontrollierten Zuwanderung beheben und damit das 
bestehende Wohnungsproblem lösen.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Bingo! – Weitere 
Zurufe von der Linken)

Schrottimmobilien kann man nur verhindern, indem die 
Wirtschaft wächst, die Mieten stabil bleiben, und nur 
durch den gut funktionierenden Mittelstand und das 
Handwerk kann das Problem gelöst werden und eben 
nicht durch den Ruf nach dem Staat, der wieder eine 
Überbürokratisierung zur Folge hat.

Die AfD lehnt beide Anträge ab.

(Katalin Gennburg [Die Linke]: Zum Glück!)

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die letzte Rede in dieser Aussprache 

hält Wilhelm Gebhard für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wilhelm Gebhard (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Schließen Sie mit mir gemeinsam die Augen, und be-
geben Sie sich mit mir gemeinsam gedanklich auf eine 
Reise durch Deutschland. Jedem von uns werden mindes-
tens eine – wohl eher mehrere – verwaiste Immobilie, 
leere Schaufenster oder Industrieanlagen in den Sinn 
kommen. Wir haben sie alle in unseren Wahlkreisen: 
die Leerstände bzw., wie hier im vorliegenden Antrag 
genannt, die sogenannten Schrottimmobilien.

Es ist kein ausschließliches Thema von Großstädten. 
Auch der ländliche Raum ist von der Thematik betroffen, 
besonders dort, wo der demografische Wandel mit Weg-
zügen und geringen Geburtenzahlen in den letzten Jahren 
zugeschlagen hat. Die Leerstände, die die Ortsansichten 
beschädigen, sind häufig in den denkmalgeschützten In-
nenbereichen unserer Städte und Gemeinden vorzufin-
den. Ich wage die These, dass es ausreichend Wohnraum 
in Deutschland gibt. Er ist eben nur falsch verteilt und 
häufig ungenutzt.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken – Katalin 
Gennburg [Die Linke]: Ah!)

– Hören Sie mir erst mal zu! – Wir dürfen daher nicht nur 
über den sozialen Wohnungsbau in den Ballungsräumen 
sprechen,

(Katalin Gennburg [Die Linke]: „Bauen, bauen 
bauen!“)

sondern müssen auch den ländlichen Raum in den Blick 
nehmen, ihn im Infrastrukturausbau unterstützen – eben 
da, wo auch das Wohnpotenzial vorhanden ist.

(Katrin Fey [Die Linke]: Sagen Sie das Ihrer 
Koalition in Sachsen!)

Als Bürgermeister habe ich mich persönlich um den 
Leerstand in meiner Kommune gekümmert. In diesem 
Zuge habe ich bereits im Jahr 2019 einen Antrag an das 
Land Hessen gestellt und darum gebeten, ein zielgerich-
tetes Förderprogramm aufzulegen, um den Abriss von 
Schrottimmobilien zu befördern und Kommunen zu 
unterstützen. Der zuständige Staatssekretär, ein Grüner, 
konnte dazu lediglich auf bestehende Dorferneuerungs- 
bzw. auf Stadtentwicklungsprogramme verweisen. Wenn 
man sich aber gerade in keinem dieser Programme befin-
det, gibt es keine Förderung.

Ich begrüße, dass sich auch die Fraktion Die Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen mit der Thematik beschäftigen.

Der Linkenantrag zeichnet mal wieder ein sehr einsei-
tiges und negatives Bild von Eigentümern und Vermie-
tern. Sie sprechen von Spekulation und von fehlender 
Priorität für den Erhalt von Bausubstanz. Das lässt sich 
so pauschal jedoch nicht sagen und ist nur die halbe 
Wahrheit. Nicht jeder Eigentümer ist ausreichend ver-
mögend, um beispielsweise ein ortsbildprägendes Fach-
werkhaus – wie in meinem Wahlkreis – nach den Regeln 
der Technik oder nach den Vorgaben des Denkmalschut-
zes zu sanieren oder zu erhalten.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Abgeordneten Gennburg?
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Wilhelm Gebhard (CDU/CSU):
Nein. – Schnell kann das zur Kostenfalle und zur Pro-

blemimmobilie werden. Wir müssen also das Thema dif-
ferenzierter sehen.

Die Grünen tun das zum Teil in ihrem Antrag, wenn-
gleich die Forderung eines Ankaufsrechts der Kommune 
nach Ertragswert, wenn der Eigentümer die Verwahr-
losung nach Aufforderung nicht stoppt, für uns als pro-
blematischer Eigentumseingriff gesehen wird. Das geht 
über das Vorkaufsrecht hinaus.

Die Koalition hat das Problem von Schrottimmobilien 
erkannt. Wir werden das Vorkaufsrecht für Kommunen 
stärken und im Rahmen der Baugesetzbuchnovelle re-
geln.

Wir lehnen Ihre Anträge daher ab.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort der Abgeordneten Gennburg von der Fraktion 
Die Linke.

Katalin Gennburg (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Gebhard, ich hatte 

mich jetzt für eine Zwischenfrage gemeldet, weil ich es 
total eindrucksvoll finde, dass Sie und auch Ihre Kollegin 
sehr klar gesagt haben, dass wir dem Grunde nach recht 
haben.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das habe 
ich aber anders verstanden! – Dr. Konrad 
Körner [CDU/CSU]: Das hat er nicht gesagt!)

Es ist ja schon mal eine gute Sache, dass wir uns, wenn 
wir uns fachlich hier unter Fachpolitiker/-innen austau-
schen, auch zugestehen, dass das Thema der Problem-
immobilien, der Verwahrlosung von Eigentum wirklich 
ein Problem ist und da eben auch im Rahmen des Bau-
gesetzbuches nachgeschärft werden muss.

Sie haben gerade den Bauturbo mit Ihrem Koalitions-
partner auf den Weg gebracht. Da wird nun mutmaßlich 
nach Größenordnung neu ausgewiesen, und es werden 
neue Baugenehmigungen erteilt. Gerade im Außen-
bereich werden neue Häuser entstehen. Wie gehen Sie 
den Konflikt eigentlich an, dass es einerseits diesen Leer-
stand im großen Stil gibt, Sie andererseits aber sagen – 
das hätte übrigens von mir kommen können –: „Eigent-
lich haben wir genug Raum, er ist nur falsch verteilt“?

Wenn Sie das so sagen, dann müssen Sie doch mal ran 
an die Frage, wie wir den Raum, der bereits gebaut ist, in 
Zeiten der Klimakrise anders mobilisieren. Wir müssen 
doch darüber reden, wie auch das starke Planungsrecht 
genutzt und auch das Städtebaurecht mobilisiert werden 
kann. Es braucht kreative Lösungen, um zum Beispiel 
auch Wohnraum zu vergrößern, Leuten ein besseres Le-
ben in größeren Wohnungen zu ermöglichen, Raum aktiv 
umzuverteilen, anstatt zu sagen: Dann reißen wir an der 
einen Stelle in Gelsenkirchen ab und bauen in Berlin wie 

blöde alles voll, bis die Menschen hier keine Luft mehr 
zum Atmen haben. – Das kann doch nicht die Lösung 
sein.

Deswegen möchte ich von Ihnen wissen, wie Sie diese 
Widersprüche aushalten und ob Sie nicht eigentlich fin-
den, dass der Bauturbo ein Problem ist, weil er genau 
diese Problemlage mit den verwahrlosten Immobilien 
völlig vernachlässigt und das Ganze damit noch schlim-
mer macht.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie erwidern, Herr Abgeordneter Gebhard? – 

Dann bitte schön.

Wilhelm Gebhard (CDU/CSU):
Frau Kollegin Gennburg, erst mal vielen Dank für die 

Frage, gibt sie mir doch die Gelegenheit, noch mal inhalt-
lich darauf einzugehen. – Es ist ja grundsätzlich erst mal 
ein Strukturproblem, und den Menschen können wir ja 
nicht vorschreiben, wo sie leben und wo sie arbeiten. Eins 
steht doch fest: Einerseits brauchen wir das Bauen im 
Ballungsraum, in den Großstädten – wir brauchen den 
sozialen Wohnungsbau; wir brauchen den Neubau –, an-
dererseits müssen wir uns natürlich auch über die Nach-
verdichtung in den Innenbereichen und die Nutzbarma-
chung von Gewerbeimmobilien Gedanken machen. Das 
regelt ja ausdrücklich auch der Bauturbo.

Von daher haben wir die richtigen Rezepte jetzt ent-
wickelt, um einerseits den Neubau zu fördern und ande-
rerseits natürlich auch in den strukturschwachen Gebie-
ten andere Möglichkeiten in den Innenbereichen zu 
eröffnen. Ich glaube, da ist die Koalition auf einem sehr 
guten Weg. Entgegen der sozialistischen Idee sind wir da 
auf einem guten sozial-marktwirtschaftlichen Weg.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen in die-

ser Aussprache nicht vor. Dann schließe ich sie.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/3614 und 21/3615 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 29: 
Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 
Bericht der Bundesregierung zur internatio-
nalen Kooperation in Bildung, Wissenschaft 
und Forschung 2023 bis 2024
Drucksache 21/3350
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfol-
genabschätzung (f) 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 54. Sitzung. Berlin, Freitag, den 16. Januar 2026                                  6520 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/033/2103350.pdf


Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfol-
genabschätzung 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. – Diese würde ich sehr gerne eröffnen, wenn 
sich hier schneller umgesetzt wird.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Abgeordneten Florian Oest von der Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Florian Oest (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir bringen Deutschland wieder voran, wenn 
wir auch in Zukunft noch stärker und entschiedener auf 
internationale Kooperationen in Bildung, Wissenschaft 
und Forschung setzen. Durch Bildung, Wissenschaft 
und Forschung entscheidet sich, wie souverän, wie wohl-
habend und wie sicher unser Land morgen sein wird. 
Internationale Kooperationen helfen uns, nationale Inte-
ressen zu hebeln. Wenn wir klug kooperieren, können wir 
schneller sein, mehr erreichen und Risiken teilen.

Wissenschaft und Forschung sind auch mächtige He-
bel in der Diplomatie. Wo Gräben groß sind, bauen Wis-
senschaft und Forschung Brücken. Durch Fakten, Metho-
den und Standards. Das ist eine Chance für Vertrauen, 
Austausch und gemeinsame Lösungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gute Ideen 
allein reichen nicht aus. Sie entstehen in Laboren und 
Forschungseinrichtungen; aber sie entfalten ihre Wirkung 
erst, wenn sie schnell in die Anwendung kommen. Des-
halb ist die enge Verzahnung von Wissenschaft und In-
dustrie entscheidend für kurze Wege: von der Entdeckung 
zur Innovation, von der Innovation zur Wertschöpfung 
und von dort zu guten Arbeitsplätzen.

Genau hier, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
setzt unsere Hightech Agenda an. Wir investieren 18 Mil-
liarden Euro in sechs Schlüsseltechnologien. Ich bin 
wirklich froh, dass wir in Deutschland wieder den An-
spruch formulieren, an der Spitze der Innovation zu ste-
hen. Deutschland muss wieder selbst in der Lage sein, 
neue Technologien zu entwickeln, ihre Funktionsweise 
zu verstehen und sie in der Breite zu nutzen.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Deutschland muss die technologische Zukunft bestim-
men. Dieses Ziel verfolgen auch andere Länder. Deshalb 
stehen wir weltweit im Wettbewerb um die klügsten 
Köpfe. Wir müssen deutsche Talente der Wissenschaft 
in unserem Land halten. Wir müssen internationale Spit-
zenforscher nach Deutschland anziehen. Das muss unser 
Ehrgeiz sein. Wissenschaft und Forschung sind keine 
Randthemen. Wissenschaft und Forschung sind die 
Grundlagen für Innovation, höhere Produktivität und 
neue Wertschöpfung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unser Land genießt als Wissenschaftsstandort welt-
weit einen exzellenten Ruf wegen der Qualität unserer 
Forschung und auch wegen eines Prinzips, das andernorts 
nicht selbstverständlich ist: Wissenschaftsfreiheit hat 
bei uns Verfassungsrang. Dann kommen Verlässlichkeit, 
Planbarkeit, stabile Institutionen und nachvollziehbare 
Karrierewege. Das ist kein Zufall; das ist ein Standort-
vorteil. Genau deshalb kommen kluge Köpfe in unser 
Land.

Mit dem 1000-Köpfe-Plus-Programm bauen wir die-
sen Vorsprung aus. Wir bieten internationalen Spitzen-
wissenschaftlern echte Perspektiven und einen sicheren 
Hafen für freie Forschung in einer Welt, die unsicherer 
geworden ist.

Gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten zeigt sich 
politische Verantwortung. Einsparungen bei Forschung 
sind Einsparungen an unserer Zukunft. Deshalb gilt ge-
rade jetzt: Wissenschaft muss Vorrang haben. So – und 
nur so – sichern wir Freiheit, Wohlstand und Zukunfts-
fähigkeit. Das tut diese Koalition für die Menschen in 
unserem Land. Das ist unser Auftrag. Daran arbeiten wir.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Dr. Michael Kaufmann spricht als 

Nächster für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Herr Präsident! Geehrte Kollegen! Frau Ministerin 

Bär! Wenn Regierungsberichte ein Sport wären, dann 
wären Sie mit diesem Papier Weltmeister im Textbau-
stein-Marathon, aber leider Letzter im Ergebnislauf; 
denn egal welche Seite man aufschlägt, es klingt immer 
gleich: Kooperation stärken, Innovationskraft entfalten, 
Herausforderungen bewältigen. – Von schönen Worten 
wird kein einziges Problem gelöst.

Ja, Kooperationsvereinbarungen sind gut, sind nett, 
aber sie sind kein Erfolg, sondern höchstens die Hoffnung 
darauf. Im schlechtesten Fall haben wir nicht mehr Effi-
zienz, sondern nur mehr Beteiligte, die gemeinsam Zeit, 
Geld und Geduld verschwenden. Wo sind die harten Fak-
ten? Wo sind die Patente? Wo ist der Beitrag zum BIP? 
Wo sind die Durchbrüche in der Forschung? Schweigen! 
Statt Zahlen gibt es Nebelkerzen. Würde ein Unterneh-
men einen solchen Jahresbericht vorlegen, könnten die 
Aktionäre gleich die Notbremse ziehen.

(Beifall bei der AfD)

Natürlich, die Liste der internationalen Kooperationen 
ist lang, beeindruckend lang, aber Länge ersetzt keine 
Wirkungen. Dafür fällt etwas anderes umso mehr auf: 
die fast schon religiöse Fixierung auf die Nachhaltig-
keitsziele der UN und die Agenda 2030. Sie werden be-
handelt wie Heilsversprechen, obwohl sie uns bislang 
keinen nachweisbaren volkswirtschaftlichen Nutzen ge-
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bracht haben, dafür aber spürbare Belastungen. Diese 
Fixierung muss mit der Ampelregierung der Vergangen-
heit angehören.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Luigi 
Pantisano [Die Linke])

Es existieren hervorragende Projekte, vor allem in der 
Grundlagenforschung. Nur, die wirklich relevanten Er-
gebnisse, die dieser Bericht aufführt, passen auf 2 oder 
3 Seiten von 128 Seiten.

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])
Das ist nicht nur ein Missverhältnis, das wirft auch ernst-
hafte Fragen auf. Der Bericht liest sich, als sei die interna-
tionale Forschungskooperation ein einziger politischer 
Schönwettbericht. Doch jeder weiß: Wo viel Licht ist, 
gibt es auch Schatten. Stattdessen: keine Selbstkritik, 
keine ehrliche Analyse, keine klare Benennung der Risi-
ken.

Gerade mit Blick auf China bleibt der Bericht auffal-
lend zurückhaltend. Statt klarer Realpolitik dominiert 
eine sehr wohlwollende Darstellung. Gerade hier wäre 
Klartext nötig; denn China spioniert. Punkt!

(Lachen bei der SPD – Dr. Carolin Wagner 
[SPD]: Ihr spioniert für China! – Luigi 
Pantisano [Die Linke]: Bezahlt das!)

Doch auf den drei Seiten, die sich ausdrücklich mit China 
befassen, findet sich dazu kein einziges Wort.

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: Sie spionieren für 
China!)

Will man die Probleme nicht sehen, oder darf man sie 
nicht benennen?

Und nein, Wissenschaftsspionage ist kein chinesisches 
Monopol. Jeder, dem wir Tür und Tor öffnen, greift zu. 
Staaten haben keine Freunde, sie haben Interessen. Wer 
das vergisst, wirkt nicht moralisch überlegen, sondern 
politisch naiv.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Luigi 
Pantisano [Die Linke])

Schauen wir in die USA! Dort wird jede Kooperation 
auf Herz und Nieren geprüft. Bei Zweifeln ist Schluss: 
keine Förderung, keine Aufträge, keine Sonderbehand-
lung. Die Wissenschaftler dort akzeptieren das, weil sie 
wissen: Nationale Interessen sind kein Schimpfwort, son-
dern eine Selbstverständlichkeit. Nur in Deutschland tut 
man so, als sei der Begriff „nationale Interessen“ etwas 
Anrüchiges. Dabei wird es höchste Zeit, ihn aus dem 
Tabubereich der politischen Korrektheit zu befreien:

(Beifall bei der AfD – Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das stimmt einfach 
nicht! Aber die Frage ist, wie ich „nationale 
Interessen“ definiere!)

in der Forschung, in der Wirtschaft, in der Politik ins-
gesamt. Denn eins ist sicher: Wer seine eigenen Interes-
sen nicht verteidigt, wird zum Versuchsobjekt fremder 
Interessen.

Machen wir Deutschland wieder stark!
Danke. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Luigi 
Pantisano [Die Linke])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Dr. Carolin 

Wagner für die sozialdemokratische Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Herr Kaufmann, wenn Sie mehr über Spionage und 
China wissen wollen, dann horchen Sie sich doch mal in 
Ihrer Fraktion um. Da gibt es ein Alleinstellungsmerk-
mal; da gibt es dafür ganz viel Kompetenz, würde ich 
sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Der 
war jahrelang bei Ihnen!)

Der vorliegende Bericht zur internationalen Koope-
ration in Bildung, Wissenschaft und Forschung

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Das ist aber 
nur wenig AfD-Bashing heute! – Gegenruf 
des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke]: Getrof-
fene Hunde bellen!)

– jetzt können Sie zuhören – umfasst die Jahre 2023 und 
2024 und damit bereits die Situation nach der Zeitenwen-
de. Wir sehen an verschiedenen Beispielen dieser beiden 
Jahre, wie nationale, autoritäre und populistische Groß-
machtsucht innerhalb kürzester Zeit das zersetzt, was 
über Jahrzehnte mühsam aufgebaut wurde: etwa das 
Völkerrecht, dessen Normen und Urteile missachtet, 
ignoriert oder gar sanktioniert werden, die territoriale 
Integrität souveräner Staaten, die durch Annexionen, Ein-
marsch, hybride Kriegsführung einfach weggewischt 
wird, unsere gemeinsame Sicherheitsarchitektur, die 
durch Desinformation, Spionage und Waffenlieferungen 
ausgehöhlt wird, und eben auch Forschungs- und Wissen-
schaftskooperationen, deren freier Austausch durch Spio-
nage, Technologieklau, Embargos auf Wissen und ideo-
logische Zensur torpediert wird.

Meine Damen und Herren, wir erleben gerade in Echt-
zeit, wie fragil unsere demokratisch gefasste Gesellschaft 
ist, und wir sehen bei anderen Staaten gerade: Die Gefahr 
lauert oft im Inneren. Populisten, Nationalisten, Autokra-
ten greifen direkt die Gewaltenteilung an und schränken 
Freiheiten ein, eben auch die Wissenschaftsfreiheit.

Der Bericht aber zeigt trotz dieser globalen Lage: Es 
gibt jedenfalls für den Wissenschaftsbereich Chancen 
und Wege, mit dieser Situation umzugehen. Die Lösun-
gen liegen nicht in der Abschottung. Wissenschaft findet 
heute in großen internationalen Netzwerken statt, nicht 
mehr nur bi-, sondern multilateral.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
– Ja, bei „bi“ werden Sie gleich nervös; das ist mir schon 
klar. – Gemeinsam erarbeiten Forschende aus verschie-
denen Ländern Lösungen für globale Probleme im Be-
reich Klima, Gesundheit oder Souveränität.
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Ich will für die SPD-Bundestagsfraktion erwähnen, 
dass uns auch soziale Innovationen sehr wichtig sind. 
Sie ergänzen nicht nur technische Kooperationen und 
sichern Deutschlands Rolle in globalen Innovationsöko-
systemen; sie haben auch einen Wert an sich.

(Beifall bei der SPD)
Internationale Forschungskooperationen sichern 

Deutschlands Innovationsfähigkeit. Internationale For-
schungskooperationen sind essenziell für Fortschritt und 
die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und zur Bewälti-
gung globaler Herausforderungen. Und nicht nur das: Sie 
hilft uns auch, demokratische Werte im Sinne der Science 
Diplomacy weltweit zu stärken. Das gilt gerade auch mit 
Blick auf Regionen, in denen Staaten an Einfluss gewin-
nen, die kein Interesse an einer offenen und freien Wis-
senschaft haben und das als Patriotismus verkaufen.

(Beifall bei der SPD)
Fakt ist: Von den knapp 200 Staaten dieser Welt sind 

sehr viele sicherlich keine Wertepartner. Es gibt aber zum 
Teil wissenschaftsstarke Staaten oder solche, die ein sehr 
hohes Potenzial haben. Diese Länder warten auf Koope-
rationspartner. Ein Interesse aus Deutschland oder Eu-
ropa ist dort in der Regel gern gesehen. Gerade Staaten, 
die keine Wertepartner im engeren Sinne sind, agieren 
sehr flexibel bei der Wahl von Kooperationspartnern 
und legen sich nicht auf ein bestimmtes Lager fest. Ge-
rade deswegen gibt es eine gestiegene Notwendigkeit, 
Science Diplomacy auszubauen.

Das gilt erst recht, weil bisherige Gewissheiten und 
Verlässlichkeiten nicht mehr so existieren, wie wir das 
aus der Vergangenheit kannten. Es sind vor allem die 
Vereinigten Staaten, die unter der Trump-Administration 
einen anderen wissenschaftspolitischen Kurs einschla-
gen. Das löst massive Verschiebungen aus. Wenn sich 
eine Großmacht irgendwo zurückzieht, stehen andere di-
rekt bereit. Es ist an der Europäischen Union und auch an 
der deutschen Wissenschaftspolitik, die so entstandenen 
Lücken bei den Forschungskooperationen zu füllen und 
das Feld nicht Mächten zu überlassen, die gegen unsere 
Interessen agieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Der Rückzug der USA geht außerdem mit dem wirt-
schaftlichen und politischen Erstarken der Länder des 
Globalen Südens einher. Hier gibt es Chancen für Europa, 
mehr Verantwortung zu tragen. Deutschland sollte sich 
entsprechend einbringen und ein Treiber europäischer 
Science Diplomacy sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wissenschaft steht für Fortschritt und nicht für das Ze-
mentieren globaler Abhängigkeiten.

Meine Damen und Herren, die Freiheit der Wissen-
schaft ist ein sehr hohes Gut. Es muss den Wissenschafts-
einrichtungen und den jeweiligen Forschenden aber klar 
sein, welche Risiken und Gefahren drohen. Nicht ohne 
Grund haben wir in der Ampel seinerzeit das Thema For-
schungssicherheit in die Nationale Sicherheitsstrategie 
geschrieben und zu einem Teil der Chinastrategie ge-
macht. Es ist gut, dass die Bundesregierung jetzt eine 

entsprechende Plattform für Forschungssicherheit ein-
richtet. Darin müssen die Wissenschaftsorganisationen 
involviert sein – sind sie auch –, aber eben auch die 
Sicherheitsbehörden. Ihre Einbindung ist kein Angriff 
auf Wissenschaftsfreiheit. Ihre Einbindung ist ein Garant 
für ein ganzheitliches Verständnis von Forschungssicher-
heit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Zum Schluss möchte ich sagen: Wer populistisch den 

Austritt aus der EU fordert, der soll auch sagen, dass er 
dieses Land damit aus dem weltweit größten Programm 
zur Förderung von Forschung und Innovation, aus Hori-
zon Europe, entfernen will. Selbst Großbritannien hat 
nach dem Brexit ganz schnell in dieses große For-
schungsprogramm zurückgefunden und hat sich assoziie-
ren lassen mit dem Effekt:

(Beatrix von Storch [AfD]: Das geht also! Man 
kann austreten und trotzdem richtige Sachen 
machen! Das geht also!)

Es zahlte für die Teilnahme nach dem Brexit einen höhe-
ren Betrag, als es zuvor gezahlt hatte. Das passiert, wenn 
Rechtspopulisten den Menschen ihre verdrehten Wahr-
heiten auftischen. Nationale Dummschwätzereien sind 
der falsche Weg.

(Beatrix von Storch [AfD]: Der Brexit ist doch 
immer noch in Kraft!)

Ihre Pläne führen zum Schaden der Bundesrepublik. 
Sie kosten den Steuerzahler am Ende mehr. Meine Da-
men und Herren, die gesichert rechtsextreme Partei hier 
arbeitet zum Schaden dieses Landes und zum Schaden 
der Bevölkerung.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie uns weiterhin die Wissenschaftsfreiheit ver-
teidigen und internationale Netzwerke weiter festigen.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Ayse Asar für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wenn wir über internationale Koope-
rationen sprechen, dann reden wir über eine Welt, in der 
die Wissenschaft immer stärker unter Druck gerät, und 
über die Frage, wie wir darauf antworten. Ohne interna-
tionale Kooperationen entstehen keine Innovationen, und 
ohne internationale Kooperationen gibt es keine Lösung 
für die globalen Herausforderungen der Menschheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Der brennende Planet, Pandemien, die technologische 

Disruption: Keine dieser Fragen lässt sich national lösen. 
Und doch leben wir in einer Zeit, in der genau diese 
Kooperationen brüchig werden. Geopolitische Spannun-
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gen greifen tief in die Wissenschaft ein, Partnerschaften 
werden neu bewertet, strategisch eingeordnet, politisch 
instrumentalisiert, Studien werden abgebrochen, langjäh-
rige Datenreihen gehen verloren, und am Ende kostet das, 
wie in der globalen Gesundheitsforschung, Menschen-
leben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Internationale Wissenschaft ist kein Schalter, den man 
einfach ein- und ausschalten kann. Sie lebt von Beziehun-
gen, die über Jahrzehnte gewachsen sind, und von Daten, 
die über Jahrzehnte zusammengetragen werden. Aber in-
ternationale Kooperation scheitert heute in Deutschland 
nicht nur an geopolitischen Entwicklungen, sie scheitert 
auch an politischen Entscheidungen dieser Bundesregie-
rung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie kann das sein? Unmöglich!)

Trotz Rekordverschuldung wird genau dort gespart, 
wo die internationale Zusammenarbeit verlässlich finan-
ziert werden müsste. Während für Söders Mütterrente 
und andere von Klientelpolitik betriebene Themen jähr-
lich zweistellige Milliardensummen mobilisiert werden, 
kürzt die Bundesregierung bei den zentralen internatio-
nalen Wissenschaftskooperationen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Sind 
jetzt Mütter Klientel, oder was?)

Es ist unglaubwürdig, zu behaupten, die Innovations-
politik hätte höchste Priorität und gleichzeitig dem 
DAAD und der Alexander-von-Humboldt-Stiftung nicht 
einmal einen Inflationsausgleich zu gewähren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist faktisch eine Kürzung. Genauso unglaubwürdig 
und, ehrlich gesagt, zynisch ist es, ein Wissenschaftsjahr 
der Gesundheit auszurufen und gleichzeitig bei der Ent-
wicklung bezahlbarer Medikamente

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Richtig!)

gegen armutsbedingte und seltene Krankheiten zu sparen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja!)

Es ist ein fatales Signal, wenn die Bundesregierung 
ausweichend darauf reagiert, dass deutsche Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler wegen ihrer Algorith-
mus- und Plattformforschung ins Visier möglicher US- 
Sanktionen geraten könnten. Wer Forschung zu Demo-
kratie schützt, braucht selbst staatlichen Schutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Wenn selbst die eigenen Staatsbürgerinnen – wie aktuell 
die Geschäftsführerinnen von HateAid – vor auslän-
discher Einschüchterung nicht geschützt werden, dann 
ist das kein Randproblem, dann ist das ein Staatsver-
sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lachen des Abg. Florian Müller [CDU/CSU])

Wir sprechen zu Recht darüber, Deutschland zu einem 
sicheren Hafen für internationale Spitzenwissenschaftler 
und -wissenschaftlerinnen zu machen. Aber das 1000- 
Köpfe-Plus-Programm zeigt bislang vor allem eines: 
Wir werben hauptsächlich europäische Wissenschaftler 
ab. Das hat nun wahrlich nichts mit sicherem Hafen zu 
tun.

Wenn europäische Forschungsförderung der Schlüssel 
für unsere wissenschaftliche Souveränität ist, dann reicht 
Schweigen nicht. Ich hoffe sehr, dass sich die Ministerin 
nicht die Stimme Bayerns zu eigen macht, die eine Stär-
kung der europäischen Forschungsförderung ablehnt und 
das Geld lieber in landwirtschaftliche Großbetriebe len-
ken will.

Meine Damen und Herren, internationale Kooperation 
ist kein Luxus, sie ist das Fundament wissenschaftlicher 
Freiheit. Wissenschaft braucht ein verlässliches finan-
zielles Fundament, aber sie braucht auch mehr als Geld. 
Sie braucht Vertrauen, sie braucht Freiheit, und sie 
braucht staatlichen Schutz. Dafür müssen wir sorgen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Nicole Gohlke von der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Nicole Gohlke (Die Linke):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

diskutieren heute den Bericht der Bundesregierung zur 
internationalen Kooperation in Bildung, Wissenschaft 
und Forschung.

Wenn man diesen Bericht mit den ganzen wohlklin-
genden Schlagworten wie „Willkommenskultur“, „Ex-
zellenz“ und „Attraktivität des Standortes Deutschland“ 
liest, dann könnte man wirklich meinen, wir lebten im 
Paradies der Wissenschaft. Aber die Bundesregierung 
verwechselt diese Broschürenrhetorik mit der Realität. 
Unser Wissenschaftssystem besteht zu großen Teilen 
nicht nur aus den blühenden Landschaften der interna-
tionalen Kooperation, sondern auch aus Baustellen von 
sozialer Unsicherheit, Bürokratie und Prekarität.

Sie listen im Bericht stolz Programme wie das STIBET 
des DAAD oder andere Stipendien auf. Aber zur Wahr-
heit gehört leider auch: Wer als international Studierender 
nach Deutschland kommt, landet meist nicht im Exzel-
lenzcluster, sondern im Existenzkampf. Sie laden junge 
Menschen hierher ein, aber lassen sie dann völlig im 
Regen stehen. Sie lassen sie allein. Sie lassen sie allein 
auf einem Wohnungsmarkt, der völlig kollabiert ist. Die 
Wartelisten der Studierendenwerke sind endlos. Wo sol-
len diese Menschen wohnen? Im Hörsaal? Sie lassen sie 
allein mit einer Ausländerbehörde, die oft mehr einer 
Abschreckungsbehörde gleicht: monatelanges Warten 
auf Termine, Angst um den Aufenthaltsstatus. Das ist 
der Alltag, nicht das, was in den Broschüren steht.

(Beifall bei der Linken)
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Und was auch zur Wahrheit gehört: Sie machen Bil-
dung zu einer Frage des Geldbeutels. Wer aus dem Nicht- 
EU-Ausland kommt, muss jedes Jahr über 11 000 Euro 
auf dem Sperrkonto vorweisen, und damit sortieren Sie 
schon an der Grenze aus. Bildungsgerechtigkeit sieht 
natürlich anders aus. Reiche Eltern sollten keine Zu-
gangsvoraussetzung für ein Studium sein.

(Beifall bei der Linken)

Und Sie schreiben, dass Sie für den Forschungsstand-
ort Deutschland die besten Talente weltweit gewinnen 
und halten wollen. Aber wer glaubt denn ernsthaft, dass 
die besten Forscherinnen und Forscher der Welt nur da-
rauf warten, sich in das deutsche Befristungsunwesen zu 
stürzen? Das deutsche Wissenschaftssystem ist interna-
tional bekannt, ja, aber eben auch für seine schlechten 
Arbeitsbedingungen.

Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz ist wirklich das 
genaue Gegenteil einer Einladung. Es ist ein Raus-
schmissgesetz, wenn man nach sechs Jahren nicht mehr 
weiterarbeiten darf. Welche internationalen Forscherin-
nen und Forscher tun sich das freiwillig an, wenn woan-
ders eine Dauerstelle zu haben ist?

Ich sage Ihnen: Solange 90 Prozent des wissenschaft-
lichen Nachwuchses befristet arbeitet, solange man mit 
40 Jahren noch nicht weiß, ob man im nächsten Jahr noch 
einen Job hat, ist Deutschland nicht attraktiv.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Reden Sie doch 
mal über internationale Kooperation!)

Das ist eine Sackgasse für Lebensläufe.

(Beifall bei der Linken)

Attraktivität entsteht durch gute Bedingungen für alle: 
für den internationalen Gastwissenschaftler genauso wie 
für die Studentin aus Duisburg. Also schaffen Sie Dauer-
stellen für Daueraufgaben. Das ist das beste Anwerbe-
programm, das es gibt.

Setzen Sie sich dafür ein, dass die Hürden für auslän-
dische Studierende und die erhöhten Studiengebühren 
fallen. Bauen Sie Wohnheime, und statten Sie die Studie-
rendenwerke so aus, dass sie sich richtig um die Studie-
renden kümmern können.

(Beifall bei der Linken)

Eine echte Willkommenskultur ist vor allem eine Frage 
der sozialen Sicherheit. Sorgen Sie für gute Studien- und 
Arbeitsbedingungen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile für die nächste Rede das 

Wort der Parlamentarischen Staatssekretärin beim Bun-
desministerium für Forschung, Technologie und Raum-
fahrt, Dr. Silke Launert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Silke Launert, Parl. Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin für Forschung, Technologie und Raum-
fahrt:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Wir sprechen heute über den Bericht der Bundes-
regierung zur internationalen Kooperation in Bildung, 
Wissenschaft und Forschung.

Der Bericht bezieht sich auf 2023/24, Herr Dr. Kauf-
mann – das hätten Sie vielleicht auch mal betonen kön-
nen –, also letztlich auf die Zeit der Ampelregierung. Und 
auch wenn wir uns deshalb nicht mit jedem Projekt ge-
meinmachen müssen, kann ich sagen, dass es in der ak-
tuellen Zeit wichtiger denn je ist, zu betonen, wie bedeu-
tend die internationale Kooperation in Wissenschaft und 
Forschung ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich möchte hierfür drei Gründe nennen.

Erstens. Wissenschaftlicher Austausch sowohl über 
die jeweiligen Forschungsgebiete als auch über nationale 
Grenzen hinweg führt dazu, dass wir uns weiterent-
wickeln. Er führt zu Fortschritt.

Wenn wir Deutschland, wenn wir Europa wieder 
technologisch an die Spitze bringen wollen, brauchen 
wir die besten Köpfe. Wenn wir große Projekte angehen 
wollen, brauchen wir die finanziellen Ressourcen mehre-
rer Länder, und wir brauchen auch die Absatzmärkte. 
Und das Gleiche gilt für das Lösen von globalen Heraus-
forderungen, sei es in der Medizin, zum Beispiel in der 
Krebsforschung, sei es in der Klimaforschung. Deshalb 
gibt es unsere Global Minds Initiative, unsere Initiative 
des 1000-Köpfe-Plus-Programms.

Und es ist eben nicht so, dass die Bewerbungen nur aus 
Europa kommen, auch wenn viele aus Europa kommen. 
Die größte Gruppe kommt nicht aus einem Land; das 
wissen Sie ganz genau. Ich will nur sagen: Dass diese 
internationale Zusammenarbeit bereichert, sieht man in 
der Teilchenforschung am CERN. Ohne CERN wären 
wir zweifellos nicht so weit.

Die internationale Zusammenarbeit am Fusionsreaktor 
ITER in Südfrankreich bringt uns ein Stück dem Ziel 
näher, das erste Fusionskraftwerk in Deutschland zu 
schaffen. Das kann ein Gamechanger beim Stillen des 
zunehmenden Strombedarfs sein, und dies klimaneutral.

Zweitens: Reduzierung von Abhängigkeiten. Gerade 
in diesen Zeiten zunehmender geopolitischer Spannun-
gen, nationaler, autoritärer Tendenzen, in denen alte Ge-
wissheiten nicht mehr das sind, was sie mal waren, ist es 
wichtig, einerseits die eigene und europäische Souverä-
nität zu stärken. Deshalb haben wir den von uns gezeich-
neten Beitrag bei der ESA auf 5,4 Milliarden Euro erhöht, 
um damit die Souveränität im All zu erhöhen.

Andererseits müssen wir uns breiter aufstellen, um die 
Abhängigkeiten zu reduzieren, das heißt mit mehr Län-
dern zusammenarbeiten, und dies zum Beispiel auch im 
Space-Bereich mit Ländern wie Japan und möglicher-
weise Indien.
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Drittens. Science Diplomacy wurde angesprochen. 
Wenn die Politik und die Staaten nicht mehr miteinander 
umgehen können, dann ist oft die wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit das Letzte, was die Menschen und Staaten 
noch verbindet, und diese Gesprächskanäle müssen of-
fenbleiben.

Es gibt also viele Gründe für die internationale Zusam-
menarbeit. Und deshalb sagen wir aus Überzeugung im 
Gegensatz zu den aktuellen Abschottungstendenzen: Wir 
stehen zur internationalen Zusammenarbeit, aber wir 
werden die Strategie weiterentwickeln. Es ist erlaubt, 
eigene Interessen zu formulieren. Es ist erlaubt, Win- 
win-Situationen zu kreieren – zum Wohle von uns allen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht Christian Zaum 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Christian Zaum (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich beginne mal mit einem wohlklingenden 
Zitat aus ihrem Bericht, sehr geehrte Frau Staatssekretä-
rin:

„Mit der Zukunftsstrategie ‚Forschung und Innova-
tion‘ von Februar 2023 hatte die Bundesregierung 
das übergreifende Ziel formuliert, die digitale und 
technologische Souveränität Deutschlands und Eu-
ropas zu sichern, um im globalen Wettbewerb um 
die klügsten Köpfe […] erfolgreich zu bleiben.“

Ich möchte einmal den Blick etwas weiten. Was ist 
denn mit unserem eigenen Nachwuchs? Exzellenz 
braucht eben auch einen exzellenten Unterbau an den 
Schulen, den wir augenblicklich nicht haben und nicht 
finden.

Die Schulen sind ein großer Förderkurs für alle. Wa-
rum? Begabtenförderung existiert auf dem Papier oder 
eben im schulischen Randbereich. Die Gymnasien sind 
letztendlich die neuen Gesamtschulen. Alle machen Abi. 
Abiturientenquoten von 30 bis 50 Prozent sind normal.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das ist eine 
Verunglimpfung der Gymnasien!)

Und wir haben die Fachhochschulreife quasi als den 
neuen Hauptschulabschluss. Wir haben die Inflation der 
Einser-Abiture.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Unglaublich!)
Das heißt aber nicht, dass die Schüler alle klug wären. 
Fragen Sie mal einen Leistungskursschüler im Fach 
Deutsch, was ein Partizip ist. Er wird es nicht wissen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Halten 
Sie die für dumm, oder was? – Zuruf des Abg. 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Ja, vernetztes Denken beruht eben auf Kenntnissen und 
nicht auf Kompetenzen. Das mag vielleicht in den Gesell-
schaftswissenschaften oder in Geschwätzwissenschaften 
noch funktionieren; im MINT-Bereich tut es das nicht.

(Beifall bei der AfD)

Da haben Sie dann Abbrecherquoten von 50 Prozent.
Internationalisierung der Forschung ist natürlich eine 

wichtige Sache; das haben Sie jetzt mehrfach gesagt. 
Aber Internationalisierung des Schulwesens finden Sie 
auf jedem Schulhof. Ja, da haben Sie eben ganz, ganz 
viele unterschiedliche Nationen und einen Abbruch der 
Sprachkompetenz mit den entsprechenden Ergebnissen, 
die nicht mehr erreicht werden.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Sagen Sie noch 
mal was zur Sache?)

Der IQB-Bildungstrend hat es uns ja gezeigt: Ein Drittel 
der Neuntklässler schafft es eben nicht mehr, die Mini-
malanforderungen zu erfüllen.

Akademische Exzellenz braucht nicht nur kluge Köpfe 
aus dem Ausland, sondern ein solides Fundament in der 
Schule.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Wollen Sie zur 
internationalen Kooperation noch was sagen, 
oder sind Sie durch?)

Kenntnisse, Disziplin, Autorität, Begabtenförderung: 
Das alles sind Dinge, die die Altparteien nicht kennen, 
nicht wollen, die wir seit Jahren vermissen.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Schauen Sie mal 
in den Haushalt, und Sie werden eines Bes-
seren belehrt!)

Eine wirkliche Wende in der Bildungspolitik gibt es 
letztendlich nur mit der Alternative für Deutschland. 
Dann werden wir auch wieder wissenschaftliche Exzel-
lenz erreichen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn wir Abiturienten haben, die ihr Handwerk auch 
verstehen, wenn wir Begabte wirklich fördern, können 
wir auf dem internationalen Markt zu anderen Erfolgen 
kommen, und dann wandern nicht mehr sämtliche Nobel-
preise in die USA, sondern vielleicht auch mal wieder 
nach Deutschland.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Debatte ist 

Dr. Hans Theiss von der Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Hans Theiss (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Internationale Zusammenarbeit ist kein Selbst-
zweck, sondern Grundlage für unseren Wohlstand, unsere 
Sicherheit und unsere Innovationsfähigkeit, und das gilt 
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besonders für den Bereich der Wissenschaft und For-
schung.

Die Bundesregierung und allen voran das Bundes-
ministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt 
haben die besondere Dringlichkeit erkannt, sofort in den 
allerersten Monaten nach dem Regierungswechsel ge-
handelt und setzen mit der Hightech Agenda auf die 
Schlüsselbereiche der Wissenschaft, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Stefan Keuter 
[AfD])

Deutschland ist eine herausragende Wissenschaftsnati-
on. Unsere Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
sind weltweit anerkannt und geschätzt, nicht zuletzt 
dank langjähriger internationaler Kooperation und unse-
rer grundgesetzlich geschützten Wissenschaftsfreiheit. 
Mit dem 1000-Köpfe-Plus-Programm ist uns bereits ein 
erster wichtiger Schritt hin zu intensiver, internationaler 
Forschungskooperation gelungen. Hierfür vielen Dank an 
unsere Ministerin Dorothee Bär!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Oliver Kaczmarek [SPD])

Wir leben allerdings in einer Welt, die durch zuneh-
mende geopolitische Veränderungen, Spannungen und 
systemische Konkurrenz geprägt ist. Wir müssen bei in-
ternationaler Zusammenarbeit diesen Wettbewerb sehen 
und entsprechend berücksichtigen, auch bei Partnern. Zur 
Wahrheit gehört, dass wir internationale Abhängigkeiten 
trotz aller Kooperation reduzieren müssen.

Ein Beispiel ist die medizinische Datenbank PubMed, 
die 1996 gegründet wurde, über 35 Millionen Wissen-
schaftsartikel archiviert und in den USA ihre Basis hat. 
Alle Mediziner weltweit greifen auf diese Open-Access- 
Datenbank zu, wenn sie fachliche oder wissenschaftliche 
Recherche betreiben. Es ist kaum auszudenken, was pas-
sieren würde, wenn diese Datenbank einzelnen Ländern 
nicht mehr zur Verfügung gestellt würde. Nicht nur dieses 
Beispiel zeigt, dass wir eigene europäische Datenbanken 
brauchen und wissenschaftlich mit Europa selbstständig 
werden müssen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Oliver Kaczmarek [SPD])

Dass die AfD all das mal wieder nicht verstanden hat, 
wundert mich nicht. Und es ist wirklich ein Treppenwitz, 
Herr Kollege Kaufmann, wenn ausgerechnet Sie hier vor 
China warnen. Science Diplomacy bedeutet für Sie, in 
ideologischer Fixierung auch Kanäle mit einseitigem Da-
tenabfluss nach Russland zu unterhalten; Kanäle, auf die 
Frau Weidel besonders stolz ist, wie wir neulich im Ple-
num erleben durften.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ihre sogenannte Außenpolitik und Ihre Naivität – im 
besten Falle – sind auch wissenschaftspolitisch ein Si-
cherheitsrisiko. Devote Kniefälle vor Moskau, ungehin-
derter Datenfluss sogar aus Ihren Büros nach Peking

(Stefan Keuter [AfD]: Was für ein Unfug! – 
Sven Wendorf [AfD]: Linksextreme Ver-
schwörungstheorie! – Gegenruf des Abg. 
Florian Müller [CDU/CSU]: Da müssen Sie 
ja selber lachen bei so viel Unsinn!)

und die Forderung nach dem EU-Austritt: Auch in der 
Forschungspolitik verraten Sie unser Land.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen in dieser Aus-

sprache liegen nicht vor. Damit schließe ich sie.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/3350 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 12: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN
Deutschlands Rolle bei der Verteidigung der 
internationalen Ordnung

Ich bitte darum, dass sich alle platzieren.
Ich eröffne hiermit die Aussprache und erteile das Wort 

der Abgeordneten Deborah Düring für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die USA unter Donald Trump arbeiten aktiv 
an der Zerstörung der Weltordnung, in der wir seit Jahr-
zehnten leben. Geht es nach ihm, soll hier wieder das 
Recht des Stärkeren statt der Stärke des Rechtes herr-
schen. Ich glaube, wir sind uns unter den demokratischen 
Fraktionen alle einig: Unsere Beziehungen zu den USA 
sind geprägt von enger und langjähriger Kooperation.

(Zuruf von der AfD: Jo!)
Aber, liebe Bundesregierung, ich habe den Eindruck, 

Sie wollen einfach nicht wahrhaben, dass sich diese Be-
ziehungen elementar verändert haben. Ich frage mich: An 
welchem Punkt der letzten zwölf Monate sind Sie eigent-
lich stehen geblieben?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Nur weil man ständig wiederholt, dass die USA unser 
engster Freund und Partner sind, wie der Außenminister 
es diese Woche wieder getan hat,

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Recht hat er!)
wird das nicht plötzlich Realität. Das Prinzip „Nichts 
sehen, nichts hören, nichts sagen“ wird von Ihnen wirk-
lich par excellence angewandt. Das haben wir zuletzt 
beim US-Angriff auf Venezuela gesehen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Liebe Bundesregierung, Sie finden dazu die Lage 

„komplex“. Es kann mir keiner ehrlich beantworten, 
was genau daran jetzt so komplex ist. Es ist juristisch 
ziemlich einfach: Die militärische Intervention der USA 
und die Verschleppung Maduros waren völkerrechtswid-
rig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jörg Cezanne [Die Linke])

Ich hoffe wirklich sehr, dass Sie in Bezug auf Grönland 
schneller klare Worte finden. Denn, Herr Bundeskanzler, 
Donald Trump Honig ums Maul zu schmieren, indem Sie 
Verständnis für die Sicherheitsinteressen der USA in 
Grönland äußern – verständlich! –, aber dabei dann weg-
zulassen, dass eine Annexion selbstverständlich völker-
rechtswidrig und inakzeptabel wäre, brüskiert nicht nur 
die Grönländer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist strategisch 
ziemlich dumm und kurzsichtig in Bezug auf deutsche 
Interessen.

Wann verstehen Sie endlich, dass Kopf-in-den-Sand- 
Stecken die enormen Probleme, mit denen wir konfron-
tiert sind, nicht löst? Ich frage mich ein bisschen, wann 
die Bundesregierung begreift, dass jeder Angriff auf 
diese Weltordnung auch unsere Sicherheit massiv be-
droht und dass wir es uns absolut nicht leisten können, 
dass Sie vor lauter interner Uneinigkeit – und ich meine, 
da gibt es einige in dieser Koalition –

(Daniel Baldy [SPD]: Das kennen wir noch aus 
der letzten!)

nicht dazu kommen, die riesigen Herausforderungen, vor 
denen wir stehen, anzupacken. Was wir jetzt brauchen, 
sind eine klare Haltung, klare Worte und vor allen Dingen 
klares Handeln; das vermisse ich am meisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn wir die Weltordnung verteidigen wollen, die auf 

demokratischen Werten, Freiheit und Menschenrechten 
aufbaut, dürfen wir das Feld eben nicht Autokratien wie 
China oder Russland überlassen, die beispielsweise im 
Globalen Süden seit Jahren Einfluss gewinnen. Das ist 
auch kein Gutmenschentum, sondern am Schluss unser 
ureigenes geostrategisches Interesse. Denn wenn wir 
nicht mehr – und ich sage: mehr, nicht weniger – Geld 
für humanitäre Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit, Kli-
maschutz und die Vereinten Nationen bereitstellen, haben 
wir ein Problem. Denn nur dann, wenn wir selber ein 
verlässlicher und glaubwürdiger Partner sind, können 
wir mit der Unterstützung anderer rechnen, wenn unsere 
Sicherheit gefährdet ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich durfte die Debatte eröffnen, aber ich kann mir 

schon ungefähr vorstellen, wie sie gleich weitergeht: 
Dann hören wir sowohl von der SPD- als auch von der 
CDU/CSU-Fraktion, dass man sich ja stets bemüht, mehr 
für humanitäre Hilfe zu tun. Ganz ehrlich: Von „Stets 
bemüht“ gibt es eben auch nicht mehr Geld, sondern 
Sie müssen endlich handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen welt-
weit Zusammenarbeit, und wir müssen die Zivilgesell-
schaft unterstützen, die für Demokratie, Menschenrechte 
und Gerechtigkeit einsteht und diese Werte zum Teil un-
ter Einsatz ihres Lebens verteidigt. Genau diese Zivil-
gesellschaft ist es, die mir persönlich immer wieder Hoff-
nung gibt, gerade in diesen Zeiten. In den letzten Wochen 
sind mutige Iraner/-innen auf die Straße gegangen: für ein 
Leben in Würde und Freiheit. Sie werden brutalst nieder-
geschlagen vom Mullah-Regime. Wir stehen an ihrer Sei-
te.

Liebe Bundesregierung, handeln Sie! Wir brauchen 
einen sofortigen bundesweiten Abschiebestopp.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen die verstärkte humanitäre Aufnahme von 
Menschenrechtsverteidigerinnen und Menschenrechts-
verteidigern. Wir brauchen die Listung der Revolutions-
garden als Terrororganisation, und zwar jetzt. Und wir 
brauchen ein Betätigungsverbot für die Revolutionsgar-
den in Deutschland, und das kann der Innenminister noch 
heute verhängen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Er 
kann es einfach machen, und er macht es 
nicht!)

Gehen Sie diese Aufgaben endlich an! Reden Sie nicht 
nur, sondern handeln Sie! Es gibt keine Zeit zu verlieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort dem Staatsminister beim Bundesminister des Aus-
wärtigen Florian Hahn.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Florian Hahn, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! In diesen Tagen und Wochen muss uns allen 
noch einmal besonders bewusst werden, welchen Wert 
eine internationale Ordnung für uns hat: eine Ordnung, 
die auf Kooperation zwischen Staaten und den Regeln 
des Völkerrechts fußt; Regeln, die das Miteinander der 
Staaten steuern, bei Meinungsverschiedenheiten friedli-
che Streitbeilegung ermöglichen und ein Mindestmaß an 
Verlässlichkeit und Berechenbarkeit sichern. Es geht hier 
nicht um Nachkriegsfolklore, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Gerade Deutschland als Mittelmacht ist an belast-
baren Regeln und deren Einhaltung höchst interessiert.

Das Gründungsdokument der Vereinten Nationen, die 
VN-Charta, steht dabei im Zentrum. Gewaltverbot, sou-
veräne Gleichheit der Staaten, Selbstbestimmungsrecht 
der Völker, Achtung der Menschenrechte: Das sind die 
Grundpfeiler dessen, was wir verteidigen wollen und 
müssen, wenn wir von internationaler Ordnung sprechen.
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In dieser Woche ist Bundesaußenminister Johann 
Wadephul nach Washington, aber auch nach New York 
gereist, um dort ein Gespräch mit dem UN-Generalsekre-
tär zu führen. Beide Stationen waren bewusst gewählt. 
Denn in den geopolitischen Umbrüchen muss es natürlich 
auch unser Interesse sein, im engsten Austausch mit den 
USA und den Vertretern der internationalen Gemein-
schaft zu bleiben, auch und gerade dann, wenn die USA 
für sich einen eigenen Blick auf die internationale Ord-
nung reklamieren. Zugleich müssen wir unsere ureigenen 
deutschen Interessen an einem regelbasierten internatio-
nalen System und an starken Vereinten Nationen deutlich 
machen.

Russland führte den ersten Schlag, als es die Unver-
letzlichkeit von Grenzen 2014 mit der Annexion der 
Krim infrage stellte und im Donbass einen nicht erklärten 
Krieg vom Zaun brach. Spätestens als Russland seinen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine entfesselte – es führt ihn 
nun schon vier Jahre fort –, wurde klar, dass die beste-
hende europäische und internationale Friedensordnung 
so nicht mehr existierte, dass Russland sich vom Völker-
recht endgültig verabschiedet hat.

Und es ist nicht nur die internationale Ordnung, son-
dern auch die Sicherheit in Europa, die die Ukraine in 
ihrem Kampf gegen die russische Aggression verteidigt. 
Deswegen unterstützt Deutschland die Ukraine nach 
Kräften und wird dies auch weiterhin tun. An diesem 
Punkt gilt der Dank – auch über Regierungsfraktions-
grenzen hinaus – allen, die diese Unterstützung für die 
Ukraine hier im Hohen Haus mittragen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Russland setzt auf einen Zermürbungskrieg und da-
rauf, dass Europa in seiner Unterstützung der Ukraine 
nachlässt. Dass diese Rechnung nicht aufgeht, hat die 
EU unter Beweis gestellt, als sie sich auf ein zinsloses 
Darlehen in Höhe von 90 Milliarden Euro für die Ukraine 
geeinigt hat, und das unter großen Schmerzen. Russland 
könnte jeden einzelnen Tag seinen Völkerrechtsbruch 
beenden, seine Truppen aus der Ukraine zurückziehen. 
Die Ukraine ist jeden Tag bereit, einem Waffenstillstand 
zuzustimmen. Aber immer brutaler werden die Angriffe 
gegen die ukrainische Infrastruktur. Zehntausende Men-
schen in ukrainischen Städten leben bei minus 20 Grad 
ohne Heizung.

Die Gefahr, die von Russland für die internationale 
Ordnung und für uns ausgeht, ist heute größer als im 
Kalten Krieg. Russland unter Putin ist eine revisionis-
tische Macht mit imperialen Ambitionen; das hat er im-
mer wieder unmissverständlich zum Ausdruck gebracht. 
Wir befinden uns nicht im Krieg im klassischen Sinne, 
aber auch nicht im Frieden. Die Sabotageaktionen, Des-
informations- und Cyberattacken, die von Russland aus-
gehen, setzen bewusst dort an, um die Schwelle nicht zu 
überschreiten. Sie sollen Unsicherheit und Zweifel in 
unsere Gesellschaften tragen.

Russland stärkt zudem Allianzen mit anderen autoritä-
ren Mächten, mit Akteuren, die, wie der Iran, bewiesen 
haben, dass sie von Gewaltverbot und friedlicher Streit-
beilegung nichts wissen wollen. Auch die chinesische 

Aufrüstung und Machtprojektion im Indopazifik sowie 
die Situation im Nahen Osten bereiten Sorgen. Eskalatio-
nen dort hätten weitreichende Folgen für die internatio-
nale Ordnung und damit auch für unsere Sicherheit.

Sehr geehrte Damen und Herren, es reicht leider nicht, 
den Begriff des Völkerrechts und das große Bedauern 
über dessen Bruch als Monstranz vor sich herzutragen.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, zur 
Verteidigung des Völkerrechts braucht es auch materiel-
le, wirtschaftliche Stärke und braucht es Partner. Zur Ver-
teidigung der Freiheit und unserer Sicherheitsarchitektur 
müssen Deutschland und Europa über einsatzbereite 
Streitkräfte verfügen und im Bündnis ihren Teil zur Ab-
schreckung eines potenziellen Aggressors beitragen.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind ja Teil der Bundesregierung! 
Können Sie ja alles machen!)

Wir sind es unseren Soldatinnen und Soldaten, den 
jungen Menschen, unseren Kindern schuldig, dass wir 
uns jetzt mit aller Kraft auf einen möglichen Krieg vor-
bereiten, den wir, den sie genau deswegen dann hoffent-
lich niemals führen müssen. Si vis pacem para bellum. 
Das ist eine Aufgabe für die ganze Gesellschaft. Die 
wichtigsten Maßnahmen hat diese neue Bundesregierung 
seit Mai letzten Jahres nun endlich auf den Weg gebracht.

Ein Baustein der militärischen Abschreckung ist die 
nukleare Abschreckung der NATO. Sie soll Frieden be-
wahren, Erpressbarkeit und Zwangsanwendung verhin-
dern und Aggressionen abschrecken. Eine Welt, in der 
die Staaten, die die Regeln unseres friedlichen Zusam-
menlebens infrage stellen, über Atomwaffen verfügen, 
die NATO aber nicht, ist keine sicherere Welt.

Auch in Europa sehen wir uns Seite an Seite mit unse-
ren EU-Partnern. Als Teil der Agenda zur europäischen 
Verteidigungsbereitschaft 2030 haben wir neue Möglich-
keiten geschaffen, um die Verteidigungsinvestitionen zu 
erhöhen, die europäische Rüstungsindustrie zu stärken 
und damit Fähigkeitslücken zu schließen. Deutschland 
übernimmt eine Führungsrolle in den prioritären Fähig-
keitsbereichen. Andere Mitgliedstaaten wünschen sich 
mehr deutsche Verantwortung, und wir werden dieser 
Rolle endlich gerecht. Dabei ist klar: Unsere Sicherheit 
bleibt transatlantisch, gleichzeitig wird sie immer euro-
päischer.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Amerikaner ha-
ben bei allem Getöse einen Punkt: Auch als Europäer 
blicken wir innerhalb der NATO auf die Sicherheit im 
arktischen Raum, wo sich durch erhöhte russische und 
chinesische Interessenssicherung eine neue Dimension 
ergeben hat. Sicherheit in dieser Region ist eine gemein-
schaftliche Priorität der NATO. Wir sind bereit, dafür im 
Bündnis mehr zu tun. Dies gilt konkret auch für die 
Sicherheit Grönlands. Daher ist es gut, dass sich nicht 
nur die NATO schon seit einiger Zeit mehr Gedanken 
darüber macht, sondern auch, dass wir zeigen, dass Sol-
daten der Bundeswehr auf Einladung Dänemarks zusam-
men mit anderen europäischen Soldaten bereit sind, sich 
in Grönland entsprechend zu engagieren. Es ist wichtig, 
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dass solche Beiträge im Rahmen der NATO eingebettet 
bleiben und eng mit den USA abgestimmt werden. Der 
Außenminister hat deutlich gemacht: Es ist an Dänemark 
und Grönland, über alle Angelegenheiten zu entscheiden, 
die Dänemark und Grönland betreffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für Sicherheit, für 
Freiheit und für Wohlstand in unserem Land sind an 
erster Stelle wir selbst verantwortlich. Das kann uns kei-
ner nehmen. Souveränität, Verteidigungsfähigkeit und 
Wachstum haben ihren Preis. Je regelloser und unverläss-
licher die Welt um uns herum ist, desto höher ist dieser 
Preis für uns und desto schneller und tiefgreifender müs-
sen wir handeln. Die Verteidigung der internationalen 
Ordnung ist keine Option unter vielen, sie ist unser fun-
damentales nationales Interesse.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was machen Sie denn genau? Ich 
habe jetzt nicht gehört, was Sie da genau kon-
kret machen!)

Deshalb lassen Sie uns daran weiter mit Herz und Hand 
arbeiten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Der nächste Red-

ner ist Stefan Keuter für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Seit Jahrzehnten wird die deutsche Außen- und Si-
cherheitspolitik von einer gefährlichen Illusion bestimmt: 
der Vorstellung, internationale Politik lasse sich mit mo-
ralischen Appellen gestalten. Diese sogenannte wertege-
leitete Außenpolitik klingt gut und edel, aber sie ist po-
litisches Wunschdenken. Und Wunschdenken ist nun mal 
keine Strategie. Denn die Wirklichkeit ist brutal einfach: 
Staaten haben keine Freunde, Staaten haben Interessen. 
Und wer das nicht begreift, wird von denen überrannt, die 
es begriffen haben.

Deutschland hatte internationalen Einfluss nicht we-
gen moralischer Belehrungen, sondern wegen wirtschaft-
licher Stärke. Industrie, Technologie und Leistungsfähig-
keit, das war unsere Machtbasis. Doch genau diese 
Grundlage wurde durch die Politik der vergangenen Jahr-
zehnte systematisch zerstört, eine links-grüne Politik, die 
sich in Haltungsritualen verlor, während sie gleichzeitig 
die industrielle Substanz unseres Landes aushöhlte, eine 
Politik, die Abhängigkeiten geschaffen und Souveränitä-
ten verspielt hat – energiepolitisch, technologisch, strate-
gisch. Während andere Staaten ihre Volkswirtschaften 
absicherten, hat man Deutschland in ideologisch moti-
vierte Abhängigkeiten geführt. Während unsere Konkur-
renten ihre Schlüsselindustrien schützten, glaubte man 
hierzulande, Moral ersetze Wettbewerbsfähigkeit. Das 

Ergebnis ist sichtbar: Wirtschaftliche Schwäche, strategi-
sche Verwundbarkeit und außenpolitische Bedeutungs-
losigkeit.

(Beifall bei der AfD)

Und diese Bedeutungslosigkeit ist längst kein theoreti-
sches Problem mehr. Sie ist konkret, sie ist sichtbar und 
vor allen Dingen peinlich. Sie tut uns als Patrioten im 
Herzen weh.

Im Oktober 2025 sollte Bundesaußenminister 
Wadephul zu seiner ersten offiziellen Chinareise als Au-
ßenminister antreten. Doch die Reise wurde kurzfristig 
abgesagt bzw. auf unbestimmte Zeit verschoben, weil 
Peking außer einem Treffen mit dem chinesischen Au-
ßenminister Wang Yi keine weiteren Termine bestätigen 
wollte.

Der Außenminister reiste gerade aus den USA zurück. 
Die Kontakte in den USA mit Rubio und Kongressver-
tretern sind formal nicht unwichtig, aber sie gehören zum 
formalen diplomatischen Protokoll und repräsentieren 
nicht die allerhöchste Entscheidungsebene der US-Politik 
wie Gespräche mit Schlüsselministerien oder dem Na- 
tional Security Advisor. Das ist kein diplomatisches 
Missverständnis. Das, meine Damen und Herren, ist ein 
Machtproblem.

(Beifall bei der AfD)

Wer wirtschaftlich schwach ist, wird außenpolitisch 
ignoriert. Wer seine Industrie zerstört, verliert Verhand-
lungsmacht. Und wer Moral über Interessen stellt, ersetzt 
Politik durch Selbsttäuschung.

Es ist ja hinlänglich bekannt, dass die AfD hervor-
ragende Kontakte in die USA hat.

(Lachen des Abg. Peter Beyer [CDU/CSU] – 
Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und nach Moskau! So viel zum Thema 
Moral! – Gegenruf der Abg. Beatrix von 
Storch [AfD]: Moskau und Washington!)

Unsere Gesprächspartner dort bestätigen uns immer wie-
der: Wir haben ein Interesse an einem starken Deutsch-
land. Wir haben Interesse an einem Partner auf Augen-
höhe, und den sehen wir im Moment nur in der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Eine rein wertegeleitete Außenpolitik funktioniert nur 
in Talkshows und in Sonntagsreden.

(Beatrix von Storch [AfD]: Da funktioniert’s 
auch nicht!)

In der realen Welt gilt: Wer seine Interessen nicht de-
finiert und verteidigt, der verliert halt. Moralische Über-
legenheit ersetzt keine Macht. Haltung ersetzt keine Stra-
tegie. Und deutsche Belehrungen beeindrucken weder 
Washington noch Peking; sie sorgen dort allenfalls für 
Kopfschütteln oder Schmunzeln. Deutschlang braucht 
keine Außenpolitik der moralischen Selbstbeweihräuche-
rung, sondern eine Außenpolitik, die diesem Land dient, 
eine Politik, die wirtschaftliche Stärke wieder zur 
Grundlage von Einfluss macht, eine Politik, die begreift: 
Realpolitik ist kein Zynismus, sie ist die Voraussetzung 
von Souveränität.
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(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, Deutschland muss wieder 

handlungsfähig werden – wirtschaftlich stark, militärisch 
ernstzunehmend und technologisch unabhängig. Es muss 
endlich klar benennen, was in deutschem Interesse ist, 
und darf sich nicht an dem orientieren, was in Berliner 
Blasen Applaus bringt.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Und deshalb 
klatscht jetzt keiner!)

Internationale Ordnung entsteht nicht durch Appelle, 
sondern durch Staaten, die wissen, was sie wollen, und 
die Kraft haben, dies durchzusetzen.

Meine Damen und Herren, die Zeit der Illusionen ist 
vorbei. Die Welt ist härter geworden. Deutschland kann 
sich moralische Selbsttäuschung nicht länger leisten.

(Beifall bei der AfD)
Es ist Zeit für eine Außenpolitik, die deutschen Interessen 
dient, nicht dem moralischen Selbstbild einer gescheiter-
ten politischen Klasse. Dafür brauchen wir einen echten 
realpolitischen Wechsel, und den wird es nur mit uns, mit 
der AfD, geben.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist der Bundes-

minister der Verteidigung, Boris Pistorius.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Kollegen und Kolleginnen! In den ver-
gangenen Jahren habe ich viele Soldatinnen und Soldaten 
rund um den Globus besucht – in Litauen bei der Auf-
stellung unserer Brigade, in Rzeszów in Polen, wo unsere 
Patriot-Einheiten den NATO-Luftraum verteidigen, im 
Indopazifik an Bord unserer Fregatte „Baden-Württem-
berg“, wenige Wochen vor der Durchfahrt durch die 
Straße von Taiwan, auf dem Westbalkan, wo die Spuren 
des Jugoslawien-Konflikts noch sehr sichtbar sind, aber 
natürlich auch in der Ukraine, wo Krieg und Gewalt Tag 
für Tag weiter und heftiger toben. Dabei wurde jedes Mal 
überdeutlich und greifbar: Die internationale Ordnung ist 
kein abstraktes Gebilde. Sie wird getragen von Staaten 
und vor allem von Menschen, die bereit sind, sie zu ver-
teidigen. Sie ist etwas sehr Konkretes. Sie entscheidet 
darüber, ob Familien und Freunde in Frieden leben und 
in Sicherheit schlafen können oder ob sie nachts vom 
Heulen der Sirenen geweckt werden. Sie entscheidet, ob 
Kinder morgens ungestört zur Schule gehen oder ob der 
Schulweg über einen schwerbewaffneten Checkpoint 
führt. Sie entscheidet, ob Soldatinnen und Soldaten Krieg 
nur üben oder ob sie wirklich kämpfen müssen und auf 
den Schlachtfeldern sterben.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die letzten Jahre 
waren für die regelbasierte Ordnung keine guten Jahre. 
Zum Jahresauftakt wurde sie einmal mehr von allen Sei-
ten attackiert. Sie steht vor einer Zerreißprobe. Ukraine, 

Syrien, Venezuela, Iran und Grönland – eine Abfolge von 
Erschütterungen führt sie an die Belastungsgrenze. Ein-
flusssphären werden einseitig neu definiert. Grundprinzi-
pien der zwischenstaatlichen Beziehungen verlieren an 
Gültigkeit. Jeder neue Angriff auf das Völkerrecht, egal 
von wo, dient als willkommene Rechtfertigung für wei-
tere Verletzungen durch den jeweiligen potenziellen Ri-
valen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die Frage, welche 
Rolle wir als Land zur Verteidigung der internationalen 
Ordnung spielen wollen, ist angesichts der aktuellen Lage 
längst überholt. Wir müssen Verantwortung für diese 
Ordnung übernehmen und entsprechend handeln.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Denn eine stabile internationale Ordnung ist die 
Grundlage unseres Friedens, unseres Wohlstands und un-
serer Sicherheit. Als eine von immer weniger werdenden 
liberalen Demokratien, als exportorientierte, internatio-
nal vernetzte und angesehene Nation haben wir ein exis-
tenzielles Interesse an ihrem Erhalt. Und es wird von uns 
erwartet, meine Damen und Herren, dass wir dafür ein-
stehen. Deutschland will und muss eine aktive und ver-
antwortungsvolle Rolle spielen.

Was bedeutet das konkret? Wir stärken die NATO als 
Kern unserer gemeinsamen Verteidigung und als Garant 
für unser aller Sicherheit. Die NATO muss – ich habe es 
oft gesagt und wiederhole es – europäischer werden, da-
mit sie transatlantisch bleiben kann, um das starke Bünd-
nis zu bleiben, das sie war und ist, allen Zweifeln zum 
Trotz, die man gerade haben kann. Deutschland geht als 
Schrittmacher voran, stärkt die europäische Handlungs-
fähigkeit und leistet einen wesentlichen Beitrag zur kol-
lektiven Verteidigung und Abschreckung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Je stärker, meine Damen und Herren, wir Europäer mi-
litärisch werden, desto wichtiger sind wir für die USA – 
als Partner und Alliierter und nicht als Bittsteller. Wir 
wissen aber: Ohne die USA geht es auf absehbare Zeit 
nicht; auch das gehört zur Wahrheit dazu.

Als starke Nation in der Mitte Europas übernimmt 
Deutschland im Rahmen der NATO eine besondere Ver-
antwortung, zum Beispiel an der Ostflanke. Wir engagie-
ren uns bei der Luftraumüberwachung über Polen und 
Rumänien. Wir zeigen mit unseren Partnern stetige Prä-
senz in der Ostsee. Wir sind da.

Die Liste ließe sich fortsetzen. Viel wichtiger aber ist: 
Wir müssen unsere eigenen Interessen stärker und klarer 
definieren und in unsere strategischen Partnerschaften 
weltweit und nicht nur einseitig und in eine Richtung 
investieren. Partner wie Indien, Brasilien, Indonesien, 
Australien werden für uns eine immer wichtigere Rolle 
spielen, da sie gemeinsam mit uns für ebendiese regelba-
sierte internationale Ordnung eintreten, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir verteidigen und wir stärken unsere internationale 

Ordnung durch Diplomatie, durch Entwicklungszusam-
menarbeit, durch wirtschaftliche Partnerschaft und nicht 
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zuletzt durch sicherheitspolitisches und militärisches En-
gagement. Deutschland und Großbritannien haben nach 
dem Rückzug der USA gemeinsam die Führung der 
Ukraine Defense Contact Group übernommen. Auch 
hier ist unser Ziel klar: Mit geeinten Kräften wollen wir 
die Ukraine weiter entschieden unterstützen.

Wir setzen auf die Stärke des Rechts, ohne naiv zu 
sein; denn wir müssen selbst stärker werden, um das 
Recht international schützen zu können. Wir unterstützen 
natürlich diplomatische Lösungswege, wo immer mög-
lich. Wir stellen uns aber auch gegen Gewaltbereitschaft 
und egoistische Imperialpolitik. Wir engagieren uns dort, 
wo der Frieden bedroht wird. All das muss unser Antrieb 
für das Engagement in Kriegs- und Krisenregionen in der 
Welt sein.

Nicht zuletzt gilt das auch für die Ukrainerinnen und 
Ukrainer.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt doch nicht!)

Für den Fall, dass die laufenden Bemühungen zur Been-
digung des Krieges zu einem erfolgreichen Abschluss 
führen, was wir alle sehr hoffen, braucht es verlässliche 
internationale Sicherheitsgarantien, die länger halten als 
vor Jahrzehnten, mit substanzieller europäischer und 
amerikanischer Beteiligung.

Wir befinden uns hier in einem Prozess, der den Willen 
zum Frieden von allen Seiten benötigt. Leider müssen wir 
ganz klar feststellen: Dieser Wille zum Frieden ist auf der 
russischen Seite weiterhin nicht im Ansatz erkennbar. Im 
Gegenteil: Russland terrorisiert die ukrainische Zivil-
bevölkerung stärker als je zuvor und versucht, das Land 
militärisch, durch Angriffe auf die zivile Bevölkerung 
und die Infrastruktur, in die Knie zu zwingen, geradezu 
sturmreif zu schießen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich hätte noch 
vor ein paar Jahren nicht gedacht, dass ich einmal hier 
stehe und etwas so Selbstverständliches sagen muss: Ter-
ritoriale Integrität und Souveränität sind zentrale, nicht 
verhandelbare Grundsätze unserer internationalen Ord-
nung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Gewaltsame Gebietsveränderungen haben keinerlei völ-
kerrechtliche Legitimität. Diese Überzeugungen werden 
längst überall auf der Welt infrage gestellt, ich wieder-
hole: überall.

Die Arktis, einst ein weißer Fleck auf der strategischen 
Landkarte, ist heute eine Projektionsfläche globaler 
Machtansprüche. Insbesondere Russland und China tre-
ten hier immer robuster auf. Wir müssen und werden 
unsere Anstrengungen im hohen Norden und in der Ark-
tis verstärken – das versteht sich von selbst –, und wir 
haben damit bereits vor Jahren begonnen. Wir investieren 
in U-Boote, Fregatten und Seefernaufklärer – mit unseren 
maritimen Sicherheitspartnerschaften für den Nordatlan-
tik. Gestern haben wir auf Einladung Dänemarks ein Er-
kundungsteam nach Grönland entsandt. Wir stehen ge-

meinsam mit unseren NATO-Verbündeten ganz klar an 
der Seite Grönlands und Dänemarks, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Auch die US-Administration sollte erkennen, dass 

durch die bündnisgemeinsame Verteidigung der Sicher-
heit in Arktis und Nordatlantik den legitimen Sicherheits-
interessen der USA am meisten gedient ist.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, sollten sie! Tun sie aber nicht! Das ist das 
Problem!)

– Einsicht kann man in niemanden hineinprügeln, liebe 
Frau Kollegin. – Schutz und Verteidigung der interna-
tionalen Ordnung sind kein Selbstzweck. Sie betreffen 
unsere Sicherheit, unseren Wohlstand und unsere Art zu 
leben. Die regelbasierte internationale Ordnung, meine 
Damen und Herren, ist für mich wie ein großer Schutz-
wall. Dieser wird nicht von einem einzelnen harten Stoß 
zerstört, sondern dann, wenn er an vielen Stellen kleine 
Risse bekommt. Ignorieren wir diese Risse, bricht der 
Schutzwall zusammen. Wenn wir uns gemeinsam da-
gegenstemmen, hält er. Deutschland stemmt sich da-
gegen, meine Damen und Herren, mit unseren Partnern, 
mit Haltung, mit Augenmaß, mit gesunder Selbstein-
schätzung und mit Vernunft.

Lassen Sie uns weiter gemeinsam dafür arbeiten, un-
sere internationale Ordnung zu schützen. Stellen wir uns 
deshalb dagegen, wenn gemeinsames Recht durch die 
Gewalt Einzelner, egal wie sie heißen, gebrochen wird! 
Kämpfen wir für eine internationale Ordnung, in der sich 
Stärke dem Recht unterordnet!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Minister. – Ich erteile das Wort für 

die nächste Rede Desiree Becker von der Fraktion Die 
Linke.

(Beifall bei der Linken)

Desiree Becker (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Nach dem Zweiten Weltkrieg stand die zentrale 
Frage im Raum: Wie verhindern wir Kriege? Die Antwort 
war eine internationale Ordnung, die auf den universellen 
Menschenrechten, dem Völkerrecht, verbindlichen Ver-
einbarungen und Institutionen beruht – eine Ordnung, die 
Gewalt ächtet und Konflikte politisch löst.

(Beifall bei der Linken)
Doch was passiert, wenn sich Staaten nicht an diese Ord-
nung halten? Was passiert mit denjenigen, die mächtig 
genug sind, das Recht zu brechen? Das fing nicht erst 
mit der Krim an. Das fing schon 1999 mit Deutschland 
und auch davor an, als wir, Grüne und SPD, einen Krieg 
ohne UN-Mandat geführt haben.

(Adis Ahmetovic [SPD]: Wahnsinn! Wahn-
sinn! – Peter Beyer [CDU/CSU]: Es wurden 
Tausende Menschleben gerettet! Wovon reden 
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Sie eigentlich? – Zuruf der Abg. Sara Nanni 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und wir erleben es heute erneut, wenn Großmächte ihre 
Einflusssphären ausweiten, um mehr Ressourcen, mehr 
Kontrolle, mehr Territorium zu sichern. All das bleibt 
bisher folgenlos.

Das zeigt eines sehr deutlich: Das Streben nach mi-
litärischer Dominanz und das kapitalistische Konkur-
renzprinzip sind zwei Seiten derselben Medaille.

(Beifall bei der Linken)
Es ist das Denken in Macht, Stärke und Durchsetzung, 
das die internationale Ordnung immer wieder untergräbt. 
Die Antwort auf diese Krise kann nicht sein, dass die 
EU Milliarden in Aufrüstung steckt, um ihre Stellung 
als Machtakteur auszubauen.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist denn die Antwort?)

Autoritärer Umbau bedeutet Repression nach innen und 
Aufrüstung nach außen. Die vergangenen Jahre zeigen: 
Auch die EU ist Teil des Problems und nicht einfach nur 
die Lösung.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie leben hier in 
Freiheit!)

Das sehen wir, wenn wir nach Ungarn oder auch nach 
Italien schauen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was ist die Antwort?)

Gleichzeitig ist die Europäische Union diplomatisch 
handlungsunfähig.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Mit Unfähigkeit 
kennen Sie sich ja aus!)

Ernsthafte Initiativen für einen politischen Ausweg aus 
dem Krieg in der Ukraine wurden erst dann sichtbar, als 
durch Trump von außen Druck entstand. Der sogenannte 
Friedensplan hätte einen Ausverkauf der Ukraine und der 
europäischen Interessen zugunsten Russlands und der 
USA bedeutet. Deshalb hat die EU reagiert, nicht wegen 
ihrer oft beschworenen Werte.

(Beifall bei der Linken)
Die Europäische Union und die Bundesregierung du-

cken sich auch beim Angriff auf Venezuela weg – aus 
Angst, die Unterstützung für die Ukraine könnte brö-
ckeln. Diese selektive Anwendung des Völkerrechts ist 
kein Versehen; das ist Teil des Problems.

(Beifall bei der Linken)
Die USA könnten mit einem Fingerschnipsen – das muss 
uns doch klar sein – die Unterstützung für die Ukraine 
einstellen. Trump könnte, wenn er es wollte, US-Militär 
dauerhaft in Grönland stationieren. Kapitalismus, Macht-
politik und militärische Stärke führen doch genau zu 
diesem Verhalten. Sie erzeugen kein Vertrauen; sie erzeu-
gen Abhängigkeit, Drohkulissen und letztlich Eskalation.

(Beifall bei der Linken)
Und da stehen wir jetzt. Wir müssen Völkerrechtsbrü-

che klar benennen – das in Venezuela war ein Völker-
rechtsbruch –, ohne Ausnahmen, ohne Doppelstandards.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Apropos Doppel-
standards: Haben Sie jemals Menschenrechts-
verletzungen Maduros kritisiert? Da war Still-
schweigen!)

Wir müssen die Menschen im Globalen Süden unterstüt-
zen und endlich wieder Vertrauen aufbauen, Vertrauen in 
internationale Regeln, in Institutionen und in das Ver-
sprechen von Gleichheit vor dem Recht. Deshalb dürfen 
wir auch nicht länger Völkerrechtsbrüche von deutschem 
Boden aus ermöglichen oder unterstützen. Ich spreche 
hier von Ramstein, der Stationierung von Mittelstrecken-
raketen und atomarer Bewaffnung von F-35-Jets. Kein 
weiterer Beitrag Deutschlands zur Eskalation!

(Beifall bei der Linken)

Wir müssen unbedingt den autoritären Umbau stoppen, 
in Deutschland, in der Europäischen Union und weltweit. 
Statt Aufrüstung, Abschottung und Sozialabbau braucht 
es soziale Sicherheit für alle; denn nur eine Gesellschaft, 
die soziale Sicherheit garantiert, kann dauerhaft in Frie-
den leben. Es ist belegt, dass gegenseitiges Vertrauen und 
Abrüstung zu einem friedlicheren Zusammenleben füh-
ren.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Und ja, Herr Merz – er ist leider nicht hier –, das ist 
komplex. Diplomatie ist selten bequem. Diplomatie be-
deutet auch, mit autoritären Regierungen zu verhandeln. 
Frieden entsteht nicht, indem man ausschließlich mit den 
eigenen Verbündeten spricht.

Für Frieden braucht es aber noch ein bisschen mehr. Es 
braucht eine Zivilgesellschaft, die Nein sagt zur Unter-
drückung. Und wir sehen das im Iran; dort passiert das 
gerade. Es braucht Unterstützung von Widerstand gegen 
Unterdrückung weltweit – überall dort, wo Menschen-
rechte eingeschränkt werden, der autoritäre Umbau vo-
ranschreitet und Macht mit Gewalt gesichert wird. Man 
beutet weder Mensch noch Natur noch den Weltraum aus, 
sondern macht Solidarität, Frieden und ein gutes Leben 
für alle zur politischen Maxime.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort dem Abgeordneten Jürgen Hardt von der CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

bin zunächst mal der Fraktion der Grünen dankbar, dass 
wir heute hier die Gelegenheit haben, über die wichtigen 
außenpolitischen Themen und vor allem über die interna-
tionale Ordnung zu reden.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gern geschehen!)
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Der Bundesaußenminister hätte auch gerne teilgenom-
men; aber er hat die österreichische Außenministerin zu 
Besuch

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die hätte er mitbringen können! – Hei-
terkeit des Abg. Peter Beyer [CDU/CSU])

und deswegen einen guten Grund, heute hier nicht dabei 
zu sein. Florian Hahn hat ja für das Auswärtige Amt eine, 
wie ich finde, sehr starke Rede gehalten.

Debbie Düring hat klares Handeln der Bundesregie-
rung eingefordert.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Ich fange mal damit an.
(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Okay, jetzt bin ich gespannt!)
Innerhalb kürzester Zeit hat der deutsche Bundeskanzler 
das Verhältnis zu Frankreich gekittet

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Na? – Zuruf des Abg. Peter Beyer [CDU/ 
CSU])

und das zu Großbritannien, das drei Jahre lang unter Olaf 
Scholz leider brachlag, neu aufgebaut und stabilisiert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Na ja! Fängt 
nicht gut an!)

Als plötzlich wundersame 28 Punkte für einen angeb-
lichen Ukrainefriedensplan auf dem Tisch lagen und sehr 
schnell klar war, dass dieser nicht nur für die Ukraine, 
sondern auch für uns völlig unannehmbar ist, war es der 
deutsche Bundeskanzler, der in kurzer Zeit eine beacht-
liche Runde von Staats- und Regierungschefs zusammen-
getrommelt hatte

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat Habeck sogar gelobt! Nur die 
Handlung danach fehlt!)

und auch Marco Rubio dazu bewegt hatte, nach Genf zu 
kommen. Das hat eine massive Entschärfung und eine 
Verbesserung der Position des Westens in dieser Frage 
ergeben. Das kann man ihm gar nicht hoch genug an-
rechnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
In der Iranpolitik hat die Bundesregierung den Snap- 

back-Mechanismus ausgelöst, gemeinsam mit den E3, 
Klammer auf: Das war für das Vertrauensverhältnis zu 
Frankreich und Großbritannien ganz wichtig. Der Snap- 
back-Mechanismus machte zusätzliche schwere Sanktio-
nen gegen den Iran möglich, was vielleicht auch Aus-
wirkungen auf die aktuelle Situation im Iran selbst hatte. 
Die Bundesregierung bemüht sich in Europa enorm, die 
Revolutionsgarde auf die Liste der Terrororganisationen 
zu setzen. Schon Annalena Baerbock hatte sich nach 
einer gewissen Weile entschlossen, das mit Verve zu 
tun. Das haben wir als Opposition damals massiv begrüßt 
und haben sie auf diesem Weg unterstützt. Ich bitte: Un-
terstützt doch auch uns dabei, dass wir das erreichen; 
denn es liegt nicht an Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir unterstützen Sie voll und ganz!)

Zum Thema Grönland. Innerhalb kürzester Zeit gab es 
eine klare Positionierung der Bundesregierung. Sehr be-
merkenswert ist im Übrigen: Nicht nur die EU steht an 
der Seite Dänemarks, sondern auch wichtige NATO-Part-
ner wie Norwegen und Großbritannien. Auch das ist ein 
Verdienst einer gemeinsamen europäischen Positionie-
rung in dieser wichtigen Frage.

Auch bei Venezuela gab es eine klare Positionierung. 
Ich fand es richtig, zunächst zu sagen: Wir warten mal ab, 
wie Amerika das vor dem UN-Sicherheitsrat begründet. – 
Aber die Begründung war schwach, und die Bundesregie-
rung hat gesagt: Sie reicht nicht aus. – Es war natürlich 
nicht völkerrechtskonform, den Herrn Maduro da heraus-
zupicken.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat das der Herr Merz auch so gesagt?)

Ich richte die Frage an die Adresse der Linken, die ja 
immer sagt, man solle nicht mit zweierlei Maß messen: 
Wo war eigentlich Ihre Kritik an dem angeblich sozialis-
tischen Maduro-Regime in Venezuela, wenn es um Men-
schenrechtsverletzungen dort ging?

(Beatrix von Storch [AfD]: 8 Millionen Flücht-
linge! – Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die 
Linke])

Sie sind auf dem linken Auge blind, wenn es um Men-
schenrechtsverletzungen geht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein weiterer Punkt, bei dem diese Bundesregierung in 

der Außen- und Sicherheitspolitik massiv handelt, ist die 
Handels- und Wirtschaftspolitik. Der Besuch des Bun-
deskanzlers in Indien war der erfolgreichste Besuch eines 
deutschen Bundeskanzlers seit vielen Jahren. Man ris-
kiert im Zweifel sogar, von China hier und da scheel 
angesehen zu werden, weil man sagt: Es gibt auch noch 
andere in der Region, zum Beispiel Indien.

Wir werden hoffentlich bald ein gutes Handelsabkom-
men der EU mit Indien hinkriegen, nachdem das Merco-
sur-Abkommen am Samstag hoffentlich unterschrieben 
wird. Und bitte, liebe Oppositionsfraktionen im Deut-
schen Bundestag, unterstützen Sie im Europaparlament 
die Ratifizierung des Mercosur-Abkommens, damit der 
Handelsteil in Kraft treten kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Marja-Liisa Völlers [SPD] – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir helfen 
Ihnen immer gerne! Wissen Sie doch!)

– Ich weiß, dass die Grünenfraktion einen weiten Weg 
gegangen ist. Vielleicht unterstützen Sie uns auch in die-
sem Punkt; das wäre wunderbar.

Wir hätten mit Mercosur plus dem Handelsabkommen 
mit Indien, das wir hoffentlich in diesem Jahr abschlie-
ßen, einen Wirtschaftsraum um weitere 2 Milliarden 
Menschen erweitert,

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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wo wir als Deutsche gute Geschäfte machen und zum 
Wohle aller entsprechend agieren können.

Lassen Sie mich noch zwei Sätze zum Thema Iran 
sagen. Die Listung der Revolutionsgarden als Terrororga-
nisation ist ja ein umstrittenes Thema. Es gibt Leute, die 
davor warnen. Ich sage: Es ist ganz klar notwendig, dass 
jeder junge Iraner, der sich aus Abenteuerlust, Verblen-
dung oder sonst was diesem Regime, diesen Revolutions-
garden anschließt, weiß, dass er sich damit die Zukunft 
verbaut, wenn er eines Tages vielleicht auch mal nach 
Europa oder nach Amerika reisen und sein Leben genie-
ßen will. Er muss wissen: Wenn er dieser Terrororgani-
sation aus freien Stücken beitritt, bekommt er Probleme, 
wenn er zukünftig in der freien Welt unterwegs sein will. 
Deswegen muss die Terrorlistung erfolgen und die Bot-
schaft an die jungen Menschen in Iran klar sein: Schließt 
euch diesem Regime, diesen Revolutionsgarden nicht an! 
Denn wenn die Revolutionsgarden keinen Nachwuchs 
oder Probleme mit dem Nachwuchs haben, dann ist das 
gut für das iranische Volk und gut für den Frieden in der 
Region.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Dr. Anna Rathert das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Anna Rathert (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn wir 

über Deutschlands Rolle bei der Verteidigung der interna-
tionalen Ordnung sprechen, sollten wir zuerst eine ein-
fache Wahrheit anerkennen: Diese Ordnung, wie wir sie 
kannten, existiert nicht mehr. Sie war eine Nachkriegs-
ordnung, gebaut für eine Welt klarer Fronten und klarer 
Abschreckung. Diese Welt ist vorbei.

Heute erleben wir hybride Konflikte, Migration als 
Destabilisierungsinstrument, Organisierte Kriminalität 
und Drogen als Unterwanderung staatlicher Ordnung. 
Gleichzeitig sind weltweit neue Machtzentren entstan-
den, die sich nicht mehr einfach unterordnen. Aus all 
diesen Gründen setzten die Vereinigten Staaten jetzt in 
Venezuela ihre Interessen offen durch – nicht mit Mora-
lapellen, sondern mit Machtpolitik. Und auch genau des-
halb wird Grönland jetzt wegen seiner Lage, seiner Res-
sourcen und seiner sicherheitspolitischen Bedeutung 
strategisch neu vermessen. Einflusssphären werden jetzt 
einfach neu verteilt. Das ist keine Provokation, sondern 
geopolitische Realität.

(Beifall bei der AfD – Thomas Rachel [CDU/ 
CSU]: Sie reden das klein!)

Der Normalzustand der Außenpolitik ist die Vertretung 
nationaler Interessen innerhalb des Möglichen und leider 
nicht, Herr Bundesminister, so schön es auch wäre, die 
freiwillige Unterordnung unter eine Rechtsordnung. Wer 
das akzeptiert, versteht die Welt, wie sie ist, und wer es 
nicht akzeptiert, verwechselt Wunschdenken mit Politik.

(Zuruf des Abg. Hubertus Heil [Peine] [SPD])
Für Deutschland bleibt, nüchtern betrachtet, eines ent-

scheidend: Die Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten 
ist aus geografischen und realen Gründen der strategische 
Rahmen, innerhalb dessen deutsche Außenpolitik hand-
lungsfähig ist. In der Europäischen Union wächst jedoch 
die Illusion, man könne geopolitische Bedeutung durch 
institutionelle Selbstbehauptung und moralische Rhetorik 
erzwingen. Doch außenpolitische Bedeutung, meine Da-
men und Herren, lässt sich nicht durch Fußaufstampfen 
ertrotzen. Das ist infantil, unwürdig und vor allem un-
möglich.

(Beifall bei der AfD)
Macht entsteht aus realer Leistungsfähigkeit.

Die zentrale Frage lautet deshalb: Was braucht 
Deutschland eigentlich, und wozu ist es fähig? Diese 
Frage wurde jahrzehntelang verdrängt. Stattdessen hat 
man sich hinter einer sogenannten regelbasierten Ord-
nung eingerichtet – bequem, folgenlos und ohne eigene 
Verantwortung. Diese Komfortzone müssen wir jetzt ver-
lassen.

Wir kehren zurück in eine Welt souveräner Mächte, 
in der nicht zählt, was man predigt, sondern was man 
kann. Staatliche Interessen ergeben sich aus harten Fak-
ten: Geografie, Demografie, verfügbaren Rohstoffen, In-
dustrie, Energie und militärischer Leistungsfähigkeit. 
Deutschland hatte nie Rohstoffe, unsere Stärke war im-
mer Wissen, Ingenieurskunst, Industrie und Verlässlich-
keit. Wir waren und wir sind eine Kultur-, Wissenschafts- 
und Industrienation. Das ist unser Wert. Doch diese Sub-
stanz wird systematisch zerstört.

(Beifall bei der AfD)
Unsere Infrastruktur verfällt, unsere Bildung verliert 

Leistungsfähigkeit, unsere Industrie wird geschwächt. 
Wir geben freiwillig unsere Kultur und unsere Lebens-
weise auf. Und vor allem: Unsere Energiegrundlage 
wurde politisch demontiert.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Ja, von wem 
denn?)

Ein Industriestaat ohne verlässliche bezahlbare und jeder-
zeit verfügbare Energie

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aus Moskau!)

verliert seine Souveränität. Er wird abhängig,
(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Von Moskau!)
erpressbar und verliert industrielle Macht.

(Beifall bei der AfD)
Auch Migration, innere Sicherheit und kulturelle 

Selbstachtung bestimmen, wie ein Staat international 
wahrgenommen wird. Wer seine Grenzen nicht kontrol-
liert, seine innere Ordnung nicht schützt und seine Iden-
tität relativiert, sendet ein klares Signal: Schwäche. Und 
das Tragische ist: Diese Schwächung wurde auf allen 
genannten politischen Ebenen selbst herbeigeführt, unter 
anderem auch durch mehrere CDU-geführte Regierun-
gen.
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(Beifall bei der AfD)

Wer im Inneren nicht souverän ist, wird im Äußeren 
nicht ernst genommen. Internationale Ordnung entsteht 
nicht durch Regeltexte, sondern durch Abschreckung, 
Verlässlichkeit und Durchsetzungsfähigkeit. Wer nicht 
abschrecken kann, wird getestet,

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Ich finde die Rede 
abschreckend!)

wer nicht verlässlich ist, wird umgangen, und wer sich 
nicht durchsetzen kann, der wird ignoriert. Ein Staat, der 
seine Grundversorgung nicht sichern kann, seine indus-
trielle Basis aufgibt und seine Abhängigkeiten freiwillig 
vergrößert, stabilisiert keine Ordnung, er destabilisiert 
sie.

(Beifall bei der AfD)

Deutschland braucht keine Außenpolitik der Beleh-
rung. Deutschland braucht eine Außenpolitik der Selbst-
achtung, der Stärke und der strategischen Klarheit. Wir 
müssen wissen, wer wir sind, was wir brauchen und was 
wir anbieten können.

(Zuruf des Abg. Adis Ahmetovic [SPD])

Nur ein souveräner, leistungsfähiger Staat kann zur Sta-
bilität einer internationalen Ordnung beitragen. Alles an-
dere ist Rhetorik.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Dr. Anna Rathert (AfD):
Ein solcher Beitrag geht offensichtlich nur mit der 

Alternative für Deutschland. Und genau deshalb fängt 
unsere Zeit gerade erst an.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Marja-Liisa Völlers das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Marja-Liisa Völlers (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Mi-

nister Pistorius! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftragter! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte gleich zu 
Beginn meiner Rede hier im Rahmen dieser Aktuellen 
Stunde eines sehr deutlich machen – viele Kolleginnen 
und Kollegen haben das eben auch schon getan –: Wir 
stehen an einem Punkt, an dem international, außenpoli-
tisch und sicherheitspolitisch Realismus gefragt ist. Wir 
erleben einen Epochenbruch in unseren internationalen 
Beziehungen. Daher ist es gut, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der Grünenfraktion, dass Sie dieses Thema 
heute noch mal in einer Aktuellen Stunde mit uns ge-
meinsam beleuchten wollen.

Die Ordnung, auf die wir, auf die Deutschland, auf die 
Europa jahrzehntelang vertraut hat – getragen von Re-
geln, von Verlässlichkeit, von Partnerschaft –, gerät 
schwer ins Wanken. Und auch ich als überzeugte Trans-
atlantikerin, als Leiterin der deutschen Delegation bei der 
Parlamentarischen Versammlung der NATO muss ein-
gestehen und klar bekennen, dass die politische Führung 
der USA kein bedingungsloser, kein verlässlicher Partner 
mehr ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU])

Das ist an der Stelle auch leider keine ideologische 
Zuspitzung; das ist nüchterne Realität. Daraus ergibt 
sich auch, dass wir uns mit dieser Realität noch stärker 
beschäftigen müssen, als wir das eh schon tun.

Ich möchte aber auch hinzufügen, dass es eben nicht 
nur die amerikanische Regierung gibt. Es gibt viele Kol-
leginnen und Kollegen überfraktionell, auch im US-Kon-
gress, die zu dieser transatlantischen Beziehung stehen, 
die zur regelbasierten Weltordnung stehen. Deswegen 
begrüße ich es sehr, dass jetzt eine Delegation nach Ko-
penhagen reist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wurde kritisiert, 
die Bundesregierung würde nichts tun. Ich bin sehr dank-
bar, dass Außenminister Wadephul und Vizekanzler 
Klingbeil zu Beginn dieser Woche zu politischen Gesprä-
chen in Washington waren und noch mal unseren Ansatz 
und unser Verständnis der Lage dargestellt haben.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist denn dabei rausgekommen?)

Denn was ist denn unsere Basis, was ist unsere gemein-
same Grundlage?

Wir müssen uns doch eingestehen: Wenn offen davon 
gesprochen wird, das Territorium eines anderen Staates – 
in dem Fall Grönland – erwerben zu wollen, wenn mi-
litärische Optionen nicht mehr ausgeschlossen werden, 
dann ist das eben kein einfacher rhetorischer Ausrut-
scher; das ist auch Ausdruck eines Machtspiels um Ein-
fluss, das wir sehr ernst nehmen müssen, und zugleich 
eine klare Infragestellung völkerrechtlicher Prinzipien 
und des Selbstbestimmungsrechts der Völker. Ich glaube, 
da sollten wir uns sehr stark mit Grönland und mit Re-
gierungschef Nielsen, der noch mal sehr klargemacht hat, 
was der Wunsch Grönlands ist – nämlich am Ende die 
NATO, das Königreich Dänemark und die EU zu wäh-
len –, solidarisieren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb sage ich das 
auch noch mal ganz klar hier: Die völkerrechtlichen Prin-
zipien gelten für alle. Die Sicherheit in der Arktis – das 
hat Minister Pistorius hier eben auch schon wunderbar 
erläutert – erhöhen wir miteinander als NATO-Ver- 
bündete durch Zusammenarbeit, durch gemeinsame Ver-
antwortung. Denn der Gegner an dieser Stelle für die 
europäische Friedensordnung und die transatlantische Si-
cherheit ist doch Russland, das sich dort engagiert, das 
sich dort reindrückt. Es sind auch die Chinesen; auch das 
wurde heute mehrfach illustriert. Darin liegt dann auch 
unser Ansatz. Der richtige Weg ist: Wir begegnen diesen 
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Sicherheitsbedenken gemeinsam, nicht gegeneinander. 
Indem wir als NATO Verantwortung übernehmen, ent-
ziehen wir einseitigen Besitz- und Einflussansprüchen 
die Grundlage.

Der zweite Punkt. Neben der NATO ist natürlich auch 
Europa die Lösung. Vizekanzler Klingbeil, mein Partei-
vorsitzender, hat es deutlich gemacht: Wir müssen Eu-
ropa stärken, und wir müssen das schneller und noch 
etwas entschiedener tun. Dazu gehören für mich folgende 
Punkte: Die europäische Zusammenarbeit muss noch in-
tensiver verzahnt werden. Entscheidungsprozesse müs-
sen noch beschleunigt werden, gemeinsame Fähigkeiten 
noch besser koordiniert werden. Der europäische Pfeiler 
der NATO muss politisch wie operativ noch eine Spur 
handlungsfähiger gemacht werden. Es ist aktuell an der 
Zeit, Verantwortung zu übernehmen, auch als Deutsch-
land, auch als Europa – geschlossen, verlässlich und vor 
allem souverän.

Abschließend. Die SPD ist eine Partei, die in ihrer 
Geschichte immer zur internationalen Ordnung gestan-
den hat. Für uns ist das eben kein abstraktes Konstrukt. 
Die internationale Ordnung schützt kleinere Staaten vor 
der Willkür der großen; sie schützt die Demokratien vor 
dem Recht des Stärkeren. Außenpolitisch heißt das: Wir 
werden schon wieder als aktiverer Partner wahrgenom-
men. Minister Pistorius hat gerade seine Vorstellungen 
skizziert. Ich habe gerade auch auf die Reisen von Mi-
nister Wadephul hingewiesen. Der Bundeskanzler war 
gerade in Indien. Wir zeigen Haltung, wir sind auf dem 
Platz. Ich glaube, dass wir auch als Parlament die Bun-
desregierung an dieser Stelle unterstützen sollten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeitenwende ist 
Realität. Die Frage ist nicht, ob wir reagieren; die Frage 
ist, ob wir den Mut haben, weiterhin konsequent zu sein 
und gemeinsam mit unseren Verbündeten als Deutsch-
land, als Führungsmacht Verantwortung zu übernehmen. 
Ich glaube, das ist der aktuelle Ansatz, und den sollten 
wir als Parlament mittragen.

Danke. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Boris Mijatović 

das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Boris Mijatović (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Wehr-

beauftragter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei man-
chen Reden der AfD muss ich mich doch sehr wundern. 
Ich komme mir vor wie am Vorabend von 1914. Eine 
regelbasierte internationale Ordnung ist ja kein Selbst-
zweck. Es ist kein moralischer Überbau oder ein mora-
lischer Anspruch, den wir aus reiner Langeweile nach 
außen tragen. Es ist in unserem Interesse, dass es diese 
Ordnung gibt, meine Damen und Herren, und deswegen 
müssen wir diese auch verteidigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Hubertus Heil [Peine] [SPD])

Wenn Sie am Wochenende Gelegenheit finden, bemühen 
Sie gerne Geschichtsbücher. Der Grund für diese interna-
tionale Ordnung sind bittere Erfahrungen aus zwei Welt-
kriegen. Die Vereinten Nationen fußen auf dem Gewalt-
verbot, eben weil wir gelernt haben, dass Aufrüstung an 
der Stelle zu mehr Krieg führt. Ein Verlust der Ordnung 
würde dazu führen, dass es mehr Gewalt und Kriege gibt, 
und das erleben wir gerade im Augenblick.

(Beatrix von Storch [AfD]: Deshalb sind Sie 
für die Vergrößerung der Bundeswehr!)

Bei der Verteidigung wäre mir auch recht, liebe Bun-
desregierung, wenn wir nicht nur militärisch über Ver-
teidigung reden, sondern eben auch politisch. Das ist 
mir in Ihren Beiträgen etwas zu kurz gekommen. Ich 
finde es wichtig und Herr Hardt hat es auch angespro-
chen: Ja, dann nimmt man sich zwei, drei Tage Zeit. Aber 
den Völkerrechtsbruch in Venezuela können Sie nicht mit 
dem brutalen Regime des Herrn Maduro entschuldigen, 
und Sie brauchen dafür auch nicht das Wort „Komplexi-
tät“ zu bemühen. Das ist ein glasklarer Bruch von Regeln, 
die wir uns gegeben haben, und da müssen wir aufpassen, 
dass wir nicht willkürlich werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Meine Damen und Herren, es ist aber auch nicht die 
Zeit für Nachhilfestunden, auch wenn die AfD dringend 
nachsitzen müsste. Ich glaube, es ist wichtig, dass wir uns 
die Vorteile der internationalen Ordnung noch mal vor 
Augen führen. Dazu gehört nicht zuletzt das wirtschaft-
liche Handeln. Ohne Vertrauen in Verträge, ohne Verläss-
lichkeit, ohne sich bei getroffenen Verabredungen sicher 
zu sein, dass das Gegenüber nicht seine Macht ausnutzt 
und damit davonkommt, wird es keine gedeihliche wirt-
schaftliche Entwicklung geben, auch keine sportliche, 
auch keine kulturelle. Wir sind in dieser Welt dazu ver-
dammt, gemeinsam zu handeln. Ja, das ist anstrengend; 
ich werde gleich einige Beispiele bringen. Aber wenn die 
USA die Beweise nicht vorlegen, die sie zu den Vorwür-
fen gegen den Staatspräsidenten Venezuelas haben – Ent-
schuldigung, dann ist das ein Rechtsbruch, den wir ver-
urteilen müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katrin Fey [Die Linke])

Bei dieser selektiven Auslegung können wir weiterma-
chen. Wir erleben Vereinte Nationen, die massiv unter 
Druck stehen. Ich habe es hier an diesem Pult mehrfach 
gesagt: In der humanitären Hilfe kürzen wir massiv, in 
den letzten beiden Haushaltsjahren um mehr als 50 Pro-
zent. Wir haben Strukturen wie den Menschenrechtsrat, 
wo wir in der Architektur des Systems mehr brauchen als 
nur schöne Worte. Wir brauchen die materielle Unter-
stützung. Für den Iran wurde vor drei Jahren die Fact 
Finding Mission vom Menschenrechtsrat eingerichtet, 
weil die Verbrechen dort nicht erst gestern angefangen 
haben. Die Verlängerung dieses Mandats ist die Aufgabe 
dieser Bundesregierung, und da würde ich mir mehr Ak-
tivität wünschen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Deutlich mehr!)

Das Gleiche gilt auch für andere Teile dieser Welt. Es 
muss doch in unserem Interesse sein, zu erfahren, was 
passiert, wenn so etwas wie eine Wahl in Myanmar abge-
halten wird. Das ist eine Militärjunta, die sich ihre Wahl-
bezirke zurechtbombt – das muss man so deutlich sagen –; 
diese Wahlen sind eine Farce. Wenn aber Partner wie 
Indien, wenn Partner und Freunde wie Thailand diese 
Wahlen anerkennen, dann muss uns das doch alarmieren. 
Auch da würde ich mir klarere Aussagen wünschen. 
Auch dieser Mechanismus zur Ahndung der Verbrechen 
der Militärjunta in Myanmar wird über den Menschen-
rechtsrat finanziert, und auch hier müssen wir aufmerk-
sam sein, genau hinschauen und für die Finanzierung 
sorgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich noch eine andere Organisation nen-
nen, der ich persönlich sehr verbunden bin, die wir hier 
als Bundesrepublik Deutschland vor über 20 Jahren maß-
geblich mit auf den Weg gebracht haben: Das ist der 
Internationale Strafgerichtshof. In keiner Rede habe ich 
bis jetzt gehört, dass wir uns an die Seite derer stellen, die 
dort ermitteln, die dort auf der Richterbank sitzen und die 
persönlich von Sanktionen durch die USA betroffen sind. 
Wer seine wirtschaftliche Macht missbraucht, um poli-
tisch Einfluss zu nehmen auf die Untersuchung von 
Kriegsverbrechen, dem müssen wir doch sehr deutlich 
die Frage stellen, ob er noch unser Freund sein will.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Hubertus Heil [Peine] [SPD])

Der Internationale Strafgerichtshof fußt auf dem Rom- 
Statut, fußt auf der Ahndung von Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, und genau diese Institution brauchen wir 
jetzt im Iran. Wir kriegen es aber nicht hin, diese Leute zu 
unterstützen. Ganz ehrlich, Herr Hardt, da würde ich mir 
von Ihrer Bundesregierung mehr wünschen. Sie haben 
eben danach gefragt, deswegen beantworte ich Ihnen 
das gerne.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Desiree Becker [Die Linke])

Lassen Sie mich noch einen letzten Punkt ansprechen. 
Als wenn das nicht alles schon kompliziert genug wäre: 
Wir sind in einer Welt, die noch mehr Herausforderungen 
vor der Brust hat. Ich werde jetzt aber nicht über die 
Erderwärmung reden; ich rede jetzt mal über die digitale 
Technik. Wie gehen wir denn mit KI-basierten Entwick-
lungen um? Wir brauchen die internationale Ordnung, 
um uns auch hier vor Desinformationen, vor Meinungs-
manipulation zu schützen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, hier meldet sich die digitale Tech-

nik.

Boris Mijatović (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Deswegen komme ich zum Schluss: Lassen Sie uns 

gemeinsam die internationale Ordnung verteidigen. – 
Vielen Dank, Herr Präsident.

Schönes Wochenende.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Adis Ahmetovic [SPD])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Diana Herbstreuth 

das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Diana Herbstreuth (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun-

desminister! Sehr geehrter Herr Staatssekretär! Sehr ge-
ehrter Herr Wehrbeauftragter! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Regeln allein garantieren keine Sicherheit. 
Die Debatte um die Zugehörigkeit Grönlands zeigt ganz 
exemplarisch, wie stark die internationale Ordnung unter 
Druck geraten ist. Sie ist kein Einzelfall, nein, sondern 
Ausdruck einer Welt, in der Machtpolitik auch zwischen 
Partnern wieder an Bedeutung gewinnt. Darauf müssen 
Deutschland und Europa reagieren – nicht mit Empörung, 
sondern ganz klar mit Selbstbewusstsein, mit Klarheit 
und mit strategischem Handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Für uns ist dabei ein ganz zentraler Punkt: Das Kern-
interesse Deutschlands ist ein belastbares, auf Gegensei-
tigkeit beruhendes militärisches Bündnis mit den Ver-
einigten Staaten.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, das wollen die aber nicht mehr!)

Die transatlantische Partnerschaft ist und bleibt das Fun-
dament unserer Sicherheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Peter Beyer [CDU/CSU]: So ist 
das! – Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber schon am Bröckeln gerade! 
Schlecht!)

Gleichzeitig zeigt uns der Fall Grönland: Freunde 
schulden einander Ehrlichkeit, gerade dann, wenn es 
um grundlegende Prinzipien geht, die hier infrage gestellt 
werden. Sollten die Ankündigungen von Präsident Trump 
Realität werden, dann hätte das weitreichende Folgen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, hoffentlich!)

Das hätte dann nicht nur weitreichende Folgen für Grön-
land selbst, sondern auch für Europa – und noch viel 
schlimmer: Der Zusammenhalt und die Glaubwürdigkeit 
der NATO würden darunter leiden.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Leiden? Das wäre vorbei!)
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Deutschland wird nicht schweigen, und Deutschland 
hat auch bisher nie geschwiegen, wenn es um Prinzipien 
geht, die verletzt werden, und schon gar nicht, wenn 
Völkerrecht verletzt und gebrochen wird.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was war denn dann mit Venezuela?)

Wir sprechen hier als Partner, aber nicht als Gegner. Die 
Formulierung, jemanden als Gegner anzusprechen, ist zu 
hart, und die Konsequenzen wären unausweichlich.

Die Erklärung zur Selbstbestimmung Grönlands war 
deshalb ein sehr wichtiger erster Schritt und eine ganz 
klare, deutliche Botschaft: Ja, der arktisch-nordatlanti-
sche Raum ist sicherheitspolitisch relevant, und ja, es 
liegt in unserem Interesse, den Einflussversuchen Russ-
lands und auch Chinas wirksam entgegenzutreten. Aber 
eines ist ebenso klar: Eine einseitige Landnahme Grön-
lands erhöht nicht die Sicherheit in einer Region, sondern 
das Gegenteil wird erzeugt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bestehende Vereinbarungen garantieren Schutz und 

Kooperation, und genau da knüpfen wir an – durch Ver-
lässlichkeit und partnerschaftliches Handeln. Deshalb be-
teiligt sich Deutschland an der Erkundungsmission in 
Grönland unter der Führung Dänemarks, gemeinsam 
mit Frankreich, Schweden, Norwegen, Großbritannien 
und Finnland. Unsere Beteiligung richtet sich nicht gegen 
die USA, sondern ist Ausdruck eines gemeinsamen Si-
cherheitsverständnisses innerhalb der NATO.

Zugleich gilt ohne Wenn und Aber und ohne jede Ein-
schränkung: Territoriale Integrität, Souveränität und das 
Völkerrecht sind für uns unverrückbare Grundlagen un-
seres Handelns.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber warum sagt denn der Bundeskanz-
ler es nicht? – Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Im Ernst? Da müssen Sie 
doch selber lachen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Grönland macht 
noch etwas deutlich: Wenn Europa ein ernstzunehmender 
Akteur in der neuen internationalen Ordnung sein möch-
te, dann müssen wir ganz klar benennen, wo unsere In-
teressen liegen, und wir müssen sie auch wirksam ver-
treten.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haltung braucht keine Waffen!)

Das gilt nicht nur für den Norden; das gilt genauso für den 
Globalen Süden.

Russland und China agieren dort schon seit Jahren – 
wenn nicht sogar seit Jahrzehnten – strategisch, politisch 
und wirtschaftlich.

(Zuruf des Abg. Boris Mijatović [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Europas Antwort darauf können nicht Rückzug oder Ap-
pellpolitik sein, sondern wir werden hier mit Einbindung 
und vor allem mit wirtschaftlichen Handlungsfähigkeiten 
tätig sein. Das Handelsabkommen mit den Mercosur- 
Staaten, dem der Rat der EU nun endlich grünes Licht 
gegeben hat, zeigt, wie Europa sein wirtschaftliches Ge-

wicht gezielt einsetzen kann. Ähnlich klar müssen wir 
unsere Interessen aber auch auf dem afrikanischen Kon-
tinent definieren: partnerschaftlich, aber auch strategisch.

Europa kann nur so stark sein, wie wir Mut haben, vor 
allem Mut, Verantwortung zu übernehmen.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Und wir werden mutig sein.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Dr. Alexander Wolf das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Alexander Wolf (AfD):
Verehrtes Präsidium! Meine Damen und Herren! Spre-

chen wir über Venezuela! Denn Venezuela ist ein Mus-
terfall – in verschiedener Hinsicht. Venezuela ist eigent-
lich ein reiches Land, ein unermesslich reiches Land. Es 
verfügt über die größten Ölvorkommen weltweit und war 
in den 70er- und 80er-Jahren eines der wohlhabendsten 
Länder Südamerikas – bis die Sozialisten Chávez und 
sein Gefolgsmann Maduro es unter dem Motto „Sozialis-
mus des 21. Jahrhunderts“ herunterwirtschafteten und 
zum Armenhaus des Kontinents machten.

Die Grünen haben diese Aktuelle Stunde vor allem 
beantragt, um gegen Trump zu giften und ihn einen Auto-
kraten zu schimpfen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau! – Deborah Düring [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Och!)

Wir sollten uns bei dieser Gelegenheit aber vor Augen 
führen, wie die Links-Grünen zu tatsächlichen Autokra-
ten stehen,

(Zuruf der Abg. Katrin Fey [Die Linke])
die tatsächlich Wahlen fälschen, die Medien unter ihre 
Kontrolle bringen und die Opposition verbieten.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt bin ich aber gespannt! – Boris 
Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Na, Herr Wolf, jetzt haben Sie aber einen raus-
gehauen!)

– Hören Sie gerne zu!
(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Mache ich!)
Der Erzgrüne Hans-Christian Ströbele nahm hier in die-
sem Hohen Hause seinerzeit Chávez in Schutz und be-
klagte wortreich, dass Venezuela „in die Nähe einer Dik-
tatur“ gestellt werde.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben vorhin schon 1979 bemüht! 
Das ist unanständig!)
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Die Regierung genieße „breite Unterstützung im Land“, 
so Ströbele. Als Chávez dann starb, bekundete die Grü-
nenabgeordnete Hönlinger im Deutschlandfunk wort-
reich,

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kommen Sie mal im Leben jetzt an 
vielleicht! Wäre schon gut!)

er habe sich „für die […] Schwächsten in der Gesell-
schaft“ eingesetzt. Achtung, Realität: Flucht von 8 Millio-
nen Menschen aus dem Land, Enteignungen, Verbote und 
nochmals Verbote. Das nennen die Links-Grünen also 
„sich für die Schwächsten der Gesellschaft einsetzen“.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind zwei sehr unterschiedliche 
Dinge! Das wissen Sie schon!)

Weiter damit, was die Sozialisten in Venezuela ge-
macht haben: Hyperinflation, Bargeldabschaffung, Vet-
ternwirtschaft, gelenkte Medien, ein gelenkter Oberster 
Gerichtshof und die Kriminalisierung der Opposition un-
ter dem Begriff eines „Kampfes gegen den Faschismus“.

(Zuruf des Abg. Hubertus Heil [Peine] [SPD])

Maduro hat genau das gemacht, was Sie auch hier zu 
veranstalten versuchen.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Haha!)

Ich frage mich, ob das der Grund dafür ist, dass Sie sich 
hier so sehr aufregen, dass Maduro seiner gerechten 
Strafe zugeführt wird, und ob Sie klammheimliche Fans 
seiner linksradikalen Politik sind.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, genau! – Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie sind ja ganz offensicht-
liche Fans von Herrn Putin!)

Die gelenkte mediale Berichterstattung in Venezuela 
scheint inzwischen sogar Anklang in der ehemals kon-
servativen CDU zu finden; denn anders lassen sich die 
schon thematisierten haarsträubenden Aussagen von Mi-
nisterpräsident Günther nicht erklären, der gegen die 
„Exzesse“ der Pressefreiheit wettert und kritische Medien 
zensieren und regulieren will,

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da brauchen Sie gar nicht lachen!)

um „unsere Demokratie“ zu schützen. Chávez und 
Maduro haben sich auch stets als lupenreine Demokraten 
dargestellt.

(Aydan Özoğuz [SPD]: Ja, Sie auch! – Heiter-
keit bei Abgeordneten der SPD, des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Die USA unter Trump haben schnell, effizient, aber 
natürlich auch mit schonungsloser Härte gehandelt. Das 
Interventionsverbot ist ein hohes Gut im Völkerrecht; 
aber wo es zur Anwendung kommen muss und wo es 
gebrochen wurde, darüber wird trefflich gestritten – 
fünf Völkerrechtler, zehn Meinungen. Es ist vielleicht 
auch die falsche Fragestellung; denn statt zu moralisie-
ren,

(Adis Ahmetovic [SPD]: Das ist unfassbar! Es 
gibt einen Unterschied zwischen Recht und 
Moral!)

sollten wir die hier bei Weitem wichtigste Frage stellen: 
Wo liegt unser eigenes, unser deutsches Interesse?

(Beifall bei der AfD – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Alles durch-
einanderwürfeln und Mist behaupten, das kön-
nen Sie!)

Es liegt eindeutig nicht im deutschen Interesse, wenn 
über die größten Erdölvorkommen der Welt ein korrupter, 
ein antiwestlicher Staat, der besondere Beziehungen zur 
Volksrepublik China pflegt, nach eigenem Gutdünken 
verfügen kann.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und was hat sich jetzt genau geändert? 
Was ist jetzt anders? – Adis Ahmetovic [SPD]: 
Was hat sich verändert, Herr Dr. Wolf? Was hat 
sich verändert? Und Frau Rodríguez ist eine 
Demokratin?)

Und wir sollten auch nicht vergessen – zweiter Punkt –, 
dass Chávez und Maduro eine der größten Fluchtbewe-
gungen weltweit ausgelöst haben. Ich sagte es schon: 
8 Millionen Menschen – ein Viertel der Bevölkerung – 
haben Venezuela verlassen, voller Verzweiflung über den 
„Sozialismus des 21. Jahrhunderts“, diesem Synonym für 
Staatsterror und Verelendung.

(Zuruf der Abg. Katrin Fey [Die Linke])

Diesen Menschen die Möglichkeit zu geben, wieder in ihr 
Land zurückzukehren, es wiederaufzubauen und die 
ganze Region zu stabilisieren, liegt absolut im deutschen 
Interesse.

Und nicht zuletzt liegt es im deutschen Interesse, die 
Rolle Venezuelas als Zentrum des weltweiten Drogen-
handels zu beenden, zumal dieser durch ein Regime ge-
fördert wird und wurde, welches die Präsidentenwah-
len 2024 verloren hat und dann vor Wahlfälschung 
nicht zurückschreckte, um weiterhin im Amt zu bleiben.

Wie man es auch moralisch bewerten möchte,

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Deshalb gibt es das Völkerrecht! Damit 
man das eben nicht moralisch bewerten muss!)

eines ist sicher: Die sogenannte „Bolivarische Revoluti-
on“, der pathetisch verkündete „Sozialismus des 21. Jahr-
hunderts“, hat Abermillionen Venezolaner in bitterste 
Armut und eines der wohlhabendsten Länder des Kon-
tinents in einen beispiellosen Ruin getrieben. Der Sozia-
lismus ist wieder einmal auf ganzer Linie gescheitert. 
Venezuela ist der lebende Beweis für die Stichhaltigkeit 
der alten Antinomie „Freiheit oder Sozialismus“.

Wir stehen für die Freiheit.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich habe nicht 
verstanden, was das jetzt genau mit den Grü-
nen zu tun hat!)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Adis Ahmetovic das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Adis Ahmetovic (SPD):
Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Herren! 

2026 jährt sich zum 63. Mal der historische Besuch des 
US-Präsidenten John F. Kennedy in Deutschland. Jede 
und jeder von uns verbindet diesen Besuch 1963 mit 
den Worten „Ich bin ein Berliner“ vor dem Rathaus 
Schöneberg. In der Frankfurter Paulskirche skizzierte 
der Demokrat Kennedy aber die Leitmotive amerika-
nischer Außen- und Sicherheitspolitik – ich zitiere –:

„Die Zukunft des Westens beruht auf der Atlanti-
schen Partnerschaft – einem System der Zusammen-
arbeit, der wechselseitigen Abhängigkeit und der 
Übereinstimmung zwischen Völkern, die ihre Las-
ten gemeinsam tragen und ihre Chancen in aller 
Welt gemeinsam nutzen […].“

Zitat Ende.

Das sind nicht die einzigen geschichtsträchtigen Mo-
mente mit den USA, egal ob Demokrat oder Republika-
ner. So auch US-Präsident George Bush 1989 in Mainz: 
„[…] der leidenschaftliche Wunsch nach Frieden“ für die 
Welt und damit auch für Europa. Jeder von uns weiß: 
Ohne George Bush gäbe es die Wiedervereinigung unse-
res Land nicht. Ein Erfolg dieses republikanischen Prä-
sidenten, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Es wird deutlich: Es gibt Bündnisse, die sind mehr als 
Verträge; sie sind gewachsen aus Geschichte, aus ge-
meinsamen Werten und Traditionen. Ja, wir haben über 
Jahrzehnte hinweg eine enge Partnerschaft mit den USA: 
politisch erfolgreich, wirtschaftlich erfolgreich, gesell-
schaftlich eng verbunden. Und natürlich: Wir brauchen 
sie sicherheitspolitisch. Sie hat Europa Frieden gebracht, 
sie hat Freiheit verteidigt. All das zeigt: Zusammenarbeit 
macht stärker als Abschottung. Diese wertvolle Partner-
schaft hat sich über die Generationen bewährt, auch in 
schwierigen Zeiten. Und gerade weil sie wertvoll ist, gilt 
eines ganz klar: Partnerschaft heißt nicht Sprachlosigkeit, 
Freundschaft heißt nicht Unterwerfung.

Wir erleben derzeit einen politischen Richtungswech-
sel in den USA unter Präsident Donald Trump. Ich bin ein 
Fan davon, es ziemlich klar auszusprechen: Er verfolgt 
einen Kurs, der Verlässlichkeit infrage stellt, auf Kon-
frontation statt auf Kooperation setzt und Unsicherheit 
schafft – unter Partnern und Verbündeten gleichermaßen. 
Und hier? Keiner handelt undiplomatisch, wenn man die 
US-Regierung für diesen Kurs und dieses Handeln kriti-
siert. Diplomatisch sein und Klartext reden schließen sich 
nicht gegenseitig aus.

Partner erheben keine Strafzölle gegeneinander, Part-
ner treffen keine geheimen Absprachen mit dem russi-
schen Aggressor über die Zukunft der angegriffenen 
Ukraine ohne Europa, und Partner stellen keine territoria-
len Ansprüche gegen andere NATO-Verbündete.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
All das untergräbt Vertrauen. Diese Erosion von Ver-
trauen bleibt nicht abstrakt.

Ja, wir haben heute viel über Venezuela gesprochen, 
und auch da: Die Bombardierung vom 3. Januar 2026 
war, ist und bleibt illegal. Kein UN-Mandat und Kon-
gressbeschluss. Es ist ein eklatanter Bruch des Völker-
rechts und deshalb auch heute hier Thema, weil es eine 
hochgefährliche Verschiebung der internationalen Ord-
nung ist.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja! Danke, dass das mal einer sagt!)

So wäre auch eine gewaltsame US-Annexion Grön-
lands nicht hochkomplex; es wäre ein Bruch von Recht 
und Regeln. Deshalb stehen wir als Parlament, als Koa-
lition und, wie ich hoffe, auch geschlossen als Opposition 
zusammen – die Bundesregierung hat es klargemacht – 
fest an der Seite Dänemarks und Grönlands, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Das internationale Recht ist kein Menü, aus dem man 
sich einfach mal irgendwas heraussuchen kann, was ei-
nem schmeckt. Wenn es Brüche gibt, dann sind diese 
auszusprechen. Tun wir das nicht, schaffen wir Präze-
denzfälle, die Nachahmer finden können. Trump liefert 
China Argumente mit Blick auf Taiwan, Trump liefert 
Putin eine nachträgliche Rechtfertigung für den völker-
rechtswidrigen Angriff auf die Ukraine. Und all das ist 
nicht deutsches Interesse, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

All das ist nicht europäisches Interesse.
Aber was leiten wir daraus ab? Deutschland und Eu-

ropa müssen souveräner werden, nicht gegen andere, son-
dern aus ihrer eigenen Verantwortung heraus – und das in 
einem Tempo wie noch nie zuvor. Wir müssen sicher-
heitspolitisch eigenständiger werden, den EU-Binnen-
markt stärken, digitale Souveränität gegenüber den 
USA und China erlangen und zusätzliche Bündnisse im 
Globalen Süden schmieden. Deshalb ist es ein richtiges 
Zeichen, das EU-Mercosur-Abkommen zu unterstützen 
und zu unterzeichnen.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und was passiert sonst noch so?)

Und wenn wir es hinbekommen, mit Indien sehr zügig 
das nächste Abkommen zu schließen, haben wir die 
Chance, mit Freihandelsabkommen eine Wirtschaftszone 
von São Paulo bis nach Delhi zu schaffen für 2 Milliarden 
Menschen.

(Zuruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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Das ist die richtige Antwort auf Autoritarismus und die 
richtige Antwort auf Protektionismus, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Zu guter Letzt: Ich höre hier immer wieder: Interna-

tionales Recht und interessengeleitete Außenpolitik ha-
ben nichts miteinander zu tun. – Meine Damen und Her-
ren, im ureigensten Interesse Deutschlands, politisch wie 
auch ökonomisch: Wir werden nicht wieder eine starke 
Volkswirtschaft werden, wenn es keine Regeln und 
Rechte gibt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ihre Redezeit.

Adis Ahmetovic (SPD):
Deshalb lassen Sie uns nicht die beiden Dinge gegen-

einander ausspielen. Vielmehr ist es richtig, für eine Ver-
teidigung der internationalen Ordnung einzustehen. Wir 
als SPD-Fraktion machen uns dafür stark.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Adis Ahmetovic (SPD):
Vielen Dank und schönes Wochenende.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Peter Beyer das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Peter Beyer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Herr Wehrbeauftragter! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Die regelbasierte interna-
tionale Ordnung in der Form, wie wir sie kennen und 
schätzen gelernt haben, die wir immer verteidigt haben 
und es immer noch tun und an die wir uns vielleicht ein 
bisschen zu sehr gewöhnt haben, existiert so nicht mehr. 
Wir beobachten eine steigende Dominanz eines systemi-
schen Wettbewerbs zwischen den USA einerseits und 
autoritären Regimen und Mächten andererseits, wie bei-
spielsweise China und Russland. Und wir geraten in die 
gefährliche Situation, dass wir dazwischen ein wenig 
zerrieben werden. Wie wollen wir also mit dieser Situa-
tion umgehen?

Wir mögen uns dazu entscheiden, am Rand zu stehen, 
wehzuklagen, wegzuschauen und den Großmächten 
schlechte Noten zu erteilen. Oder aber wir entscheiden 
uns dafür, aktiv mitzugestalten. Dafür ist aber Vorausset-
zung, dass

(Beatrix von Storch [AfD]: … Deutschland 
wieder stärker wird!)

Europa handlungsfähiger wird, strategischer und sicher-
heitspolitisch auch erwachsener. Das führt mich zum 
transatlantischen Verhältnis.

Das heißt für mich nicht, dass es jetzt die Stunde ist, 
sich abzukoppeln. Vielmehr brauchen wir eine belastbare 
Partnerschaft auf Augenhöhe. Auch das haben wir vorhin 
gehört, auch vom Bundesverteidigungsminister. Wir 
müssen es schaffen, uns zu emanzipieren und nicht Ab-
setzbewegungen vorzunehmen, meine Damen und Her-
ren. Dabei ist klar – und das haben Gott sei Dank einige, 
aber tatsächlich nur wenige Redner vor mir auch schon 
gesagt –, dass die Stärkung des Transatlantischen Bünd-
nisses unverzichtbar bleibt in der Zukunft für unsere und 
für die europäische Sicherheit.

Ich möchte nur kurz einen Schwenk zu Venezuela ma-
chen. Den 3. Januar des noch jungen Jahres 2026 haben 
viele Venezolanerinnen und Venezolaner als Tag der Be-
freiung empfunden, und zwar als Tag der Befreiung von 
dem Terrordiktator, der für unsägliche Menschenrechts-
verletzungen über viele Jahre verantwortlich war – na-
mentlich Nicolás Maduro –, der 8 bis 10 Millionen Men-
schen aus dem eigenen Land vertrieben hat. Das heißt 
nicht, dass ich es gutheiße, dass hier internationales Recht 
offensichtlich gebrochen worden ist. Aber der Aspekt der 
Befreiung war meiner Meinung nach hier bisher viel zu 
unterbelichtet, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist gar nicht so kompliziert! – Boris Mija-
tović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist 
eine kleine Kehrtwendung!)

Ich möchte sagen, dass Lateinamerika – also Mittel- 
und Südamerika – ein Kontinent ist, der für uns im Sinne 
regionaler Stabilität bezüglich Migration, Bekämpfung 
internationaler Drogenrouten, aber auch aus wirtschaftli-
chen Aspekten heraus – Mercosur wurde schon genannt – 
immer wichtiger wird.

Zum Nahen und Mittleren Osten: Im Iran gehen zu-
mindest Hunderttausende Menschen auf die Straßen, 
und die Zahl der vielen ermordeten Demonstrierenden 
ist sicherlich weit höher als die, die wir aus den Medien 
erfahren. Wir haben Informationen, dass sie sehr viel 
höher ist. Wir müssen diese Menschen unterstützen, nicht 
nur rhetorisch an der Seite stehen, sondern wir müssen 
auch Sanktionslücken, die es leider immer noch gibt, 
schließen und stopfen. Und natürlich müssen wir das 
auch im Gesamtkontext mit unserer Staatsräson sehen. 
Die Existenz Israels gilt es hier zu stützen; denn der 
Iran ist sozusagen ein böser Influencer in der gesamten 
Region.

Zu Grönland und zur Arktis: Ich werde am Sonntag in 
die Arktis reisen, nach Grönland, nach Nuuk, und mir 
dort einige Tage ein eigenes Bild von der Lage machen. 
Das ist immer besser, als darüber aus den Medien zu 
erfahren und hier darüber alleine vom Schreibtisch aus 
zu fabulieren. Die Arktis – und das ist ganz klar – ist für 
uns ein sicherheitsrelevanter Raum, und es ist ganz klar, 
dass die einseitigen territorialen Macht- und Besitz-
ansprüche, die wir jetzt aus dem Weißen Haus, aus dem 
Oval Office hören, so nicht stehen bleiben können. Des-
wegen ist es gut und klug, dass jetzt eine Erkundungs-
mission, auch unter Beteiligung deutscher Bundeswehr-
soldaten, nach Grönland fährt. Wir müssen darüber 
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nachdenken, ob es nicht in einem rotierenden System 
eine dauerhafte Stationierung deutscher Bundeswehrsol-
daten geben kann.

(Zuruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Schlussstrich unter das Ganze: Es ist doch auch ganz klar, 
dass die Grönländerinnen und Grönländer selber auto-
nom und sehr souverän über die Zukunft ihres Territori-
ums, ihres Landes bestimmen werden. Und das unter-
stützen wir natürlich.

Schlusssatz, Herr Präsident: Es ist gut, dass die deut-
sche Bundesregierung, allen voran der Bundeskanzler 
Friedrich Merz, seit Beginn dieser Wahlperiode im For-
mat der sogenannten E3, also zusammen mit London und 
Paris, und im erweiterten Kreis der Group of Five, also 
zusätzlich noch Warschau und Rom, die politische Füh-
rung hier in Europa übernommen hat.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Das ist jetzt ein ziemlich langer Schlusssatz.

Peter Beyer (CDU/CSU):
Deswegen sage ich: So muss es weitergehen. So wer-

den Europa und Deutschland handlungsfähiger. Glück 
auf dafür! Unsere Unterstützung haben alle miteinander.

Ein schönes Wochenende!
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, als letzte Stimme in 

dieser Aussprache hören wir für die CDU/CSU unser 
Geburtstagskind. Herzlichen Glückwunsch zum Geburts-
tag, lieber Tobias Winkler!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der AfD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der Linken)

Tobias Winkler (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Man kann sich seine Gäste nicht 
immer aussuchen,

(Heiterkeit im ganzen Hause)
aber ich bin reich beschenkt, meinen Geburtstag mit 
Ihnen verbringen zu dürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo bleibt der 
Kuchen?)

Ja, Deutschlands Rolle bei der Verteidigung der inter-
nationalen Ordnung: Die Dimension dieser Aufgabe und 
unsere Verantwortung wurden bereits mehrfach skizziert, 
zumindest von denen, die ohne Themaverfehlung gespro-
chen haben. Aber wenn wir auf die Welt blicken, müssen 
wir auch feststellen: Von den knapp 200 Staaten sind über 
60 Länder flächenmäßig größer als Deutschland. 17 Staa-
ten haben mehr Einwohner. Offenbar sind Fläche und 
Einwohnerzahl untergeordnete Eigenschaften. Die Ver-

antwortung für die internationale Ordnung erwächst aus 
der wirtschaftlichen Stärke, der militärischen Stärke und 
der Resilienz der Gesellschaften, aber auch aus den 
Bündnissen.

Wer das begriffen hat und immer noch den Austritt 
Deutschlands aus der Europäischen Union fordert, Kol-
leginnen und Kollegen der AfD, der hat bereits aufgege-
ben. Nur eine starke Europäische Union ist in der Lage, 
unsere deutschen Interessen dauerhaft zu wahren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Und ich ergänze: Die EU hat die Kraft, die internationale 
Ordnung und das Völkerrecht zu schützen und die Insti-
tutionen weiterzuentwickeln, was dringend notwendig 
ist.

Sie haben ja die Ukraine unmittelbar nach dem russi-
schen Angriff Russland zugesprochen. Und diese Woche 
habe ich gelesen: Sie rufen Grönland schon als 51. Bun-
desstaat der USA aus. Dabei unterstellen Sie den Grön-
ländern auch noch Käuflichkeit. Also, dreister geht es 
kaum.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Thomas Rachel [CDU/CSU]: Skandalös!)

Haben Sie keinen Respekt vor den Menschen, die ihr 
Heimatland verteidigen? Das sind die wahren Patrioten. 
Das sind Menschen, die mutig für ihr Land eintreten. 
Deutschland wäre verloren, wenn es sich auf Leute wie 
Sie verlassen müsste.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wer dieses Land liebt, der redet es nicht schlecht, der 
arbeitet nicht gegen die Institutionen und der befreundet 
sich auch nicht mit Vertretern von Unrechtsregimen, die 
nichts anderes im Sinn haben, als Deutschland und Eu-
ropa zu schaden. Deutschland ist nicht gedient, wenn Sie 
überall im Ausland herumjammern, wie schlecht es Ihnen 
hier geht. Das ist kein Patriotismus, das ist der jämmer-
liche Versuch, den Rockzipfel einiger Mächtiger zu erha-
schen. Das schadet Deutschland. Das schadet unseren 
Interessen. Und das ist es, was Sie falsch machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Alexander Wolf [AfD]: 
Sie verwechseln Kritik an der Regierung mit 
Kritik am Land!)

An die Grünen und an die Linken gerichtet: Ich be-
neide Sie wirklich um Ihre Weltsicht.

(Zurufe der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Ina Latendorf [Die 
Linke])

Sie gehen offenbar davon aus, die Welt funktioniere wie 
ein Rechtsstaat, das Völkerrecht sei in Stein gemeißelt 
und es gebe für alle Verletzungen von Völkerrecht or-
dentliche Gerichte und klare Sanktionsmechanismen.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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Das wäre schön, ist aber nicht der Fall. Wir sind uns darin 
einig, dass das eine bessere Welt wäre.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kann nicht Ihr Ernst sein!)

Ich würde Ihnen sogar zugutehalten, dass Sie Ihrer Zeit 
voraus sind. Ich muss allerdings auch feststellen: Wer 
seiner Zeit voraus ist, lebt eben auch nicht in der Realität.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

Wir stehen hier für Maß und Mitte. Und wir müssen 
anerkennen: Das Völkerrecht ist weit gediehen.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben das Gericht doch mit auf 
den Weg gebracht! Es waren Ihre Leute, die 
das Rom-Statut mitentwickelt haben! – Wei-
tere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Hören Sie mal zu, dann lernen Sie vielleicht noch was. – 
Das Völkerrecht ist weit gediehen; das wissen wir. Es ist 
ein Verdienst vieler, die sich über Jahre und Jahrzehnte 
dafür engagiert haben,

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

insbesondere unmittelbar nach Ende des Zweiten Welt-
krieges, mit der UN-Charta, mit der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte, den Genfer Konventionen und 
nicht zuletzt auch den Nürnberger Prozessen im Völker-
strafrecht.

Dennoch müssen wir anerkennen, dass die internatio-
nale Ordnung maßgeblich von den Staaten geprägt wird, 
die wirtschaftlich und militärisch stark sind.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau! Dafür haben wir es doch ge-
macht!)

Das muss nichts Bedrohliches haben. Deutschland gehört 
doch zu den starken Ländern – noch. Wir sind stark in den 
internationalen Institutionen.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir leisten einen der größten Beiträge in den Vereinten 
Nationen, in der OSZE, in der NATO oder in der Euro-
päischen Union. Deswegen ist es unsere Rolle und unsere 
Verantwortung, diese Institutionen weiterzuentwickeln.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist wirklich ein bisschen schizo-
phren!)

Die positive Nachricht ist: Wir haben das Zeug dazu.
Heute stellt sich also die Frage nach der Rolle Deutsch-

lands. Die Rolle Deutschlands ist hier eine führende 
Rolle. Und wenn wir sie nicht übernehmen, dann über-
nehmen andere diese Rolle. Die neuen strategischen Al-
lianzen, die wir zwischen Ländern wie Russland, Nord-
korea, Iran, China – BRIC, BRICS plus – sehen, sind 

Ausdruck der Schwäche der anderen. Wichtig ist, dass 
unsere Bündnisse stark werden, die Gutes im Sinn haben.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Deswegen ist unsere Antwort: Stärke und Einheit für die 
demokratischen Prinzipien und die Werte der Europäi-
schen Union.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen die internationale Ordnung aktiv gestalten. 
Dafür müssen wir Bündnisse eingehen, in denen wir uns 
engagieren. Dafür brauchen wir eine handlungsfähige 
Europäische Union.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann machen Sie doch einfach!)

Als solche zählen wir zu den Big Playern in der Welt. 
Dann müssen wir uns nicht verstecken, und dann können 
wir die Würde des Menschen, Frieden, Freiheit, Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit verteidigen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Später, oder was?)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Sie haben die Redezeit schon um zehn Sekunden über-

schritten. Das war mein Geburtstagsgeschenk.

Tobias Winkler (CDU/CSU):
Danke schön für dieses Geschenk. – In einer besseren 

Welt zählt nicht das Recht des Stärkeren, sondern die 
Stärke des Rechts. Lassen Sie uns gemeinsam weiter 
daran arbeiten!

Schönes Wochenende. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Peter 
Beyer [CDU/CSU]: Happy Birthday!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind am Ende der 

Aussprache.
Ich möchte, bevor Sie alle losgehen, eine kurze Bemer-

kung machen. Wir haben vorhin in der Debatte um den 
Iran von Professor Dr. Reza Asghari die persischen Sätze 
in Richtung des iranischen Volkes gehört. Ich will es noch 
mal sagen: Es hat mich sehr beeindruckt, dass sich dieser 
Deutsche Bundestag so einhellig auf die Seite der Men-
schen im Iran stellt, die sagen: Das Töten muss beendet 
werden.

Ich will es noch mal am Ende sagen: Es ist über alle 
Parteigrenzen hinweg deutlich gemacht worden, wir las-
sen nicht zu, dass das Unrecht im Iran einfach unkom-
mentiert weitergeht. Und ich will noch mal erwähnen, 
wie wunderbar es mir gefallen hat, dass wir diese Sätze 
auf Persisch gehört haben. Ich hoffe, dass es gelingt, viele 
im Iran daran teilhaben zu lassen, dass der Deutsche 
Bundestag solidarisch an der Seite der Menschen im 
Iran steht. Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)
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Die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages be-
rufe ich ein für Mittwoch, den 28. Januar 2026, 14 Uhr. 
Aber ich erinnere daran, dass an diesem Tag von 
12:30 Uhr bis 13:30 Uhr die Sonderveranstaltung zum 

Holocaustgedenken hier im Plenarsaal stattfindet. Ich 
hoffe, Sie alle auch bei der gemeinsamen Gedenkver-
anstaltung zu sehen. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ein schönes Wochenende!

(Schluss: 15:47 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Akbulut, Gökay Die Linke

Aken, Jan van Die Linke

Albani, Stephan CDU/CSU

Bauer, Marcel Die Linke

Bessin, Birgit AfD

Boehringer, Peter AfD

Brandes, Dirk AfD

Brückner, Maik Die Linke

Dietz, Thomas AfD

Döring, Felix SPD

Engelhard, Alexander CDU/CSU

Fetsch, Thomas AfD

Galla, Rainer AfD

Gauland, Dr. Alexander AfD

Goßner, Hans-Jürgen AfD

Grimm, Christoph AfD

Henze, Stefan AfD

Heveling, Ansgar CDU/CSU

Hubertz, Verena 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Jünger, Robin AfD

Kaminski, Maren Die Linke

Kappert-Gonther, 
Dr. Kirsten

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kiesewetter, Roderich CDU/CSU

Knodel, Sieghard fraktionslos

Korbach, Dr. Stefan CDU/CSU

Kramme, Anette SPD

Merendino, Stella Die Linke

Mixl, Reinhard AfD

Münzenmaier, Sebastian AfD

Nanni, Sara BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Ortleb, Josephine SPD

Otten, Gerold AfD

Polat, Filiz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Poschmann, Sabine SPD

Renner, Martin Erwin AfD

Rudzka, Angela AfD

Schäfer, Jamila 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schauws, Ulle BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Schmidt, Jan Wenzel AfD

Schuhmann, Bernd AfD

Seidler, Stefan fraktionslos

Slawik, Nyke BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Stange, Julia-Christina Die Linke

Teich, Tobias AfD

Theis, Roland CDU/CSU

Valent, Aaron Die Linke

Willnat, Christin Die Linke

Zippelius, Nicolas CDU/CSU

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung
Der Bundesrat hat in seiner 1060. Sitzung am 19. De-

zember 2025 beschlossen, den nachstehenden Gesetzen 
zuzustimmen bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen:

– Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 2026 (Haushalts-
gesetz 2026 – HG 2026)

– Gesetz zur Anpassung des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch und anderer Gesetze (SGB VI-Anpas-
sungsgesetz – SGB VI-AnpG)
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– Gesetz zur Stabilisierung des Rentenniveaus und 
zur vollständigen Gleichstellung der Kindererzie-
hungszeiten

– Zweites Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Al-
tersversorgung und zur Änderung anderer Ge-
setze (Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz)

– Gesetz zur steuerlichen Förderung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern im Rentenalter (Ak-
tivrentengesetz)

– Gesetz zur Änderung des Agrarstatistikgesetzes 
und des Agrarorganisationen-und-Lieferketten- 
Gesetzes

– Gesetz zur Änderung des Tierarzneimittelgesetzes 
und des Apothekengesetzes

– Gesetz zur Modernisierung und Digitalisierung 
der Schwarzarbeitsbekämpfung

– Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2023/2226

– Gesetz zur Überleitung öffentlicher Aufgaben bei 
Umwandlungsmaßnahmen der Deutsche Post AG 
sowie zur Änderung weiterer Vorschriften

– Drittes Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- 
und des Stromsteuergesetzes
Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung 
gefasst:

Der Bundesrat begrüßt die in dem Gesetz fest-
gelegte Verstetigung der Entlastung nach § 9b 
Stromsteuergesetz bis auf den europäischen Min-
deststeuersatz für Unternehmen des Produzieren-
den Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft.
Der Bundesrat wiederholt seine Bitte an die Bun-
desregierung, die geplanten Maßnahmen zur Sen-
kung der Stromkosten inklusive der Absenkung 
der Stromsteuer auf das europäische Mindestmaß 
für alle Verbrauchergruppen – Unternehmen wie 
private Haushalte – so schnell wie möglich um-
zusetzen. Neben der geplanten Absenkung der 
Übertragungsnetzentgelte würden hierdurch An-
reize für die Elektrifizierung gesetzt, welche zur 
Erreichung der Klimaziele in den Sektoren Wärme 
und Verkehr notwendig sind und den Verbraucher-
innen und Verbrauchern auch als Kompensation 
für die steigende CO2-Bepreisung in Aussicht ge-
stellt wurden.

– Gesetz zur Anpassung des Mindeststeuergesetzes 
und zur Umsetzung weiterer Maßnahmen

– Gesetz zur Aufhebung der Freizone Cuxhaven und 
zur Änderung 
weiterer Vorschriften

– Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2024/1174 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. April 2024 zur Änderung der Richt-
linie 2014/59/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 im Hinblick auf bestimmte Aspekte 
der Mindestanforderung an Eigenmittel und be-
rücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten

– Achtes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeug-
steuergesetzes

– Gesetz zur Änderung des Neue-psychoaktive-Stof-
fe-Gesetzes

– Gesetz zur effektiveren Ahndung und Bekämp-
fung von Straftaten im Zusammenhang mit explo-
sionsgefährlichen Stoffen

– Gesetz zur Modernisierung des Sicherheitsüber-
prüfungsgesetzes und zur Änderung beamten-
rechtlicher Vorschriften

– Gesetz zur Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten 
durch Rechtsverordnung und Abschaffung des an-
waltlichen Vertreters bei Abschiebungshaft und 
Ausreisegewahrsam

– Gesetz zur Entwicklung und Erprobung eines On-
line-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit

– Gesetz zur Durchführung der Reform und Erwei-
terung des Schutzes geografischer Angaben (Geo-
schutzreformgesetz)

– Gesetz zur Stärkung der Militärischen Sicherheit 
in der Bundeswehr

– Gesetz zur Modernisierung des Wehrdienstes 
(Wehrdienst-Modernisierungsgesetz – WDModG)

– Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans 
des ERP-Sondervermögens für das Jahr 2026 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 2026 – ERPWiPlanG 
2026)

– Gesetz zur Anpassung nationaler Rechtsvorschrif-
ten an die europäische Systematik der Wirtschafts-
zweige NACE Revision 2.1

– Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus von Geo-
thermieanlagen, Wärmepumpen und Wärme- 
speichern und zur Änderung weiterer rechtlicher 
Rahmenbedingungen für den klimaneutralen Aus-
bau der Wärmeversorgung sowie zur Änderung 
des Baugesetzbuchs und zur Änderung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes
Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung 
gefasst:
1. Der Bundesrat begrüßt, dass der Deutsche Bundes-

tag sich der vom Bundesrat formulierten Sorgen 
um die Einführung einer vorbehaltlosen baupla-
nungsrechtlichen Privilegierung von Batteriespei-
chern im Außenbereich (BR-Drucksache 665/25 
(Beschluss)) angenommen und diese neu gefasst 
hat.

2. Der Bundesrat erkennt an, dass der Deutsche Bun-
destag die bauplanungsrechtliche Privilegierung in 
Form zweier neuer Tatbestände neu regelt. Ins-
besondere ist die Aufnahme einer eigenständigen 
Privilegierung für Batteriespeichervorhaben im 
Zusammenhang mit Erneuerbare-Energien-Anla-
gen grundsätzlich geeignet, die in der Praxis auf-
getretenen Probleme zu beheben.

3. Der Bundesrat weist darauf hin, dass der Wortlaut 
in § 35 Absatz 1 Nummer 11 Baugesetzbuch da-
hingehend missverstanden werden kann, dass Er-
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neuerbare-Energien-Anlagen erst errichtet worden 
sein müssen, bevor eine bauplanungsrechtliche 
Zulässigkeit nach dieser Vorschrift angenommen 
werden kann. Dies entspricht nicht der Praxis. 
Der Bundesrat geht davon aus, dass auch eine 
parallele Genehmigung von Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen und Batteriespeichern im räumlich- 
funktionalen Zusammenhang ausreichend ist, um 
die Voraussetzungen des § 35 Absatz 1 Nummer 11 
Baugesetzbuch zu erfüllen.

4. Der Bundesrat regt ferner an, die neugefasste 
Außenbereichsprivilegierung in einem nächsten 
Schritt weiter zu präzisieren. So sollte aus seiner 
Sicht klargestellt werden, in welchem Rahmen 
Batteriespeicher in Gebieten mit Vorrangfunktion 
für die Nutzung erneuerbarer Energien zulässig 
sind. Die Vereinbarkeit mit der Vorrangfunktion 
der Vorranggebiete stellt eine Einzelfallentschei-
dung dar. Der Bundesrat hebt die Abhängigkeit 
dieser Vereinbarkeit von der Dimensionierung 
und Flächeninanspruchnahme des einzelnen Bat-
teriespeichersystems hervor und betont die Not-
wendigkeit diesbezüglich klarerer Regelungen. 
Anderenfalls bestehen Bedenken dahingehend, 
dass die vorgesehene Privilegierungsregelung 
weitgehend leerläuft.

5. Weiterhin erachtet der Bundesrat es für gebo- 
ten, die Auslegung des Kriteriums des „räum- 
lich-funktionalen Zusammenhangs“ näher zu kon-
kretisieren. Es wird darauf hingewiesen, dass aus 
der aktuellen Fassung Auslegungsfragen entstehen 
können, die geeignet sind, die Vorhaben erheblich 
zu verzögern und zu Rechtsunsicherheiten in der 
Genehmigungspraxis zu führen. Zur praxisgerech-
ten und rechtssicheren Ausgestaltung empfiehlt 
der Bundesrat, einen klaren Anknüpfungspunkt 
für die Zulässigkeit von Batteriespeichern zu wäh-
len.

6. Der Bundesrat gibt hinsichtlich des neuen Privile-
gierungstatbestandes in § 35 Absatz 1 Nummer 12 
Baugesetzbuch zu bedenken, dass unklar ist, ob 
Batteriespeichervorhaben sich in Gänze inner- 
halb des 200-Meter-Radius befinden müssen. Der 
Wortlaut der Regelung lässt eine dahingehende 
Einschränkung im Gegensatz zu der Begründung 
des zugrundeliegenden Gesetzentwurfs der Bun-
desregierung nicht erkennen. Der Bundesrat hält 
die Radius-Regelung zudem für problematisch in-
sofern, als dass in diesem Radius eine Konkurrenz 
zur nötigen Erweiterung von Umspannwerken auf-
tritt. Er bittet die Bundesregierung, die Regelung 
unter Berücksichtigung dieser weiteren Belange in 
einem zukünftigen Verfahren noch einmal zu über-
arbeiten.

7. Der Bundesrat geht davon aus, dass die Bundes-
regierung, wie vom Bundesrat unlängst gefordert 
(BR-Drucksache 665/25 (Beschluss)), zeitnah 
auch neue energierechtliche Leitplanken für einen 
stärker netzdienlich bzw. zumindest netzneutral 
ausgerichteten Speicherzubau schafft. In diesem 
Zusammenhang begrüßt der Bundesrat auch, dass 

die Bundesregierung in einem ersten Schritt be-
reits eine Verordnung zur Änderung der Kraft-
werks-Netzanschlussverordnung (KraftNAV) mit 
dem Ziel vorgelegt hat, Stromspeicher explizit 
aus dem Anwendungsbereich der Verordnung he-
rauszunehmen. Der Bundesrat betont zugleich, 
dass mit dieser Novelle der KraftNAV allerdings 
noch kein ersetzendes Anschlussregime geschaf-
fen wird, das eine Priorisierung der Anschluss-
begehren von Batterien im beschriebenen Sinne 
ermöglicht.

– Gesetz zur Umsetzung der EU-Erneuerbaren- 
Richtlinie in den Bereichen Windenergie auf See 
und Stromnetze

Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung 
gefasst:

1.  Zu § 58 WindSeeG

a) Zu Absatz 2

Der Bundesrat erinnert an seine Beschlüsse in 
den Drucksachen 371/24 (Beschluss) und 
493/25 (Beschluss) und bedauert, dass die von 
ihm vorgetragenen Erwägungen im Bundes-
tagsverfahren unberücksichtigt geblieben sind. 
Der Bundesrat fordert daher weiterhin, dass bei 
den Maßnahmen des Meeresnaturschutzes und 
der umweltschonenden Fischerei einschließlich 
Fischereistrukturmaßnahmen gemäß § 58 Ab-
satz 2 WindSeeG die Mittel in angemessenem 
Umfang für Maßnahmen im Bereich der 12- 
Seemeilen-Zone verwendet werden.

b)  Zu Absatz 3 und Absatz 4

aa) Der Bundesrat kritisiert weiterhin die seit 
dem 30. September 2025 im geltenden 
Recht vorgenommene Begrenzung der 
Meeresnaturschutz- und der Fischereikom-
ponente auf (in Summe) maximal 200 Mil-
lionen Euro pro Ausschreibungsjahr und 
ebenso, dass die darüber hinaus gehenden 
Mittel in den Jahren 2025 und 2026 als 
Transformationskomponente an den Bun-
deshaushalt fließen sollen.

bb) Der Bundesrat hat weiterhin Bedenken, 
dass durch die jetzt geltende Fassung des 
§ 58 WindSeeG die Zweckbindung der 
Mittel aus der Meeresnaturschutz- und der 
Fischereikomponente faktisch abschwächt 
ist, wodurch eine weitere Kürzung der für 
den Meeresnaturschutz und die Fischerei 
verfügbaren Mittel befürchtet wird.

cc) Der Bundesrat fordert, in § 58 Absatz 4 
WindSeeG zu regeln, dass vom Bund 
40 Prozent der dem Bundeshaushalt als Fi-
schereikomponente nach § 58 WindSeeG 
zufließenden Zahlungen aus Offshore-Ver-
steigerungen an die Haushalte der Küsten-
länder geleistet und von diesen eigenstän-
dig zweckgebunden für Maßnahmen zur 
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umweltschonenden Fischerei einschließ-
lich Fischereistrukturmaßnahmen bewirt-
schaftet werden.

Begründung:
Zu Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa 
und bb:
Die Mittel aus den nach § 58 WindSeeG zu 
leistenden Zahlungen sind gemäß Absatz 1 
(Meeresnaturschutzkomponente) zweckge- 
bunden für Maßnahmen des Meeresnatur-
schutzes und gemäß Absatz 2 (Fischerei-
komponente) zweckgebunden für Maßnah-
men zur umweltschonenden Fischerei ein- 
schließlich Fischereistrukturmaßnahmen 
möglichst in dem betroffenen Naturraum zu 
verwenden. Für eine dem Zweck entspre-
chende Verwendung der Mittel ist es zwin-
gend erforderlich, diese auch in einem an-
gemessenen Umfang für Maßnahmen im 
Bereich der 12-Seemeilen-Zone einzusetzen. 
Die Auswirkungen des Ausbaus der Off-
shore-Energie sind nicht auf die ausschließ-
liche Wirtschaftszone beschränkt, sondern 
betreffen in erheblichem Umfang auch das 
Küstenmeer, beispielsweise aufgrund der er-
forderlichen Trassenanbindungen an das 
Festland. Zudem ist dort die vom Ausbau 
der Windenergie auf See betroffene 
Fischerei ansässig und tätig. Die mittlerweile 
vollzogene Änderung des WindSeeG, ins-
besondere des § 58, gefährdet die ursprüng-
lich beabsichtigte Wirkung des Gesetzes. 
Dieses sollte die Akzeptanz des Ausbaus er-
neuerbarer Energien erhöhen, indem den Be-
langen des Meeresnaturschutzes und der 
Fischerei eine intensivere Berücksichtigung 
zuteilwird. Der Bundesrat erinnert an seine 
Beschlüsse in den Drucksachen 157/24 (Be-
schluss), 371/24 (Beschluss) sowie 493/25 
(Beschluss), mit denen bereits die mit dem 
Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 
beschlossenen Kürzungen der Mittelansätze 
aus den Versteigerungserlösen laut § 58 
WindSeeG, die für den Meeresnaturschutz 
und die umweltschonende Fischerei zur Ver-
fügung gestellt werden, kritisiert wurden. 
Die Zweckbindung wird hierbei als ein we-
sentliches Instrument betrachtet, das sicher-
stellen soll, dass der Meeresnaturschutz auch 
im Küstenmeer sichergestellt wird und die 
deutschen Fischereiunternehmen, die durch 
den Ausbau der Windenergie auf See im be-
sonderen Maße betroffen sind, bei der An-
passung an die neuen Gegebenheiten im er-
forderlichen Umfang unterstützt werden. 
Der durch den Ausbau der Windenergie auf 
See zunehmende Nutzungsdruck auf Schutz-
gebiete, die notwendige Einrichtung von 
Rückzugs- und Ruheräumen sowie die Wie-
derherstellung von marinen Arten und Le-
bensräumen betrifft neben der AWZ auch 
die Schutzgebiete im Küstenmeer. Die Mittel 

aus § 58 Absatz 1 WindSeeG sind anteilig 
für die Umsetzung entsprechender Maßnah-
men des Meeresnaturschutzes im Küsten-
meer zwingend erforderlich. Die angestrebte 
Transformation der Fischerei hin zu kohlen-
stofffreien Antrieben, die Entwicklung und 
Nutzung von umweltschonenden Fischerei-
methoden und Anpassung an die zuneh-
mende Flächenkonkurrenz kann nicht allein 
durch privatwirtschaftliche Mittel finanziert 
werden. Die Mittel aus § 58 Absatz 2 Wind-
SeeG sind anteilig zweckgebunden für die 
Förderung der umweltschonenden Fischerei 
einschließlich Fischereistrukturmaßnahmen 
in den Küstengewässern zur Verfügung zu 
stellen.

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe cc:

Nach der Regelung des Artikels 104a Ab-
satz 1 des Grundgesetzes kann der Bund 
grundsätzlich nur dort Ausgaben tätigen, 
wo er auch eine Verwaltungskompetenz 
hat; umgekehrt gilt dies auch für die Länder 
(Konnexitätsprinzip). Der Bund hat seine 
Zuständigkeiten im Bereich der Küsten-
fischerei in § 2 des Seefischereigesetzes ge-
regelt. Danach ist der Bund nicht für die 
Durchführung von Fischereistrukturmaß-
nahmen innerhalb der 12-Seemeilen-Zone 
zuständig. Die Verwaltungskompetenz für 
die Fischerei außerhalb der 12-Seemeilen- 
Zone liegt beim Bund; innerhalb der 12-See-
meilen-Zone sind nach der genannten Rege-
lung die Länder zuständig. Für die Verwen-
dung der Mittel aus § 58 Absatz 2 WindSeeG 
innerhalb der 12-Seemeilen-Zone sind diese 
anteilig den Küstenländern zuzuweisen. Mit 
dem vorliegenden Vorschlag wird daher 
eine Verteilung der über die Fischereikom-
ponente eingenommenen Mittel angestrebt, 
die der geltenden Rechtslage hinsichtlich 
der Zuständigkeiten im Bereich der Küsten-
fischerei entspricht. Darüber hinaus wird da-
rauf hingewiesen, dass es in den Ländern 
etablierte und bewährte Förderinfrastruktu-
ren gibt, um die Verausgabung der Mittel 
mit der gebotenen Schnelligkeit zu adminis-
trieren. Dabei gilt insbesondere die Nähe zu 
den betroffenen Fischereibetrieben vor Ort 
als großer Vorteil. Für eine eventuelle Kom-
bination der Mittel mit Mitteln aus dem 
Europäischen Meeres-, Aquakultur- und Fi-
schereifonds verfügen die Länder, anders als 
der Bund, über ein von der EU notifiziertes 
Verwaltungs- und Kontrollsystem.

2. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
die für Mitte nächsten Jahres geplanten Offshore- 
Ausschreibungen um ein halbes Jahr zu verschie-
ben und bis dahin eine Reform des Ausschrei-
bungs-Designs vorzunehmen.
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3. Um weitere Verzögerungen beim Netzausbau zu 
vermeiden, sollte für alle vor dem 19. November 
2023 in einem Netzentwicklungsplan bestätigten 
Vorhaben die Wahlfreiheit gewährt werden, diese 
auch nach bisherigem Recht zu genehmigen (§ 43n 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 EnWG).

4. Der Bundesrat sieht ein hohes Risiko, dass die hier 
vorgesehenen Regelungen mit dem Ziel einer Ver-
fahrensbeschleunigung aufwändig anzuwenden 
sind sowie bereits jetzt zu größerer Unsicherheit 
auf allen Seiten und damit faktisch zu weniger 
Beschleunigung führen werden. Der Bundesrat 
verweist hierzu auf seinen Beschluss in Druck-
sache 385/25 (Beschluss), insbesondere Ziffer 23 
Buchstabe c.

5. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, bei der 
Umsetzung der hier vorgesehenen Regelungen zu 
beachten und bei zukünftigen Regelungen sicher-
zustellen, dass Ausgleichs- und Kompensations-
regelungen verlässlich, angemessen und wirksam 
ausgestaltet werden. Ein unzureichender Aus-
gleich für die Meeresumwelt, zum Beispiel durch 
deutlich geringe Mindestgrenzen für Kompensati-
onszahlungen, muss angesichts des durchweg un-
zureichenden ökologischen Zustandes der Meere 
vermieden werden.

6. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, dauer-
haft sicherzustellen, dass Gebiete mit bedeutenden 
Vorkommen geschützter Arten besonders berück-
sichtigt werden. Der Schutz solch sensibler Ge-
biete bleibt notwendig, um die Biodiversität und 
ökologische Funktionsräume zu erhalten.

7. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um eine 
erneute zeitnahe Prüfung, ob bei der Ausweisung 
von Infrastrukturgebieten nicht nur die Ziele, son-
dern auch die Grundsätze und sonstigen Erforder-
nisse der Raumordnung berücksichtigt werden 
sollten.

– Gesetz zur Anpassung des Bauproduktengesetzes 
und weiterer Rechtsvorschriften an die Verord-
nung (EU) 2024/3110 zur Festlegung harmonisier-
ter Vorschriften für die Vermarktung von Baupro-
dukten

– Gesetz zu dem Fortgeschrittenen Rahmenabkom-
men vom 13. Dezember 2023 zwischen der Euro-
päischen Union und ihren Mitgliedstaaten einer-
seits und der Republik Chile andererseits

– Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 155 der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation vom 22. Juni 1981 
über Arbeitsschutz und Arbeitsumwelt sowie zu 
dem Protokoll von 2002 zum Übereinkommen 
über den Arbeitsschutz, 1981

– Gesetz zu den Änderungen vom 1. Juni 2024 der 
Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) 
(IGV) vom 23. Mai 2005

– Gesetz zu den Änderungen der Anlagen I und III 
der Vereinbarung vom 25. November 1986 über 
die Bereitstellung und den Betrieb von Flugsiche-

rungseinrichtungen und ‑diensten durch EURO-
CONTROL in der Bezirkskontrollzentrale Maas-
tricht

– Gesetz zum Investitionsschutzabkommen vom 
30. Juni 2019 zwischen der Europäischen Union 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Sozia-
listischen Republik Vietnam andererseits

– Gesetz zum Investitionsschutzabkommen vom 
19. Oktober 2018 zwischen der Europäischen 
Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
der Republik Singapur andererseits

– Steueränderungsgesetz 2025
– Gesetz zur Befugniserweiterung und Entbürokra-

tisierung in der Pflege
– Gesetz zur Anpassung des Pflanzenschutzgesetzes 

an unionsrechtliche Regelungen
Die folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, dass sie 

gemäß § 80 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen 
absehen:
Verteidigungsausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Weltraumsicherheitsstrategie
Drucksachen 21/3232, 21/3375 Nr. 8

Ausschuss für Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Elfter Bericht der Bundesregierung über die For-
schungsergebnisse in Bezug auf die Emissionsmin-
derungsmöglichkeiten der gesamten Mobilfunktech-
nologie und in Bezug auf gesundheitliche Auswirkun- 
gen  
(Elfter Emissionsminderungsbericht)
Drucksachen 21/13, 21/251 Nr. 5

Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Open-Data-Strategie der Bundesregierung
Drucksachen 19/31900, 21/1323 Nr. 3

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Zweiter Bericht der Bundesregierung über die 
Fortschritte bei der Bereitstellung von offenen Da-
ten
und
Evaluierung der Wirkungsziele des § 12a des E- 
Government-Gesetzes
Drucksachen 20/15020, 21/1323 Nr. 44

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, dass der Ausschuss die nachstehenden Uni-
onsdokumente zur Kenntnis genommen oder von einer 
Beratung abgesehen hat.

Innenausschuss
Drucksache 21/2166 Nr. A.5
Ratsdokument 12822/25
Drucksache 21/3384 Nr. A.2
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Ratsdokument 14630/25
Drucksache 21/3384 Nr. A.3
Ratsdokument 15196/25
Drucksache 21/3384 Nr. A.4
Ratsdokument 15225/25
Drucksache 21/3384 Nr. A.5
Ratsdokument 15433/25

Ausschuss für Wirtschaft und Energie
Drucksache 21/693 Nr. A.68
Ratsdokument 6595/25
Drucksache 21/693 Nr. A.69
Ratsdokument 6596/25
Drucksache 21/693 Nr. A.72
Ratsdokument 6609/25

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft
Drucksache 20/14842 Nr. A.16
Ratsdokument 16776/24
Drucksache 20/14842 Nr. A.17
Ratsdokument 16779/24

Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat
Drucksache 21/693 Nr. C.30
Ratsdokument 11503/23
Drucksache 21/693 Nr. C.31
Ratsdokument 11592/23
Drucksache 21/860 Nr. A.28
Ratsdokument 8983/25
Drucksache 21/2993 Nr. A.5
Ratsdokument 12815/25
Drucksache 21/2993 Nr. A.6
Ratsdokument 14329/25

Verteidigungsausschuss
Drucksache 21/2828 Nr. A.8
Ratsdokument 14416/25

Verkehrsausschuss
Drucksache 21/3142 Nr. A.2
Ratsdokument 15238/25
Drucksache 21/3384 Nr. A.14
Ratsdokument 14984/25
Drucksache 21/3384 Nr. A.15
Ratsdokument 15021/25
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